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Nichts geheimes, unbekannt gebliebenes enthalten dieſe Blätter. 
Bloß erinnern möchten ſie an vergangenes. Ungeduldiger als die 
flüchtige Zeit ſelbſt eilen wir durch die nie verweilende Gegenwart 
der unbekannten Zukunft entgegen. Wir vergeſſen, im ſelbſt— 
gefälligen Wahne der Ueberlegenheit, daß die Vergangenheit es iſt, 
die das Leben geſtaltet. Ihre Macht umfaßt Staaten und Ein- 
zelne; ſie übt keinen Zwang, aber ſie ſtraft Auflehnung gegen ihre 
gerechten Forderungen. Die Bedingungen, unter denen Gemein— 
weſen ſich gebildet haben, ſollen ihren Fortbeſtand ſichern; ſie müſſen 
daher richtig erkannt werden. 

Von Geſchlecht zu Geſchlecht vererbt ſich Unbeſtändigkeit in 
Anſichten und Beſtrebungen. Aus den Kämpfen zwiſchen ſchroff 
abgeſchloſſenen Meinungen geht ein unbefangenes Urtheil nicht 
hervor. Ariſtocratie und Demoeratie (ſei es ſogeheißene reine oder 
repräſentative) ſind Formen, allerdings von großem Einfluſſe, allein 
ihren Werth beſtimmt der ſie belebende Geiſt. Die allgemeine 
Anſicht unſrer Zeit perhorresciert die Ariſtoeratie. Von 1480 bis 


hi,, 


1798 dreihundert und achtzehn Jahre hat das berneriſche Gemein⸗ 
weſen ſie feſtgehalten, und dieſem Gemeinweſen giebt die Geſchichte 
Zeugniß. 

Die Erinnerung an die Vergangenheit ſoll, zu Lehre und 
Warnung, nicht vergeſſen laſſen ihre Gerichte, die Dankbarkeit 
überliefern für ihre Wohlthaten. 

Die Zukunft gehört Gott. Gedächtniß und Gewiſſen ſind 
dem Menſchen verliehen! 


Bern, 1868. 


Erſter Abſchnitt. 
Bern vor 1798. 
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Erſtes Kapitel: Das alte Bern. 


Gründung. Zweck. Zahlreicher Adel. Stolz. Kriegeriſcher Geiſt. Gemeinſchaftlicher 
Beſitz. Verwaltung. Ortsrechte. Gemeindegüter und Stiftungen. Burgerrechtliche 
Verhältniſſe. Abſchließung des Burgerrechts. Seine Geſtaltung. Patriciat. Grund⸗ 
züge des Charakters und Schattenſeiten. 

Die Eigenthümlichkeiten der vorherrſchenden Charakteranlage üben 
den größten und nachhaltigſten Einfluß auf die Schickſale der Völker wie 
der Einzelnen. In der Geſchichte Berns und in dem politiſchen Unter- 
gange dieſer Republik hat ſich ein ſolcher Einfluß bemerkbar gemacht, und 
die Uebergänge in der Geſinnung während ſiebenthalb Jahrhunderten ſind 
im Guten und Böſen in den Wirkungen fühlbar geworden. Umgekehrt 
bildet ſich hinwieder durch Wechſelwirkung der Charakter des Volks nach 
den Umſtänden, in denen es zum Werden berufen wird und fortlebt. 

Bei Erbauung vieler mittelalterlichen Städte waltete das Bedürfniß Gründung. 
des Schutzes für Handel und Gewerbe gegen die Angriffe übermächtiger 
Herren und die Streifzüge der Raubritter. Jedoch den Herzog Berch- 
told von Zähringen beſtimmten viel eher politiſche Zwecke, als er 1191 
im Uechtlande auf dem linken Aarufer auf Reichsboden !), wo (nach be— 
ſtrittenen Angaben) einige Fiſcher und Gewerke im Kirchſpiele Köniz am 
Fluſſe hausten, oder wo ein einſames Schloß auf einer von der Aare 
umfloſſenen ſchroffen Landſpitze einen ſtarken Vertheidigungspoſten anwies, 


1) Die Reichsunmittelbarkeit des Bodens, auf welchem Bern gegründet wurde, ſcheint 
daher gerührt zu haben, daß derſelbe zur transjuraniſchen Zeit eine Allode des Rudolfi⸗ 
ſchen Königshauſes war, und ſo nach der Vereinigung des zweiten Königreichs Burgund 
mit den Beſitzungen der deutſchen Könige in Kron- und Reichs-Gut übergieng. Darum 
erhielt Bern ſeine Handfeſten unmittelbar von Kaiſern, Freiburg ſeine beiden bloß von 
ſeinen Grundherren Zähringen und Alt-Kyburg. 
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eine Stadt gründete, deren Verhältniſſe wenige Jahrzehnde ſpäter der 
Kaiſer durch eine Handfeſte ordnete ?). Von ihrem Anbeginne an bot 
die Stadt dem kleinern auf ſeine Freiheit nicht wenig eiferſüchtigen Adel 
eine Wohnſtätte oder einen Anhaltspunkt dar. Ein Vorpoſten auf den 
Grenzen des eigentlichen Reichsgebiets gegen den unzufriedenen burgundi⸗ 
ſchen Adel ſollte Bern fein: ein Bollwerk in der rauhen, damals unwirth⸗ 
ſchaftlichen Gegend; die Stadt ſollte Burgdorf und Landshut, die gewöhn⸗ 
lichen Aufenthaltsorte der Zähringer in den cisrhenaniſchen Landen, mit 
Freiburg verbinden, den Aar-Uebergang und Eingang in National⸗Burgund 
ſichern. Sie war nicht beſtimmt zu einer Wiege der Künſte des Friedens, 
nicht zur Stätte des Handels. Jene Beſtimmung zog beſonders viele 
Edle an; und die während langer Zeit vielfach angefochtene Burgerſchaft 
ehrte natürlich vor andern Eigenſchaften die Waffenfertigkeit dieſes Adels, 
der, meiſt unbegütert, oft in größerer Herren Dienſten zu Krieg und Sieg 
ſich vorbereitet hatte. Die Mehrzahl des Rathes der Stadt beſtand daher 
gewöhnlich aus Edeln. Bald mußte, unter beſtändig und von allen Seiten 
wiederkehrenden Gefahren, die Angewöhnung an den Kampf gegen die⸗ 
ſelben und der feſt auf ſie gerichtete Blick die Keime ſtaatsmänniſcher 
Klugheit entwickeln. i | 

Bei einem ſolchen, ziemlich zahlreichen und in erhebender Richtung 
vereinigten Adel konnte ein großartiger Sinn heimiſch werden, der auf 
das ganze Gemeinweſen übergieng, welchem jener mit Erfolg und bald 
mit Glanz vorſtand. Dem Erwerbe durch Handel meiſt fremd, dem 
Ackerbau und kräftiger Handarbeit ergeben, zu ſtetem Kampf gerüſtet, 
war die Geſammtheit der Burger, welche das aufkeimende Gemeinweſen 
bildeten, für jenen Sinn vorzugsweiſe empfänglich. Mit dem Erfolg, 
der ihre Anſtrengungen krönte, bei dem raſchen und freudigen Aufblühen 
der jungen Stadt entfaltete ſich auch bald ein ſtolzes Selbſtgefühl. Es 
wurde von außen genährt. Verbreitete doch in aller Umgegend ſich das 
Schlagwort: „Der liebe Gott ſelbſt ſei Burger zu Bern worden.“ Wenn 
der Stolz, als Scheidewand von aller Gemeinheit, ein Volk gegen 
Schlechtigkeit und Feigheit verwahrt; wenn er, fern von Hochmuth und 
Eitelkeit, den Kern des Löblichen will und den Schein verſchmäht, ſo 
kann die rückſichtsloſe Moral wohl ihre Einwendungen erheben, allein er 
iſt ein gewaltiger Sporn. Ausgearteter Stolz, als Einbildung auf Vor⸗ 


2) Eine erſte, im Jahr 1420 noch vorhanden geweſene Handfeſte erhielt die Stadt 
inner den erſten ſieben, wahrſcheinlich vor Abfluß des vierten Jahres von Kaiſer Hein⸗ 
rich VI. nachdem Kaiſer Sigmund unterm 23. März 1415 ſie unter Vorbehalt des 
Reichsverbands zu einer „herrſchenden“ erklärt hatte. 
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züge anderer Zeiten und anderer Geſchlechter, der das eigene Verdienſt 
für entbehrlich hält, iſt ein Merkmal der Auflöſung. Jener weckt den 
Neid; dieſer ruft dem Hohn; ſolchem zu entgehen, wird des Verſtandes 
Aufgabe, wenn für jenen das Maß der Kräfte ausgetrocknet iſt. 

Kriegsgeſchrei war alſo das Wiegenlied Berns. Angefeindet ſeit ihrer Krieg. 
Entſtehung, in zahlloſe Fehden verwickelt, kämpfend um ihre Rettung vor 
drohendem Untergang, mußten die Berner beſtändig gerüſtet ſein. Bald 
wurde zur Gewohnheit, was Noth gelehrt und das bekriegte kleine Ge— 
meinweſen ward ein kriegsluſtiges. Wenn es nicht in eigener Sache zu 
kämpfen hatte — denn dies gereicht der alten Geſchichte Berns zum Lob: 
in ungerechtem Uebermuthe ward das Panner nicht entfaltet — ſo rufte 
oft ein Bundesbruder oder der verburgerte Adel (wie im langwierigen 
Rinkenberger⸗, in den Wallifer- und Mühlhauſer⸗Händeln) die Stadt zur 
Hülfe auf; und zu heilig galt des gegebenen Wortes Verbindlichkeit, zu 
feſt rechnete man auf die Wahrhaftigkeit und Begründtheit des Hülfe⸗ 
rufs, als daß man nicht eiligſt aufgebrochen wäre. 

Unter dieſem beſtändigen Ringen bildete ſich der kriegeriſche Geiſt 
aus. Täglich ſetzten Väter und Söhne das Leben ein. Muth, Behendig⸗ 
keit, Verwegenheit waren die Tugenden und Eigenſchaften, welche das 
Auge Aller auf ſich zogen. Für die Furchtſamkeit blieb kein Raum, und 
männliche Offenheit und Biederkeit giengen auf lange Zeit in den Berner⸗ 
Charakter über, letztere nicht ohne eine Zugabe von Derbheit, welche die 
Empfindlichkeit anderer weniger berückſichtigt. 

Je geldärmer die erſten Bewohner der Stadt waren, je weniger 
Zeit, Geſchick und Gelegenheit ſie hatten, Privatreichthümer zu ſammeln, 
um deſto werthvoller ward ihnen der gemeinſchaftliche Beſitz des Gemein⸗ 
weſens, an dem ſie als Burger desſelben Theil hatten. Bald erweiterte 
ſich der anfänglich ſehr beſchränkte Grundbeſitz. Schon vor 1415 hatte 
Bern als Reichsſtadt durch Kauf?) und Kampf, durch freiwillige An— 
ſchließungen und Burgrechtsverträge bedeutende liegende Güter und Herr⸗ 
ſchaften erworben, werthvoll nicht allein als Beſitzung, ſondern als weſent⸗ 
liche Vermehrung der gemeinen Kräfte. Dieſe Beſitzungen forderten frühe 
ſchon Verwaltungsſorge; und da jeder ſich dabei gewichtiger und zugleich 
ſicherer und feſter fühlte, ſo beförderten dieſe günſtigen Umſtände das 
raſche Aufleben und die Entwickelung des Gemeingeiſtes. Was mit oft 
blutiger Anſtrengung und mit ſchweren Opfern errungen und erkauft 
ward, hatte großen Werth und wurde ſorgſam gepflegt. Die durch ihr 


3) Wo es ſich darum handelte, der Stadt eine wichtige Beſitzung zu erwerben, ließen 
ſich die armen Burger die ſtärkſten Tellanlagen gefallen. 


Ortsrechte. 


Gemeinde⸗ 
güter. 


„ 


theures und köſtliches Burgerrecht enge verbundenen Berner betrachteten 
ſich als Väter in den erworbenen Beſitzungen; ſie übten eben ſo zuver⸗ 
ſichtlich das väterliche Recht, als gewiſſenhaft die väterliche Pflicht, und 
kaum wird eine andere Geſchichte das Gepräge väterlichen Waltens deut⸗ 
licher tragen, dieſes naturgemäßen, und, wie alles, was dem Gebote der 
Natur d. h. dem göttlichen Geſetze getreu zu ſein ſtrebt, ſchönen und 
ſegenreichen Verhältniſſes. Auf demſelben ruhte, ſo lange als es dauerte, 
rühmliches Emporſtreben und manche Geſchlechter hindurch eine nur zu 
ſehr beneidete Wohlfahrt. 

Mit unverkünſteltem, richtigem Blicke erkannten die Berner die 


Burgergemeinde als den Boden, auf welchem die Auhänglichkeit des 


Volkes an das öffentliche Weſen, das derſelben Schutz und Sicherheit 
gewährte, tiefe Wurzeln faſſen könne. Daher die Achtung für jedes Ortes 
Gewohnheiten, Rechte und Eigenheiten, und bei dieſer Achtung auch die 
unzweifelhafte, jeder Kraftentwicklung günſtige Gewißheit der Unantaſt⸗ 
barkeit des eigenen, zur Erhaltung aller Glieder des Gemeinweſens nöthigen 
Rechtes. Mochte die Erwerbung durch Verburgrechtung, Kauf oder Erobe— 
rung gemacht worden ſein, ſo trat die Stadt lediglich in die Rechte der 
frühern Beſitzer ein. Als Beherrſcherin erlaubte fie ſich, auch im unbe- 
deutenden Dorf nicht andere Abweichungen als begünſtigende, erweiternde 
und dankgenehme, wie z. B. die Auflöſung des Verbandes der Leibeigen⸗ 
ſchaft, aber dieſe nicht ohne Vergütung der dadurch Schaden Leidenden. 
Nicht durch Beraubung oder Herabdrücken des in glücklichern Umſtänden 
Stehenden, ſondern durch Verbeſſerung der Lage und Verhältniſſe des 
tiefer Stehenden ſuchte ſie die Rechte auszugleichen, welche unter dem 
Schutze der Obrigkeit geſichert ſein ſollten. Mit dieſem Grundſatze 
war verbunden die Sorge für die Gemeindegüter. Die Klügelei ſpäterer 
Staatswirthſchaft“) hat freilich die Gemeindegüter als hemmend 
für die freie Entwickelung dargeſtellt, als ein Ruhepolſter der Trägheit 
verdammt — man darf wohl glauben, nicht ohne ſelbſtſüchtige Fiskal⸗ 
abſichten —. Allerdings mag der Vorwurf nicht ungegründet ſein, daß 
nach langer Ruhe und durch die Angewöhnung der Genüſſe ſpäterhin das 
Beſitzen mehr zum Zwecke erhoben wurde, ſtatt ein Mittel zu bleiben; 
daß die Sparſamkeit, urſprünglich geboten durch die Noth, dann befördert 
durch makelloſe Treue in der Verwaltung eines Gutes, das eine Genera⸗ 
tion nach der andern bloß als ein anvertrautes betrachtete, zu weit ge- 
trieben wurde, als andre Zeiten veränderte Richtungen erfordert hätten, 


4) Liegt es in dem Begriffe ſelbſt, daß demſelben nicht ein edlerer Ausdruck gegeben 
werden konnte? 


. 


und daß unter derſelben der großartige Sinn der Begründer des Berner 
Gemeinweſens ſeine Lebensfriſche einbüßte. Doch ſind Eigenthum und 
Beſitz Grundbedingungen jedes ſocialen Verhältniſſes und jede Erſchütte⸗ 
rung dieſer Grundbedingungen verkündet einen krankhaften Zuſtand. 
Gemeinſchaftliche Beſitzungen ſetzen dem für ein Gemeinweſen tödt⸗ 
lichen Egoismus des ganz vereinzelten Reichthums eine Schranke; ſie 
bilden ein natürliches Band, das allerdings nicht vor jedem Mißbrauch 
ſchützen kann, jo wenig als ja in der Wirklichkeit die engſten und heiligſten 
Bande der Menſchheit das unbewahrte oder rohe Gemüth zu feſſeln ver⸗ 
mögen. Jene Sorge erſtreckte ſich ſpäterhin auf ähnliche Inſtitute, denen 
das Bedürfniß der Verſchmelzung vereinzelter Intereſſen in ein gemein⸗ 
ſames zum Grunde lag. Zu Darbringung von Opfern für ihre Stiftung 
und Begründung fand der Einzelne ſich um ſo bereitwilliger, als er des 
Schutzes für die Zukunft zum Wohle ſpäterer Nachkommen ſicher war. 
Daher die ausgezeichneten Inſtitute für Kranke und Arme, und in ſpätern Spitäler. 
Zeiten die Familienkiſten, beſtimmt, dem Verſinken einmal empor ge⸗ 
kommener Geſchlechter vorzubeugen, deren Verarmung dem Gemeinweſen 
aus nützlichen Gliedern gefährliche Feinde ſchafft. 

Eine weitere, ſehr bedeutende Wirkung dieſer Verhältniſſe erzeigte Familien. 
ſich in dem Beſtreben der Berner Familien, ſich an der Regierung zu 
erhalten und den Dienſt oder das Amt im öffentlichen Leben jedem andern 
Berufe vorzuziehn. In dem Adel fand die Stadt in ihren bedrängten 
Umſtänden die bereitwilligen und glücklichen Führer, um welche die Ge— 
noſſen ſich ſchaarten. Die Gefahren erheiſchten raſche Entſchloſſenheit von 
oben, zutrauensvollen Gehorſam in dem Haufen. Jene erwarben ſich 
des Sieges Krone, die Achtung und Ehre, und alſo ausgerüſtet wurden 
die, jo man zu Führern in der Noth für tauglich hielt, auch die Häupter 
des Gemeinweſens. Hatten alſo in andern Städten des Mittelalters 
deutſcher und wälſcher Zunge große Kaufherren, welche des Ueberfluſſes 
Füllhorn auf ihre Stadt auszugießen Macht und Willen beſaßen, die als 
Beförderer von Kunſt und Wiſſenſchaft unvergeßliche Dienſte leiſteten, und 
mit fürſtlicher Freigebigkeit ihre Mitbürger ausſtatteten mit großartigen 
Denkmälern und Anſtalten, den größten Auſpruch auf Dankbarkeit und 
Anſehen; ſo wieſen die Umſtände den Bernern eine ganz verſchiedene 
Richtung an. Mußte dort im vereinzelten Beſtreben, ſeine Vermögens⸗ 
umſtände über diejenigen ſeiner Umgebungen zu erheben, das Mittel 
künftiger Ueberlegenheit liegen, fo gieng es hier aus vom frühen Antheil 
am Gemeinweſen, und dieſes forderte lange Jahre hindurch mehr Opfer, 
als es Vortheile bot; daher denn auch zu jener Zeit, als jeder Fleißige 
wußte, daß das Handwerk „einen goldenen Boden“ habe, die Bürger 


Burgerrechte. 
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gerne dem Adel überließen, was ihnen keine Vortheile gewährte, und 
wozu fie dieſen ſelbſt für geeignet anerkannten ). Natürlich bildeten die 
Väter zu ihrem eigenen Berufe heran, die ihnen am nächſten ſtanden. 
Angejehenere Bürger mußte man durch ſtrenge Verordnungen zwingen, 
Aemter zu übernehmen, welche ſpäterhin ein Gegenſtand feindſeliger Be⸗ 
neidung wurden. Bei einigen Beamtungen bedrohte die Leiſtung (Ver⸗ 
bannung ohne Abbruch der Ehre), bei andern eine Buße denjenigen, 
welcher die Annahme verweigerte. Dieſe Buße dauerte fort bis zum Jahr 
1798 durch die ſehr häufige „Erlegung des Goldguldens“, nach welcher 
man einen Wahlvorſchlag — zwar nicht in allen Fällen — ablehnen 
konnte. ). 

Nachdem das Gemeinweſen bedeutende Erwerbungen 1 auch 
nach der Kirchentrennung im ſechszehnten Jahrhundert viele Beſitzungen 
aufgehobener geiſtlichen Stiftungen an ſich gezogen, und bei anwachſender 
Bevölkerung und größerem Verkehr der Werth der meiſt in Lebensmitteln 
ausgeſetzten Benefizien der Beamtungen ſich beträchtlich erhöht hatte, war 
es ziemlich natürlich, daß die gleichen Geſchlechter, welche von Vater auf 
Sohn (man vergleiche die Jahrzeitbücher) des Tages Hitze getragen, 
deren Namen mit der Stadt von Anbeginn an gleichſam verwachſen 
waren, ſich in den Stellen erhielten und zwar um ſo eher, als ſehr frühe 
ſchon die allgemeine Richtung der Gemüther und derſelben gemäß ſpäter 
auch die Verfaſſung ſelbſt hierzu mächtigen Vorſchub leiſtete. 

Das Leben einer Stadt hat eben ſo wenig in ihren Thürmen und 
Mauern ſeine Quelle oder ſeinen Sitz, als das des Mannes in ſeinem 
Kleide oder ſeiner Wehr. Berns Burgerſchaft war von der Hand⸗ 
feſte hinweg das Gemeinpeſen, welches als Reichsſtadt begründet, mit 
Selbſtherrlichkeit unter dem Reichsverband ausgeſtattet, als das achte 
Ort gemeiner Eidgenoſſenſchaft hochdeutſcher Lande, unter den freien 
Staaten Europas lange als „Stadt“ dann als „Stadt und Republik“ 
Bern bekannt geworden. 

Als man trachten mußte, wehrhafte Bewohner der Stadt herbei⸗ 
zuziehen, ward Burger, d. h. Antheilhaber an Wald und Weide der Ge⸗ 
meindgüter und an allen Berechtigungen eines Berners, in Leitung ge- 
meiner Angelegenheiten und zum Schutz des Gemeinweſens Jeder, der 
in der Stadt ein Haus beſaß (deſſen Breite ſpäter auf wenigſtens zwölf 


5) Man leſe noch zur Zeit des Twingherrenſtreites Sekelmeiſter Fränklins Rede. 


6) Auch in der kurzen Epoche zwiſchen Aufhebung der Mediationsakte und der Re⸗ 
viſion der Verfaſſung (in den Jahren 1814 und 1815) ward der e oder Los⸗ 
kaufspfenning noch erlegt. 
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Fuß beſtimmt war), ihren Geſetzen gehorchte, dem Stadtpanner folgte und 
alle gemeinen Laſten tragen half. Das Burgrecht wurde aber auch Edeln 
oder Leuten freien Standes eröffnet“), welche außerhalb der Stadt wohnten, 
derſelben jedoch für die gemeinen Bedürfniſſe den „Udelzins“ entrichteten 
und zu dem Panner ſchwuren; ſie hießen „Ußburger“ (äußere Burger). 
Auch ganze, freie Corporationen, Städte, Landſchaften und Klöſter konnten 
ſich auf ſolche Weiſe mit der kräftigen Stadt verburgrechten (wie z. B. 
Interlaken, Welſchneuenburg, Saanen), ſei es auf eine beſtimmte Zeit 
oder auf „ewig“. 

In den Erwerbungen, welche Bern machte, trat es an die Stelle Unterthanen. 
der frühern Herren; die Leute wurden ſeine Unterthanen und ſtanden 
gegen die Stadt in den gleichen Verhältniſſen, in denen ſie zu ihren 
frühern Herren geſtanden waren. Treue Sorge und Gerechtigkeit ſöhnten 
ſie ſehr bald mit dieſem neuen Verhältniſſe ſelbſt dann aus, wenn die 
frühern Bande ſich in Anhänglichkeit befeſtigt hatten. Meiſt beförderte 
die zuverſichtliche Erwartung der Vorzüge des Bernergemeinweſens ſolche 
Erwerbungen durch williges Uebergehen zu demſelben. 

Das Burgerrecht von Bern war alſo urſprünglich ein perſönliches, 
freies, ſehr leicht zugängliches, weil beſchwerliches. Bei zunehmender 
Macht und Reichthum der Stadt wurde dasſelbe werthvoller, die damit 
verbundenen Laſten leichter, die Vorzüge bedeutender. So wurde es aus 
einem perſönlichen und örtlichen Verhältniſſe allmälig ein erbliches, und 
ſchloß denn auch nach und nach ſich ab. Die Genüſſe desſelben ſolchen 
zu ſchenken, welche deſſen Laſten nicht mitgetragen, beſtand keine Ver⸗ 
pflichtung; unbillig ſchien es, fie denjenigen zu entziehen oder zu ſchmäh⸗ 
lern, deren Väter ſie erworben hatten. Nicht ungerecht, allein unpolitiſch, 
wenn man das endliche Ergebniß in's Auge faßt, wurden manche Ver— 
hältniſſe auf ſolche Weiſe weſentlich verändert. Wie z. B. anfänglich 
Burger ward, wer in der oft gefährdeten Stadt ſich anſiedelte, ſo konnte 
ſpäter, da die Eigenſchaft eines Burgers als ein erworbenes Recht von 
Vater auf Sohn ſich vererbte, in der ſouverainen, geachteten und mäch- 
tigen Stadt nur derjenige ein Haus eigenthümlich erwerben, der jene 
Eigenſchaft bereits beſaß s). Die äußern Burger hingegen unterließen 
ihre Leiſtungen und verzichteten dadurch auf das Burgerrecht, als das 
Anſehen der Republick und die Vorſorge der Regenten allen Augehörigen 


7) Wohl auch eigenen Leuten anderer Herren, worin eine der Veranlaſſungen zum 
Kriege lag, der bei Laup en ausgefochten wurde. 

8) Ein im XIV. Jahrhundert gültiges Geſetz verordnete, daß, wer in den Rath 
gewählt werde, und des Bürg errechts noch nicht genoß ſei, ſich dasſelbe innerhalb Jahr 
und Tag erwerben ſolle. 
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diejenige Sicherheit verſchaffte, welche früher im engen, freiwilligen Zu⸗ 
ſammenhalte geſucht werden mußte. 

Die Kriege, und noch mehr als dieſe die peſtartigen Krankheiten, 
welche in den verfloſſenen Jahrhunderten öfter wütheten, ſo wie ſchon 
an ſich der natürliche Verlauf wirkten mächtig zur Abnahme der Burger⸗ 
korporation, auch abgeſehen von Vorwürfen über Luxus und Sittenver⸗ 
derbniß, welche nicht ungegründet erhoben worden ſind, allein oft über⸗ 
trieben, inſofern als dieſe Wahrzeichen innern Verfalls im Verhältniſſe 
zu andern Städten nicht des Auslandes allein, ſondern auch in der 
Schweiz erwogen werden. Oefter mußten, der Abneigung gegen neue 
Antheilhaber ungeachtet, beſonders nach den Verheerungen durch Krank— 
heiten um das Gemeinweſen im Gange zu erhalten, zahlreichere Auf- 
nahmen in die Burgerſchaft vorgenommen werden. Jene Abneigung ver⸗ 
mehrte ſich im gleichen Verhältniſſe, in welchem die Gefahren ſich ent⸗ 
fernten, und man ſich je länger je mehr an ruhigen Genuß gewöhnte. 
Sie trat um ſo ſchroffer hervor, als der Sinn zu höhern Betrachtungen 
der Politik weniger geeignet war; am entſchiedenſten bei denjenigen, die 
einem größern Wirkungskreiſe am fernſten ſtanden. Die allen Mitgliedern 
der landesherrlichen Corporation zuſtehenden Rechte auf freie Anſiedelung, 
Jagd und Fiſcherei im ganzen Gebiete des Gemeinweſens, auf Haus⸗ 
beſitz und Weinhandel in der Stadt, waren für dieſe die Gegenſtände 
eiferſüchtiger Ausſchließlichkeit. Zu denſelben geſellte ſich die Anwartſchaft 
auf kleine Beamtungen, und der Mitgenuß an Feld und Wald und andern 
eigentlichen Burgergütern. Erſt um das Jahr 1680 wurde das Burger⸗ 
recht von Bern förmlich abgeſchloſſen; ungefähr hundert Jahre ſpäter, 
und nachdem wiederholt jede neue Burgerannahme auf Jahre hin unter⸗ 
ſagt worden, mußte die Regierung geſetzlich der weitern Verminderung 
der bis auf 228 Geſchlechter und ungefähr 2200 Köpfe herabgeſunkenen 
Burgerſchaft dadurch vorzubeugen trachten, daß ſie feſtſetzte, alle außer⸗ 
ordentlichen, zu Belohnung geleiſteter Dienſte oder als Ehrenbezeigung 
ertheilten Aufnahmen vorbehalten und nicht inbegriffen, ſollten jeweil, 
wenn die Zahl der Geſchlechter auf 235 herabſinken würde, drei neue, 
zwei aus deutſchen und eines aus wälſchen Landen in dieſelbe aufge⸗ 
nommen werden. Weiter jedoch als auf 250 ſtieg die Anzahl der burger⸗ 
lichen Familien nicht mehr. Dieſe geringe Zahl trug zur Schwächung 
der ſouverainen Gewalt vieles bei. Die Burgerſchaft ſtand unter den 
vierhunderttauſend Landesangehörigen viel einſamer da, als gut war; der 
vorherrſchende Geſichtspunkt wurde enger und beſchränkter, das Leben 
weniger friſch, die Zahl brauchbarer oder wenigſtens diejenige hervor⸗ 
ragender Männer geringer; der Sporn ſchwieriger Auszeichnung mangelte 
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nicht ſo wohl für die höchſten Stellen als für die vielen. Bei der 
Geſammtheit beförderte äußere Sicherheit unter ſolchen Umſtänden um 
ſo mehr eine ehrbare, gemüthliche Richtung zu ſorgſamem treuen Haus⸗ 
halte, ſtatt des kühnen, großartigen Blickes, der kecken und rühmlichen 
Entſchloſſenheit, welche in der frühern Bernerwelt den Führern Zutrauen 
verſchaffte. 

Bern kannte nur Ein geſetzliches Burgerrecht (die Ewigen Einwohner 
beſaßen ein blos unvollkommenes). Nicht die dreierlei Quiriten des alten 
Roms: Patrizier, Ritter und Plebejer; nicht das doppelte (geheime und 
gemeine) Burgerrecht der Schweſterſtadt Freiburg im Uechtlande erkennen 
die berniſchen Einrichtungen. Seit der Mitte des ſiebzehnten Jahrhun⸗ 
derts theilte ſich die bleibende Einwohnerſchaft der Stadt in regiments-Regiments⸗ 
fähige Burger, ewige Einwohner und Inſaßen. Die regiments⸗ fähige. 
fähigen Burger, ſchon von Alters her eingetheilt in „Zünfte“ oder, nach 
dem nähern Bernerbegriffe und Sprachgebrauch, in „Geſellſchaften“ — 
deren 1798 noch dreizehn waren — bildeten geſetzlich eine einzige Claſſe; 
das Verzeichniß derſelben wurde ohne andere Rückſichten auf Stamm oder 
Alter in alphabetiſcher Ordnung geführt. Ausſchließlich aus derſelben 
mußte die ſouveraine Gewalt der Republick gewählt werden. 

Die ewigen Einwohner, entweder anerkannt als ſolche, nach langem Ewige 
ununterbrochenen Sitze, oder abgeſtammt von ehemaligen Ausburgern, Einwohner. 
welche das Burgerrecht verabſäumt hatten, oder Burger, die einen Balken 
im Wappenſchilde führten, hatten alle Burgernutzungen und mit Aus⸗ 
ſchluß des politiſchen alle Rechte der Burger (nur nicht dasjenige des 
Weinverkaufs im Kleinen, wenn ſie nicht ein eigenes Wirthſchafsrecht 
beſaßen); ſie waren auf den Geſellſchaftsrödeln eingeſchrieben. 

Die Inſaßen oder Hinterſaßen endlich waren ſolche Landesangehörige Inſaßen. 
oder Fremde, welche in der Stadt keinerlei Rechte beſaßen, ſondern die 
um ihres beſſern Fortkommens willen ihren Wohnſitz in derſelben auf- 
ſchlagen wollten, und bei guter Aufführung die Bewilligung dazu exrhal- 
ten hatten. 

Jede Gemeinde des Kantons hatte ebenſo ihre Burger und Ein— 
ſaßen: natürlich aber drängten ſich Einſaßen mehr der Hauptſtadt zu 
als andern Gemeinden. 

Ungeachtet dieſer einfachen und deutlichen Beſtimmungen ſchied den- Patriciat. 
noch die Gewalt der Gewohnheit und der Meinung die Burgerſchaft 
wie zuerſt in Adeliche, Große und Mindere !), und ſpäter und verderb— 


9) In den erſten Jahrhunderten findet man gewöhnlich im Rath „Edle und Groß— 
burger“; in den CO weniger Edle und Großburger, viele Kleinburger, vielleicht aber 
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licher, in die zum Patriciat und die nicht zu demſelben Gehörige. Der 
Unterſchied zwiſchen Adel, Groß- und Kleinburgern machte ſich ſchon an⸗ 
fänglich bemerkbar. Die Edlen oder Herren beſaßen Land und Leute; 
die Großburger lebten in der Stadt in größern, bedeutenden Gewerben, 
die Kleinburger !“) in mindern Handwerken. Jenen fiel vornehmlich die 
Laſt der Stadtverwaltung zu. Unter den erſten im Hornung 1295 !)) 
erwählten CC kommen wenige Namen vor, die ſich auch im Rath oder 
in den XVI fänden 2). Allmählig und bei der ſpätern Wahlart konnte 
hingegen Niemand mehr in den Rath oder in die XVI gelangen, als 
von den CC aus. So bildete ſich nach und nach durch eine, Generatio⸗ 
nen hindurch ununterbrochene, Berufung in die Regierung von Männern 
aus den gleichen Geſchlechtern, durch die Verbindung ſolcher Geſchlechter 
mit dem urſprünglichen Adel im nämlichen Lebenskreiſe und durch ihre 
Aſſimilation mit demſelben durch Heirathsverbindungen und im gewöhn⸗ 
lichen Umgang ein faktiſches Patriciat. Die urſprünglichen adelichen Ge⸗ 
ſchlechter erlofchen 13); viele Großburgerfamilien ſtiegen empor, und er⸗ 
warben Grundbeſitz und Gerichtsbarkeiten. So wurde die Grenzlinie 
zwiſchen denſelben verwiſcht, aus beiden entſtand eine einzige, nur in der 
öffentlichen Meinung von den weniger einflußreichen Geſchlechter geſchiedene 
Claſſe; der ältere Adel verſchmolz ſich, da er nicht mehr zahlreich genug 
war die alte Adels-Claſſe als ſolche zu erhalten, mit den ſpäter adelich 
gewordenen Burgergeſchlechtern und den Großburgern. Die ſchroffe Aus— 
ſcheidung des Patriciats fällt wenigſtens eben ſo ſehr ſeinen von demſel⸗ 
ben ſich lostrennenden Neidern und Feinden, als ſeiner eigenen, ihm, 


und wahrſcheinlich wurde der im Sprachgebrauch übliche, aber nicht begründete Unter⸗ 
ſchied zwiſchen „Groß- und Kleinburger“ eben daraus hergeleitet, daß die gewöhnlich 
in die Regierung Berufenen auch die Angeſehenſten waren. 

10) Geringere Burger oder Handwerker, denen man wegen der Zeitverſäumniß einen 
Plappart Sitzgeld beſtimmte. 

11) Der Schirmbrief iſt datiert vom Donnerſtag nach Septuageſimä 1294. Im 
Bisthum Lauſanne, zu dem Bern gehörte, wurde damals nach dem Incarnations⸗Jahr 
gerechnet; das Jahr begann mit Mariä Verkündigung oder mit Oſtern; die fünfte 
Serie nach Septuageſimä des Incarnations⸗Jahres 1294 fiel daher mit dem 3. Hor⸗ 
nung 1295 zuſammen. Gewöhnlich wird der Schirmbrief in das Jahr 1294 geſetzt. 

12) Die Münzer, zem Ofen. Ob die von Seedorf, von Krauchthal, von Kramburg, 
in den CC zu den adelichen Familien, die ſich jo nannten, gehört, iſt nicht erörtert; 
ſie können nach dem Orte ihrer Herkunft bezeichnet ſein. Uebrigens waren die Kram⸗ 
burg nobiles, von hohem Adel; die Seedorf und Krauchthal nicht rittermäßig. 

13) Unter der einheimiſchen ältern Burgerſchaft gehören nur noch fünf Geſchlechter 
zum alten Adel; die Bonſtetten, urſprünglich nobiles, die Erlach, Hallwyl, Mülinen 
und Luternau, urſprünglich Minifterial- Adel. 
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nicht ohne Grund, aber mit übertriebener Bitterkeit vorgeworfenen Aus⸗ 
ſchließlichkeit (worauf noch unten zurückzukommen Gelegenheit ſich darbie— 
ten wird) zur Laſt, und in derſelben muß eine der entſcheidenden Urſachen 
des Sturzes der Republik geſucht werden. In der Verfaſſung war der 
Begriff eines in der Burgerſchaft ausgeſchiedenen Patriciats nicht ge- 
gründet: er bezog ſich vielmehr auf Ranganſprüche nach Außen, nachdem 
alle Adelsberechtigungen im Innern aufgehoben waren (mit einzigem 
Vorbehalt des Vorſitzes der ſechs Geſchlechter im Rathe). Auf die Be⸗ 
nennung als Patricier machten zuerſt im Laufe des XVII. Jahrhun⸗ 
derts etwa dreißig angeſehene Geſchlechter Anſpruch; ſpäter alle diejenigen 
Geſchlechter, welche in langer Zeitfolge im Großen Rath erſchienen, und 
in der Mitte des XVIII. Jahrhunderts unterzeichneten ſich die gegen die 
Wahlformen klagend auftretenden Burger als Patricier der Stadt Bern. 

In dem Urſprunge dieſes Patriciats, inſofern die Benennung eine 
erworbene Stellung bezeichnete, lag nichts unrechtes, nichts unnatürliches; 
geleiſtete Dienſte, errungenes Anſehen, gewonnenes Zutrauen waren die 
Grundlagen desſelben; ohne Anſpruch auf ein angeerbtes Recht beruhte 
ſeine Ausbildung und ſeine Fortdauer auf der Erinnerung an erworbene 
Verdienſte einerſeits, andererſeits auf dem Bewußtſein der, mit einem 
großen moraliſchen Erbe übernommenen, Verbindlichkeiten und der Schul⸗ 
digkeit ſie zu erfüllen. Das Beſtreben, ſich auf einem ehrenhaft errun⸗ 
genen Standpunkte zu erhalten, auf deſſen Erreichung keine Makel haftet, 
iſt ein natürliches und löbliches. Das Patriciat verdankte ſeine lange 
Fortdauer ohne geſetzliches Vorrecht der, zu äußerer Unabhängigkeit nöthi⸗ 
gen, Erhaltung mäßiger Glücksgüter, der Brauchbarkeit der Mehrheit 
ſeiner Glieder, den vorzüglichen Eigenſchaften Einzelner. Es unterlag 
nicht ſowohl den Fehlern und Mißgriffen anderer Glieder desſelben, als 
einem gänzlichen Umſchwunge der Anſichten über öffentliche Verhältniſſe 
und den Angriffen eines Haſſes, der in den Fällen am bitterſten ſich 
äußerte, wo die ungerechteſten Urſachen ihm zu Grunde lagen. Eine 
Haupturſache ſeines Verfalles wurde endlich die Veräußerung des Grund— 
beſitzes durch die Glieder jener Claſſe und ihr Zurückziehen in die Haupt⸗ 
ſtadt. Ihr Einfluß auf dem Lande ſank mit ihrer eigenen Betheiligung 
an ſeinen Intereſſen. Mit dem Rückzug der Herren in die Stadt ver- 
loren die Landſchaften das Gefühl ihrer moraliſchen und thatſächlichen 
Repräſentation in den Räthen, der natürlichſten und vortheilhafteſten; 
und die Regierung büßte an praktiſcher Einſicht ein, was Theorien, Dok— 
trinen und Syſteme nicht erſetzen. Im Twingherrenſtreit und im Burger— 
lärm ſtand das ganze Land auf der Seite der Herren, weil es ſie kannte 
und würdigte. Später genügte jeder Fehler und Mißgriff zu Darbietung 
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geſuchter Vorwände. Die auf keiner geſetzlichen, leiner rechtlichen und 
ſogar auf keiner beſtimmten Scheidlinie beruhende Ausſcheidung von einem 
Viertheil oder Fünftheil der Burgerſchaft hat als Zunder zu Zerſtörung 
der Verhältniſſe gedient, welche Jahrhunderte hindurch Stadt und Land 
beglückten. 

Faſſen wir die Grundzüge des öffentlichen Charakters Berns zu⸗ 
ſammen, wie er ſich nach den anfänglichen Schickſalen des Gemeinweſens 
im Innern desſelben ausgebildet hat, ſowie man ihn auch in den größern 
öffentlichen Werken und Einrichtungen ausgeſprochen findet, ſo zeigt ſich 
unverkennbar wohlbedachte, offen hervortretende väterliche Abſicht, groß⸗ 
artige, ſelbſt ſtolze Anlage, nachhaltige Dauer, Verſchmähung des gefäl⸗ 
ligen Scheins, einfache, aber ernſte und auf freundliche Formen wenig 
verwendende Ausführung und ſtrenge, ſparſame Ordnungsliebe, mit dem 
Bewußtſein über größere Mittel verfügen zu können und daher auch 
unternehmender Geiſt. 

So wie die Verhältniſſe, unter denen Bern entſtand, auf den öffent⸗ 
lichen Charakter eigenthümlich einwirkten, ſo äußerte ſich hinwieder ihr 
Einfluß und derjenige der Führer des Gemeinweſens auf feine Angehö⸗ 
rigen. Schon die erſten Waffenthaten Berns verkündeten, bei ungleichem 
Ausgange, einen Muth, eine Entſchloſſenheit und eine Kraft, die Achtung 
geboten und Vertrauen erweckten. Bald fanden diejenigen, die der Stadt 
Herrſchaft anerkannten, bei einer eben ſo verſtändigen als wohlthätigen 
Beachtung aller eigenthümlichen Rechte und Einrichtungen, eine gerechte 
und kräftige Leitung. Gehorſam im Zuzuge und für allgemeine Leiſtungen 
wurde ſtreng aber ohne Willkühr gefordert, während der Stadt Schild 
vor Schädigungen und Beleidigungen ſicherer als ein anderer ſchützte. 
Durch die That, durch die Richtung der Beſtrebungen im Bewußtſein 
ehrbaren Willens begründete von Alters her Bern das Vertrauen und 
die Treue ſeines Volkes. Hingegen gab es ſelten einen undankbarern 
Boden für die Erzeugung der Eigenſchaften, welche man populär heißt; 
der glatte Schein, die höfliche Rede, die Herablaſſung ſogar, welche ſo 
oft ſtatt der treuen Sorge dargeboten werden, waren eher Ausnahme als 
Regel. Es geſtaltete ſich daher die Anhänglichkeit des Volkes mehr aus 
dem Verſtande als aus dem Gefühle, und hinwieder wurde auch im 
Volkscharakter Verſtand mehr ausgebildet als Gefühl; das richtige Urtheil 
mehr entwickelt als der Fernblick. Um das Allgemeine bekümmerte ſich das 
Volk um ſo weniger, als es mehr Freiheit und Sicherheit beſaß in allem, 
was ihm das nächſte war, und als der erfreulichſte Erfolg nicht geſtat⸗ 
tete, das Zutrauen zu den Führern durch Zweifel zu erſchüttern. Dieß 
hinderte nicht die Entwickelung des Nationalſelbſtgefühls, ohne welches 
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fein Volk auf die Dauer ſeine Selbſtſtändigkeit behaupten kann, und das 
durch ſorgfältigen Beiſatz edeln Metalls gehoben und geläutert, durch 
unbehutſames oder böswilliges parteiſüchtiges Hineinwerfen ſchlechter, 
fremden Zuthaten im Keime erſtickt wird. Daher denn auch nicht allein 
die Aufnahme in das politiſche Burgerrecht der Stadt die höchſte Aus⸗ 
zeichnung wurde, ſondern auch diejenige in das Landrecht nur in Aner— 
kennung erprobter Verdienſte und untadelhafter Aufführung und um ge- 
meinen Nutzens willen vorſichtig ertheilt ward. Der Schwabenkrieg, un⸗ 
ter andern Erſcheinungen mehr, zeigte, daß nach allgemeinem Volksbegriff 
auch Unbeſcholtenheit und guter Name (welche die Preßfreiheit, wie ſie 
heute verſtanden wird, jedem preisgiebt) als Güter geachtet wurden, 
welche zu ſchützen ebenſo noth thue als Haus und Grund.“) 

Ein Boden, der fleißige Arbeit erfordert; die Gewißheit, die Früchte Arbeitſamkeit. 
ſeines Fleißes nicht an ein gieriges Auflagenſyſtem abgeben zu müſſen, 
ſie unverkümmert an ſeine Kinder übergehen laſſen zu können, machten 
die Arbeitſamkeit ſehr bald zu einer Volkstugend; aus ihr ſtammten 
Mäßigkeit und Wohlſtand, nicht ohne wohlthätige Einwirkung von oben; 
wo die Regierung ſelbſt haushälteriſch war, ihre Glieder meiſt von eitelm 
Prunke und Hoffart entfernt lebten, wie es in einem geſunden Gemein- 
weſen ſein ſoll, wirkte das Beiſpiel; dasſelbe nöthigenfalls durch ſtrenge 
Mandate aufrecht zu erhalten und zu unterſtützen, nahmen diejenigen 
keinen Anſtand, die ſich als Väter des Landes betrachteten. Gab es 
weniger Ueberreiche als verhältnißmäßig anderswo, ſo war hingegen 
Wohlhabenheit um ſo allgemeiner verbreitet. Lange blieb der Landmann 
der einfachen Lebensweiſe, der Sitte der Altvordern getreu. Nicht Mangel 
an Vermögen, ebenſo wenig Unkunde deſſen, was auswärts vorgieng 
(denn Kriegsdienſte brachten den reichen Bauernſohn wie den Städter 
weit herum), verhinderten ihn, neue Bedürfniſſe ſich anzugewöhnen und 
andere Gebräuche anzunehmen; ſicherer bewahrte ihn davor das feſte 
Beharren im Gewohnten, welches einen andern Charakterzug des Berner- Gewohnheit. 
volks ausmachte. 

Auch dieſen hatten die öffentlichen Verhältniſſe in's Leben gerufen 
und entwickelt. Die ſorgfältige Beachtung und Beſchützung des vorge— 
fundenen Herkommens, welches Berns Politik forderte, die Langſamkeit 
und Bedächtlichkeit, mit welchen Aenderungen nur dann vorgenommen 


14) Auch im Kappeler Kriege ſpielten Schimpf⸗ und Schmähreden eine Hauptrolle. 
Zürich wollte ſofort zu den Waffen greifen. Bern ermahnte, die Marktſperre gegen die 
fünf Orte zu verhängen, ganz ausdrücklich um ſie zu Beſtrafung der Schmäher und 
Schelter anzuhalten. (Schreiben vom 21. März 1531.) 
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wurden, wenn die Nothwendigkeit ſie als unabweisbar bezeichnete, muß⸗ 
ten natürlich der ohnehin ſo gewaltigen Macht der Gewohnheit eine neue 
Kraft verleihen. In den von Jugend auf bekannten Gebräuchen und 
Verhältniſſen des Ortes und der Perſonen fand ſich jeder zurecht und 
heimiſch; und hatte das Volk etwas eigentlich lieb gewonnen, ſo waren 
es dieſe nahen, immer gleichen Lebensverhältniſſe. Erſt als das Feuer 
fremder Eroberung und die Fluth fremder Begriffe mit unverſtändiger 
Anmaßung alles ſolche verheert und weggeſchwemmt, da ſchrumpfte auch 
die Liebe für das nunmehr Verlorne, welcher kein anderer Gegenſtand 
deutlich und faßlich erſchien, zuſammen zu dem was jedem am allernächſten 
lag, in Selbſtſucht, welche nur dann ſtumpf zu ſein aufhört, wenn die 
Angſt ſie preßt, oder eine begehrliche Leidenſchaft ſie anpeitſcht. Nicht 
für das Allgemeine erwachte das Intereſſe; dasſelbe war bloß der Stoff, 
aus welchem jeder ſich einen Lappen zuzuſchneiden hoffen mochte. Die 
Erſcheinung iſt eine ganz natürliche, denn eine unmerkliche Abweichung 
von einer allgemeinen Richtung genügt, um am Ende zu einem entgegen⸗ 
geſetzten Ziel zu führen. 

Wie Künſte und Wiſſenſchaften nur langſam keimen und 1 
konnten in einem Boden, der von Anfang nicht dazu bereitet war; wie 
Schwert und Pflug die Erſten im Lande vorzugsweiſe in Anſpruch nah⸗ 
men, der Ton der Regierung mehr ernſt und feſt, als ſüßlich und durch 
Wortſchwall gewinnend war, ſo bildete auch das Volk ſich nicht zu glat⸗ 
ter Urbanität aus. Treue und Ehrlichkeit und männliches Selbſtbewußt⸗ 
ſein des immer bewaffneten und nicht durch Abtrüllung !?) feiner Indivi⸗ 
dualität entkleideten Mannes galten mehr als feinere Sitte; zugleich 
hatte die in den kriegeriſchen Zeiten nicht ſeltene Rohheit einen Zuſatz 
zurückgelaſſen, den die Zeit erſt ſpäter, mit Beſſerem zugleich, verwiſchte. 
In der Schattenſeite der Volksſitten kamen daher wohl eher, doch auch 
dieſe ſeltener in Vergleichung zu andern Ländern, offene Laſter und Ver⸗ 
brechen zum Vorſchein, als Schleichwege und feige Vergehen. 


15) Von drillen, trillen, in der Schweiz trüllen; von daher, bei dem Unterricht 
der Soldaten, der Trüllmeiſter. 
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Zweites Kapitel: Verfaſſung. 

Erſte Einrichtung. Souveränität der bisherigen Reichsſtadt. Ariſtocratie. Andeutung 
der allmählichen Veränderung und Entwickelung. Zuſtand in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts. Großer Rath. Kleiner Rath. Schultheißen. Venner. 
Jährliche Beſtätigungen. Sechszehner. Barret-Verleihung. Dicaſterien. Gerichts- 
höfe. Amtleute. Uebrige Beamtete. Abwehr übermächtigen Einfluſſes. Wirkungen 
der Regierungs⸗Maximen. Sinn für Unabhängigkeit. Beſonnenheit. Langſamkeit. 
Vermeidung der Willkühr. Nachtheile bei Gefahr. 

Das Berner Gemeinweſen, geregelt durch die Handfeſte Friedrich II. 51 Einrich⸗ 
vom 15. April 1218, beſtand urſprünglich aus „Schultheiß, dem Rath Schultheiß, 
und der Gemeinde“ (von 1295 an „Schultheiß, dem Rath, den Sechs- Rath, CC und 
zehn, Zweihundert und der Gemeinde“) ). Alljährlich verſammelte ſich Gemeinde. 
die Gemeinde, d. h. die Geſammtheit ehr- und wehrhafter Burger in 
der Predigerkirche und ernannte den Schultheißen und den Rath 2). Jedes 
der vier Stadtviertel, dann ſpäter die vier Hauptzünfte ernannten jede 
ihren Venner (oder Bannerherrn?); die vier Venner nahmen zu ſich jeder 
vier ehrbare Männer aus den Vierteln, ſpäter aus den Geſellſchaften; 
dieß waren die Sechszehner. Schultheiß, Venner und Sechszehner er— 
wählten die Zweihundert oder den Großen Rath. Mit großem Anfehen 
vereinigten Schultheiß und der Rath auch die größte Gewalt in ſich, 
diejenige des Regenten und des Richters in bürgerlichen wie in pein— 
lichen Fällen. Die CC, nicht durch die Gemeinde gewählt, ſondern von 
den höchſten Behörden aus dieſer bezeichnet, ſtellten die Burgerſchaft vor, 
und jo erhielten ſich bis an's Ende des achtzehnten Jahrhunderts als 
gleichbedeutend im Sprachgebrauch die Ausdrücke „Schultheiß, Rath und 
Zweihundert“; Schultheiß, Rath und Burger“, und „Schultheiß, Kleine 
und Große Räthe “. 

Es iſt nirgends erſichtlich, zu welcher Zeit und wie eigentlich die 
Gemeinde zu Vornahme der ihr überwieſenen Wahlen ſich zu verſammeln 
unterlaſſen habe. Nach allen Angaben ſcheint aber dieß theilweiſe ſchon 
ſehr früh und jedenfalls zu Ende des vierzehnten Jahrhunderts“) der 
Fall geweſen zu ſein und zwar ohne irgend einen beſondern Vorfall. 
Höchſtwahrſcheinlich überließ ſtillſchweigend die Gemeinde den CC die 


) Im Jahr 1249 handeln der Schultheiß und die beiden Räthe, ſowohl die Zwölf 
als die Fünfzig. 

) Die Handfeſte übertrug ausdrücklich der Stadt Bern die freie Erwählung, ohne 
Vorbehalt einer höhern Beſtätigung, des Schultheißen, des Prieſters und des Sigriſten. 

3) Ueber das Venner⸗Inſtitut vergleiche man hiernach Note 9. 

4) Die Perſonalveränderung im Rath, ſowie die Regulierung des Staatsſchulden⸗ 
weſens im März 1384 wurde beſchloſſen von Schultheiß, Räthen, CC und der Gemeinde. 


Souveränität. 


Ariſtocratie. 


„„ 


Wahlen des Schultheißen und des Raths in der Art, daß allmählich die 
CC allein den Gemeindeverſammlungen beiwohnten ), und die mit der 
Leitung und dem Aufſchwung des Gemeinweſens zufriedenen Burger dieſe 
Obliegenheiten Aller gerne und aus freien Stücken einem ſolchen zahl⸗ 
reichen Ausſchuſſe überließen. Reibungen wurden dadurch nicht veranlaßt. 

In dieſer Form bewegte Bern ſich als freie Reichsſtadt und hatte 
bereits viele Güter und Herrſchaften erworben, auch von Kaiſern und 
Königen Rechte erhalten, als am 23. März 1415 Kaiſer Sigmund ſie 
unter Vorbehalt des Reichsverbands zu einer herrſchenden erhob. 
Denn er ertheilte ihr die Gewalt „auf alle die, fo in der Reichs- 
ſtadt Bern Twingen und Bännen ſitzen, Fried', Schirm und 
Hülfe von ihr haben, nicht bloß zu des Kaiſers und des heil. römiſchen 
Reiches Nutzen, ſondern zu Ihrer und Ihrer Stadt Nothdurft 
einen gemeinen Landkoſten zu legen,“ und verpflichtete jene 
„dem Panner der Stadt ohne Widerrede zu folgen, wenn 
ſie in der Kaiſers oder des Reichs Dienſten und zu ihrer eigenen 
Nothdurft aus ziehe.“ 

Auf ſolche Weiſe ward durch des Reichs Oberhaupt die bis dahin 
auf einem freien Patrimonialbeſitz beruhende Gewalt, welche Bern bis 
1415 erworben hatte, als eigentliches Souveränitätsrecht unter Vorbehalt 
des Reichsverbands förmlich anerkannt“), das Recht zu Erhebung von 
Abgaben und zu eigenem Kriege; ſo daß alle in ihrem Gebiet wohnhaf⸗ 
ten Leute verpflichtet waren, ihrem Gebote gehorſam zu ſein; thatſächlich 
alſo und förmlich, ohne Gewaltthat noch Widerrede, wurde das Verhält- 
niß der Stadt Bern zu den von ihr durch Kauf, Heimfall, Schenkung 
oder freiwilligen Anſchluß durch Verburgrechtung erworbenen, oder im 
Kriege eroberten Herrſchaften als Landesherrliches feſtgeſtellt. Der 
Landesherr ſelbſt, Schultheiß, Räthe und Burger der Stadt Bern blieb 
bis zum weſtphäliſchen Frieden dem Kaiſer und Reich verpflichtet. 

Hatte die Gemeinde bereits frühe ſich freiwillig von den Wahlen 
zurückgezogen, die urſprünglich von derſelben vorgenommen worden, ſo 
erfolgte dann im Jahr 1480 ein Akt, der (zwar perſönlicher Art und 
ohne formelle Einwirkung auf die Verfaſſung ſelbſt) faktiſch im Gegenſatz 
gegen das democratiſche Wahlprincip die Ariſtocratie bleibend feſtſtellte. 
Die Burgerſchaft zeigte ſich unzufrieden über die Leitung der äußern Ge— 


5) Sieht man ja heut zu Tage Urverſammlungen, Einwohnergemeinden u. dgl. m. 
oft auf ſehr wenige Beamte zuſammengeſchrumpft, welche ſich wohl hüten, das ſouveräne 
Volk zu Ausübung ſeiner, auf dieſen einzigen Wahlakt der Ernennung von Wahl⸗ 
männern beſchränkten, politiſchen Rechte anzuſpornen. 

6) Auch durch die höchſte geiſtliche Gewalt, den Papſt, anno 1479. 
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ſchäfte in jener höchſt bewegten Zeit, die zwiſchen dem Ende der burgun- 
diſchen Kriege und dem Abſchluſſe des Stanzer-⸗Verkommniſſes die Eidge- 
noſſenſchaft zu einem Tummelplatz fremder Intriguen und beſonders 
franzöſiſcher gemacht hatte. Vornehmlich erregte die Mahnung des Kö— 
nigs zu Stellung von 6000 Mann, mit deren Hülfe er die Freigraf⸗ 
ſchaft Burgund beſetzen wollte, vielen Unwillen. Am 24. April erklärte 
der Rath, in den Privatſtand zurücktreten zu wollen, wenn das öffent— 
liche Zutrauen ſich von ihm abwende und er durch üble Nachreden be— 
leidigt werde. Die Gewalt wurde hierauf von Seite der Burgerſchaft 
mit der Bitte: ſie zu übernehmen, und unter Verheißung getreuer und 
gehorſamer Mitwirkung dem Rathe wieder übertragen. 

Die zuerſt alljährlichen Wahlen der CC wurden nach und nach ſel— 
tener; fie kommen im ſechszehnten Jahrhundert, nach Verfluß bald meh- 
rerer, bald wenigerer Jahre, unregelmäßig vor. Die Zahl des Großen 
Raths, genannt die CC, war keine feſte; ſie ſtieg bis in die dreihundert 
und dreißig; ſie durfte nicht unter zweihundert herabſinken. Lange war 
für den Eintritt in den Großen Rath kein Alter feſtgeſetzt. In der 
Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts erſt wurden 25 und etwas ſpäter 
(1683) 29 Jahre Alters gefordert. 

Die ausſchließliche Richtung, welche auch beſonders in der Burger⸗ 
ſchaft vorherrſchend geworden und neuen Aufnahmen ſich abgeneigt er⸗ 
zeigte, waltete nunmehr in Beziehung auf die Zuſammenſetzung des 
Großen Rathes ob. Während in der Mitte des ſechszehnten Jahrhun⸗ 
derts noch gegen zweihundert Geſchlechter in demſelben gezählt wurden, 
hatte dieſe Zahl am Ende des ſiebzehnten nahezu um die Hälfte abge⸗ 
nommen; und als die Revolution das Gemeinweſen 600 Jahre nach 
Gründung der Stadt zertrümmerte, war eine Verordnung in Kraft, 
welcher zu Folge zu Verhütung oligarchiſchen Einfluſſes, nach der Er— 
gänzung im Großen Rath wenigſtens 76 Geſchlechter gezählt werden 
mußten und im Kleinen oder täglichen Rathe nie mehr als ein Glied 
aus einem Geſchlechte ſitzen durfte. 

Von Repräſentation in der Regierung der Städte und Landſchaften 
als ſolchen findet man bis zum Zeitpunkt von Berns Fall in der ganzen 
Geſchichte keine Spur; wohl berief in frühern Zeiten die Regierung zu— 
weilen Abgeordnete, um ihre Meinung zu vernehmen, ſowie fie hinwieder 
auch Abgeordnete in die Gemeinden entſendete, um Wünſche entgegenzu— 
nehmen, oder ſehr wichtige allgemeine Intereſſen zu beſprechen; was 
beides leider allmählig unterblieb. 

Nach dieſem flüchtigen Ueberblick des Urſprungs und der Entwicke⸗ 
lung der Verfaſſung Berus, ſcheint es zum Verſtändniß der Revolution 
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Große Rath. 
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nöthig, eine gedrängte Darſtellung des Zuſtandes zu geben, in welchem 
dieſelbe ihren entſcheidenden Hauptzügen nach, am Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts ſich befand. 

Auf dem Standesſiegel war die Inſchrift (Respublica bernensis » 
an die Stelle der Worte «civitas» oder «communitas» getreten. Dieſes 
wurde als eine Andeutung betrachtet, daß die Herrſchaft nicht auf der 
Gemeinde, ſondern auf dem, gewöhnlich ſouverän geheißenen, Großen 
Rath ruhe. Der Große Rath war die oberſte Landesbehörde. Derſelbe 
ſollte nach ſeiner Ergänzung (in der Umgangsſprache Promotion) 299 
Mitglieder zählen. Er wurde der äußern Form nach alljährlich neu er⸗ 
wählt; dieſe Erwählung durch Schultheiß, Rath und XVI war aber 
eigentlich bloß eine Beſtätigung der noch lebenden Glieder der CC; auch 
hieß dieſelbe nach dem gemeinen Sprachgebrauch eine Cenſur. Ergänzt 
ſollte er werden jedesmal in der folgenden Oſterwoche, ſobald 80 Mit⸗ 
glieder abgegangen ſein würden. Dies traf ziemlich genau je nach zehn 
Jahren ein (ſo die Promotionen von 1745, 1755, 1764, 1775, 1785, 1795). 

Gewählt wurden die Mitglieder des Großen Rathes durch Rath 
und XVI (Sechszehner: sedecim viri reipublic®), alſo durch drei und 
vierzig Wahlherren. Der zu Wählenden waren achtzig oder einige da⸗ 
rüber. Zwei Tage vor dem Wahlakte wurde das Verzeichniß aller re⸗ 
gimentsfähigen, ehrenfähigen Burger, welche das 29. Altersjahr zurück⸗ 
gelegt hatten, und die nicht bereits im Großen Rathe ſaßen, von Schult⸗ 
heiß, Vennern und Sechszehnern geprüft; dasſelbe wurde von allen Ge⸗ 
ſellſchaften für ihre Angehörigen eingeſandt. Jeder Namen wurde mit 
einer Nummer verſehen und die entſprechenden Nummern auf Blechmün⸗ 
zen in einem Sacke verſiegelt. Dieſer Wahlfähigen waren in den letzten 
Zeiten gewöhnlich zwiſchen ſechshundert und achthundert. Am Tage der 
Wahl verſammelten ſich unter dem Vorſitze des regierenden Schultheißen, 
Rath und XVI, bedient vom Stadtſchreiber, dem Großweibel und dem 
Rathhausammann ). 

Nach Ablegung eines Wahleides, Würdigen die Stimme zu geben, 
und unbeſtochen zur Wahl zu ſchreiten, wurde der Nummernſack eröffnet, 
von dem regierenden Schultheißen eine Nummer nach der andern aus 
demſelben herausgezogen, der mit derſelben bezeichnete Name auf dem 
Verzeichniß abgeleſen, über denſelben durch das offene Handmehr abge⸗ 
ſtimmt und die Stimmenzahl aufgezeichnet. Auf ſolche Weiſe mußte abge⸗ 


7) Der Stadtſchreiber, ſpäter auch Staatsſchreiber genannt, war der Canzler der 
Republik; der Gerichtſchreiber und der Großweibel waren bei dem peinlichen Gerichts⸗ 
ſtand angeſtellt; dem Rathhausammann lag die Beſorgung des Rathhauſes und dahin 
einſchlagende Oberaufſicht über Bedienung der Behörden ob. 
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ſtimmt werden, bis alle Nummern herausgezogen waren. Nachher wurden 
die Stimmenzahlen verglichen; die Anzahl der Familien im Großen und 
Kleinen Rathe bis auf 76 ergänzt und dafür die betreffende Zahl von 
Candidaten aus den nicht in den Räthen repräſentirten Geſchlechtern nach 
dem relativen Stimmenmehr aufgenommen; hierauf wurden die einſtimmig 
vorgeſchlagenen als gewählt bezeichnet und endlich bis zur Vervollſtändi⸗ 
gung der Geſammtzahl der Mitglieder auf 299 die höchſten in der rela⸗ 
tiven Stimmenzahl. Als einſtimmig gewählt wurde betrachtet wer keine 
negative hatte, gleichviel ob kein oder ob mehrere Wahlherren im Austritte 
ſeien (der Austritt wegen Verwandtſchaft dehnte ſich weit aus). Wer 
aber nicht einhellig gewählt war, für den zählten bloß die Stimmen, die 
er poſitiv für ſich hatte. Wenn alſo z. B. von 43 Wahlherren keiner im 
Austritt war, ſo blieben bei vier Negativen 39 Stimmen als relative 
Zahl; wenn hingegen vier Wahlherren im Austritte waren, ſo reducierte 
eine einzige Negativſtimme die relative Stimmenzahl auf 38. 

Da die Abſtimmung durch das offene Handmehr und nicht durch 
das geheime Scrutinium geſchah, fo ergab ſich aus dieſer Wahl- und 
Abſtimmungsart, bei welcher jeder Wahlherr den andern beobachten konnte, 
eine Convenienz zu gegenſeitiger Berückſichtigung erklärter Wünſche, daher 
die ſogenannten Nominationen (eigentlich Empfehlungen der Wahl⸗ 
herren), wodurch die anſcheinend ſehr freie Wahl unter der Geſammt⸗ 
burgerſchaft nur ſehr wenige zweifelhafte Stellen übrig ließ. 

Die Zahl der offenen Stellen war über 80 (denn gewöhnlich traten 
nach Erledigung der 80 bis zu Oſtern noch mehrere Reſignationen alter 
Männer ein, welche jüngern Platz machen wollten, für welche ſpäter un⸗ 
günſtigere Conjuncturen vorauszuſehen waren), etwa ; 3 85 
Den Herren Schultheißen räumte man zwei ee ein. 4 
Den 23 Rathsherren d 2 
%%% ů 2 
Den Sechzehnern . RER 
Den bei der Wahl abwartenden Großen Rathsbeamten ENTE | 
Dem äußern Stande (einer zur Einübung in die Geſchäftsformen 

beſtehenden Corporation der burgerlichen Jugend ; 
Für neue Geſchlechter etwa V 3 


Alſo vorgeſehene Wahlen . ; 54 

Der Gebraud) geftattete den 27 Gliedern des geſammten Kleinen 
Rathes jedem eine weitere, ER un als ve betrachtete, 
Empfehlung . ; N i . i DET 4 


Es blieben alfo freiere Wahlen etvd u 7 54 
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für welche, wie natürlich, aus den zahlreichern, angeſehenern Geſchlechtern 
nur zu viele Aſpiranten ſich meldeten. 

Wie dieſe Wahlart allmälig entſtanden, iſt oben angedeutet worden. 
Der fehlerhafte Keim dazu lag unabſichtlich in den früheſten Einrichtungen; 
ihre endliche Entwicklung in den fehlerhaften menſchlichen Tendenzen. 
— Allerdings läßt ſich, nach den gegenwärtig vorherrſchenden Begriffen, 
dieſelbe in der Theorie nicht rechtfertigen; allein, wie die erbliche Legis⸗ 
lation der Pairskammer in England, oder auch die ſo verſchrieenen rotten 
boroughs (verkommenen (verfaulten) Burgflecken) ausgezeichnete Talente 
am Eintritte in das Parlament nicht verhinderten, ſondern nicht ſelten 
denſelben geradezu eröffneten, ſo hat im Ergebniß der berniſche Große 
Rath verhältnißmäßig eben ſo viele ausgezeichnete Wahlen aufgewieſen, 
als irgend eine andere Wahlart, nach den möglichen Vergleichungen zu 
ſchließen, es vermocht hätte, und ganz gewiß nicht mehr ungeeignete als 
andere geprieſene Methoden. Hingegen kann nicht verſchwiegen werden, 
daß dieſelbe eine große Mißſtimmung verurſachte, welche ſchon 1749, und 
dann noch allgemeiner hervortrat, als die Begriffe, welche den Revolu⸗ 
tionen vorangehen, entſtanden waren. Sie hatte ferner den großen Nach⸗ 
theil, das faktiſche Patriciat je länger je mehr abzuſchließen und auch zu 
iſoliren; den Angriffen aller Art ein beſtimmtes Ziel darzubieten, neben 
welchem alle andern Claſſen und Perſonen ſich ſelbſt für geſichert halten 
mochten, und wenn nicht feindlich doch theilnahmlos blieben. Hatte übri⸗ 
gens die Sicherheit, gewählt zu werden, ihre Nachtheile, ſo hatte ſie auch 
für die beſten und edelſten Gemüther unverkennbare Vortheile. Unwürdige 
durften nicht empfohlen werden und wären auch nicht gewählt worden. 
Ein Lebensziel lag vor Augen, ein hohes, ſchönes; ängſtliche Beſorgniſſe 
es zu verfehlen, hemmten nicht die eifrige Vorbereitung, erforderlich um 
dabei nicht hinter Vätern zurückzubleiben, deren Werth und Verdienſt 
den Weg gebahnt hatten. Keine niedrige Eiferſucht verkümmerte gleich 
von Anbeginn die Kräfte, oder wies ihnen eine falſche Richtung an. Un⸗ 
beſorgt um das eigene Schickſal, gewann in der Gewohnheit des Antheils 
an dem eines Freundes, die edlere Neigung für andere zu ſorgen, eine 
tiefe Wurzel. Bis in's dreißigſte oder neununddreißigſte Altersjahr 
(Grenzen inner welchen man bei den nach 10 Jahren wiederkehrenden 
Ergänzungen zur Wahlfähigkeit gelangte) mochten Charakter und Edelſinn 
unter ſolchen günſtigen Umſtänden erſtarken, und nicht unwahrſcheinlich 
iſt es, daß eben in dieſem ſo ſchonungslos und übermüthig verurtheilten 
Verhältniſſe der Grund zu ſuchen iſt, aus welchem ſich der ſelbſt in den 
Zeiten des Falls durchglänzende Hochſinn mehrerer Regenten des alten 
Berns am natürlichſten herleiten läßt. Wo keine Schleichwege zum Zwecke 
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führten, konnte eine kräftige, von gkfüht zeugende Geſinnung ſich frei 
und freudig entwickeln. 

Von andern, vieſheſppoch alter Barret⸗Verleihungen wird hiernach die 
Rede ſein. 
| Ein Fehler, der in Bern bei den Ergänzungen der CC in immer 
höherm Maaße begangen wurde, und das meiſte zu der Spannung in 
der Burgerſchaft beitrug, war eine zu große Berückſichtigung der Eitelkeit 
von Solchen, allerdings unbeſcholtenen Männern, deren äußere Lage ihnen 
nicht geſtattete, einigen Antheil an der Staatsverwaltung zu nehmen, und 
die eifrigſt nach dem Titel eines Standesglieds ſtrebten; während Andere, 
die ſich für fähig hielten, an der Regierung theil zu nehmen, durch jene 
ſich ausgeſchloſſen fanden, und dadurch um ſo tiefer gekränkt waren, als 
ſie meiſt den Anſpruch machten, bei den Wahlen geſucht zu werden, und 
ſich nicht auf gebräuchliche Weiſe bewerben wollten, um nicht der Gefahr 
einer Zurückſetzung ſich auszuſetzen. Im Augenblicke der Gefahr wähnten 
diejenigen, deren Eitelkeit beleidigt worden, im Sturze der beſtehenden 
Ordnung, Befriedigung und Vortheile zu ſehen, und ſie waren in der 
Lage einen ſchädlichen Einfluß zu üben. Diejenigen hingegen, die man 
befriedigt hatte, ſahen eben nicht viel weſentliches zu verlieren, und waren 
auch außer Stande, dem feindſeligen Treiben entgegenzuwirken. So hatte 
man ſich um einiger perſönlichen Rückſichten willen und vermittelſt eines 
fehlerhaften Wahlſyſtems durch die Aufnahme unwirkſamer Freunde, im 
innerſten Herzen der Republik Feinde in zehnfacher Anzahl geſchaffen, und das 
alte Bern erlag weniger unter den Fehlern oder Mängeln ſeiner Regierung 
als unter den Folgen unklug befriedigter und unklug beleidigter Anſprüche. 

Der Kleine oder Tägliche Rath beſtand aus zwei Schultheißen, drei Kleiner Rath. 
und zwanzig Mitgliedern und zwei Heimlichern des Großen Rathes; 
letztere ſtellten ein Tribunat des Großen Rathes vor; fie hatten ver- 
faſſungsmäßig die Pflicht, auf Beobachtung der conſtitutionellen Formen 
zu wachen; und Mitglieder des Großen Rathes, welche Vorſchläge oder 
Rügen anbringen wollten, ohne ſich zu nennen, konnten ſich dafür an die 
Heimlicher wenden, welche ſie einfach vortragen konnten und unter ge— 
wiſſen Vorausſetzungen es thun mußten, indem ſie eidlich zu Geheim— 
haltung des Namens der Betreffenden verpflichtet waren. Der ältere 
Heimlicher mußte jeweil bei der erſten Erledigung einer Stelle im Kleinen 
Rath durch das offene Handmehr des Großen Rathes in denſelben ge— 
wählt werden s). Aus der Mitte des Kleinen Rathes wurden vom Großen 


8) So hatte ſich Uebung, dann Vorſchrift ausgebildet. In frühern Zeiten hatte 
der Heimlicher keine eigentliche Anwartſchaft auf die Rathsſtelle. Ebenſo war das Stimm⸗ 


Wahl. 
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Rathe auf ſechs Jahre gewählt, der Deutſch Seckelmeiſter, der gleich nach 
den Schultheißen den Rang hatte; der Wälſch Seckelmeiſter (Präſident 
der Venner⸗(Finanz⸗)/ Kammer, wenn es um Finanzgegenſtände der Waadt 
zu thun war; und aus der Mitte des Kleinen oder auch des Großen 
Rathes die vier Venner, welche immer aus den Zunftgenoſſen der vier 
Vennergeſellſchaften zu Pſiſtern, Gerbern (Gerwern, getheilt in Ober- 
gerwern und Mittel⸗Löwen), Metzgern und Schmieden genommen werden 
mußten. Die Benner?) urſprünglich die Pannerträger und Befehlshaber 
des Auszuges und mit dem Einſammeln der Geldbeiträge der Burger 
beauftragt, waren zugleich Vorſteher oder Amtmänner für die vier Land⸗ 
gerichte Seftigen, Zollikofen, Konolfingen und Sternenberg. Außer dieſen 
und den früher angedeuteten Wahlbefugniſſen, ſtand ihnen auch als Col⸗ 
legium unter Vorſitze des Seckelmeiſters die Leitung der Finanzen zu. 
Dieſe Stelle war daher ſo geachtet und geſucht, daß bis in's achtzehnte 
Jahrhundert öfter Zunftwechſel vorkommen, um in eine der Vennerzünfte 
zu gelangen; ſo waren z. B. von der adelichen Zunft zu Diſtelzwang die 
Mülinen zu Schmieden übergetreten; die Luternau zu Gerwern; ein Theil 
der Erlach zu Schmieden; ein Theil der Wattenwyl zu Pfiſtern u. ſ. w. 

In allen obrigkeitlichen Dicaſterien und Kammern führte ein dazu 
erwähltes Mitglied des Kleinen Rathes den Vorſitz. Der Rath verſam⸗ 
melte ſich täglich: er leitete alle Regierungsgeſchäfte, von denen jedoch 
alle wichtigern vor den Großen Rath gebracht werden mußten, der ſich 
zu dem Ende dreimal wöchentlich und nach Bedürfniß noch öfter ver⸗ 
ſammelte. 

Das Beſtreben der Regierung, die Ausartung der enge geſchloſſnen 
Ariſtocratie in eine Oligarchie zu vermeiden und jedem übermäßigen, der 
Freiheit der Andern nachtheiligen Einfluß des Vermögens, des Anhanges 
und auch des Talentes vorzubeugen, hatte mancherlei Anordnungen her⸗ 
vorgebracht, welche ſonſt auffallen möchten. So war die Heimlicher⸗Wahl, 


recht der Heimlicher in den Sitzungen des Kleinen Raths die Frucht neuerer Zeiten. 
In ältern ſtand ihnen zu, zuzuhören, allenfalls abzumahnen, und wo nöthig dem Großen 
Rathe zu hinterbringen, wenn ſie glaubten, der Kleine überſchreite ſeine Befugniſſe. 

9) Anfänglich war ein einziger Venner; als die Stadt bei größerem Umfang und 
zunehmender Bevölkerung in vier „Viertel“ abgetheilt wurde, ſtand ein Venner als Be⸗ 
fehlshaber jedem Viertel vor. Die „Geſellſchaften“ kommen im XIV. Jahrhundert vor, 
urſprünglich als freiwillige Verbrüderungen derjenigen Burger, welche Handwerk oder 
Lebensweiſe gewöhnlich zuſammenführten und die auf ihren „Stuben“ zuſammenkamen 
um gemeinſchaftliche Angelegenheiten „unter dieſen voran die Militärpflichten, zu be⸗ 
ſorgen; beſonders auch die ſogeheißenen „Reiſegelder“ d. h. das zur Verköſtigung wäh⸗ 
rend des Auszugs erforderliche Geld. Soldverhältniſſe kommen viel ſpäter vor. In 
Urkunden des XIV. Jahrhunderts kommen bis auf ſechs Venner vor. 


* 
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welche in den Kleinen Rath führte, eine ſehr künſtliche 1). Zuerſt be 
zeichnete das Loos drei Wahlherren aus dem Kleinen ſieben aus dem 
Großen Rath. Aus gedruckten Verzeichniſſen aller wahlfähigen Großen 
Rathsglieder, d. h. ſolcher die verheirathet waren, bereits zehn Jahre im 
Großen Rathe ſaßen und von deren Geſchlecht kein Mitglied im Kleinen 
Rathe war, ſchnitt jeder Wahlherr einen Namen heraus und legte den 
Zeddel in eine mit einer ſchmalen Oeffnung verſehene verſchloſſene Schachtel. 
Von dem regierenden Schultheißen wurden die Zeddel abgeleſen; die ver- 
leſenen Namen waren die ausſchließlich für die Wahl vorgeſchlagenen. 
Alle Verwandte in den vorgeſchriebenen Graden mußten austreten; von 
den ſtimmfähigen übrigen Mitgliedern wurde ein Dritttheil durch das 
Loos vom Stimmrecht entfernt. Bloß die zwei übrigen Dritttheile gaben 
durch Kugelung ihre Stimme ab; von den Vorgeſchlagenen blieben wahl⸗ 
fähig diejenigen vier, welche die meiſten Stimmen hatten; von dieſen vier 
wurden zwei durch das Loos ausgeſchloſſen; unter den übriggebliebenen 
zwei entſchied eine letzte geheime Abſtimmung. So war Niemand der 
Wahl gewiß, und es wird ein Beiſpiel von einem Wahlkandidaten ange⸗ 
führt, der ungeachtet einer ihm gewogenen Mehrheit erſt nach vielen 
Jahren in der zwei und zwanzigſten Wahl gewählt wurde, weil das 
Loos hartnäckig ſich ihm ungünſtig erzeigt hatte. 

Die Schultheißen, urſprünglich auf ein Jahr gewählt (alte Regiſter 
zählen im Rath außer dem Schultheißen bis auf fünf Altſchultheißen auf), 
wurden es ſpäter auf Lebenszeit, unter Vorbehalt formeller Wieder⸗ 
erwählung. Es waren deren zwei und ſie ſtanden alljährlich abwechſelnd 
im Amte als Häupter der Republik und Präſidenten im Großen und 
Kleinen Rathe. Wenn es um eine neue Wahl zu thun war, ſo machten 
die vier Venner einen doppelten Wahlvorſchlag, auf welchem der Deutſch 
Seckelmeiſter (der jedoch deshalb keineswegs zur Wahl deſignirt war — 
wie denn noch in der letzten Schultheißenwahl der Venner von Mülinen 
neben dem Seckelmeiſter Friſching gewählt wurde —) der erſte ſein mußte. 
Dieſer Vorſchlag konnte von jedem Mitglied des Großen Rathes aus 
der Zahl aller Mitglieder desſelben vermehrt werden, welche die Wahl- 
fähigkeit für den Kleinen Rath beſaßen. Keiner der Vorgeſchlagenen 
konnte die Wahl ausſchlagen. Die Abſtimmung geſchah geheim durch 
Kugelung. Wer die abſolute Stimmenmehrheit des ganzen Tribunals 
vereinigte, oder unter den zwei zuletzt in der Wahl Verbliebenen der 
höchſte in den Stimmen, war erwählt. Auch die Venner wurden auf 


10) Noch viel complicierter, wohl aus dem nämlichen Grunde war die Wahl des 
Dogen in Venedig. 


Schultheißen⸗ 
und Venner⸗ 
Wahlen. 


Jährliche 
Beſtätigungen. 


Oſtermontag. 
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ähnliche Weile gewählt. Dadurch war die Vorſorge getroffen, daß wenn 
einem allgemein für die wichtigſte Stelle als vorzüglich erachteten Manne 
das Loos den Eintritt in den Kleinen Rath verſagt hätte, derſelbe dennoch 
zum Beſten der Republik an dieſelbe berufen werden konnte. 

Alle Stellen des Großen und Kleinen Rathes waren einer alljähr⸗ 
lichen Wiedererwählung unterworfen. Mochte dieſelbe meiſt eine bloße 
Förmlichkeit geworden ſein, ſo gab ſie doch ein einfaches und leichtes 
Mittel an die Hand, Mitglieder zu entfernen, welche der öffentlichen Ach- 
tung oder des Zutrauens ſich verluſtig gemacht hätten, und bis auf die 
letzten Zeiten wurde in Fällen von andauernder Abweſenheit ohne gültige 
Entſchuldigung, von Zahlungsunfähigkeit, oder eines verurſachten Aerger⸗ 
niſſes davon Gebrauch gemacht. Ueber die Vortheile und Nachtheile der 
Lebenslänglichkeit von Stellen wäre es unnütz in Betrachtungen einzu⸗ 
treten; ſie war den damaligen allgemeinen Begriffen und dem Verfaſſungs⸗ 
grundſatze gemäß. 

Die Beſtätigungen oder Wiedererwählungen wurden vorgenommen 
um Oſtern. Zu dieſer Zeit ſollten alle außer Landes abweſenden Mit⸗ 
glieder des Großen Rathes und alle außer der Stadt angeſtellte Beamte, 
Entſchuldigungsgründe vorbehalten, ſich einfinden. Der am Auslauf ſeiner 
Amtsdauer ſtehende regierende Schultheiß, die vier Venner und die XVI. 
(deren Bildung hiernach) verſammelten ſich, um die Wiedererwählung der 
übrigen 22 Mitglieder des Kleinen Rathes in ihrer Eigenſchaft als Große 
Rathsglieder vorzunehmen. Alsdann nahmen die vereinigten Räthe und 
XVI. die Wiedererwählung des geſammten Großen Rathes vor. Nach 
einem Gottesdienſte im Münſter verſammelte ſich derſelbe im Vorzimmer 
des Verſammlungsſaals (der „großen Stube“); in alphabetiſcher Ordnung 
wurde vom Stadtſchreiber das Verzeichniß aller Wiedergewählten abge⸗ 
leſen und einer nach dem andern betrat das große Rathszimmer; wer 
nicht abgerufen wurde, war eingeſtellt oder entſetzt. 

So wie der Große Rath wieder verſammelt war, wurde zu ſeiner 
Beeidigung geſchritten; alsdann trug der Schultheiß die Wahl des Schult⸗ 
heißen für das beginnende Regierungsjahr vor. Zu einem ſolchen mußte 
vorgeſchlagen werden, der Altſchultheiß, wenn er als Mitglied des Großen 
Rathes war wieder gewählt worden, ſo lange als die Behörde ihn, oder 
er ſelbſt ſich leiblicher und geiſtiger Kräfte halb dazu fähig halten würde. 
Durch das offene Handmehr wurde er erwählt; nach ſeiner feierlichen 
Beeidigung beſtieg er den Thron und trug die Wiederwählungen des 
Altſchultheißen, der Seckelmeiſter, Venner und übrigen Mitglieder des 
Kleinen Rathes in dieſe Behörde jede einzeln vor; dann folgten die Wie⸗ 
dererwählungen aller übrigen vom Großen Rathe abhängigen Stellen. 
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Die Sitzung wurde geſchloſſen durch Verleſung der wichtigſten Verfaffungs- 
ſtatute, und in feierlichem Zuge, unter ernſtem Poſaunenſchall begleitete 
der Große Rath den regierenden Schultheißen zum Hauſe ſeiner Zunft, 
an deſſen Schwelle das Begleit ſich trennte. Dichte Volksmaſſen in feſt⸗ 
lichem Anzuge, mit dem Ausdruck treuer Liebe, füllten die Straßen, durch 
welche der Zug ſich bewegte !“). Bei dieſer Gelegenheit trug der ganze 
Rath die ſchwarze Amtstracht mit Seitengewehr und ſeidenem Mantel; 
als Kopfbedeckung den Sammthut, höher für den Kleinen Rath (Perrüſſe), 
niedriger für den Großen Rath (Barret), bei Vielen umwunden mit 
ſchweren Ketten feinen Goldes. 

In den Jahren der Regimentsergänzung folgten dann noch 
während vierzehn Tagen feſtliche Aufzüge der Metzger und Bäcker (die 
in Schweizertrachten Gefechtstänze vor den Wohnungen der Rathsglieder 
und Honoratioren ausführten), und der Küfer mit Bachuskünſten. Vor 
den Häuſern wurden ihnen Erfriſchungen in Wein und Backwerk geboten; 
Gaben in Geld vergüteten die Auslagen und verſchafften manchem Ge⸗ 
ſellen einen reichlichen Zehrpfennig auf künftige Wanderſchaft. 

Der Große Rath vereinigte in ſich die höchſte geſetzgeberiſche, ad— 
miniſtrative und richterliche Gewalt. Jedes Mitglied desſelben konnte 
durch Anzüge neue Vorſchläge machen, d. h. die Initiative ergreifen 
und durch Mahnungen allfälliges Außerachtlaſſen beſtehender Vor⸗ 
ſchriften rügen; jedoch mußten alle zu endlichem Entſcheide vor den Gro— 
ßen Rath gebrachte Gegenſtände von dem Kleinen Rathe und den be— 


11) Dem feſtlichen Umzug folgte Nachmittags der Umzug des äußern Standes 
(in welchem die burgerliche Jugend, wie bemerkt worden), halb ernſt in vaterländiſchen 
Reden und Vorträgen, halb ſcherzhaft (nach dem Sinnbilde ſeines Wappens, eines auf 
einem Krebſe reitenden Affen) durch Nachahmung der Förmlichkeiten und der Einrich— 
tungen ſich zur Regierung vorbereitete. Unter lautem Jubel der Umgebenden, durchzog 
der Stand die Hauptſtraßen der Stadt, voraus ein Mann in ungeheurem Bärenfell und 
ein Koloſſe, angethan in übertriebener neueſter weiblichen Modetracht, dann die Träger 
der Schweizerfähnlein in der alten Kleidung nach den Farben der XIII Kantone, unter 
fröhlicher Kriegsmuſik; nun der äußere Stand, in ſeidenen Mänteln mit großen Blumen⸗ 
ſträußen, welche junge Damen ſchenkten, geſchmückt, für die Begünſtigtern wohl auch 
buchſtäblich überdeckt. Der Außerſtandes⸗Schultheiß gab zum Schluſſe einen großen 
Schmaus, wo auf feine Koſten ſowohl weidlich gezecht, als dann mancher muthwillige 
Unfug verübt wurde. Die zehnjährige Bekleidung des Schultheißenamtes koſtete nam⸗ 
hafte Summen, ward aber geſucht, weil die beiden Schultheißen eine Anwartſchaft auf 
die Wahl in die CC hatten. Am Vormittage während der Verhandlung auf dem Rath: 
hauſe, beluſtigten Schwingproben, der kräftigſten Emmenthaler- und Oberländer-Sennen, 
und die Späſſe des Eierleſens Jung und Alt. So war der Oſtermontag ein unge- 
künſteltes, freudiges Volksfeſt, nicht ohne ernſtere Bedeutung, ohne welche keine Feſte ſich 
lange erhalten. 


Sechszehner. 


Barret⸗ 
Verleihung. 
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treffenden Dicaſterien vorberathen werden. Betrafen die vorgeſchlagenen 


Geſetze oder Verordnungen die Verfaſſung ſelbſt, ſo waren Rath und 


XVI das vorberathende Collegium. Wenn dieſe letztern bereits von Anz 


fang an als von den Vennern ſich zugeſellt erſcheinen und durch die 
ganze Dauer der Republik immer vorkommen, ſo erſcheinen ſie im acht⸗ 
zehnten Jahrhundert als ein für die wichtigſten Gegenſtände, nämlich 
die Verfaſſung und die Beſtellung des Gemeinweſens ſelbſt, dem Kleinen 
Rathe beigeordneter Zuſatz aus dem Großen Rathe, und nach ihrer eige⸗ 
nen Zuſammenſetzung als eine Stellvertretung der „dreizehn ehrenden 
Geſellſchaften einer löblichen Regimentsfähigen Burgerſchaft“. Alle drei⸗ 
zehn Geſellſchaften mußten nämlich in denſelben repräſentirt ſein, und 
drei Vennergeſellſchaften (Obergerwern und Mitellöwen, als Unterabthei- 
lungen der Gerwerzunft bloß einfach) doppelt. Dieſem nach wurde am 
Mittwoch vor Oſtern zur Sechszehnerwahl durch das Loos geſchritten. 
Wahlfähig waren alle verheiratheten Standesglieder, welche zehn Jahre 
dem Großen Rathe angehört, wirklich kein äußeres Amt bekleideten, hin⸗ 
gegen ein ſolches ausbedient hatten, keine nahen Verwandte im Kleinen 
Rathe zählten und ſo lange als kein Mitglied des Geſchlechts als Sechs⸗ 
zehner bezeichnet war; ſowie aber dieſes geſchah, hörten andere Mitglie- 
der desſelben Geſchlechts auf, wahlfähig zu ſein. Die Sechszehnerfähigen 
wurden nach den Zünften, denen ſie angehörten, geordnet, und das Loos 
(eine goldene Kugel unter den übrigen ſilbernen) entſchied. Alle Jahre 
wurden auf ſolche Weiſe die Sechszehner neu gewählt. In den Promo⸗ 
tionsjahren hatten die Sechszehner, wie bemerkt worden, ein ſogeheißenes 
„Nominationsrecht“ durch Empfehlung, welches am Freitag vor Oſtern, 
alſo am zweiten Tag nach ihrer Bezeichnung, geltend gemacht werden 
mußte. Die Uebung erforderte, daß die Wahlherren von ihrer Empfeh⸗ 
lung ausſchließlich zu Gunſten von wahlfähigen, empfehlungswerthen 
Söhnen, Brüdern, Tochtermännern oder Namens verwandten Gebrauch 
machten. Traf es ſich nun, daß ein fo eben durch das Loos zum Sechs⸗ 
zehner Berufener keinen Sohn noch Bruder noch Tochtermann vorzu⸗ 
ſchlagen, hingegen eine unvermählte, heirathsfähige Tochter hatte, jo ge⸗ 
ſchah es wohl, daß ſich aus der Zahl derjenigen Großen Raths⸗Aſpiran⸗ 
ten, deren Wahlausſichten nicht geſichert ſchienen, plötzlich Freier melde⸗ 
ten, und ohne längeres Bedenken alsdann, wenn der Vater einwilligte, 
die Verlobung in der kurzen Zwiſchenzeit erfolgte. Der Gebrauch brachte 
mit ſich, daß der Wahlherr den von ihm Empfohlenen mit dem Barret 
beſchenkte; daher die Redensart eine Empfehlung „eine Barretsertheilung“ 
zu heißen und die Töchter, deren Vater dem Tochtermanne die Empfeh⸗ 
lung geſtattete, „Barrettöchter“. 


> 
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Weniger grell, weil alsdann ohne Uebereilung, wiederholte ſich dieſes 
Verhältniß in den Fällen, wo Rathsglieder, alſo lange zum voraus zu 
Wahlherren bezeichnet, in ähnlicher Lage waren. 

Außer dem Collegium von Rath und XVI und der Vennerkammer, 
deren bereits Erwähnung geſchehen, zählte man viele andere Dicaſterien 
und Kammern, welche die einzelnen Zweige der Staatsverwaltung leite- 
ten. Alle waren aus Mitgliedern des Kleinen und des Großen Rathes 
gebildet, gewöhnlich zum Theil aus ausbedienten Amtleuten, deren Er- 
fahrung man als nöthig erachtete, um über die praktiſche Wirkung der 
Verordnungen ſich richtige Begriffe zu machen, während die jüngern 
Standesglieder in denſelben eine nützliche Geſchäftsübung ſich erwarben. 
Zu den wichtigſten Dicaſterien gehörte der Geheime Rath, der unter 
dem Vorſitze des regierenden Schultheißen aus den Vennern, Heimlichern 
und einigen dazu gewählten Großen Raths⸗-Gliedern beſtand; ferner der 
Kriegsrath, der Schulrath, das Bauamt, mit vielen andern meiſt ziem- 
lich zahlreichen. In den meiſten Fällen waren nur Schreiber und Wei⸗ 
bel für ihre Verrichtungen bezahlt, in einigen andern erhielten die Mit⸗ 
glieder etwas an Wein und Korn !?). 

Im Bereiche des bürgerlichen Gerichtsweſens urtheilte nach den 
Amtsbehörden in zweiter Inſtanz die Deutſche oder Wälſche Appellations— 
kammer für die Burgerſchaft und für alle Angehörigen, die unter keinem 
beſondern Statute lebten, nach der Stadt Bern Gerichtsſatzung; ſonſt 
nach dem beſondern Statutarrechte jeder Stadt oder Landſchaft, für 
welche die Gerichtsſatzung alsdann bloß als Subſidiarrecht galt. Wenn 
der Werth des ſtreitigen Gegenſtandes mehr als eintauſend Bernpfunde 
(Fr. 1086. 90) betrug, jo konnte die Sache vor die CC als höchſte In— 
ſtanz gezogen werden. 

Peinlicher Richter war der Kleine Rath; bei todeswürdigen Ver⸗ 
brechen der Große Rath. 

Ein weſentliches Rad im Gangwerke des bernerſchen Staatsorga— 
nismus bildeten die Amtleute, oder nach herkömmlicher, allgemeiner Be⸗ 
nennung die „Landvögte“. Es iſt bereits bemerkt worden, daß die Ven— 
ner die Amtleute der vier ſogeheißenen Landgerichte waren, welche zu den 
„innern Aemtern“ gehörten. Als „äußere Aemter“ kamen allmählig hinzu 
die verſchiedenen an die Stadt fallenden Beſitzungen, in welchen wie 


12) So z. B. die Mitglieder des Kriegsrathes einige Mütte Korn und ein Faß 
Wein, wozu gewöhnlich aus den obrigkeitlichen wohlbeſorgten Vorräthen Ryfthaler 
guter Jahrgänge genommen wurde, der daher unter dem Namen „Kriegsräthler“ be⸗ 
kannt war. 


Dicaſterien. 


Amtleute. 
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bemerkt, ſo weit als nach den allgemeinen Verhältniſſen nur immer thun⸗ 
lich war, die vorgefundeneu Einrichtungen beibehalten blieben und ledig⸗ 
lich an des frühern Herrn Stelle die Stadt Bern trat, welche ſich durch 
einen Beamten vertreten ließ, der nach den beſtehenden Einrichtungen und 
dem Herkommen entweder Schultheiß (wie zu Burgdorf, Thun u. a. O.), 
Amtmann, Gubernator, Kaſtlan, Kommandant (z. B. in Aarburg), ſonſt 
aber im Allgemeinen Vogt oder Landvogt genannt wurde, mit welcher 
Benennung ſich keine gehäſſige Bedeutung verband !). Die Amtleute 
waren eigentliche Stellvertreter der Regierung in ihren Beziehungen als 
Patrimonialeigenthümer und als Landesherr; in jener ſtand ihnen die 
Verwaltung und ſoweit dieſelbe ihnen überlaſſen war, die Benutzung der 
Patrimonialgüter und der Bezug der Gefälle zu; in der letztern waren 
ſie unter dem Vorbehalt der Weitersziehung oder der Beſchwerdeführung 
theils einzig, theils an der Spitze von Gerichtshöfen, die Vollſtrecker der 
obrigkeitlichen Befehle und Verordnungen und Richter. Sie ſtellten da⸗ 
her eigentlich die Regierung vor. In allen Angelegenheiten wendeten die 
Leute ſich an dieſelben auch als Rathgeber, und noch am Ende des letz⸗ 
ten Jahrhunderts waren diejenigen Audienzen die zahlreichſten, in denen 
der Landmann einen „väterlichen Rath“ ſuchte, um ſich in Angelegen⸗ 
heiten von Wittwen und Waiſen, bei Erbſchaften und Theilungen oder 
drohenden Schwierigkeiten aus einer Verlegenheit zu helfen. 

Der äußern Aemter waren zwei und fünfzig (die fünf mit Freiburg 
gemeinſchaftlich beſeſſenen Mediatämter, ſowie die gemeinen Vogteien der 
acht alten Orte in der deutſchen Schweiz und die jenſeits des Gotthards 
gelegenen wälſchen Vogteien ungerechnet). In frühern Zeiten dauerte 
die Beamtung, zu deren Uebernahme man ſich oft ſehr ungern verſtand, 
ein bis zwei Jahre; nachher blieb ſie auf ſechs Jahre feſtgeſetzt. Bis 
in den Anfang des achtzehnten Jahrhunderts beſtellte der Rath die Amt⸗ 
leute. Als aber die Ausübung der oberſten Gewalt immer mehr auf 
den Großen Rath übergieng, dieſer je länger je mehr den Einfluß des 
Kleinen Rathes einſchränkte, zum Theil aus Furcht vor dem in andern 
ſouveränen Städten der Schweiz überwiegenden Hang zur Oligarchie, 
zum Theil auch aus einer, größern unabhängigen Verſammlungen eigenen 
und durch ruhige friedliche Zeiten, in welchen überlegene Bedeutſamkeit 
mehr ſchreckt als noth thut, beförderten Neigung, ſich einem überwiegen⸗ 
den Einfluſſe zu entziehen; da wurde im Jahr 1710 die „Loosordnung“ 


13) Dieſe altdeutſche Benennung galt hier in ihren zwei Hauptbedeutungen: als 
Obervormund, Beſchützer der Unmündigen; und als Verwalter der landesherrlichen Ein⸗ 
künfte und der Gerichtsbarkeit. 
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eingeführt, nach welcher die Amtleute nicht mehr gewählt, ſondern durch 
das Loos bezeichnet wurden. Dieſe Veränderung war um fo viel twich- 
tiger, als die großen Theils in Naturaleinkünften beſtehenden, freilich 
unter ſich ſehr ungleichen Aemterbeneficien, bei der ſteigenden Cultur des 
Landes und bei den in noch bedeutenderm Grade geſtiegenen Preiſen ſehr 
angewachſen waren und daher der Zudrang zu den beſſern groß gewor— 
den. Die Loosordnung war in dieſer Beziehung einer Emancipation der 
Mitglieder des Großen Rathes aus der Gewalt des Kleinen Rathes 
gleich zu achten und hatte als ſolche ſehr nachhaltige Folgen auf den 
Gang der Regierung. Der Kleine Rath, dem freilich durch das Ueber— 
gewicht bei den Ergänzungen der CC noch ein wichtiger Einfluß zuge- 
ſichert blieb, verlor hingegen die ihm früher zugeſtandene, beinahe aus⸗ 
ſchließliche Leitung der Geſchäfte, welche in die Hände einer zahlreichen 
Verſammlung übergieng. In einer ſolchen vermißt man gewöhnlich bei 
den durch langen Frieden und Wohlſtand abgeſpannten Kräften, die oft 
erforderliche Energie und Schnelligkeit des Entſchluſſes, wenn derſelbe 
nicht in tumultuariſche Willkühr ausartet. 


Die wichtigſten übrigen Stellen in der Verwaltung wurden an Mit⸗ 
glieder der C0 großentheils durch dieſe ſelbſt, wenige durch den Kleinen 
Rath vergeben. 


Die Secretariate aller bedeutenden Dicaſterien und Commiſſionen 
wurden von Burgern verſehen, welche ſich jung dem Kanzleidienſte als 
Freiwillige widmeten und in demſelben langſam vorrückten. Außer einer 
bei den gewöhnlich mäßigen Vermögensumſtänden der meiſten Familien 
nicht unweſentlichen, wenn ſchon an ſich nicht bedeutenden Beſoldung dieſer 
Secretariate gewährte die Laufbahn der Kanzlei eine, in der Regel be- 
achtete, Anwartſchaft auf die Beförderung in den Großen Rath. Sie 
war daher geſucht und bildete, unter der Leitung der im öffentlichen Le⸗ 
ben ergrauten und hoch angeſehenen Magiſtraten, tüchtige Geſchäftsmän⸗ 
ner zu Sicherung eines bleibenden feſten Geſchäftsganges, in dem ſich 
das ganze Land zurechtfand. 


Die Amts⸗ oder Landſchreibereien wurden größtentheils von Burgern 
der Hauptſtadt, deren Verhältniſſe die Anwartſchaft auf den Großen Rath 
nicht geſtatteten, und der andern Städte, in den oberländiſchen Aemtern 
— Interlaken ausgenommen — (von denen beſonders Saanen immer 
eine ſehr zahlreiche Bevölkerung von Schreibern im Notariats- und Ge— 
ſchäftsfach lieferte) von Landſchaftsleuten verſehen. Eine weitere Reihe 
von Verwaltungsbeamtungen war ebenfalls den Burgern der Hauptſtadt, 
welche nicht in den großen Rath gelangt waren, oder darauf verzichtet 
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hatten, ſowie denjenigen der Municipalſtädte vorbehalten; alle dieſe Stel⸗ 
len wurden vom Großen oder vom Kleinen Rathe beſetzt. 

Die Stadt- und Gemeinds⸗Behörden im Lande in ihren einfachen und 
althergebrachten, daher unter ſich verſchiedenen Einrichtungen wurden theils 
frei oder auf obrigkeitliche Beſtätigung hin, durch Selbſtwahlen oder 
auch auf einen Vorſchlag hin durch den Amtmann gewählt. 

Grundſätze der Wirft man einen Blick auf die Grundſätze der Verfaſſung, ſo zeigt 

Verfaſſung. ſich vorerſt das Verhältniß der Stadt als eigentlichen Landesherrn. Der 
Landesherr war nicht ein Monarch, eine einzelne phyſiſche, ſondern eine 
moraliſche Perſon. Aus dieſem geſchichtlichen Standpunkt allein kann der 
Organismus des bernerſchen Gemeinweſens richtig beurtheilt werden. 
Außer dieſem Standpunkt fällt alles in das vage Gebiet willkührlicher 
Vorausſetzung oder abſichtlicher Declamation. 

Durch ihre Entwickelung hatte die Verfaſſung die Ausübung dieſer 
Souveränität ganz ausſchließlich dem Großen Rath in ſeiner Geſammt⸗ 
heit übertragen, und derſelbe beſtand aus dem Schultheißen, dem Rath 
und den CC. 

Durch das Geſetz, welches die Verhältniſſe der berechtigten Corpo⸗ 
ration in ihrem Innern allmählig geordnet und geregelt hatte, war in 
der Aufſtellung des Grundſatzes der Selbſtergänzung eine eigentliche Ariſto⸗ 
cratie ausgebildet worden, im Gegenſatz ſowohl der democratiſchen Zunft⸗ 
wahlen, wie z. B. derjenigen in Zürich, Baſel, Schaffhauſen, als auch 
der aus den Erblichkeitsverhältniſſen gewiſſer Stellen gebildeten Oligarchie 
Luzerns oder der ebenfalls zur Oligarchie ſich geſtaltenden doppelten 
Burgerſchaft Freiburgs. Nur Parteiſucht wird übrigens in Benennungen, 
mit welchen verſchiedene Regierungsformen bezeichnet werden, ſchon an 
und für ſich ein Lob oder einen Tadel enthalten finden. Die Democratie 
ſteht dem Deſpotismus und der ungerechten Willkühr weder näher noch 
ferner als die Herrſchaft Weniger (Oligarchie); und wo väterliches Wohl⸗ 
wollen, Edelſinn und Gerechtigkeit walten, blühen Ordnung und Zufrie⸗ 
denheit unter dem abſoluten Scepter des Selbſtherrſchers wie unter dem 
milden Geſetze der Ariſtocratie, oder dem ernſten Senatus-Conſult der 
democratiſchen Republik. Wohl hat jede Regierungsform ihre eigenthüm⸗ 
lichen Vortheile und Nachtheile und innern Anlagen der Kraft und des 
Verfalls. Unter allen kann das Volk bürgerlich frei, ruhig und glüd- 
lich, unter allen geknechtet und ruchloſer Leidenſchaft preisgegeben ſein. 
Nur ſollte man ſich erinnern, daß dauerhafte Verfaſſungen nach den 
Sitten und Verhältniſſen eines Volkes ſich aus ſeiner Geſchichte heraus⸗ 
arbeiten, nicht nach Theorien niederſchreiben laſſen. Wird ein Volk ge⸗ 
waltſam aus ſeiner geſchichtlichen Verfaſſung herausgeworfen, d. h. einer 
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Revolution preisgegeben, ſo mag es, wenn es ſich derſelben überläßt, 
auch die Gefahren deutlich bedenken, welche der Ausſpruch eines Cory— 
phäen der franzöſiſchen Revolution, deſſen Autorität ihre Anhänger 
nicht verläugnen werden, in der äußerſten Potenz ſchrecklich ſchildert: 
«En revolution, lYautorite appartient au plus scélérat; v “) ſprach 
Danton. 

Aus der Souveränität der Geſammtheit des Großen Rathes, deren 
Begriff allen Mitgliedern vorlag, und deren Handhabung ihre nächſte 
Verbindlichkeit als Beding des Regierungszweckes — der öffentlichen 
Wohlfahrt — ausmachte, ergab ſich, daß weder einem einzelnen Mit— 
gliede noch einer Familie ein übermäßiger Einfluß geſtattet werden durfte; 
und alle Vorſchriften über den innern Organismus der Regierung be— 
zeichneten dieſe Richtung; jo z. B. der auf weite Verwandtſchaft ausge— 
dehnte Austritt bei den Wahlen, die nach vorhergehender Uebung noch 
im letzten Drittel des achtzehnten Jahrhunderts erlaſſene Verordnung, 
daß nicht mehr als ein einziges Mitglied aus einer Familie im Kleinen 
Rath ſein könne (wodurch mittelbar im Innern der zahlreichen Geſchlech— 
ter — von denen einzelne bis auf fünfzig männliche Köpfe zählten — 
Parteiungen entſtehen mußten), die künſtlichen Wahlen, die Loosordnung 
u. ſ. w. 

Am wenigſten ward dem Reichthum ein mächtiger politiſcher Einfluß 
geſtattet. Schon die „Stadtſatzung“ (bürgerliche Geſetzbuch) beſtimmte, 
daß das „väterliche Säßhaus“ (in der Stadt, oder der Landſitz) dem 
jüngſten Sohne um eine billige Schatzung überlaſſen werden ſolle, 
alſo demjenigen, der beim Ableben des Vaters die wenigſten andern Mit⸗ 
tel perſönlichen Einfluſſes erworben haben mochte (ſowie auch vorausge⸗ 
ſetzt werden konnte, daß für denſelben die geſetzliche Vorſorge zu ſeiner 
Einrichtung am nöthigſten ſei). Dem Vater war vergönnt, durch ſeinen 
letzten Willen über einen Dritttheil ſeines eigenen Vermögens (das der 
Mutter mußte unter alle Kinder gleich vertheilt werden) frei zu verfügen, 
was öfter zu Gunſten der Söhne geſchah. Bleibende Fideicommiſſe wur⸗ 
den unterſagt und fideicommiſſariſche Nacherbeneinſetzungen durften ſich 
nicht über die zweiten Nacherben hinaus erſtrecken. So mochten wohl 
hin und wieder Einzelne durch beſondere Umſtände ein, den Normalſtand 
mäßigen Beſitzſtandes überragendes, Vermögen erwerben; allein es zer— 
theilte ſich bald wieder. 

Die Sitte forderte von den Häuptern der Republik eine eingezogene, 
ernſte Lebensart. Den Tag mußten fie den mannigfachen Regierungs⸗ 
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geſchäften und für Jedermann zugänglich, den Audienzen widmen; der 
Abend wurde zu Vorbereitung der Geſchäfte verwendet; die wenigen Er— 
holungen beſchränkten ſich auf eine Spazierfahrt im zweiſpännigen Wa⸗ 
gen, oder auf eine geſchloſſene Geſellſchaft älterer Magiſtraten, in welcher 
ebenfalls die öffentlichen Angelegenheiten den Gegenſtand vertraulicher 
Beſprechung ausmachten. Auch von den übrigen Standesgliedern, die 
wirklichen Amtleute ausgenommen, welche für einige Aemter bisweilen 
zu ziemlichem Aufwand gehalten waren, forderte man zwar anſtändigen 
Haushalt, allein keine großen Ausgaben. Die Mehrzahl lebte einfach 
bürgerlich und wahrſcheinlich eingeſchränkter als andere vermögliche Städ⸗ 
ter oder als der waadtländiſche Adel. Andere hingegen glaubten alles 
gethan zu haben, was man von einem ſorgſamen Hausvater verlangen 
könne, wenn ſie ihr angeerbtes Stammgut nicht ſchmälerten, übrigens 
aber alle ihre Einkünfte verbrauchten, und auch an ſolchen Beiſpielen 
mangelte es nicht, daß ein reiches Erbe ganz oder größerntheils aufge— 
braucht wurde. Inner den Schranken der allgemeinen Luxusgeſetze ließ 
man darin einen jeden gewähren. Mochte „ein gutes Haus“ mit gaſt⸗ 
freier Tafel einige Anhänger gewinnen, ſo mißfiel wahrſcheinlich noch 
mehreren, die ſich für gleichberechtigt hielten, die Verdunkelung. Ueber⸗ 
triebene Sparſamkeit zu Anhäufung größern Vermögens wurde nicht gern 
geſehen; nicht Reichthum war das Ziel des Emporſtrebens, derſelbe auch 
kein ſicheres Mittel dazu. Das Anſehen gebührte weit mehr der Wirk⸗ 
ſamkeit in einer höhern Stelle, als dem Glanze des äußern Lebens; das 
moraliſche Erbe eines im Dienſte der Republik geachteten Mannes diente 
mehr zu Empfehlung der Söhne, als einige Schriften mehr im Zins⸗ 
rodel. Auf Erhaltung und Aeufnung des öffentlichen Vermögens waren 
beinahe alle bedacht, zum ängſtlichen eignen Sparen wenige geneigt. Die 
letzten Schultheißen des alten Berns, Steiger und Mülinen waren nicht 
reich; jener arm. 

In den Augen des Volkes gieng der Schein der höchſten Gewalt 
natürlich auf die Organe über, durch welche dieſelbe ausgeübt werden 
mußte, und alſo zunächſt auch auf die Amtleute. Dieſe waren Stellver⸗ 
treter nicht allein der ſogeheißenen Regierungsgewalt, d. h. nach neuerem 
Sprachgebrauch der Vollziehungsbehörde, ſondern eigentlich diejenigen der 
Obrigkeit. Das daherige Anſehen gebührte dem Amt, nicht der Per⸗ 
ſon. Allein ſolche Unterſcheidungen haben im Volk ihre Geltung nicht; 
dasſelbe iſt eben ſo geneigt, die dem Amt gebührende Achtung der Perſon 
zu bezeugen, als die Ungunſt, in welche dieſe verfallen möchte, auf das 
Amt ſelbſt übergehen zu laſſen. In den Augen des Volkes galt der 
Amtmann oder Landvogt als Geſammtbegriff der Regierung; dabei wurde 
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er für feine guten Eigenschaften bloß perſönlich geliebt und geſchätzt, 
dieweil die Abneigung, welche er etwa gegen jeine Perſon rege machen 
mochte, um ſo eher auf ſein Amt und auf die Regierung ſelbſt über⸗ 
getragen wurde, als dieſe in ihrer Eigenſchaft einer geſchloſſenen Arifto- 
cratie einen beſtimmten Zielpunkt darbot. 

Durch die Geſtaltung der berneriſchen Verfaſſung wurde der von 
Gründung der Stadt hinweg ſehr bemerkbare Herrſcherſinn der ſouverä— 
nen Corporation und der mit derſelben innigſt verbundene Freiheitsſinn 
der einzelnen Mitglieder, welche dieſelbe bildeten, erhalten und genährt, 
wie dieſes in den ariſtocratiſchen Republiken des Alterthums und des 
Mittelalters der Fall war. Von der Republik und von dem Glanze, 
den ſie erworben, leitete ein jeder das Gefühl würdiger Unabhängigkeit 
her, das ihn belebte, und welches ſelbſt nach dem Falle und unter den 
erdrückenden Umſtänden, die ſeit dem Ausbruche der franzöſiſchen Revo— 
lution ſo ſchwer auf dem europäiſchen Feſtlande laſteten, noch aufflackerte. 
Alle wußten es nicht nur, ſondern empfanden es tief, daß ihr theuerſtes 
Gut in der Republik beſtehe. An der rechtlichen Begründung konnte 
Niemand zweifeln, und über die Anwendung, die von einer Generation 
auf die andere übergegangen war, lag in der Geſchichte das Urtheil; in 
dem Zuſtande des Landes, in der tiefen Ruhe, die es mit ſeltenen Unter⸗ 
brechungen genoſſen, in dem blühenden Wohlſtande, der es auszeichnete, 
und in dem guten Rufe des Bernernamens, der im Auslande zur Em⸗ 
pfehlung diente, fand ſich wenigſtens die Antwort auf Anſchuldigungen, 
denen hienieden wohl nichts entgeht. 


Das ruhige Glück und das ſichere Selbſtbewußtſein ſcheuen die vor— 
ſchnellen Beſchlüſſe, welche oft unberechnete Aenderungen herbeiführen und 
die gewöhnlich ein Merkmaal innerer Unruhe und eines unſichern Ganges 
find. Die Abwägung des Einfluſſes Vieler, die nicht einem ausſchließ⸗ 
lichen ſich hingaben, verhinderte das raſche Einſchreiten des Ehrgeizes 
und der Anmaßung. Auch das Gute geſchah langſam und bedächtlich. 
Bei wichtigen, tief eingreifenden Verordnungen wurde nicht ſelten eine 
Probezeit vorbehalten und wo dieſes nicht angehen konnte, waren den 
Neuerungen bedeutende Schwierigkeiten im Gange der Unterſuchung und 
durch den Vorbehalt einer größern Mehrheit bei der Abſtimmung ent⸗ 
gegengeſetzt. (In conſtitutionellen Fragen wurden zwei Drittel der Stim- 
men, bei andern wichtigen Gegenſtänden eine größere Mehrheit zu Ab— 
änderung eines Beſchluſſes erfordert, als diejenige war, die ihn gefaßt.) 
Man vermied ſorgfältig alle rückwirkenden Geſetze und Verfügungen, und 
eben ſo diejenigen zu beſtimmt vorliegenden concreten Zwecken. Dieſe ſind 


3 


Folgen der 
Maximen. 


Unabhängig⸗ 
keit. 


Beſonnenheit. 


Vermeidung 
von Willkühr. 


Strenge. 


. 


die Hülfsmittel der gefährlichſten Willkühr, der ſogeheißenen „legalen“, 
aus einer principienloſen Parteimehrheit hervorgehenden. 

Ueberhaupt ſcheint ziemlich richtig zu ſein, daß ſo wie die Ariſtocratie 
ſich enger und beſtimmter abgeſchloſſen hatte, die Formen immer mehr 
die Ausdehnung der Meinungsunabhängigkeit im Innern der Regierung 
begünſtigten. Dadurch wurde Willkühr beinahe unmöglich. Das Gelüſten 
nach derſelben wäre gefährlich geweſen, da wo ſo viele Männer, die von 
Haus aus die erforderliche äußere Unabhängigkeit beſaßen, in derſelben auf⸗ 
gewachſen und von dem lebendigen Gefühl einer freien Stellung und 
unerſchütterter Rechte durchdrungen waren, ſich beobachteten und ein jeder 
in allen andern die Hüter des Geſetzes erkannte; nicht weniger hätte 
übermüthige Rede, nach welcher die Rechte und die Intereſſen des Landes 
nicht von dem Standpunkte väterlicher Abſichten wären betrachtet worden, 
allgemeinen Unwillen erregt. Es war bekannt, daß wenn die Regierung 
als Patrimonialbeſitzer Rechtshändel, die in wichtigen Fällen in letzter 
Inſtanz von den C0 entſchieden wurden, zu verfechten hatte, ſie „zwei 
Mal recht haben müſſe, um nicht zu verlieren.“ Den Amtleuten beſon⸗ 
ders, ſo wie überhaupt allen Behörden war Zugänglichkeit ſehr an⸗ 
empfohlen, und gegen einen Landvogt, hieß es, „ſei gut klagen.“ Statutar⸗ 
Rechte, Exemtionen, erworbene titelfeſte Berechtigungen, althergebrachte 
Uebungen blieben unberührt. Niemand hätte gewagt, ſie als ſogeheißene 
Vorrechte willkührlich anzutaſten. 

Ein ſolches Verhalten, das eher eine Ueberzeugung höherer, mit 
großen Rechten verbundenen Pflichten zum Grunde hatte, als das Ver⸗ 
langen ſich beliebt zu machen, hinderte nicht ſtrenges Feſthalten an den 
beſtehenden Vorſchriften, und ſogeheißene Gnadenbezeugungen waren nicht 
minder erſchwert als Mißbräuche. Die ganze Haltung war mehr ernſt 
als gewinnend. Daß Beſtrafung von Uebertretung beſtehender Geſetze 
und Verordnungen einen Grund zu Beſchwerden über Regierung und 
Verfaſſung abgeben könne, das wurde nicht in Betrachtung gezogen. Eben 
ſo wenig hielt man es für unzuläßig, daß da, wo das Geſetz eine Buße 
vorgeſchrieben hatte, der Amtmann, der ſie verhängte, ſie ſelbſt zu beziehen 
habe. Vielmehr ſcheint die Meinung vorgewaltet zu haben, weil die 
Leichtigkeit, mit welcher Beſchwerde erhoben werden konnte, vor Miß⸗ 
brauch ſchützen werde, das Ehr- und Pflichtgefühl in der richtigen An⸗ 
wendung ſolcher Strafen den Amtmann um ſo ſicherer leiten würde, als 
er die Verantwortlichkeit für einen durch einen beſtimmten Ausſpruch auf 
Koſten eines Andern ihm ſelbſt zugewendeten Vortheil tiefer empfinden 
mußte. Eigennützige, wenn auch nicht geſetzlich ungerechte Strenge in 


Geldſtrafen konnte ohne Einbuße des Anfehens in der Regierung keiner 
ſich zu Schulden kommen laſſen “). 

Mußten ſolche Verhältniſſe in ruhiger Zeit günſtig einwirken, ſowohl 
auf den geregelten Gang der Geſchäfte als auf die Wohlfahrt des Landes, 
ſo boten dieſe Ergebniſſe langen Friedens und ſelten geſtörter Sicherheit 
nicht die Bedingungen zu derjenigen kühnen und entſchloſſenen Bereitung 
und Anwendung außerordentlicher Mittel dar, welche in Stürmen zweck⸗— 
mäßig oder erforderlich ſein mochten. 

In den Zeiten des Aufſtrebens und der Kämpfe war die Gewalt 
beinahe ausſchließlich in den Händen des Kleinen Rathes, in welchem 
auch perſönlicher Einfluß der Häupter oder Einzelner ein größeres Gewicht 
erhalten konnte. Noch zu Anfang des achtzehnten Jahrhunderts fühlte 
der Große Rath die Nothwendigkeit größern Gefahren eine engere, ge— 
diegenere, äußern Einwirkungen weniger zugängliche Behörde entgegen- 
zuſtellen, in welcher das Geheimniß der Verhandlungen zu bewahren mög⸗ 
lich ſei. 

Als, herbeigeführt durch die auf das Verderben Berns und der re— 
formirten Stände abſehenden Ränke des franzöſiſchen Botſchafters, ver— 
bunden mit den Anſtrengungen der Nunciatur, der unheilvolle Krieg von 
1712 ausgebrochen, wurde unter dem Namen einer „Friedenskommiſſion“ 
eine außerordentliche Behörde niedergeſetzt; und zwei Jahre nachdem der 
Große Rath durch die Loosordnung die wirkliche Staatsgewalt aus den 
Händen des Kleinen Rathes übernommen hatte, überließ er dieſer aufßer- 
ordentlichen, mit beinahe unbeſchränkten Vollmachten ausgerüſteten Kom⸗ 
miſſion die Leitung der ſo ſchwierigen Angelegenheiten. Es gelang ihr 
auch, mit Nachdruck und Geſchicklichkeit die Unterhandlungen zu leiten 
und die Republik durch die gefährliche Kriſis durchzuführen. 

Am Ende des Jahrhunderts hatte der Geheime Rath wohl die 
Obliegenheit, für die Sicherheit des Gemeinweſens zu wachen, und wenn 
alle Mitglieder dieſer Behörde gleiche Anſichten getheilt hätten, ſo hätte 
er auf den Fall auch die erforderliche Gewalt beſeſſen, um dieſer Obliegen⸗ 
heit zu genügen. Allein bei irgend einer weſentlichen Meinungsverſchieden⸗ 
heit, welche unter ſchwierigen Umſtänden nicht wohl zu vermeiden iſt, und 
welche bei den ſo tiefwurzelnden Anſprüchen auf Unabhängigkeit der An⸗ 
ſichten ſich nicht überwinden ließ, ſank die Bedeutſamkeit des Geheimen 


15) Uebrigens war die Beziehung der Bußen durch den Gerichtsherrn oder feinen 
Amtmann eine allgemeine über ganz Europa verbreitete Uebung, welche daher einer 
einzelnen Regierung nicht zum Vorwurf gemacht werden konnte. Seit 1803 wurden 
alle Strafgefälle im Kanton oder Stadt und Republik Bern dem Fiscus verrechnet. 


Lähmung in 


Gefahr. 


Patrimonial⸗ 
Begriff. 


Sparſamkeit. 


Rathes zu der Stellung einer bloß vorberathenden Behörde herab, und 
alle Nachtheile weitläufiger, zeitraubender und wankender Berathungen 
einer zahlreichen Verſammlung traten ein. 


Drittes Kapitel: Finanzen. 


Allgemeine Grundſätze. Die öffentlichen Einkünfte. Patrimonialbeſitz, Regalien, Zinſe. 

Verwendung. Beſoldungen, öffentliche Werke und Vorräthe. Erſparniſſe. 

Die allgemeinen Grundſätze der altbernerſchen Finanzverwaltung ent⸗ 
ſprachen dem Patrimonialbegriffe, der dieſem Gemeinweſen im allgemeinen 
zum Grunde lag; die Finanzverwaltung hieß „der Haushalt“ und den 
Befugniſſen eines treuen und ſorgfältigen Hausvaters gemäß ſeine Pflichten 
zu erfüllen, war das Beſtreben der Regierung. Nach dieſem einfachen 
Begriffe gab es in der Republik kein ſogeheißenes Finanzſyſtem, d. h. 
keine ſyſtematiſche Ausbeutung des Vermögens und der Arbeit der Ein— 
zelnen, um Koſten zu beſtreiten, welche vornehmlich andern!) zu gut 
kommen ſollten. Die Regierung betrachtete ſich nicht als unbeſchränkten 
Eigenthümer, ſondern als einen mit unbeſchränkter Vollmacht unter mora⸗ 
liſcher Verantwortlichkeit ausgerüſteten fideicommiſſariſchen Beſitzer und 
Verwalter des gemeinſchaftlichen Gutes, welches der ganzen ſouveränen, 
aus der regimentsfähigen Burgerſchaft gebildeten Corporation, der zukünf⸗ 
tigen nicht minder als der gegenwärtigen, angehöre. Mochte vielleicht 
ſorgfältige Oekonomie im Privatleben nicht allgemein den Charakter des 
Berners bezeichnen, welchem öfter vorgeworfen werden konnte, feine Aus- 
gaben nicht nach einem ſehr mäßigen Vermögen einzurichten, ſo zeigte ſich 
in dieſer Beziehung ein auffallender Gegenſatz zwiſchen ſeinem Benehmen 
als Privatmann und demjenigen in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter des 
öffentlichen Guts. Wie für das Gemeinweſen, eben ſo in engern Kreiſen 
für Corporationsgüter und Familienkiſten, waren Nachläſſigkeit oder Ver⸗ 
ſchwendung eben ſo ſeltene als ſtreng gerichtete Ausnahmen. 

Sparſamkeit, welche jedoch großartige Unternehmungen zu keiner Zeit 
verhinderte, und Ordnung wurden daher als Grundbedingungen des Haus⸗ 
halts angeſehen, und, von Zeit zu Zeit drohende oder eingeriſſene, Un— 
ordnung jeweilen als ein Uebel betrachtet, dem zu ſteuern nicht gezögert 


9) Daher denn die Franzoſen in ihren Kammern das zuſtimmende Centrum mit 
dem hungrigen Bauche — centre-ventre — verglichen. 


SH. 


werden düßfe. Die Buchführung war eine äußerſt einfache; lange Zeit 
wurde, wie dieſes auch in einigen andern haushälteriſchen Orten der 
Eidgenoſſenſchaft der Fall war, lediglich der Ueberſchuß, den die Kaſſen 
auswieſen, in das Schatzgewölbe deponirt und allgemeine Bilanzen zwiſchen 
Ausgaben und Einnahmen erſt in den ſpätern Zeiten eingeführt. 

Hatte bereits von Kaiſer Sigmund die Stadt das Recht erhalten, 
Steuern auszuſchreiben, ſo glaubte man dasſelbe nicht ſo auslegen zu 
ſollen, daß willkührlich Auflagen zu Vermehrung der Einnahmen auferlegt 
werden könnten; zu denſelben glaubte man nur in Zeiten der Noth ſchreiten 
zu dürfen. Von den Angehörigen forderte man, was ein jeder nach Urbar 
und Recht ſeinem frühern Herrn zu entrichten ſchuldig war, oder wozu 
er ſich ſpäter freiwillig verpflichtet hatte. Von den Tellen und Beiſchüſſen, 
welche in frühern Zeiten waren verhängt worden, beſtand noch gegen das 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts die unter dem Namen des „Bös⸗ 
pfennigs“ bereits im Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts bezogene 
Auflage von einem Pfennig auf der Maß Wein. Bei dem ſo ſehr ver- 
änderten Geldwerthe?) war dieſe Auflage eine unbedeutende geworden 
und der ganze Bezug auf dem Weinverbrauch an Böspfennig, Ohmgeld 
und Tavernengebühren ſtieg auf keine vierzigtauſend Franken an (nicht 
auf den zwanzigſten Theil deſſen, was jetzt an Ohmgeld und Ausſchenk⸗ 
gebühren darauf erhoben wird). 

Dem nämlichen Grundſatze gemäß, galt ferner als Regel, die Aus⸗ 
gaben nach den Einnahmen einzurichten; nicht umgekehrt nach Büdget— 
Art. Kamen alſo unerwartete Ausgaben, bei welchen Schulden gemacht 
werden mußten, ſo machte man ſich dieſe nicht leicht, indem man ſie ohne 
weiter auf künftige Generationen wälzte, ſondern es wurden die größten 


2) Am Ende des XV. Jahrhunderts koſtete die ganze Staatsverwaltung jährlich 
bei achttauſend Pfunden (nach heutiger Benennung und Geldwerth etwa 208,000 Fr.); 
und da wo 320 Pfunde für die Beſoldungen des Großen und Kleinen Rathes und der 
Kanzlei ausreichten, und die gaſtfreundliche Bewirthung angeſehener Fremden in den 
Herbergen des Jahres etwa 40 Pfund koſtete, mochte eine Auflage von einem Pfennig 
(deren 120 auf das Pfund) auf die Maß Wein bedeutend genug ſein, um mit dem 
Namen des „Böspfennigs“ belegt zu werden, beſonders wenn man in Anſchlag bringt, 
daß das Getränke, von welchem ein Schütze, ſpäter noch, nicht mehr als ſieben Maß ge⸗ 
nießen ſollte, wenn er noch ferner auf der Schießſtatt ſchießen wollte, nicht in Spitz⸗ 
gläſern ausgemeſſen zu werden pflegte. Zu einigem Verſtändniß des ſehr verſchiedenen 
Geldwerths möge man ſich erinnern, daß im 14. Jahrhundert die Mark Silber (die heut 
zu Tage nahe an 50 Pfund giltet) zu 2 Pfund ausgeprägt wurde, und daß vor der 
Entdeckung von Amerika das Silber wenigſtens einen vierfachen Tauſchwerth gegen den 
jetzigen hatte: alſo mochte 1 Pfund Pfennige im 14. Jahreundert nahe an hundert Pfunde 
heutigen Geldes werth ſein, und 1 Pfennig nahe an 80 Cent. 


Keine 
willkührlichen 
Auflagen. 
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Capital⸗ 


Anwendungen. 
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Eigene Güter. 
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Anſtrengungen nicht geſcheut, um dieſelben ſobald als möglich abzubezah⸗ 
len; ſo findet man Anlagen auf die Burger Berns von einem Halben 
vom Hundert des Capitalvermögens; eine beinahe übermäßige Anſtrengung 
zu einer Zeit, wo ein Vermögen von zweihundert Pfund Capitalwerths 
als ein mittelmäßiges galt. 

Dieſe Anlagen wurden immer ſeltener und in dem nicht glücklichen 
Savoyerzug von 1589 ſcheint zum letzten Male eine Erſchöpfung, ſowie 
nach dem Bauernkrieg von 1653 eine gänzliche Ausleerung des Staats⸗ 
ſchatzes eingetreten zu ſein. Im achtzehnten Jahrhundert vermehrte ſich 
das Vermögen zuſehends und ſehr bedeutend von der Zeit an, wo aus 
der Baarſchaft des Schatzes beträchtliche Summen im Auslande zinsbar 
angelegt wurden; alle Ausgaben für den Zwölfer-Krieg und für die gleich- 
zeitigen großen öffentlichen Arbeiten, ſowie die ſehr großen außerordent⸗ 
lichen Ausgaben des letzten Decenniums bis zur Unterjochung durch die 
Franzoſen wurden ohne Beihülfe außerordentlicher Abgaben beſtritten. 

Die Geſammteinkünfte floſſen aus drei Hauptquellen: dem eigent⸗ 
lichen Patrimonialſtammbeſitze, den landes- und gerichtsherrlichen Ver⸗ 
hältniſſen und aus früheren Erſparniſſen. 

Der Patrimonialbeſitz faßte in ſich die liegenden Güter, Waldhnge 
und Domänen und nutzbare Rechte wie Zehnten, Grundzinſe, Ehrſchätze 
u. dgl., welche die Stadt allmählig an ſich gebracht hatte, großentheils 
durch Kauf oder Verpfändung; wohl auch, z. B. im Aargau und in der 
Waadt, durch den Heimfall der Patrimonialgüter der frühern Herren, 
und nach der Reformation auch zum Theil aus den Gütern der verlaſſe⸗ 
nen Klöſter. Nach dem damaligen Syſtem abgeſonderter Verwaltung 
wurden vor allem aus dieſe Einnahmen zu den entſprechenden Ausgaben 
der Ortsverwaltung verwendet. Das Reſultat dieſer Abrechnungen er⸗ 
ſcheint daher in den allgemeinen Rechnungen unter der Rubrik von „Re⸗ 
ſtanzen von Amtleuten und Schaffnern“ und weist in den letzten ſechs 
Jahren (1790-1795), über welche noch die, für ſpätere Jahre nicht 
mehr vollſtändigen, Rechnungen vorliegen, als effektiven Ueberſchuß durch⸗ 
ſchnittlich ungefähr reine fünfzigtauſend Kronen (L. 125,000) auf, nach⸗ 
dem alle Amtsbeſoldungen und Koſten auf den Aemtern für Unterhalt 
von Domänen, Gebäuden und für den Gang der Verwaltung abgezogen 
waren. 

Die Zehnten und Grundzinſe wurden nicht als Abgaben betrachtet, 
ſondern ſie waren ein auf dem betreffenden Grundſtück radizierndes 
Eigenthum, deſſen Werth bei dem Anſchlag des Grundſtückes immer in 
Abrechnung gezogen war. Die Leiſtung und ebenſo der Bezug von Zehn⸗ 
ten und Grundzinſen war an keine beſondere Verhältniſſe oder Klaſſen 


gebunden. Zwar waren die Zehnten, Grundzinſe und Ehrſchätze unab— 
lösbar; allein das Recht des Zehntherrn war ein veräußerliches; es 
konnte durch freiwillige, gegenſeitige Uebereinkunft eben ſo gut an den 
Pflichtigen als an einen andern Dritten übertragen werden. Die Regie— 
rung beſaß viele Zehnten, eben jo viele waren in den Händen von Cor⸗ 
porationen oder Privaten, und die Pflicht laſtete nicht auf der Perſon, 
ſondern auf dem Grundſtück; ſo daß auch die Regierung gleich anderen 
Eigenthümern öfters zehntpflichtiges Land beſaß. Der Zehnten wurde 
ausſchließlich nach vorhandenen Titeln und vorgefundener, herkömmlicher 
Pflicht entrichtet: gewöhnlich mit der zehnten, zuweilen der eilften Garbe, 
und dem eilften bis achtzehnten Zuber Wein; er beruhte auf beſtehenden 
Verträgen und Rechten; das eine Grundſtück war abſolut zehntpflichtig 
für alles was auf demſelben erzeugt wurde; ein anderes bloß für gewiſſe 
Produkte, je nach Titel und Vorbeſitz. 


Die Grundzinſe beſtanden unter ähnlichen Verhältniſſen in fixen, 
unabänderlichen Lieferungen in Erzeugniſſen oder Geld. Denſelben konnte 
daher nicht wie den Zehnten der Vorwurf gemacht werden, den Auf— 
ſchwung des Ackerbaues, die Arbeit und den Fleiß zu belaſten. Ein Titel 
zu Beziehung irgend eines Grundzinſes, eine ſogeheißene „Bodengülte“, 
war ein ſehr geſuchtes Eigenthum, für welches gerne ein im Verhältniſſe 
eines Ertrages von drei Procenten ſtehendes Kapital bezahlt wurde, weil 
das Geſetz die Bodengülte gleich liegendem Gut betrachtete, wodurch unter 
anderm bei Käufen um Liegenſchaften ein Tauſch abgeſchloſſen und ſomit 
jede Anwendung eines damals allgemein weit ausgedehnten Zugrechtes 
verhindert werden konnte; auch hielt man keinen andern Beſitz für ſicherer. 

Neue Grundzinſe durften keine andern errichtet werden, als durch 
die Regierung bei Ertheilung nachgeſuchter Bewilligungen für ſogeheißene 
Ehehaften. 

Unter den landesherrlichen Einkünften waren bemerkbar die Zölle, Landesherr⸗ 
wovon ein Theil nach ihrem Erwerbstitel allfällig auch zu dem Patri⸗ liche Einkünfte. 
monialbeſitz hätte gezählt werden können; ihr Ertrag ſtieg auf ungefähr 
(145,000 Fr.) vierzigtauſend Kronen an. Die Poſtpacht trug (108,650 Fr.) 
dreißigtauſend Kronen ein; der Gewinn auf dem Salzverkauf ungefähr 
achtzigtauſend, und der Ertrag des Salzbergwerkes zu Roche vierzig— 
tauſend ); Ohmgeld, Böspfennig und verſchiedene kleinere Rubriken etwa 
fünfundzwanzigtauſend. Die Wälſch-Seckelmeiſterrechnung lieferte zu den 


3) Es wurden verbraucht an Salz im Jahr 1782 Ctr. 102832,26 mit Kr. 80418 
Gewinn, im Jahr 1792 Ctr. 116982, mit Kr. 69229 Gewinn (die Krone L. 2,50 = 
Fr. 3,62 81/100). 


Zinſe. 
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allgemeinen Landes- und Verwaltungskoſten gegen neunzigtauſend Kronen 
(etwa 325,000 Fr.). Dieſe bisher aufgezählten Rubriken betrugen alſo 


zuſammen ungefähr 355,000 Kronen (etwa 1,110,000 Fr.). Hierzu ka⸗ 


men gegen 230,000 Kronen (gegen 830,000 Fr.) an Zinſen von Kapi⸗ 
talien, die im In⸗ und Auslande angelegt waren: Ergebniſſe eigentlicher 
Erſparniſſe, welche am deutlichſten das Verwaltungsprincip darthun, nach 
welchem die höchſte Gewalt des Gemeinweſens handelte. Kein Rechts⸗ 
grund hätte ſie verhindern können, den Ueberſchuß der Einnahmen zu 
verwenden, ſei es zu direktem Vortheil durch Erhöhung der Beſoldungen 
oder Vermehrung der Stellen, oder indirekt zu Bildung eines perſönlich 
intereſſirten Anhanges. Statt deſſen wurden eben dieſe Erſparniſſe von 
der Regierung weſentlich benutzt zu allgemein nützlichen Unternehmungen 


verſchiedener Art und zu Deckung von Ausfällen, welche ſonſt durch Be⸗ 


laſtung der Zukunft mit Schulden oder durch Auflagen hätten getragen 
werden müſſen. Die Regierung war alſo in den Stand geſetzt, zu all⸗ 
gemeinem Beſten eine, dem Dritttheile ihrer reinen Landeseinkünfte gleich⸗ 
kommende, Summe aus ihren eignen freiwilligen Erſparniſſen zu ver⸗ 
wenden!“), und deſſen ungeachtet in ordentlichen Zeiten noch ungefähr 
eben fo viel vorzuſchlagen ?). 

Betrachtet man den Gang der öffentlichen Einkünfte ſeit Einführung 
der jährlichen Generalbilanzen, ſo findet man in den zehn Jahren von 


4) Dieſer Zuſchuß von M. G. HH. kommt zum erſten Male vor in der Rechnungs⸗ 
periode 1730 mit Kronen 31,200, 1740 mit Kr. 35,490, 1750 mit Kr. 60,565, 1760 
mit Kr. 102,606, u. ſ. f. 


5) Auf erſten März 1798 betrug der e Ae e in Kapital alte Franken 


(deren 2, 3 Livres gleichkommen) 5 8 13,418,399 
mit einem Zinsertrag von Fr. 577,733. 

Der innere deutſche Zinsrodel betuun g 13§!330,115 
und der waadtländiſche . 5 2 5 0 i ’ g 3 g 1,200,000 


Zinstragende Kapitalien. N 0 : Alte Fr. 15,948,514 
oder Kronen 6,379,405 15 Batzen (Fr. 23 113, 790). | 

Nach den Generalbilanzen war in den dreißig Jahren von 1761—1790 mehr ein- 
gegangen als ausgegeben worden, eine Summe von 3,130,057 Kronen. Ueberdieß 
wurden im Lauf des Jahrhunderts durch einfache Kaſſarechnung als ausgegeben ver⸗ 
rechnet für „Erkauftes“ an e und 1 


eine Summe von 0 l a Kronen 601,529 
im Einnehmen für Verkauftes lache I ’ l g 5 „ 174,342 
jo daß ſich das Eigenthum vermehrt hatte um fernere . Kronen 427,187 


Hingegen hatten von 1791—1795 in fünf Jahren beſonders Wegen der Kriegsrüſtungen 
und dem Unterhalt des aus Frankreich zurückgekommenen Regiments von Wattenwyl 
die Ausgaben die Einnahmen überſtiegen um 1,002,901 Kronen. 
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1761-1770 durchſchnittlich Kronen 364,708 


1771 1780 0 „ 429,125 
1781-1790 1 6 491,423 
in den fünf Jahren 1791—1795 „ 537,253 


als Summe der nach obigem Syſtem verrechneten reinen Einnahmen 
einſchließlich der Zinſe aus den angelegten Kapitalien. 

Bei einem ſo ungemein reichen Beſitzſtand, den man mit dem Ka⸗ 
pitalwerth der Domänen, Waldungen, Bergwerke, demjenigen der Zehn⸗ 
ten, Grundzinſe und Laudemien zu wenigſtens (über hundert Millionen 
Franken) ſiebzig Millionen alten Franken (davon über dreißig Millionen 
in zinstragenden Schuldtiteln und Baarſchaft liquid waren), und, mit 
Inbegriff der großen Vorräthe in Korn, Wein und Waffen und den Ge— 
bäuden, auf achtzig anſchlagen konnte, waren die Beſoldungen ſehr mäßig 
geblieben. In Geld ſtieg der ganze Etat von Beſoldungen, Penſionen 
und Ordinariis auf der Hauptrechnung noch in den Neunziger Jahren 
auf ungefähr 42,000 Kronen. Indeſſen wäre es irrig, den eigentlichen 
Betrag derſelben nach dieſem Etat zu beurtheilen. Der Geldbeitrag aus 
der Hauptkaſſe machte den geringſten Theil davon aus. Das Mehrere 
beſtand in Korn und Wein; regelmäßig vorgeſchriebene fixe Geſchenke von 
den Amtleuten an Lebensmitteln (Käſe, Butter, Geflügel, Eier u. dgl.) 
waren auch nicht ganz unerheblich. Das Geſammt-⸗Einkommen einer 
Stelle richtete ſich nicht nach dem Range derſelben, ſondern nach den im 
Laufe der Zeit mit derſelben verbundenen Zuflüſſen. Alles inbegriffen 
mochte ein regierender Schultheiß etwa 1500 Kronen beziehen; ein Deutſch— 
Seckelmeiſter (an der Spitze der reichſten öffentlichen Verwaltung) etwa 
1100; der Wälſch⸗Seckelmeiſter und die Venner ungefähr 1700 jeder, die 
übrigen Rathsglieder 500. — Die wichtigſten Dicaſterien waren mit un⸗ 
beträchtlichen Penſionen in Korn und Wein bedacht. Die eigentlichen 
Ehrenſtellen hatten verhältnißmäßig geringere Beſoldungen als die ab— 
hängigern Beamtungen, wie Secretariate, Schaffnereien u. ſ. w. — Die 
Kanzlei führte durch untergeordnete Schreiberſtellen, welche ſehr mäßig 
beſoldet waren, zu den höhern, wohlbeſoldeten Stellen der Seckelſchreibe⸗ 
reien und des Stadtſchreibers. Dieſe letztere Beamtung war die beſte 
von allen; nach einer zwölfjährigen Beamtung, mit welcher eine Beſol⸗ 
dung von ungefähr 3500 Kronen verbunden war, konnte der ausbediente 
Stadtſchreiber das beſte der vakanten Aemter anſprechen. 

Den weſentlichſten Vortheil gewährten den Regierungsgliedern die 
Vogteien, deren Dauer auf ſechs Jahre beſtimmt war. Die Benefizien 
derſelben waren zwar ſehr verſchieden unter ſich und auch nach den ver— 
ſchiedenen Jahrgängen. Sie betrugen außer der freien Wohnung durch— 
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ſchnittlich ungefähr 2400 Kronen in mittelmäßigen Jahren, zwiſchen den 
äußerſten Punkten von 1000 bis 5000, und in ſehr guten Jahren moch⸗ 
ten ſie eine Hälfte mehr ertragen. Dieſe Verſchiedenheit rührte her von 
derjenigen ihrer Ausdehnung, der in denſelben zu beziehenden öffentlichen 
Einkünfte, von welchen die Amtleute beſtimmte Prozente erheben konnten, 
und der damit verbundenen, ihnen zur Benutzung überlaſſenen Domänen. 
Die Aemter waren daher in vier Klaſſen abgetheilt und zu dem Looſe, 
durch das fie beſetzt wurden, ſchritten die Mitglieder der CC nach dem 
Range der Großen Raths⸗Promotion, alſo daß für ein Amt Mitglieder 
einer ſpätern Promotion, einzelne abweichende Beſtimmungen vorbehalten, 
nicht hinzu treten konnten, wenn ältere ſich meldeten. So konnte man 
nur ſpäter, bei vorgerückterem Alter zu den beſſern Aemtern gelangen; 
hatte man blos ein Amt aus einer der beiden geringern Claſſen verwal— 


- tet, jo konnte man nach einer Wartzeit von gewöhnlich acht Jahren ſeit 


Beurtheilung. 


Ausbedienung desſelben mit andern Konkurrenten der jüngſten Promotion 
zum Looſe für ein zweites Amt aus der geringſten Klaſſe ſchreiten. 

Die Aemter waren daher als die in der Regel in ſechs Jahre zu— 
ſammengedrängte und ausnahmsweiſe auf zwölf Jahre vertheilte Beſol⸗ 
dung für ein ganzes im öffentlichen Dienſte zugebrachtes Leben betrachtet, 
während in den übrigen, oft ſehr beſchäftigten Stellungen die Benefizien 
mit der Arbeit und auch mit den Koſten ſelbſt eines ſehr ordentlichen, 
anſtändigen Haushalts nicht im Verhältniſſe ſtanden. 

Nicht der Mangel an Hülfsmitteln war es, der die Regierung ver⸗ 
hindern konnte, andere Stellen reichlicher zu beſolden, oder den Lohn der 
Arbeit gleichmäßiger zu vertheilen. Allein dem herrſchenden Syſtem wäre 
dieſes weniger angemeſſen geweſen. Vorerſt das alle Einrichtungen durch⸗ 
dringende Beſtreben, übermäßigen Einfluß abzuwehren, ließ es nicht zu, 
Stellen reichlicher zu beſolden, bei deren Beſetzung die Stimmenzahl ent⸗ 
ſcheiden mußte. Auch die Rückſicht, daß dem wirklichen Einfluſſe auf den 
Gang der öffentlichen Angelegenheiten nicht ein Beſtreben, damit erheb⸗ 
lichen Gewinn zu verbinden, ſich an die Seite ſtellen könne, mußte unter 
den damaligen Verhältniſſen eine entſchiedene Geltung haben. Endlich 
ſchien es bei der Hinneigung vieler Einzelnen zu größerem Aufwand, 
weit gerathener, in den jüngern Jahren, wo Glanz mehr blendet als 
ſpäter, nicht Hülfsmittel darzubieten, welche ohne nachhaltigen Nutzen 
wären aufgebraucht worden. Bei der beſtehenden Einrichtung gelangte 
ein Mann durchgehends in den beſten Jahren des gereiften Alters zu 
einem Amte in der Zeit, in welcher der Unterhalt einer Familie am 
meiſten koſtete. War er ſparſam, ſo konnte er nicht nur mit Anſtand 
leben, ſondern noch die Zinſe feines eigenen Vermögens und etwas mei- 
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teres erübrigen. War er früher in Ausgaben zu weit gegangen, fo 
konnte er mit Ehren ſeine Verbindlichkeiten erfüllen. 

Allerdings gab es an dieſer Einrichtung vieles zu tadeln; das Loos 
ſelbſt giebt ſchon Stoff zu Einwendungen. Doch iſt dabei in Erinnerung 
zu bringen, daß bei der Wahl ſelbſt in die CC und bei den jährlichen 
Wiedererwählungen die Frage der Tüchtigkeit und Würdigkeit im allge⸗ 
meinen entſchieden wurde und jedes Mitglied der CC die ſpeciellen Ob- 
liegenheiten eines Amtmanns nicht minder ſollte erfüllen können, als die⸗ 
jenigen der oberſten Behörde. Der ganze Geſchäftsgang war dazu ein— 
facher, und das formelle Recht weniger auf Schrauben geſtellt als ſpäter; 
die objective Billigkeit, d. h. das wahre unparteiſame Rechtsgefühl hatte 
eine höhere Geltung. Wie natürlich waren Kenntniſſe und Einſichten 
verſchieden, und unter der Zahl der Amtleute gab es neben ausgezeich— 
neten Männern andere, welche weniger leiſteten. Doch gegen entſchiedene 
Untüchtigkeit gaben die jährlichen Beſtätigungen eine Abhülfe. Man konnte 
mit weniger Bedenken zu dem (allerdings ſelten angewendeten) Mittel 
der Cenſur ſchreiten, wenn man es mit einer Beamtung zu thun hatte, 
welche durch das Loos war verſehen worden, als gegen das Ergebniß 
einer eigentlichen Wahl hätte geſchehen können. Daß es geſchah, bezeugten 
noch einige Beiſpiele aus den letzten Zeiten der Republik. 

Einen andern Uebelſtand fand man wohl nicht mit Unrecht darin, 
daß eben für die beſten Aemter, zu welchen man erſt ſpät gelangen konnte, 
zuweilen Männer ſich meldeten, die ihr Leben in fremden Kriegsdienſten 
zugebracht und den Gang der Verwaltung nur unvollkommen während 
ihren Urlaubsreiſen kennen gelernt hatten. Wenn es unter dieſen öfter 
ausgezeichnet gute Amtleute gab; wenn Menſchenkenntniß, Pünktlichkeit in 
Erfüllung aller Pflichten, Feſtigkeit, Angewöhnung der ſchweren Kunſt 
verſtändig zu befehlen und des genauen Nachſehens daß gegebene Wei— 
ſungen befolgt werden; wenn ſtrenge Begriffe über Ehre wahrſcheinlich 
nicht weniger wünſchenswerthe Eigenſchaften für einen Vollziehungsbeamten 
ſind als ein abgeſchloſſenes Fachſtudium, zumal in einem Patrimonial⸗ 
gemeinweſen, jo iſt doch die Unbilligkeit nicht zu überſehen, daß die vor— 
theilhafteſten Aemter andern zu Theil wurden, als Männern, die ihre 
ganze Zeit den bürgerlichen Regierungsgeſchäften in der Heimath gewidmet. 
So lange die Geſetze der Republik zu Gunſten äußerer Dienſte, welche 
man zu Erhaltung kriegeriſcher Tüchtigkeit für nöthig hielt, die Vereinba⸗ 
rung der Stellung eines Mitglieds des Großen Raths mit jenen Dienft- 
verhältniſſen geſtatteten und die Loosordnung beſtand, welche der Große 
Rath ſelbſt gegeben hatte, war keine Ausnahme zuläßig. 

In der erſten Revolutionszeit waren vorzüglich die „Landvögte“ eine 


Vorwürfe. 
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Zielſcheibe der heftigſten Deklamationen. Der Name ſchon galt als ein 
Grund zur Gleichſtellung derſelben im allgemeinen mit dem Andenken 
Geßlers und Landenbergs. Das höchſte Einkommen des einträglichſten 
Amtes, welches das durchſchnittliche Einkommen um das dreifache über⸗ 
ſtieg, wurde als das normale dargeſtellt, damit man dieſe Vögte als 
Blutigel darſtellen könne, welche am Mark des Landes ſogen. Die Hef⸗ 
tigkeit der Deklamation mußte erſetzen, was zu belegen unmöglich war, 
und die Allgemeinheit der Beſchuldigung erſparte die undankbare Mühe, 
Thatſachen aufzuſtellen. Die wenigen Beiſpiele von Mißbrauch der Macht, 
welche das eifrige Nachſpüren entdecken konnte, verdankte es dem Auf- 
finden der mahnenden und ſtrafenden Verfügungen der Regierung. 

Viel mehr als auf Beſoldungen, verwendete die Regierung auf all⸗ 
gemein nützliche Werke, Anſtalten und Vorräthe. Wenn ſchon in frühern 
Zeiten der Bau der großen Schwelle in der Aar, des Münſters, der 
Terraſſe vor demſelbeu gegen die Matte zu, die Geneigtheit der Berner 
zu ſolchen Unternehmungen gezeigt hatten, ſo erhielt beſonders im acht⸗ 
zehnten Jahrhundert dieſelbe einen großen bedeutendenten Aufſchwung. 
Das große Kornhaus, das ſchöne Krankenhaus bekannt unter dem Namen 
der Inſel und das Spitalgebäude, die Heiligen-Geiſtkirche, die Reitſchule, 
das neue Zeughaus, die Bibliothek, das Waiſenhaus, die Münze, die 
Rathhausterraſſe u. a. m. wurden in dieſem Zeitraume erbaut; in der⸗ 
ſelbigen Zeit auch mehrere hundert Pfarrhäuſer und mehrere Schlöſſer 
oder Amtsſitze, dann in allen Hauptrichtungen die damals allgemein be⸗ 
wunderten Heerſtraßen. Selbſt während der Gefahr und dem Drange 
des Zwölferkrieges dauerte die Thätigkeit in gemeinnützigen Werken fort. 
Zugleich mit dem Bau des Kornhauſes war man mit dem großen Unter⸗ 
nehmen der Ableitung des reißenden Bergſtromes der Kander beſchäftigt, 
welcher hinter der Hügelkette zwiſchen Wimmis am Ausgange des untern 
Simmenthals und dem Thunerſee ſich unter verderblichen Verheerungen 
gegen die Aare zuwälzte und durch allmählige Erhöhung ſeines eigenen 
Bettes und die Anfüllung des Aarbettes durch fein Gerölle eine große 
Gegend zu verſumpfen drohte. Vermittelſt des Durchſtichs eines Stollens 
bei dem alten Thurme, ehemals der von Strättlingen, zu Durchführung 
der Kander in den Thunerſee ſollte dem Uebel geſteuert werden. Ein 
unvorhergeſehener gewaltſamer Durchbruch des Bergſtroms erzeigte ſich 
als nützlich, indem er für die beträchtlichen Waldungen in den engen 
Thälern des Frutiglandes und des Simmenthales einen Flößweg eröffnete“). 


6) Eigentlich wollte man den Wildſchuß der Kander durch einen Stollen in den 
See ableiten; derſelbe arbeitete ſich jedoch ſo reißend ein, daß die ganze Kander ſich darein 
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Neue Erfindungen, neue Erfahrungen bringen mancherlei neue An- 
ſichten und neue Kunſtfertigteit hervor; noch unaufhaltſamer die Zeit neue 
Bedürfniſſe. So werden denn bei der heutigen Art des Verkehrs die 
Straßenanlagen, welche vor wenigen Jahrzehnten in der erſten Revolu— 
tionsepoche als Werke des Stolzes verſchrien und Conſularſtraßen ge— 
heißen wurden, weil ſie alle Aemter mit der Hauptſtadt verbanden, d. h. 
für alle Amtsbezirke die Verbindungen zu erleichtern bezweckten, jetzt zu 
ſteiler Anſteigung oder falſchen Gefälles wegen getadelt. Zur Zeit der 
Erbauung der großen Hauptſtraßen nach Zürich, Genf und Baſel, und 
der übrigen größern Straßen wurden ſie nach der damaligen Stufe der 
Kunſt angelegt, und wie allen andern öffentlichen Arbeiten lag dem Unter⸗ 
nehmen ein reines, von allen Partei⸗Intereſſen freies, Streben nach all- 
gemeinem Nutzen zum Grund. 

Eben ſo war es mit den öffentlichen Vorräthen. Der Kanton Bern, 
obwohl damals das fruchtbare Aargau als ſeine Kornkammer betrachtet 
werden konnte, erzeugte in gewöhnlichen Jahren bloß den Bedarf von 
Getreide für ſeine Bevölkerung '). Bei geringerem Ernteertrag mußte das 
mangelnde eingeführt werden. Fremde Ausfuhrverbote konnten alsdann 
dieſe Zufuhr hemmen. Zudem verlor die Regierung den Fall einer 
Heeresaufſtellung nicht aus den Augen, in welchem Falle auf einem 
immerhin beſchränkten Markte ein plötzlich ſtark geſteigertes Bedürfniß 
eben ſo plötzliche Vertheuerung herbeiführen konnte. Daher waren ſtets, 
ſowohl in der Hauptſtadt als in den im Getreideland gelegenen Amts— 
ſitzen ſtarke Kornvorräthe aufgeſpeichert s). Feindſeligkeit hat der alten 
Regierung vorgeworfen, auf dieſe Weiſe Kornhandel zu treiben, in wohl⸗ 
feilen Zeiten aufzubewahren, in theuern zu verkaufen. Sorgfältig ver- 
ſchwieg man, daß eine Regierung, welche keinerlei Nutzen von einer ſolchen 
Speculation ziehen kann, dieſelbe nicht in ſolcher Abſicht thut; allerdings 
überführte ſie den wohlfeilen Markt nicht zum Schaden des Landwirthes 


warf, den Stollen gewaltig vertiefte und den überſtehenden Hügel zum Einſturz brachte. 
Daher ſeine heutige Geſtalt und der große in den See vorgeſchobene und bereits mit 
Wald und Gebüſch bewachſene Schuttkegel. 

7) Nach einer im Jahr 1771 angeſtellten Zählung und Unterſuchung erzeugte der 
Kanton bei einer Bevölkerung von 336,689 Seelen 344,804 Mütt (in Kernenfrucht bes 
rechnet): der deutſche Landestheil 225,297 Mütt für 224,343 Seelen, der wälſche Lan⸗ 
destheil 119,507 Mütt für 112,346 Seelen. Das Verhältniß der Erzeugung von Ges 
treide zur Bevölkerung war alſo in beiden Theilen ſehr annähernd das Gleiche, und das 
Bedürfniß größerer Einfuhr für den welſchen Landestheil muß einem nach verſchiedener 
Nahrungsweiſe größern Verbrauch beigemeſſen werden. 

8) Außer den laufenden Einſammlungen ſollten wenigſtens 100,000 Säcke Kernen 
vorräthig liegen. 


Vermögen. 


Jahrgelder⸗ 
Unfug. 
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mit ihren Produkten, und ſteuerte ſie dem Wucher durch Eröffnung ihrer 
Vorräthe. Die Controverſen der neuern Oekonomiſten über freien Korn⸗ 
handel waren nicht bekannt, ſondern die Regierung handelte auch hierin 
aus ſchließlich nach landes väterlichen Grundſätzen, und fo wurden denn 
auch z. B. in den Jahren 1789 bis 1791 auf den e e die 
Summe von 320,167 Kronen?) eingebüßt. 

Es iſt bemerkt worden, wie dürftig und mühſam das Berner⸗Gemein⸗ 
weſen angefangen; dieſe urſprünglichen Verhältniſſe, verbunden mit den 
Forderungen für eine nachhaltige Zukunft, die mit ariſtokratiſchen Ein⸗ 
richtungen unzertrennlich verbunden ſein müſſen, begründeten die zwar 
nicht dem Lande nachtheilige, hingegen für die Regierung ſelbſt gefähr⸗ 
liche, Vorſicht, welche jeden günſtigen Zeitpunkt auf das ſorgfältigſte be⸗ 
nutzte, um die gegen künftige Bedürfniſſe bereit gehaltenen Hülfsmittel 
zu vermehren. 

Eben ſo arm als kräftig blieb die Republik bis zur Eroberung des 
Aargaues, welche ihre materielle und finanzielle Macht bedeutend ver⸗ 
mehrte. Die Leute aus den burgundiſchen Kriegen (nach welchen die Eid⸗ 
genoſſen, gegen Berns dringende Mahnungen, die Krone des Sieges, die 
angrenzenden burgundiſchen Länder, durch die ſchlaue Politik Ludwig XI. 
ſich und dem Reiche entreißen ließen) und die in den darauf folgenden 
Unterhandlungen mit Erfolg geſpendeten und gierig geſuchten Gelder 
brachten mehr Reichthum in Umlauf und eröffneten eine unglückſelige 
Bahn dem Unweſen der Jahrgelder, welche die Heerhaufen der Eidgenoſſen 
nach den Schlachtfeldern der Lombardei führten, auf denen ihre Sieges⸗ 
kraft ſich verblutete !“). Dieſen Verhältniſſen folgte in Bern kurz nach 
einander die mit der Reformation verbundene Säculariſation vieler Kloſter⸗ 
güter und die Eroberung der Waadt. 

Der Feldzug von 1589 und in der Mitte des ſiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts der Bauernkrieg erſchöpften indeſſen die baar aufbewahrten Er⸗ 
ſparniſſe. Dieſe ſtiegen aber allmählig wieder auf ſo bedeutende Summen, 
daß der engliſche Geſandte Stanyan dieſelben im Anfange des achtzehnten 


9) 1,159,997 Franken. 

10) Am wenigſten iſt eigentlich die ganz materielle ſelbſtſüchtige Richtung unſerer 
gegenwärtigen Zeit zu Vorwürfen gegen jenen unreinen Fleck berechtigt. Iſt doch jetzt 
alles darauf abgeſehen der Staatsverwaltung immer wie Geldzuflüſſe zuzuwenden. Man 
leſe in den engliſchen Parlamentsakten oder in den Lyoner Berichten, wie aus dem Blut 
und dem Leben der Fabrikarbeiter Pfennige wie Schweißtropfen erpreßt werden um 
Einen Herrn zu bereichern; man ſehe wie der Staat auch anderswo jede allgemein ge— 
fährliche Induſtrie, z. B. die Branntweinpeſt, fördert oder doch duldet, wenn nur dem 
Fiscus dabei etwas zufällt; man erwäge, wie man die wichtigſten Staatsverhältniſſe der 
Bereicherungsſucht unter dem Deckmantel von Handel und Induſtrie hintanſetzt. 
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Jahrhunderts auf 1,800,000 Pfund Sterling anſchlug ). Im Jahr 
1710 wurden 150,000 Pfund Sterling in England und 600,000 Thaler 
in Holland anzulegen beſchloſſen. Durch glücklichen Umſatz jener erſten 
Summe in Südſee⸗Annuitäten wurden dritthalb Millionen Kronen ge- 
wonnen. Große, einen Drittheil von dieſem Gewinn verſchlingende Ver— 
lüſte wurden hingegen einige Jahre ſpäter durch eine Rückwirkung des 
Syſtems von Law erlitten 12). Nach dieſen Erfahrungen wurden die An⸗ 
wendungen im Ausland einer eigenen Verwaltung unterworfen, und zu 
Beſorgung der Geldſachen in England dort ein eigener Beamter, unter 
dem Namen eines Commiſſairs mit einem Gehalte von 4000 Thalern 
unterhalten. 


11) Ueber den Betrag des Baarſchatzes, der in den 1790er Jahren durch die Kriegs 
läufe, die Beſtellung des Regiments von Wattenwyl und durch den letzten Krieg bis 
zum Untergang 1798 ſtark in Anſpruch genommen ward, und über die äußern Gelder 
hat die Schatzunterſuchungsgeſchichte Aufſchluß gegeben. 

12) Ueber den Urſprung dieſer engliſchen Fonds, um welche in der Revolutionsepoche 
ſich ſo vielerlei Intereſſen drehten, finden ſich folgende Angaben: 

Aus den Schatzgeldern der Stadt Bern wurden am 9. Juni 1710 der Königin Anna 
von England vorgeſchoſſen 150,000 Pfd. Sterling. Durch Wechſelverhältniſſe wurden 
auf dieſem Kapital gewonnen. . Pfd. Sterling 7,894. 10. 
Das Kapital, nach zehn Jahren zurückbezahlt, würde in 

Südſee Annuitäten angelegt, welche von 339 bis auf 
755 pro Cent. ſtiegen, und auf deren Verkauf realiſiert 
wurde ein Gewinn von. . g } i . 8 383,849. 15. 11 


Gewinn Pfd. Sterling 391,744. 5. 11 

Hingegen fielen in Abzug von 

1719 bis 1735 an verſchiedenen 

Abzügen, Discontos u. ſ. w. Pfd. St. 49,761. 10. 1 
Durch die Geranten Müller und 

Comp., mit denen man in Pro⸗ 

ceſſe verwickelt wurde und in 

Folge der Agenturen der Ma⸗ 

lacrida Bank wurden eingebüßt 1 7,56 141 


= 5 129,318. 4. 2 


verblieb Gewinn Pfd. Sterl. 262,426. 1. 9 

oder zu L. 16 das Pfd. Sterling ganz nahe an g 5 i L. 4,200,000 

wozu noch an Zinſen⸗Fürſchlag hinzukag 0 ö 5 a 316,000 

L. 5,516,000 

Sowohl das Stammvermögen als dieſer Gewinn wurden einzig in Folge des Pa— 

trimonialſyſtems der Ariſtocratie in Fürſchlag gebracht. Auch im Jahr 1762 wurde ſehr 

slücklich operiert, indem ein beſchloſſener Ankauf von Annuitäten im Augenblicke des 
Ausbruchs des Kriegs mit Spanien günſtig vollzogen werden konnte. 


Geiſt der 
Verwaltung. 


Wirkung. 
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Die Erſparniſſe vermehrten ſich von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 13) 
bis Ende der achtziger Jahre; die unter dem Namen „obrigkeitliche Zu⸗ 
ſchüſſe“ für die ordentliche Landesverwaltung verwendeten Zinsbeiträge, 
außerordentliche Ausgaben nicht inbegriffen, ſtiegen von ungefähr 30,000 
Kronen jährlich für eine zehnjährige Epoche, im Jahr 1730 auf jährliche 
100,000 bis 120,000 Kronen an, wobei in ruhigen, gewöhnlichen Zeiten 
ein eben ſo bedeutender fernerer Fürſchlag übriggeblieben wäre. 

Als Wahrzeichen des Geiſtes der Verwaltung möge noch bemerkt 
werden, daß die Rubrik für „milde Steuern inner und außer Landes 
und Badfahrten“ gerade ſo viel koſtete als der Verwaltungsetat, nämlich 
ſehr annähernd 40,000 Kronen jährlich, und daß, während 80- bis 100,000 
Kronen für öffentliche Arbeiten ausgelegt wurden, Beſoldungserhöhungen 
ſo ſelten waren, daß Jahrzehnte hindurch die Verbeſſerung des Amtes 
Unterſeen mit dreihundert Kronen jährlich unter einer Rubrik in der 
Hauptrechnung vorkam. 2 

Neid und Habſucht wurden durch das Vermögen Berns lebhafter 
angeregt als öffentliche Dankbarkeit. 

Nach dieſer gedrängten Ueberſicht wird man ſich leicht überzeugen, 
daß die Finanzen der Republik Bern nicht auf modern ſtaatswirthſchaft⸗ 
liche Regeln ſich gründeten. Das Patrimonialverhältniß war verträglich 
mit dem Verhältniſſe der Obrigkeit (als Gegenſatz zu dem Begriffe einer 
bloßen Verwaltungsregierung). Es lag in demſelben eine innere Gewähr⸗ 
leiſtung öffentlicher und perſönlicher Freiheit und Sicherheit. Die Obrig⸗ 
keit mußte ſich mit demjenigen Einkommen begnügen, welches Titel, Rechte 
und Verfaſſung ihr zuſicherten. Von dem Souveränitätsrechte der Steuer⸗ 
auferlegung hatte ſie ſeit langem nicht Gebrauch gemacht und früher nur 
in Gemäßheit der urſprünglichen Bedingung für außerordentliche 
Nothdurft. Grundbeſitz und Rechte zu Bezug von Naturalien machten 
das werthvollſte Eigenthum der Obrigkeit aus, weil dieſelben ſtets im 
Verhältniſſe zum Geldwerth blieben, und daher auch die Staatsverwal⸗ 
tung nicht unter dem Vorwand ſteigender Bedürfniſſe neue willkührliche 
Auflagen auferlegen, oder gar ein das Eigenthum in ſeiner Grundveſte 
gefährdendes Inquiſitorialverfahren zur Ausmittlung des Vermögens⸗ 
ſtandes jedes Einzelnen ſich erlauben konnte. 

Jeder Erſparniß kann entgegengeſetzt werden, Verwendung hätte 
mehr Gutes ſtiften können, als Aufſpeicherung; dieſe Theorie beſchönigt 
jede Verſchwendung; indeß bleibt Sparſamkeit eine Tugend, was heute 
verwendet iſt, würde wahrſcheinlich morgen noch beſſer verwendet werden 


13) Hier iſt die Note 11 nachzuſehen. 
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können. Die alte Regierung Berns ſparte nicht aus Geiz, nicht aus 
Selbſtſucht, nicht unfruchtbar: ſie wollte auf Ereigniſſe gerüſtet ſein, damit 
bei deren Eintreten nicht doppelte Anſtrengungen dem Lande auferlegt 
werden müſſen. Allerdings zieht jeder Beſitz die Augen der Habſucht, 
des Neides und der Raubſucht auf ſich; eine väterliche und rechtmäßige 
Obrigkeit glaubt in dem Beſitzen von Geldmitteln eine nöthige Bedingung 
zur Vertheidigung gegen äußere Angriffe zu finden; den Verrath zu Be— 
günſtigung desſelben ſollte ſie nicht vorausſetzen. 


Viertes Kapitel: Uebrige Theile des Staatshaushalts. 


Kriegsweſen. Juſtiz. Landesökonomie. Kirche und Schulen. 


Das Kriegsweſen mußte von der Gründung der Stadt hinweg nach 
dem dabei vorwaltenden militäriſchen Zwecke und unter den mannigfachen 
kriegeriſchen Ereigniſſen, die den Gang ihrer Geſchichte bezeichnen, eine 
vorzüglich wichtige Stelle in der öffentlichen Einrichtung einnehmen. Nicht 
allein durch Muth und Taktik auf dem Kampfplatz zeichnete ſich die Kriegs— 
tüchtigkeit der Berner aus, ſondern auch die innere Organiſation der 
Streitkräfte iſt von einſichtsvollen Zeugen eine muſterhafte genannt worden, 
ſogar dann noch, als die berneriſche Kriegsgeſchichte ſelbſt den Höhepunkt 
ihres Glanzes ſchon lange überſchritten hatte. 

Die allgemeine Wehrpflicht bildete von Anfang an bis zum Unter⸗ 
gange des freien Berns die Grundlage aller Kriegsordnungen !). Schon 
in den erſten Zeiten findet man die Unterſcheidung in zwei Klaſſen, deren 
eine vorzüglich zum aktiven Dienſt „den Auszug“ beſtimmt war und dem 
Panner folgen ſollte, „Ußzüger oder Auszüger.“ Die andere Klaſſe ſollte 
zurückbleiben, um die Stadt gegen feindliche Ueberfälle zu vertheidigen, 
„Stamm⸗ oder Reſervemannſchaft.“ Jeder ſtreitbare Mann mußte nicht 
allein Wehr und Waffen ſelbſt beſitzen, ſondern auch für ſeinen Unterhalt 
ſorgen. Bei längerer Dauer der Züge oder „Reiſen“ war daher die 


1) Man vergleiche die gründliche „Geſchichte des berniſchen Kriegsweſens von 
Em. von Rodt.“ 
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Wehrpflicht. 


Reisgelder. 
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Obliegenheit des Hausvaters oder Meiſters, der als Auszüger von feinem 
Hausweſen und Verdienſt weg unter die Waffen gerufen wurde, eine weit 
läſtigere, als die des Wehrmannes, der zu Hauſe bleiben konnte, oft eine 
beinahe unerſchwingliche. Daher kommen denn ſchon im vierzehnten Jahr⸗ 
hundert die „Reisgelder“ vor, d. h. die Zuſchüſſe, die in der Stadt von 
den gleichzeitig erwähnten „Geſellſchaften oder Stuben“, in welche ſpäter 
die ganze Burgerſchaft bleibend eingetheilt ward, auf dem Land von den 
Gemeinden an die Auszüger für die Dauer des Auszuges entrichtet 
wurden. In ſpätern Zeiten wurden die Reisgelder regulariſiert, alſo 
daß verhältnißmäßig nach der Zahl der Auszüger, die eine Gemeinde zu 
ſtellen hatte, dieſe einen jährlichen Beitrag an eine eigene Kaſſe abgeben 
mußte, aus welcher, in Kriegszeiten, die Auszüger, deren Zahl auf 13,200 
beſtimmt war, ihr Reisgeld erhalten ſollten; während andere, nicht zu 
den Auszügern gehörende Truppen aber aus dem Schatz beſoldet werden 
Beſoldung. ſollten. Doch ſchon im Toggenburgerkrieg (Zwölferkrieg) von 1712 über⸗ 
Verpflegung. nahm die Regierung die ganze Heeresverpflegung und Beſoldung und 
ſeither immer; theils weil ihre Finanzen es geſtatteten, theils auch weil 
ſchon früher die Willigkeit zu Kriegsbeſchwerden, zugleich mit der Ge⸗ 
wohnheit, dafür in Anſpruch genommen zu werden, ſich bedeutend ver⸗ 
mindert hatte. Im Jahr 1793 wurde der ganze Fundus der Reisgelder, 
5 im Betrag von 296,000 Kronen, an die betreffenden Gemeinden gegen die 
Verpflichtung, nöthigenfalls denſelben zu erſtatten, herausgegeben, aller⸗ 
dings in grellem Widerſpruch gegen heut zu Tage geltende Anſichten. 
Vom Augenblicke an, wo die Regierung die Truppen beſoldete, mußten 
nothwendigerweiſe auch beſtimmte fixe Vorſchriften über Sold und Ver⸗ 
pflegung eintreten; der Sold des gemeinen Soldaten ward auf ſechs 
Franken monatlich beſtimmt; dazu erhielt er eine tägliche Brodration von 
anderthalb Pfund (24 Unzen Kernenbrod), und ſeit 1782 ein halbes 
Pfund Fleiſch, oder dafür eine Vergütung von einem Batzen. 


Bewaffnung. Hingegen blieb dem Wehrmann noch die Pflicht, mit Waffen und, 

Kleidung. ſtatt des abgegangenen Harniſches, mit dem Soldatenrock ſich auszurüsten. 
Unteroffiziere und Soldaten, welche in äußern kapitulirten Truppen ge⸗ 
dient hatten, durften bei allen Milizzuſammenziehungen die Uniform der⸗ 
ſelben tragen. 


Außer dem vollſtändigen Material für ungefähr fünfhundert Ge⸗ 
ſchütze aller Art, hatte die Regierung in ihren Zeughäuſern ſechzig⸗ 
tauſend Gewehre und auf Begehren wurde allen Wehrpflichtigen die 
ordonnanzmäßige Bewaffnung zu billigſtem Preiſe aus dem Vorrath er⸗ 
laſſen. 


Bei Antritt des Jahres 1798 betrug die zum aktiven Dienſt gehö- 
rige Mannſchaft etatsgemäß 29,767 Mann:). An Stammkompagnien, 
Füſilieren u. ſ. w. waren dazu noch, in 87 Bataillons eingetheilt, bei 
50,000 Mann, welche ebenfalls bewaffnet und uniformirt ſich ſtellen 
mußten, wenn die Nothſignale das allgemeine Landesaufgebot verkündeten. 


Die zum aktiven Dienſt berufene Mannſchaft war vollſtändig orga— 
niſirt, in Compagnien, Bataillone und Regimenter, das Ganze in neun 
Brigaden eingetheilt. Die 87 Bataillone Stammmannſchaft (großentheils 
die ältere bis zum 60. Jahr) waren abgetheilt, jedoch unvollſtändig mit 
Offizieren verſehen. 

Die Adminiſtration war äußerſt einfach; die jährlichen Muſterungen 
waren eigentliche Volksfeſte; zu den Sammelplätzen drängte ſich Alt und 
Jung, und fröhliche Tänze in allen Wirthshäuſern, wofür die Befehls— 
haber die Bewilligungen ertheilen konnten, ließen auch die weibliche Ju— 
gend auf die Muſterungszeit von Jahr zu Jahr voraus ſich freuen. 
Sold ward bei dieſer Gelegenheit nicht bezahlt und keine Verpflegung 
geleiſtet; freilich waren die Sammelplätze nicht entfernt. So betrugen 
denn die fixen Ausgaben für die Miliz jährlich ungefähr zwölftauſend 
Kronen in Geld und Naturalien, mit Inbegriff der Koſten einer Ar- 
tillerieſchule. 

Zu eigentlichem Dienſte wurden die Milizen nur im Falle eines 
Aufgebotes angehalten; ihre Inſtruktion beſchränkte ſich auf die jährlichen 
zwölf Sonntagstrüllen für alle Mannſchaft von 16 bis 60 Jahren, 
in Abtheilungen von 100 bis 200 Mann; die jährlichen Vormuſte⸗ 
rungen halber Bataillone, Hauptmuſterungen ganzer Bataillone 
im Feuer und die Schießmuſterungen, wo zur Scheibe geſchoſſen 
wurde. Die Reiterei hatte ihre jährlichen Mufterungs- und Uebungstage, 
und für die Artillerie wurden öfter Uebungs- und Unterrichtslager zu- 
ſammengezogen. 


2) Infanterie . a : 4 l j g a 22,146 Mann. 
Leichte Infanterie . f 1 N 5 1 5 2,434 „ 
Reiterei. 5 N g j 5 } : s 11160 
Artillerie TTT 1960 „ 
Ingenieure . 5 x ß i ? r e . 
Matroſen am Genferſee . 4 5 g . { n 
Fuhrweſen . . : : ; ; 8 5 1,040 „ 
Bolten . ; : F ; ; : 5 ; 438 „ 
Schiffleute . ER e 5 1 5 108 4 


29,767 Mann. 
(von Rodt, III., 189.) 
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Eine beſoldete Stadtwache von 365 Mann verſah den Dienſt in der 
Hauptſtadt ). Die Mannſchaft that am dritten Tage Dienſt und konnte 
zwei Tage ihrem Gewerbe obliegen, ſo daß die Koſten dieſer ſtehenden 
Truppen nur auf ungefähr fünfzehntauſend Kronen jährlich anſtiegen. 

In den Jahren 1780 bis 1790 belief ſich die Rubrik „Militär⸗ 
ausgaben“ (das Zeughaus und die Stadtwache inbegriffen, jedoch mit 
Ausnahme des Jahres 1782, welches wegen dem Genferzug 90,000 Kro⸗ 
nen koſtete) für neun Jahre zuſammen auf 342,500 Kronen, oder durch⸗ 
ſchnittlich 38,000 Kronen (Franken 137,680) jährlich, während dieſelben 
in den ſechs Jahren 1790—1795 wegen den Bewaffnungen zum Schutz 
gegen die Armee von Montesquiou bei Genf und gegen die übrigen 
drohenden Rüſtungen der Franzoſen, und wegen des Unterhalts des aus 
Frankreich zurückgeſchickten Regiments von Wattenwyl im Durchſchnitt 
372,000 (für das Jahr 1792 allein 529,000) Kronen betrug ). 

Bei ſolchen Einrichtungen mußten Unterricht und Disciplin der Mi⸗ 
lizen vieles zu wünſchen übrig laſſen. Nachgeholfen wurde durch die ſehr 
große Zahl von „gedienten“ Offizieren und Unteroffizieren. Die Repu⸗ 
blik hatte damals zwei kapitulirte Regimenter und einige Compagnien 
Garden im Dienſte der Generalſtaaten; ein Regiment und einige Com⸗ 
pagnien Garden in Frankreich; ein Regiment in Piemont. Es war 
Landesſitte, daß angeſehene Landleute ihre Söhne auf vier Jahre in der 
Compagnie eines ihnen bekannten Hauptmanns (alle Werbungen geſchahen 
compagnieweiſe) dienen ließen, damit ſie ſich in der Welt umſähen; als 
„gedienter“ Mann wieder heimzukommen, hatte in ſeinen Umgebungen 
und bei den Behörden eine günſtige Geltung. Wenige Wochen wirklicher 
Aufſtellung genügten meiſt, den Milizen das Ausſehen tüchtiger Truppen 
zu geben. Die Regierung hielt dafür, die Liebe zum Vaterland, das all⸗ 
gemeine Gefühl der Pflicht, für dasſelbe einzuſtehen, welchen Bern ſeine 
Erhaltung und ſein Aufblühen verdankte, müſſe auch die Grundlage ſei— 
ner Vertheidigung ausmachen, und fie fühlte, daß unter den Staaten- 
verhältniſſen, die in neuerer Zeit in Europa ſich ausgebildet, ein kleines 


Gemeinweſen von 400,000 Seelen keine zur Landesvertheidigung genü⸗ 


gende, ſtehende Macht aufzubieten vermöchte. Noch inniger war ſie von 
dem altrepublikaniſchen Gefühl durchdrungen, daß ihre Kraft auf der 
Treue und dem Willen ihres Volkes beruhe. Die reichſte Regierung 


3) Eine halbe Compagnie denjenigen in der Feſtung Aarburg. 

4) Eine Krone gleich zwei und einen halben alte Schweizerfranken oder 1 Gulden 
42 Kreuzer Reichswährung, oder Fr. 3. 62 neue Währung; 529,000 Kronen beinahe 
2 Millionen, genau Fr. 1,916,666. 66. 
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ihrer Zeit ſtand unbewaffnet, umgeben von ihrem bewaffneten Volke, 
feſt und hoch durch ſeine Zuneigung und Achtung. Das Recht und die 
moraliſche Kraft des Landesvaters in einer Wagſchale, die ganze 
phyſiſche Kraft des Volkes in der andern, ſollten jeden in ſeiner ge— 
ſetzlichen Freiheit ſchützen nach dem einfachen Vorbilde, welches die ewige 
Weisheit aufſtellte, als ſie im Menſchen das Gewiſſen und die Vernunft 
auf eine Seite und alle Bedürfniſſe und Kräfte auf die andere legte. 

Der Rechtsverwaltung widmete die Regierung von Bern ſtets eine 
große Sorgfalt. Der Grundgedanke, der bei allen daherigen, in jedem 
Jahrhunderts) vorgenommenen, umfaſſeuden Arbeiten als der herrſchende 
erſcheint, iſt derjenige der Achtung für erworbene Rechte. Wenn Gleich— 
gültigkeit der Gemeinden und Angehörigen in Wahrung politiſcher Rechte 
und Gewohnheiten ihr allmähliges Verſchwinden leider befördert hatte; 
wenn die allgemeine Theilnahme am freudigen Fortgange des Gemein⸗ 
weſens, nach und nach, ſowie die Regierung ſich immer mehr abſchloß 
und vereinzelte, in ſchlaffe Gleichgültigkeit bei der größern Zahl, in feind⸗ 
liche Unzufriedenheit bei der ehrgeizigeren oder leidenſchaftlicheren über— 
gieng; ſo blieb hingegen in der Mehrzahl jene Achtung für deutliche und 
beſtimmte Rechte ungeſchwächt. Die Regierung hinwieder ließ ſich davon 
durch größere Verwickelung und Schwierigkeit in der Landesverwaltung 
nicht abwendig machen. Suchte ſie bereits im ſechszehnten Jahrhundert 
ihrem eigenen Stadtrechte, als dem vollſtändigeren und dem vorzüglicheren, 
in den verſchiedenen Landſchaften und Gegenden Eingang zu verſchaffen, 
ſo geſchah es nicht unter Zwangsbefehlen; im Gegentheil wurden die 
zahlreichen Statutarrechte, wenn die Gegend oder die Landſchaft es ver— 
langte, anerkannt und ſanktionirt. 

Die Gewalten waren nicht getrennt. Alle Gewalten im Staate 
giengen von der oberſten, als der Einheit, aus; alſo auch die richterliche. 
Bis in die Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts bildeten Rath und Sech— 
zig ), von da an die „deutſche Appellationskammer“ (beſtehend aus drei 
Mitgliedern des Kleinen Rathes, von welchen eines den Vorſitz führte, 
und acht Mitgliedern des Großen Rathes) die letzte Inſtanz in allen 
Fällen, in denen nicht vor den Landesherrn ſelbſt (den Großen Rath) 
konnte rekurrirt werden. Als erſte Inſtanz war in der Stadt das „Stadt⸗ 


5) Alte Stadtſatzung von 1470; Sammlung (Hans von Rütte) von 1539; Geſetz⸗ 
buch (Steck) von 1614 und einſchlagende, ſpätere Verordnungen; Gerichtsſatzung (Lerber) 
von 1761. 

6) Die Sechzig kommen bereits im XV. Jahrhundert vor; ſie wurden, wie es 
ſcheint, meiſt aus alten Amtleuten gezogen und waren in Gerichtsſachen eine Mittel⸗ 
behörde zwiſchen dem Rath und den CC. 
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gericht“ aufgeſtellt; auf dem Lande wurde vom Landgericht an den Amt⸗ 
mann, von dieſem an die Appellationskammer rekurrirt. 

In Kriminalſachen mußten alle Todesurtheile vor die Zweihundert 
gebracht werden. Die Akten allein bildeten die Anklage. Der Großweibel 
mußte von Amtes wegen die Vertheidigung vorbringen. 

Einzelne Städte hatten ſelbſt den Blutbann, wie z. B. Lauſanne. 
Die Patrimonialgerichtsbarkeit in den nach Titel und Urbarien berechtig⸗ 
ten Herrſchaften trat an die Stelle der untern Inſtanzen. Vor Gericht 
galt kein Vorrecht der Perſon, und den Amtleuten war unterſagt, ohne 
Bewilligung des Raths Recht zu ſuchen, ſelbſt um Injurien zu verfolgen, 
welche in der Aufregung wider ſie mochten ausgeſprochen worden ſein. 

Gegen Proceßſucht und gegen die habſüchtige Geldgier von Rabu⸗ 
liſten ſuchte die Regierung das Land zu ſchützen; mancherlei Verordnun⸗ 
gen und auch wiederholte Dankſagungen aus deutſchen und welſchen Lan- 
den bezeugen dieſes ſtete Beſtreben. 

Ueber den beiden Thüren des Großen Rathsſaales ſtanden in großer 
goldener Schrift die Warnungen: «Juste judicate filii hominum» und 
(Audiatur et altera pars v. Beide wichen der Aufklärung und dem 
Fortſchritt vom Jahr 1831. 

Hatte in frühekn Jahrhunderten die in der Eidgenoſſenſchaft einge⸗ 
riſſene Geldgier mit dem Penſionen-Unweſen die ſtrengen Grundſätze, 
ohne welche zuweilen noch ein kluger Schein der Rechtlichkeit beibehalten 
wird, es aber keine Redlichkeit des Herzens giebt, aufgelockert, ſo kann 
hingegen nicht in Abrede geſtellt werden, daß in erſter Reihe Bern dem⸗ 
ſelben mit kräftigen, ja ſelbſt blutigen Mitteln ſteuerte, und feſt begründet 
war der Ruf der Unbeſtechbarkeit berneriſcher Magiſtraten und Richter. 
Selbſt in den ſo heillos verwahrlosten „änetburgiſchen Vogteien“ (den 
gemeinen italieniſchen Vogteien) wo es ſchändliche Unſitte war, daß z. B. 
in den jährlichen „Syndikaten“, an welchen die Geſandten der XII Orte 
(alle mit Ausnahme des erſt ſpäter in den eigentlichen Bund aufgenom⸗ 
menen Appenzells) das oberſte Richteramt ausübten, jeder Stuhl, einzig 


Zürich und Bern ausgenommen, von den Parteien mit einer Summe, 


die bis auf zwanzig Louisdors anſtieg, belegt wurde, waren die Berner 
in dieſer Beziehung vorwurfsfrei. Die Landvögte aus den meiſten an⸗ 
dern Ständen waren beſchuldigt, für alle Geſchäfte Geld zu empfangen; 
daher dann in einigen democratiſchen Kantonen die Bewerbung für das 
Amt bis auf 4000 Gulden koſtete “). Bern hingegen erleichterte die Ueber⸗ 


) Durch ſogeheißenen Auskauf des Loosrechtes der andern Landleute, oder durch 
Stimmgeld u. ſ. w. 


nahme dieſer Vogteien durch beträchtliche Zuſchüſſe aus der Standeskaſſe 
und durch die Anwartſchaft auf eine andere Vogtei im eigenen Lande. 

Bern beſaß ſtets wiſſenſchaftlich gebildete Männer und die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft lag niemals brach. Zwar war der Bernercharakter im all- 
gemeinen weder mit dem beharrlichen, ausdauernden deutſchen Fleiße, 
noch mit der franzöſiſchen Lebendigkeit ausgerüſtet; eher mehr auf das 
Praktiſche als das Spekulative hin gerichtet. Pedantiſchem Auskramen 
von Schulkenntniſſen war man im allgemeinen ſo abgeneigt, daß die 
Meiſten weit lieber unwiſſend ſchienen, als jenes ſich zu Schulden fom- 
men ließen. Vielleicht für ſpätere Ausbildung nicht ohne Nachtheil, wur⸗ 
den junge Männer nach Beendigung ihrer Studien, zuweilen ſelbſt etwas 
trocken, von dem jugendlichen Eifer für ſpekulative Theorie auf das Ge— 
biet des nüchternen Verſtandes und der praktiſchen Tüchtigkeit zurück⸗ 
geführt. Der Advokatenſtand war geachtet; allein er wurde nicht von 
Männern ausgeübt, welche an der Regierung theilnahmen; und in der 
mit täglicher Uebung verbundenen Gewandtheit blieben daher dieſe hinter 
jenem meiſt dem angeſehenen Theil der Burgerſchaft angehörigen Stande 
zurück. Kenntniß der Landesgeſetze, geſunden Verſtand zur, Anwendung 
derſelben, und vor allem ein tiefes Gefühl der Pflichten unparteiiſcher 
Gerechtigkeit und wohlwollender Billigkeit hielt man für die weſentlichen 
Eigenſchaften eines Richters. Nach dieſem Standpunkte darf man die 
Geſetzkunde beurtheilen, die im allgemeinen in der Ausübung des Richter⸗ 
amtes zu ſuchen war, während Einzelne aus Vorliebe für das Fach mit 
den wiſſenſchaftlichen Forſchungen in demſelben vertraut blieben und durch 
Arbeiten, die ſelbſt außerhalb der Schweiz Anerkennung und Würdigung 
fanden, davon Zeugniß ablegten. Allgemein war daher das Vertrauen 
in die Rechtspflege, welche nach der eidlichen Verpflichtung der Richter 
wirklich dem Armen wie dem Reichen, dem Fremden wie dem Einheimi⸗ 
ſchen gutes Recht hielt. 

Die in neuerer Zeit ſo viel beſprochene Staatsökonomie, über welche 
widerſprechende Theorien abwechſelnd als untrügliche Axiome dargeſtellt 
werden, war von der ehevorigen Regierung Berns unter dem ganz ein⸗ 
fachen Standpunkt eines großen Haushalts aufgefaßt. Was einem ſolchen 
nützlich ſchien, ſuchte man zu fördern, was nachtheilig, zu verhindern. 
Im allgemeinen trachtete man eher das Beſtehende und Vorhandene zu 
ſchützen, als nach künſtlichen Theorien zu Unternehmungen anzuregen; zu 
vieles Regieren (dieſes mit Vernachläſſigung eigentlicher Obliegenheiten 
der Behörden nur zu oft verbundene Hauptübel der Centraliſationskrank⸗ 
heit) wurde vermieden. 

Dem Stande der Land- und Weinbauer trachtete man eben ſo ſehr 
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Vorſchub zu leiſten, als man darauf bedacht war, für die Sicherſtellung 
der Bedürfniſſe des Verbrauchs zu ſorgen; daher das Verbot der Ein- 
fuhr fremder Weine, welche nur mit ausdrücklicher Erlaubniß gegen Ent⸗ 
richtung einer Gebühr ſtattfinden durfte s) und je nach den Kornpreiſen 
hinwieder öftere Verbote der Getreideausfuhr. Im Innern des Landes 
wurden herkömmliche Culturen auf ähnliche Weiſe geſchützt; ſo durfte 
z. B. der welſche Wein in das Oberland erſt eingeführt werden, wenn 
das Gewächs am Thunerſee aufgekauft war. 

Der Handel war keinen Hemmungen durch Douanen oder Einfuhr⸗ 
Tarife unterworfen. Die Weggelder dienten zum Unterhalt der Straßen. 
Zoll und Geleit beruhten auf alten urkundlichen Rechten und Beſtim⸗ 
mungen und waren meiſt mit ihren Bezugsſtätten an die Stadt Bern 
gelangt, oder befanden ſich noch im Beſitze von Corporationen und Pri⸗ 
vaten, an welchem die Obrigkeit nicht einſeitig etwas veränderte. Die 
angrenzenden Staaten, ſogar Frankreich, hatten ſich gegen die Schweiz 
noch nicht hart abgeſchloſſen, und die großen Ausfuhrartikel von Pferden, 
Vieh und Käſe fanden einen leichten und guten Markt, deſſen Preiſe 
beſonders während der Kriegsepoche, welche der franzöſiſchen Invaſion 
vorangieng, nach den Bedürfniſſen der Armeen, ſich hoch ſtellten; daher 
denn in den Neunzigerjahren der Preis der Produkte und der liegenden 
Güter einen früher nicht geſehenen Höhepunkt erreichte. 

Schon vor der Zeit der burgundiſchen Kriege und ſeither, vornehm⸗ 
lich aber nach der Reformation hatte man, wie überhaupt in der Schweiz, 
in Bern ſich fortwährend eine große meiſt undankbare Mühe mit Luxus⸗ 
verboten und ſogeheißenen „Sittenmandaten“ verſchiedener Art gegeben, 
wodurch die Regierung den Gelüſten nach Pracht und Verſchwendung 
Schranken zu ſetzen ſuchte. Die Lebensart überhaupt, in Kleidung nach 
Stoffen und Modetrachten?), Koſtbarkeiten, Beluſtigungen, Spielen, Ver⸗ 
hältniß der Dienſtboten u. |. w. war der Gegenſtand derſelben, und eine 
eigene Kammer hatte die Aufſicht über dieſen Theil der Staatsökonomie. 
Bis zum Untergange der Republik im Jahr 1798 waren eine Menge 
von Verboten dieſer Art in Kraft. Edelſteine durfte man nur gravirt 
(d. h. ihres Verkaufswerthes beraubt) beſitzen. Spitzen und koſtbare 


8) In der Regel war fremder Wein als Arznei betrachtet und in den Apotheken 
konnte er öffentlich verkauft werden. 

9) Nur eines in der Geſchichte merkwürdig gewordenen Beiſpiels möge Erwähnung 
geſchehen, des Verbotes der Schnabelſchuhe und Schleppröcke, welches in dem Twing⸗ 
herrenſtreit im Jahr 1470 keine unbedeutende Stelle einnahm. 

Eine Sammlung aller einſchlagenden Verordnungen wäre ein merkwürdiges Beleg 
zur Sittengeſchichte. 
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Stoffe waren unterſagt. In der Stadt durften nach neun Uhr Abends 


keine Wagen fahren, und Tanzbeluſtigungen mußten um acht Uhr auf⸗ 


hören. Die Trauerkleidung der Dienſtboten für einen Todesfall im Hauſe 
der Herrſchaft war unterſagt. Das Spielen um Geld war nur für un⸗ 
bedeutende Einlage geſtattet. Auf dem Lande war alles Kartenſpiel ver⸗ 


boten; die Wirthshäuſer ſollten um acht Uhr geſchloſſen werden. An 


Hochzeiten, Taufen, „Gräbden“ (Beerdigungsfeierlichkeiten) war der Auf— 
wand beſchränkt “); das Tanzen war nur an Muſterungen oder ſonſt 
auf beſondere oberamtliche Bewilligung geſtattet. Wiederholt wurde der 
Betrag der Zeche in einem Wirthshauſe tarifirt. Alles dieſes entſpricht 
nicht neuern Begriffen. Damals hielten, vornehmlich nach der Kirchen— 


trennung, beinahe alle Regierungen reformirter Staaten ſich für ver— 


pflichtet, dem Luxus Schranken zu ſetzen. Freilich erreichten die daheri— 
gen Verbote nie ganz ihren Zweck. Wenn man ſie aber ganz verwirft, 
ſo überſieht man es, daß ſie wenigſtens die gute Seite haben, den Haus⸗ 
vätern und Familien, welche ſie befolgen wollen, einen Rückhalt darzu⸗ 
bieten. 

Das kirchliche Verhältniß beruhte auf der ausſchließlichen Anerken- 
nung des evangeliſch-reformirten Bekenntniſſes als Staatsreligion. Kein 
anderer Kultus war geſtattet; die intoleranten Begriffe jener Zeiten 
hatten durch die unſeligen Religionskriege der Jahre 1656 und 1712 
noch ſchroffer werden müſſen. Nicht allein war daher der Uebertritt zum 
römiſch-katholiſchen Bekenntniſſe auf das ſtrengſte unterſagt, ſondern die 
Heirath mit Katholiken mit dem Verluſte des Bürgerrechts und der Ver— 
mögenskonfiskation bedroht. 

Mit der Reformation der Kirche waren die Episcopalbefugniſſe in 
die Hände der Landesregierung übergegangen; die allgemeinen Verhält⸗ 
niſſe der Kirche zum Staat, die Glaubensſätze, der Gottesdienſt wurden 
auf der allgemeinen Synode der berneriſchen Geiſtlichkeit vom Jahr 1532, 
welcher zweihundert und dreißig Geiſtliche beiwohnten, feſtgeſetzt. 

Das als orthodox anerkannte helvetiſche Glaubensbekenntniß, zu 
welchem alle Geiſtlichen geloben und auf welches alle Angehörigen unter⸗ 
wieſen werden ſollten, war im Jahr 1536 von Bullinger, Myconius und 
einigen Andern entworfen und dann von den evangeliſchen Ständen an- 
genommen worden, während hingegen um die gleiche Zeit der Verſuch 
ſcheiterte, ſich mit den ſächſiſchen Reformatoren über eine gemeinſame 
Formel zu verſtändigen. 


10) In Rechnungen von Vormündern mußten die Mehrausgaben geſtrichen werden, 
welche über die erlaubte Summe hinaus gemacht worden. 
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Die Abweichungen von der angenommenen Lehre und das Sekten⸗ 
weſen wurden durch äußerſt ſtrenge, den damaligen Begriffen angemeſſene, 
denjenigen toleranter Meinungsfreiheit in Glaubensſachen ſtarr wider⸗ 
ſprechende Verordnungen bekämpft; im ſechszehnten Jahrhundert, im ſieb⸗ 
zehnten und noch zu Anfang des achtzehnten, als ſich die unter der Be⸗ 
nennung der Wiedertäufer und Pietiſten bekannten Sekten erhoben, wurde 
mit peinlichen Strafen (die frühern Verordnungen ſprachen ſogar die 
Todesſtrafe nach der Tortur aus) gegen dieſelben eingeſchritten !). 

An die kirchlichen Handlungen der Taufe, der Erlaubniß des Zu⸗ 
trittes zum heiligen Abendmahle und der Einſegnung der Ehe, waren 
die Bedingungen des bürgerlichen Standes geknüpft, über welchen (mit 
Ausnahme der Burgerrödel, die erſt ſpäter eingeführt wurden) die be⸗ 
treffenden Regiſter ausſchließlich von den Geiſtlichen geführt wurden, und 
die Prüfung der Tauf-, Communions⸗, Ehe⸗ und Begräbnißrödel (mit 
Ausſchluß der letztern in der Hauptſtadt) blieb, eben ſo wohl wie ihre 
Führung, der Geiſtlichkeit überlaſſen. Alle jene Strafgeſetze und dieſe 
Einrichtungen wieſen darauf hin, daß jede bürgerliche Eigenſchaft und 
jedes bürgerliche Recht durch die Aufnahme in die Gemeinſchaft der evan⸗ 
geliſch⸗reformirten Kirche bedingt ſei; die Vergehungen gegen die Kirche 
aber zu denjenigen gerechnet werden, welche die höchſten Güter ge⸗ 
fährden. 

Beim Austritt aus dem Kindesalter mußten in allen Pfarreien alle 
jungen Leute beider Geſchlechter (gewöhnlich in getrennten Abtheilungen) 
einen oder zwei Winter hindurch in mehrern wöchentlichen Stunden nach 
dem Heidelberger Catechismus in den Wahrheiten der chriſtlichen Reli⸗ 
gion ſorgfältig unterrichtet werden, und die Erlaubniß, mit der Gemeinde 
zum Tiſche des Herrn zu treten, bedingte den Eintritt in das bürgerliche 


11) Die damaligen Sektierer zogen ſich durch einen ſtörriſchen Fanatismus Verfol⸗ 
gungen zu, wie ſich dieß aus ihrem Treiben von ihrem erſten Auftreten in Holland 
und zu Münſter hinweg ergiebt. Dasſelbe hatte ihre Vertreibung aus vielen Staaten 
zur Folge. Durch diejenigen, welche aus reinerer Ueberzeugung ihre Beweggründe her— 
nahmen, und ihrem Glauben nur durch unverwerfliches Leben Duldung verſchaffen 
konnten, gelangte alsdann die Gemeinde der Wiedertäufer zu jener achtungswerthen 
Sittlichkeit, der jetzt Jedermann Gerechtigkeit wiederfahren läßt. Wie aber jene Verfol⸗ 
gungen verdammen, wenn heut zu Tage im Schooße der oberſten Landesbehörde vor⸗ 
geſchlagen werden konnte, Leute vogelfrei zu erklären, welche unter dem Vorwande 
religiöſen Glaubens Militärpflichten verweigern. Wird auch ein ſolcher Vorſchlag nicht 
angenommen, ſo gewährt er doch beſonders in einer Richtung, die ganz kalt und poli⸗ 
tiſch nicht im entfernteſten aus Glaubensfanatismus hervorgeht, einen unerfreulichen 
Blick in die innern Zuſtände der durch eine eben jo kalte als ſchonende Antwort auf 
einen ſolchen Vorſchlag nicht aufgeheitert werden kann. 
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Leben in denjenigen Beziehungen, welche der eigentlichen Volljährigkeit 
vorangehen können. 

Die Geiſtlichkeit war in dreizehn „Capitel“ oder Claſſen (Local⸗ 
ſynoden) abgetheilt, von denen acht dem deutſchen, fünf dem waadtländi⸗ 
ſchen Gebiete angehörten. Sie verſammelten ſich alljährlich nach Pfing⸗ 
ſten, unter dem Vorſitze des Dekans der Claſſe (der Dekan wurde vom 
Großen Rathe auf den Vorſchlag des Capitels aus der Zahl der ftatio- 
nirten Pfarrer ernannt), um die Berichte der von der Claſſe ſelbſt er⸗ 
wählten „Juraten“ (beeidigten Viſitatoren) über die Unterſuchung 
der Pfarreien zu vernehmen. Bei dieſer Unterſuchung („Viſitation“) 
ſollten vorerſt in der Kirche die in Gegenwart der Hausväter verſam— 
melten Vorgeſetzten über die Erbaulichkeit des Wandels und der Lehre 
ihres Pfarrers befragt, dann die Regiſter in Beziehung auf genaue Füh⸗ 
rung ſorgfältig nachgeſehen werden. Die Berichte wurden geſammelt und 
alle Akten, mit den betreffenden allgemeinen oder ſpeciellen Bemerkungen 
und Anträgen des Capitels (welchem die Amtleute des Sprengels „mit 
Hintanſetzung aller andern Geſchäfte“ beizuwohnen angewieſen waren), 
dem Kleinen Rathe eingeſchickt. 

Die in der Hauptſtadt angeſtellten Geiſtlichen und die Profeſſoren 
der Theologie bildeten unter dem Vorſitze des Dekans von Bern (oder 
„oberſten Dekans“) den Kirchenkonvent, welchem die nähere Leitung der 
innern Angelegenheiten der Kirche und des geiſtlichen Standes über⸗ 
laſſen waren. 

Dem geiſtlichen Stande konnten ſich nur eheliche Söhne eines Va⸗ 
ters widmen, welcher in der Hauptſtadt oder in einer Municipalſtadt 
verburgert war. Wenn Landleute ſich demſelben widmen wollten, ſo 
mußten ſie ſich ein ſtädtiſches Burgerrecht erwerben. Die Aufnahme in 
den geiſtlichen Stand erfolgte nach beendigten theologiſchen Studien und 
Prüfungen durch die Ordination, vermittelſt der Handauflegung durch 
den Dekan. Der Candidat des heiligen Predigtamtes war zu keinen 
weltlichen Stellen und Aemtern wählbar, und zu keinen außerkirchlichen 
Dienſtleiſtungen wie z. B. Milizdienſt, Uebernahme von Vormundſchaften 
u. ſ. w. verpflichtet. 

Im deutſchen Gebiete waren 241 geiſtliche Stellen (in der Waadt, 
für welche die Studien und die Ordination in Lauſanne ſtattfanden, gab 
es 155 Pfründen); jede Pfründe hatte ihre eigene, ſehr verſchiedene Do— 
tation. In Liegenſchaften, Primizgefällen, Zehnten, fixen Beiſchüſſen in 
Naturalien oder Geld, beſtanden die direkten Benefizien, welche von 300 
Kronen jährlich bis auf 2500 Kronen auswarfen (der mittlere Ertrag 
konnte auf etwa 600 Kronen, nebſt freier Wohnung und Befeuerung und 
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einigen Accidenzien, freiwilligen Geſchenken der Pfarrangehörigen u. dgl. 
anſteigen). Sie waren in drei Claſſen abgetheilt, für welche man nach 
fünf, zehn und fünfzehn Jahren concurriren konnte. Vor der Bewerbung 
um eine Pfründe der unterſten Claſſe mußte man fünf Jahre lang als 
Pfarrvikar oder auf einem „Vorpoſten“ (ſo naunte man einige beſchwer⸗ 
liche Bergpfründen oder Klaßhelfereien) dem Stande gedient haben. Un⸗ 
gefähr zwei Fünftheile der deutſchen Pfründen waren Rang⸗ oder Sprech⸗ 
pfründen, welche nach dem Dienſtalter vergeben wurden. Die Ernen- 
nung ſtand dem Täglichen Rathe zu; für die Rangpfründen beſtand die⸗ 
ſelbe in der Regel bloß in der Annahme des vom Kirchenkonvent als 
älteſten Aſpiranten bezeichneten Bewerbers, und für alle einzelnen Städ⸗ 
ten, Corporationen und Herrſchaftsherren zuſtehenden Collaturrechte in 
Beſtätigung des vom Collator Vorgeſchlagenen, inſofern dieſer die für 
das berneriſche Miniſterium vorgeſchriebenen Eigenſchaften hatte. Von 
Zeit zu Zeit, bei wachſender Bevölkerung wurden einzelne neue Pfrün⸗ 
den errichtet, und die bei ſteigenden Bedürfniſſen ungenügenden geringſten 
Pfrundeinkommen verbeſſert “). 

Der geiſtliche Stand, obſchon von allem direkten Einfluß in weltlichen 
Angelegenheiten entfernt (vielleicht auch eben um deßwillen), genoß große 
Achtung und Anſehen. Die Freiheit des Predigtamtes, innert den dog⸗ 
matiſchen Schranken, war von der Regierung geehrt und geſchätzt. Bei 
mehrern Anläßen wurden von der Kanzel aus über Gegenſtände allge⸗ 
meiner Wichtigkeit ſehr freimüthige Reden gehalten, und Unſittlichkeit oder 
Laſter ſogar mit Andeutung auf angeſehene Perſonen ſtreng gerügt. Auch 
fehlt es nicht an Beiſpielen, daß von der Kanzel aus die öffentlichen 
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12) Auch dieſes Pfrundverhältniß beruhte auf der Maxime der Unverletzbarkeit be⸗ 
ſtehender Eigenthums rechte. Die Pfrunddotationen wurden als eine Art von Eigenthum 
der dotierten Kirchen und bloß als mittelbares Staatsgut betrachtet. Die Obrigkeit hielt 
ſich demnach nicht für befugt das Widum einer Kirche zu ſchmälern um demjenigen 
einer andern etwas zuzulegen. Vor der Reformation wurden Pfarrkirchen und Kapellen 
von den Grundherren geſtiftet. Jeder weltliche oder geiſtliche Stifter ſtattete die Stif⸗ 
tung mit den erforderlichen Einkünften — einem Widum — aus (oder vermehrte die⸗ 
ſelben) und blieb Eigenthümer und Patron der Kirche und des zu derſelben gehörigen 
Capitals. Die Stadt Bern erwarb die meiſten Pfarreien in ihrem Gebiete nach titel⸗ 
feſtem Rechte, beſaß ſie nach demjenigen eines Collators und mußte ſie bei ihrem Eigen⸗ 
thum belaſſen. Nach gleichen Rechten beſaß ſie die nach der Reformation von aufge⸗ 
hobenen Klöſtern inkamerierten Kirchen. Alle dieſe Kirchen und Kirchendotationen ge⸗ 
hörten zum Patrimonium der Stadt; nur diejenigen von der Obrigkeit, meiſt erſt ſeit 
der Reformation, geſtifteten waren eigentliche Hoheitspfarreien. Die Collaturen waren 
keineswegs blos immaterielle Rechte (honorifica) von Corporationen und Privaten, 
ſondern eigentliches, allerdings nicht freies, ſondern belaſtetes, Grundeigenthum der 
Collatoren. 
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Verhältniſſe mißbilligend beſprochen wurden; hingegen das Predigtamt 
zu politiſchen Zwecken zu mißbrauchen, fiel der Regierung niemals ein 
und in ſeltenen Fällen nöthiger Belehrung findet man die Regierung be- 
müht, übertriebenem Eifer Einhalt zu thun. | 
Die Reformation hatte ein neues Leben für die Schulanftalten ge- Schulen. 
weckt, und ſpäter richtete die Regierung ihre Aufmerkſamkeit fortwährend 
ſowohl auf die höhern Bildungsanſtalten als auf die Volksſchulen; die 
Leiſtungen in dieſem wichtigen Theile des öffentlichen Lebens nach dem 
Maßſtabe einer ſpätern Entwicklung von Hülfsmitteln und Anſichten zu 
bemeſſen wäre eben ſo unrichtig als ungerecht. Im Verhältniſſe zu den 
Anforderungen ihrer Zeit blieben die höhern Lehranſtalten nicht in der 
Aufgabe zurück, die durch Fleiß und Anlagen ſich auszeichnenden jungen 
Leute zu fruchtbarem Beſuche der Hochſchulen des Auslandes vorzu⸗ 
bereiten, und der Volksunterricht verbreitete allgemeiner als damals in 
keinem andern Lande, außer dem weſentlichen Religionsunterricht die 
Fertigkeit in leſen und ſchreiben. Das achtzehnte Jahrhundert weist zahl- 
reiche Beiſpiele des Beſtrebens der Regierung auf, die Anſtalten zu er⸗ 
weitern und zu verbeſſern, und fähige Lehrer für dieſelben zu gewinnen. 

Die Akademie in der Hauptſtadt und diejenige in Lauſanne waren Akademien 
vorzugsweiſe für die Heranbildung der evangeliſchen Geiſtlichkeit zum en 
Dienſt der Landeskirche beſtimmt. Theils durch vorübergehende Anſtel— 
lungen, theils durch bleibende und durch beſondere Subſidiaranſtalten 
wurde für andere Zweige der Wiſſenſchaft geſorgt. 

Während in der eigentlichen Akademie neben den theologiſchen Studien wiſſnſchaft 
die alten Sprachen, Mathematik und Philoſophie die Hauptgegenſtände liche Anstalten. 
des Unterrichts ausmachten, ſorgte ein „politiſches Inſtitut“ für den noth- 
wendigſten Unterricht der Nicht⸗Theologen, durch Vorträge über Geſchichte 
und Rechtskunde. Vorbereitungsanſtalten zum Beſuch der Akademie waren 
die Litterarſchulen von Bern, Thun, Burgdorf, Zofingen, Lauſanne u. a. O. Literarſchulen. 
in welchen nach älterer Methode der Unterricht ſich beinahe ausſchließlich 
auf die alten Sprachen beſchränkte. Eine ſogeheißene Kunſtſchule in der 
Hauptſtadt ſollte die jungen Leute, die nicht eine wiſſenſchaftliche Bildung 
bezweckten, in den zu bürgerlichem Gewerb und Stande erforderlichen 
Vorkenntniſſen unterrichten. 

Das Studium der Theologie ward aufgemuntert durch eine Zahl Stipendien. 
von ſechs und dreißig Stipendien 13) für die Kandidaten des Predigtamtes Beneficien. 


13) Dazu kamen noch mehrere Stiftungen einzelner Familien, denen die Vergebung 
des Stipends vorbehalten blieb, und die meiſten Familienkiſten hatten vorzugsweiſe die 
Erziehung der heranwachſenden Geſchlechter im Auge. 


Landſchulen. 
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und Studioſen der Theologie, welche freie Wohnung, Bedienung und 
Koſt erhielten; nebſt einer größern Anzahl von geringern Beneficien für 
Studioſen und Scholaren, welche ſich der Theologie widmeten. Dieſe 
Beneficien beſtanden in Naturalaustheilung von Lebensmitteln und Klei⸗ 
dungsſtücken, für welche, nach Umſtänden, ein beſtimmter Preis in Geld 
erhoben werden konnte. Der Zweck dieſer Anſtalten wurde in ſofern er⸗ 
reicht, als für den Dienſt der Kirche und der Gelehrten-Schulen eine 
genügende Anzahl von Gliedern des geiſtlichen Standes gebildet wurde, 
und dieſer immerhin Männer aufweiſen konnte, welche durch Wiſſenſchaft 
und Wandel demſelben zur Zierde gereichten, und das hohe Anſehen dieſes 
Standes aufrecht zu halten und zu vermehren geeignet waren. 

Eben in den letzten Jahren vor Berns Fall war man abermals 
mit umfaſſenden Unterſuchungen über eine zweckmäßige Einrichtung der 
wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten beſchäftigt, als das Schickſal die Republik 
ereilte. 

Für die Landſchulen galt der Grundſatz, daß jede Burgergemeinde 
für den nothdürftigen Schulunterricht zu ſorgen habe und daß alle Kinder, 
auch die ärmſten, Gelegenheit haben ſollten, im Leſen und Schreiben, im 
Pſalmenſingen, in den Anfangsgründen der Rechenkunſt unterrichtet und 
durch Erlernung von Katechismus und bibliſchen Geſchichten zur eigent⸗ 
lichen Unterweiſung in den Wahrheiten der chriſtlich-evangeliſchen Religion 
vorbereitet zu werden. Jede Gemeinde ſollte ein Schulhaus zu beſitzen, 
oder zu erbauen ſich angelegen ſein laſſen und bis dahin durch ange⸗ 
meſſene Miethe dafür ſorgen; ſie ſollte den Schullehrer beſolden. Dieſe 
letzte Beſtimmung hatte allerdings zur Folge, daß die Schullehrer⸗ 
beſoldungen ſehr ungleich, oft allzu ſparſam waren, und beſonders unge⸗ 
nügend ſich erzeigten, als der Geldwerth ſehr vermindert war, und ihre 
Beſtimmung der Summe nach die gleiche blieb, daß alsdann der Schul⸗ 
lehrer auf andere Weiſe ſeinen Unterhalt zu erwerben bedacht ſein mußte 
und die Schule vernachläſſigt wurde!“). Die Eltern ſollten ermahnt, 
nöthigenfalls ernſtlich angehalten werden, ihre Kinder fleißig in die Schule 
zu ſchicken und für das Ausbleiben Entſchuldigungsgründe anzugeben. 


14) Aber wo war es zu jener Zeit beſſer, und in wie viel andern Ländern nur 
eben ſo gut? Es iſt ein unedler Kunſtgriff, die Vergangenheit nach Begriffen zu ver⸗ 
urtheilen, die ihr unbekannt waren. 
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Fünftes Kapitel: Lebensart und bürgerliche Verhältniſſe. 


Altes Berner Leben. Kluft im Geſellſchaftlichen. Leben der Patricier. Fremde 
Kriegsdienſte. 

Wie die Stadt nach dem Zwecke ihrer Gründung der Vereinigungs⸗ 
punkt des kleinen umwohnenden Adels geweſen, an den ſich Gewerbe und 
Handwerke anſchloſſen; ſo geſtaltete ſich nach der Richtung der Zeit die 
Lebensart: der Adel nach ſeinen Gebräuchen, die Berufstreibenden nach 
den ihrigen. 

Die kriegeriſche Einrichtung einer zu täglichem Kampf immer be⸗ 
reiten Bevölkerung, das auf dem Burgerſchaftsverhältniß beruhende ge— 
meinſame Recht Aller an den Gemeindegütern und die Theilnahme an 
der Stadt Angelegenheiten, bildete die Vereinigungspunkte dieſer urſprüng⸗ 
lich ſchon verſchiedenartigen Elemente. 

Oft mahnte das Panner in der Hand des Venners zum Auf— 
bruch; die Auszüge aller Stände ſchaarten ſich ſchnell um dasſelbe. Nach 
der beinahe immer ſiegbegleiteten Heimkehr fanden ſich die Streiter, zu 
Beſprechung der Vorfälle des Zuges — deſſen Erfahrungen künftighin 
zu Nutzen gezogen werden ſollten — beim Abendtrunk ein. Der Unter⸗ 
ſchied von Stand und Vermögen ſchien allen ein natürlicher und er gab 
keinen Anlaß und auch keinen Vorwand zu einer abſtoßenden Scheidewand. 
Bald bildeten ſich, wie vorhin bemerkt worden, vornehmlich nach militä- 
riſchen Einrichtungen, die ſogeheißenen „Geſellſchaften“ oder burgerlichen 
Zünfte. Auf den „Stuben“ derſelben kamen die Zunftgenoſſen Abends 
zuſammen und wechſelten in freundlichem Geleite vertrauter Gefährten 
den Beſuch anderer Zünfte; ſo wurden alle mit einander bekannt. Die 
Lebensart war rauh und, einzelne Ausnahmen abgerechnet, einfach. 

Bereits im ſechszehnten Jahrhundert hatten eines Theils die vor— 
angegangenen Kriege und andern Theils Gewerb und Berüfe, wie unter 
andern die Gerbereien, die Fabrikation von Leinwand und Tüchern und 
der Handel damit bedeutende Geldmittel in Umlauf gebracht. Nach der 
Einnahme der Waadt, ſowie nach der Reformation, wurden viele Güter 
wohlfeil gekauft, und während auf ſolche Weiſe einzelne Familien und 
Perſonen größere Vermögen ſammelten, thaten hingegen im allgemeinen 
die unordentlichen Gewohnheiten des Kriegerlebens dem nachhaltigen 
Fleiße des Gewerbsmannes und Handwerkers Abbruch und brachten den— 
ſelben in ſeinen Vermögensumſtänden zurück. So mußte nothwendig in 
den Genüſſen und der Lebensart zwiſchen Reichern und Aermern ein be— 
merkbarer Unterſchied eintreten. Bei der abgeſchloſſenen ariſtokratiſchen 
Richtung der Regierung mußte hierauf bald ein zweiter, eben ſo gewich— 


Urſprüngliche 
Lebensart. 


Geſellſchaft— 
liche Kluft. 


Urſache. 


Franzöſiſche 
Sprache. 
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tiger Grund einer allmähligen Ausſcheidung ſich geltend machen, indem 
ausgeſchiedene Beſchäftigungen ausgeſchiedene Richtungen veranlaßten. 

Die zahlreichen Mitglieder der Regierung unterhielten ſich ausſchließ⸗ 
lich über öffentliche Geſchäfte, welche ihre Zeit und ihre Thätigkeit in 
Anſpruch nahmen, während ſie, lebhaft ergreifende Anläße ausgenommen, 
Andern kein Intereſſe darboten. Indeſſen findet man noch am Ende des 
ſiebzehnten Jahrhunderts ſehr freundlich gemiſchte Geſellſchaften, als be⸗ 
reits im Innern der Familien, je nach ihren Umſtänden, ſehr verſchiedene 
häusliche Einrichtungen und nach den ungleichen Verhältniſſen eben ſo 
verſchiedene Beſchäftigungen ſtattfanden. Im achtzehnten Jahrhundert 
erweiterte ſich die Kluft im geſellſchaftlichen Umgange immer mehr; die 
verſchiedenen Klaſſen der Burgerſchaft wurden ſich fremder und jede der— 
ſelben abgeſchloſſener. 

Anſcheinend geringfügige Hrfaln trugen viel zu dieſer Zerſplitterung 
bei, und im Genuſſe aller Güter eines langen Friedens, im Wahne einer 
unantaſtbaren Sicherheit ſchien man (wenn auch wiederholt die Stimmen 
vaterländiſch geſinnter und hellſehender Männer, unter denen nur die des 
Großen Haller erwähnt werden möge, mahnten) es zu vergeſſen, daß die 
Bedingungen des Wachsthums eines Gemeinweſens ebenfalls Bedingungen 
ſeiner Erhaltung ſind. 

In den höhern Ständen gewöhnte man ſich immer mehr an den 
Gebrauch der franzöſiſchen Sprache. Unkundig derſelben durften aller— 
dings die Regierenden nicht ſein, dieweil ſie diejenige ihrer ſchönſten und 
reichſten Beſitzung und des ſtarken Dritttheils ihrer Angehörigen, einer 
wehrhaften und anhänglichen Bevölkerung war!). Die vielfachen Ver⸗ 
hältniſſe mit Frankreich, der franzöſiſche Dienſt und franzöſiſche Moden, 
die Verbreitung der Begriffe, denen die franzöſiſche Litteratur nach ihrem 
Glanzpunkt den Weg bahnte, hatten einen immer wachſenden Einfluß. 
In den höhern Kreiſen der Geſellſchaft verdrängte allmählig der Gebrauch 
der franzöſiſchen Sprache im täglichen Umgang denjenigen der deutſchen, 
und in dieſer falſchen Richtung, nach welcher in kurzer Zeit man es da⸗ 
hin brachte, keine Sprache rein zu beſitzen, wurde man beſonders auch 
durch das Beiſpiel Friedrich II. von Preußen, der viele Bewunderer hatte, 
beibehalten. 


1) Früher war fie jo wenig in Uebung, daß ſelbſt der Eroberer der Waadt, der 
Schultheiß Hans Franz Nägeli von dem Rathe ſich des Leſens in einer Sprache, die er 
nicht kenne, und der Berichterſtattung über franzöſiſche Schriften entheben ließ. Den 
waadtländiſchen Milizen vorzüglich verdankte man den ſchnellen Ausgang des großen 
Bauernkriegs im Jahr 1653 und den glücklichen Entſcheid des Vilmerger-Treffens 1712. 
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Zu dieſer Angewöhnung geſellte ſich bald die Einführung von Abend— 
geſellſchaften, an denen beide Geſchlechter theilnahmen. Die fremde Gattin 
eines Berner Offiziers in holländiſchen Dienſten ſoll das erſte Beiſpiel 
gegeben haben, welches als eine ſo auffallende und verderbliche Neuerung 
betrachtet wurde, daß ſelbſt von der Kanzel aus die eifrigſten Vorwürfe 
dagegen ſich vernehmen ließen. Thee und Backwerk verdrängten da den 
Genuß des Weines, der früher in allen Klaſſen der männlichen Burger⸗ 
ſchaft gebräuchlich war; jetzt aber in den vornehmern Häuſern auf die 
Mahlzeiten beſchränkt wurde, während die arbeitenden und erwerbenden 
Klaſſen fortwährend am liebſten denſelben auf den geſelligen Umgang 
nach Beendigung des Tagewerkes vorbehielten. 

Ganz natürlich waren die aus beiden Geſchlechtern gemiſchten Ge⸗ 
ſellſchaften weit abgeſchloſſener als die der Männer; beſonders zur Zeit 
ihres Beginnens erſchien die Entfernung der Hausfrau aus dem Kreiſe 
der täglichen Geſchäfte ebenſo neu als nachtheilig für das Hausweſen, 
und wurde daraus mancherlei Veränderung in der Hausordnung herbei⸗ 
geführt?). Das weibliche Geſchlecht hatte keinen gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
einigungspunkt, ſelbſt nicht die Schulen zu einer Zeit, wo die Beſorgung 
der häuslichen Geſchäfte für die nöthigſte Wiſſenſchaft der Hausfrau, und 
Ausbildung des Gemüths unter der Hand einer treuen Mutter für wich⸗ 
tiger galt als Schulkenntniſſe, und wo man dafür hielt, des Weibes 
Welt ſei die Familie. Als nun die Frauen ihre Geſellſchaften bildeten 
nach den natürlichen Verhältniſſen der Verwandtſchaft und der Gleich— 
mäßigkeit äußerer Umſtände, ſo beſtimmten eben dieſe Verhältniſſe den 


) Bis um dieſe Zeit war es gebräuchlich, daß die Rebenbeſitzer das eigene Gewächs 
in ihren Häuſern in der Stadt ausſchenken ließen, was Frau und Töchter beſorgten. 
Ein Offizier aus adelichem Geſchlecht war auf Urlaub zu Hauſe und ſaß mit ſeiner 
jungen, hübſchen Schweſter in der „Wohnſtube“, als ein älterer Handwerksmann eintrat 
und ſich zum Tiſche ſetzte. Die Tochter ſtand auf und brachte „einen Schoppen Wein“, 
den der Arbeiter ruhig trank. Der junge Mann glaubte, es ſei ein Hausarbeiter und 
war nicht wenig erſtaunt, als er denſelben ein Beutelchen aus der Taſche ziehen und 
eine kleine Münze auf den Tiſch legen ſah, bevor er ſich unter freundlichem Abſchied 
entfernte. Er ließ ſich die Sache erklären und widerſetzte ſich einem ſolchen Gebrauch, 
als einem unſchicklichen. Das Beiſpiel wirkte, und bald ſtellte man eigene „Kellermägde“ 
an. Schade um das freundliche, einfache Verhältniß, wo der Arbeiter um billigen Preis 
ein unverfälſchtes Glas Wein erhalten und ohne Ausſchweifung noch Zänkerei genießen 
und er mit höhern Klaſſen ungezwungenen Umgang zu beidſeitigem Vortheil haben 
konnte. Vor Unart durfte man nicht beſorgt ſein, in einer Zeit wo Lizenz und An⸗ 
maßung nicht als Zeichen der Freiſinnigkeit und Ueberlegenheit über Vorurtheile, ſon⸗ 
dern als Rohheit galten, die man in Schranken halten konnte. 
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Zutritt der Männer, und ſo entſtand unter dieſen eine weitere Aus⸗ 
ſcheidung ). | 

Bald wurde durch den Einfluß fremder und verſchiedenartiger Ge— 
bräuche, und durch denjenigen eines ganz verſchiedenen und nach der po- 
litiſchen Geſtaltung immer mehr ausgeſchiedenen, Wirkungskreiſes der 
Männer der Gebrauch, ſich auf den „Stuben“ der Geſellſchaften zu ver— 
ſammeln, verdrängt durch das Bedürfniß des Zuſammentreffens gleich—⸗ 
artiger Elemente. So bildeten ſich denn die ſogenannten „Leiſte“, ge⸗ 
ſchloſſene Vereinigungen einer Zahl von Männern, die an einem für ſie 
ausſchließlich beſtimmten Orte zuſammen kamen, bald um unter Genuß 
einiger Erfriſchungen die Stunden der Erholung zuzubringen, bald zum 
Leſen, beſonders der damals in Aufnahme gebrachten Zeitſchriften und der 
Tagesliteratur, zuweilen zu Commerzſpielen. In dieſe Leiſte durfte Nie⸗ 
mand kommen, als unter Einführung durch ein Mitglied, und die Eigen⸗ 
ſchaft eines ſolchen wurde durch förmliche Abſtimmung ertheilt. Die Ein⸗ 
richtung dieſer geſchloſſenen Männergeſellſchaften wurde bald eine ſehr 
allgemeine. Außer der großen und kleinen Societät, dem Hauptvereini⸗ 
gungspunkt des Patriciats, dem Kaufhaus⸗ und dem Theeleiſt, wo ältere 
Magiſtrate und andere angeſehene Männer zuſammen kamen, bemerkte 
man den Rauchleiſt, den Literarleiſt u. a. m. Dieſe Einrichtung entſprach 
einem thatſächlichen Verhältniſſe, welches hinwieder in ungünſtiger Wechſel⸗ 
wirkung durch dieſelbe immer mehr verbreitet wurde. 

Die Regierung ward öfters zu Beſorgniſſen veranlaßt, es möchten 
dieſe geſchloſſenen Geſellſchaften zu politiſchen Abſichten, zum Einfluß auf 
Wahlen u. dgl. mißbraucht werden, und während im Innern der Regie⸗ 
rung der Inhalt des Amtseides jedes geheime Verſtändniß unterſagte, 
hielt ſie für angemeſſen, den Leiſten die Form des geheimen Scrutiniums 
zu Aufnahme von Mitgliedern zu unterſagen, damit nicht geheime Par⸗ 
teien ſich bilden. 

Wohl brachte der äußere Stand die jungen Männer der verſchiedenen 
Stände der Burgerſchaft zuſammen, im übrigen waren ſie abgeſondert, 
und an den noch im Anfang des XVIII. Jahrhunderts üblichen ritter- 
lichen Spielen des Carrouſel und Ballſchlagens konnten bloß die Ver— 
möglichen Theil nehmen. 

Die durch Beruf, Sitte und Lebensweiſe hervorgebrachte Scheidelinie 
zwiſchen einer von Gründung der Stadt hinweg aus verſchiedenartigen 


3) Mit dieſer geſchichtlichen Andeutung ſoll keineswegs ein allgemeiner Tadel über 
gemiſchte Geſellſchaften ausgeſprochen ſein. Der geſittete Umgang beider Geſchlechter iſt 
ein großes Bildungsmittel; und nicht mit Unrecht wird die Stellung der Frauen in 
einem Lande als ein Merkmal des Standpunktes ſeiner Civiliſation betrachtet. 
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Beſtandtheilen gebildeten Burgerſchaft wurde aber zu einer Kluft, als die 
unſelige Verſchwörung von 1749 das Mißtrauen der einen geweckt und 
die kalte Entfernung der andern in feindſeligen Haß verwandelt hatte. 

Es kann nicht im Zwecke dieſer Blätter liegen, dieſe unheilvolle Ge— 
ſchichte nach ihrem Verlauf und ihren Einzelnheiten darzuſtellen; es han⸗ 
delt ſich weder um Anklage, noch um Rechtfertigung der einen oder der 
andern. Die Folgen der Trennung der Gemüther ſind ſchwer genug für 
alle Betheiligten in ein ſpäteres Jahrhundert hinüber getreten. 

Vorbereitet durch die Mißſtimmung, welche ſich unter der Burger— 
ſchaft verbreitet hatte, nachdem eine Denkſchrift über gewünſchte Verände⸗ 
rungen in der Wahlart der CC im Jahr 1744 von ſieben und zwanzig 
Burgern, die ſich Patricier der Stadt Bern nannten, unterzeichnet, übel 
war aufgenommen worden (einige der Urheber wurden mit Landesver⸗ 
weiſung beſtraft) tauchte 1749 eine Verſchwörung auf, wie viele in der 
Geſchichte mancher Länder vorkommen. Zum Zwecke hatte fie nichts 
weniger als ein Repräſentativ⸗Fyſtem gemäß den ſeither aufgekommenen 
und verbreiteten Begriffen, ſondern eine andere Geſtaltung der Stadt- 
Souveränität in ihrer innern Organiſation nach Beſeitigung des Perſonals 
und der factiſch herrſchenden Geſchlechter durch ihre Erſetzung aus andern 
gleichberechtigten, allein infolge der Wirkungen der Wahlart thatſächlich 
ausgeſchloſſenen; die ariſtocratiſche Regierung, auf der die Herrſchaft der 
Stadt beruhte, ſollte einer democratiſchen eines eben ſo ausſchließlichen 
und ſtrengern Stadtregiments weichen “). 

Lieber würden wir dieſe trüben Tage aus der Geſchichte entfernen, 
und wollen derſelben auch nicht näher erwähnen. Durch einen Mitver⸗ 
flochtenen wurde der Anſchlag entdeckt. Es hätte derſelbe gewaltſam aus⸗ 
geführt werden ſollen, und die Opfer waren bezeichnet, welche hätten 
ſollen aus dem Wege geräumt werden. 

Bereits am 16. Juli fand die Beurtheilung der drei Häupter der 
Verſchwörung ſtatt. Sie mußten dieſelbe mit dem Leben büßen. Bis 
Anfangs September waren alle Theilnehmer beurtheilt. 

Gewaltſame Ausbrüche innerer Parteiung, wenn nicht bloß die Leiden— 
ſchaft oder die Verderbniß Einzelner einen ſolchen verſchulden, ſind Wahr— 
zeichen krankhafter Zuſtände; der Sieg allein heilt ſie nicht, wenn die 
Urſachen nicht deutlich erkannt und gehoben werden können; unter der 
verharſchten Oberfläche frißt das nicht entfernte Gift um ſich. 


4) Das Land, welches mit Regierung und Verwaltung unzufrieden zu fein keine 
Urſache hatte, und welchem — zu einer Zeit, welcher die Staatsbegriffe nach Rouſſeau noch 
unbekannt waren — die Souveränität der Stadt als eine rechtlich ganz begründete galt, 
blieb allgemein auf Seite der Regierung. 


Daher jo die Folgen in Bern. Zahlreich waren die Theilnehmer 
des Anſchlags geweſen. Tiefe Beſorgniſſe und Mißtrauen hatte derſelbe 
unter denjenigen wecken müſſen, die bei wilder Zerreißung von mancherlei 
Verhältniſſen alter Bekanntſchaft, jugendlicher Erinnerungen und geleiſteter 
Dienſte als Opfer bezeichnet waren. Der Geiſt ausſchließlicher Bewah⸗ 
rung einer überlieferten günſtigen Stellung, dieſer Geiſt, bei welchem 
übrigens viele der Intereſſen, welche die große Zahl ſtets beherrſcht haben, 
und immer beherrſchen werden, ſich ſo gut ſtanden, erhielt in dem 
Patriciat durch dieſen Auftritt neuen Nahrungsſtoff. Er erſchien ihm 
als durch ſeine Gegner ſelbſt gerechtfertigt und um ſo vollkommener be⸗ 
gründet. Wer ſich als Todfeind erklärt, konnte nicht auf Begünſtigung 
Anſpruch machen. Der Mißmuth über die theilnahmloſe Vereinzelung, in 
welcher die Unzufriedenen ſich ſahen und die Aufdeckung von Abſichten, 
welche nicht gerechtfertigt werden konnten, erzeugten bleibenden und fort⸗ 
wuchernden Groll, genährt durch eine mit den neuern Begriffen mehr 
und mehr im Widerſpruche ſich befindende Ausſchließlichkeit der Kreiſe, 
aus denen die Regierung ſich bildete. Die erweiternde Kluft machte ſich 
in immer ſchroffer ausgeſchiedenen Verhältniſſen auch immer mehr 
fühlbar. 

Der oft gehörte Vorwurf der Vernachläßigung der Schulanſtalten 
iſt denn doch nicht ein gerechtfertigter, wenn man die von der Regierung 
darauf verwendete Aufmerkſamkeit nach dem Maßſtabe jener Zeit ver- 
gleicht mit dem was anderwärts ſtattfand, und man zugleich die lang⸗ 
ſamere Bedächtlichkeit, mit welcher jedes wohlgeordnete, eines langen Be⸗ 
ſtandes ſich erfreuende, Gemeinweſen Neuerungen entgegentritt, in An⸗ 
ſchlag bringt. Es zeugen viele und werthvolle Vorarbeiten von der Sorge 
der Regierung. Indeß zogen ſeit der eingetretenen Spannung die Patricier 
ihre Kinder immer mehr von dem öffentlichen Unterricht zurück, und 
überließen ſie öfter einem ſehr verſchiedenartigen, zuweilen ausgezeichneten, 
nicht ſelten aber mittelmäßigen und lückenhaften Privatunterricht. Die ſo 
nothwendige gegenſeitige Erziehung und praktiſche Erwerbung von Men⸗ 
ſchenkenntniß im frühen freien Umgange mit Andern wurde auf dieſe Art 
vernachläßigt, und jugendliche, oft aller Verſchiedenheit der Umſtände un⸗ 
geachtet nachhaltige, Verbindungen unterblieben, zu großem Nachtheil Aller. 
Andre wurden in auswärtige Anſtalten (z.B. in Kolmar bei Pfeffel) 
untergebracht, wo für Unterricht beſſer geſorgt ſchien, als in den ein⸗ 
heimiſchen öffentlichen Schulen und viel vollſtändiger als durch Privat⸗ 
lehrer. 

Man kann ſich nicht wundern, wenn unter ſolchen Umſtänden ſchon 
frühe im jugendlichen Gemüthe eine Entfremdung entſtand. Von den, 
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gewöhnlich in ſehr geringer Zahl, in den Klaſſen der berneriſchen Literar— 
ſchule befindlichen Patriciern ſonderten ſich mehrere unter den in größerer 
Zahl dazu gehörenden Jünglingen aus der übrigen Burgerſchaft ab, die 
ſich ſelbſt mit ſtolzer Bitterkeit den Namen Plebejer beilegten, ſo wie ſich 
an Sonntagen die geſchloſſenen Geſellſchaften der Kinder nach den Ver— 
hältniſſen der Eltern ausſchließlich zuſammenthaten. 

Sowohl zu jener ziemlich vorherrſchend gewordenen Entfernung der 
Patricier von den öffentlichen Schulen als zu dieſer Entfremdung unter 
den Schülern trug nicht ſelten das Benehmen mancher Lehrer bei. Dieſe 
gehörten meiſt der nicht zum Patriciat ſich zählenden Burgerſchaft oder 
den Municipalſtädten an. Selten waren ſie ganz unparteiiſch; einige, 
welchen vielleicht nicht immer mit Unrecht Streben nach Gunſt vorge— 
worfen wurde, bevorzugten die wenigen Söhne angeſehener Magiſtraten; 
andre ſchienen ſich nicht weniger unrecht und unbedachtſam darin zu ge- 
fallen, dieſelben öfters unverdient hintanzuſetzen, und durch Witzeleien und 
Spötteleien gegen Vornehme die einen ihrer Schüler zu reizen, der Mehr- 
zahl ein böſes Beiſpiel zu geben; ſo ſtießen dieſe ſich gegenſeitig ab, und 
manche giengen mit wenig wohlwollenden Erinnerungen aus der Schule 
in das Leben hinüber. 

Machten einzelne Glieder des Patriciats durch taktloſes Benehmen 
ſich unwerth, ſo zogen ſie ihrer ganzen Kaſte den Vorwurf zu, der nur 
einzelnen Individuen mit Recht hätte mögen gemacht werden. Einem 
ſolchen Benehmen ſtand gegenüber eine allgemeinere Abneigung, eine ſteife 
des Wohlwollens baare Höflichkeit, mit welcher die antipatriciſche Burger⸗ 
ſchaft früher beſtandene jugendliche Verbindungen mit Patriciern auflockerte 
oder aufhob, und jedem freundlichen Entgegenkommen mit Scheu aus dem 
Wege gieng. Das gleiche moraliſche Gebrechen übte ſeinen Einfluß bei 
den einen wie bei den andern. 

Blickt man nun nach dieſer flüchtigen Darſtellung der unglücklichen 
Kluft, die ſich nimmer verſchloß, und die vielleicht nicht weniger als die 
Abgründe der Politik des revolutionären Frankreichs ſpäterhin das alte, 
kräftige Gemeinweſen verſchlingen ſollte, im beſondern auf das Leben des 
auf ſolche Weiſe iſolirten Patriciats, ſo ſieht man dasſelbe die Haupt⸗ 
richtungen des öffentlichen Lebens, der Bewirthſchaftung ſeiner Güter und 
des äußern Kriegsdienſtes beinahe ausſchließlich verfolgen. Nicht ſowohl 
aus Stolz, wie man es oft vorgeworfen, ſondern nach einer traditionellen 
Staatsmaxime, ſollten Regierungsglieder ſich nicht mit Handel und Ge— 
winnbringenden Unternehmungen beſchäftigen ). Der Patrimonialgrundſatz 


5) In Venedig war es verboten. 
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der Regierung erheiſchte, daß in ihrem Innern die Sorge für das all 
gemeine Beſte des Landes ſo wenig als möglich durch abweichende oder 
widerſtreitende Privatintereſſen “) beeinträchtigt werde, und ein Grundſatz 
traditioneller Politik, im Gegenſatz mit dem Zunftregimente Zürichs und 
Baſels, forderte, daß die Regierenden den na es überließen 
ſich durch Erwerb zu bereichern. 

Das Hauptaugenmerk der Patricier war auf den Staatsdienſt ge⸗ 
richtet. Auf die nicht ſelten in den Hochſchulen des Auslandes beſchloſſene 
Schulzeit, folgte bald die Anbahnung zu den Geſchäften, zu welchen im 
täglichen Geſpräche der Vater ſeine Söhne bereitete. Auf die Tage der 
eidgenöſſiſchen Geſandten in Frauenfeld und Baden, auf die Miffionen 
in außerordentlichen Vorfällen, auf die Reiſen im Innern begleiteten die 
jungen Männer die in den Geſchäften ergrauten Magiſtraten, und wurden 
mit allen beſtehenden Verhältniſſen vertraut, während der auf dieſe Weiſe 
erzweckte gleichmäßige Gang der Politik dieſer eine Feſtigkeit und Folge⸗ 
richtigkeit verlieh, auf welcher großentheils das Anſehen Berns und das 
Zutrauen der übrigen Stände in wichtigern Vorkommenheiten beruhte. 
Eine ſorgfältige Vermeidung der Anmaßung materieller Ueberlegenheit; 
eine der Bundespflicht gegen gleichberechtigte Stände gemäße, zugleich 
aufrichtige und brüderliche Achtung für die Rechte Anderer, ſollte die 
freundliche Zuneigung erhalten, auf welcher der Bund ſelbſt beruhte und 
die ihm Leben und Kraft verleihen mußte, dieweil der fortſchreitende 
Iſolirungsgeiſt der Kantone, den die frühere Geſchichte vorbereitet und 
die unheilvollen Religionskriege entwickelt hatten, andern Gefühlen, denen 
Eiferſucht gegen Bern nicht fremd blieb, eine verderbliche Verbreitung 
verlieh. 

Allerdings ließen unter der großen Zahl viele Patricier es bei einer 
weit weniger ſorgfältigen Vorbereitung verbleiben, wenn ſie die Beſtim⸗ 
mung, welcher ſie entgegen giengen, nicht mit dem gehörigen Ernſt auf⸗ 
faßten, und ſich bloß eines Vorrechtes, einer günſtigen Stellung da er⸗ 
freuten, wo dieſe das eifrigſte Beſtreben zur Befähigung hätte erwecken 
ſollen. Natürlich aber konnten es nicht dieſe ſein, welche auf den Geiſt 
des Ganzen einwirkten und die Richtung angaben; ſie empfiengen dieſe 
und eigneten ſich jenen theilweiſe an; immerhin war auch für ſie das 
Gemeinweſen das Wichtigſte und Höchſte, ſelbſt wenn nicht in ſeiner 


6) Man vergleiche z. B. den ewigen Kampf der verſchiedenen Intereſſen in Frank⸗ 
reich in den Kammern: wo Einfuhr und Ausfuhr, Kohlen und Eiſen, Kolonien und 
Zuckerfabriken ꝛc. ꝛc. lauten Klagen zum Trotze nach vorherrſchenden Intereſſen Einzelner 
eher als in denjenigen des Landes behandelt werden. Aus andern Staatsgebieten, welche 
uns näher liegen, könnten ebenfalls allerlei Beiſpiele angeführt werden. 
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ganzen würdigen Geltung aufgefaßt: und auch in dieſem, von den feindſeligen 
Parteien ſpäter als Typus des Ganzen dargeſtellten, ſchwächern Theile 
waltete ein Gefühl perſönlicher Unabhängigkeit, welche wenigſtens über⸗ 
zeugt ſein wollte und ſich nicht der anmaßenden Herrſchaft einer Partei 
überließ, um in beklagenswerther Unwiſſenheit und Unbekanntſchaft mit 
öffentlichen, bloß als Nebenſache betrachteten, Geſchäften einem reichern 
Erwerbe zu dienen. 

Es iſt vorhin bemerkt worden, daß der Kleine Rath ſich alltäglich 
(früh um 8 Uhr), der Große Rath dreimal in der Woche verſammelte 
und daß alle Dicaſterien und Kammern ausſchließlich aus Mitgliedern 
des Kleinen und Großen Rathes beſtanden; daher war der Aufenthalt 
in der Stadt der gewöhnliche. Indeſſen war für eine Verſammlung des 
Großen Rathes zu Berathung von Geſchäften, welche nach heutigen Be— 
griffen untergeordneten Behörden und einzelnen Beamten zuſtehen, eine 
Zahl von vierzig anweſenden Mitgliedern“) als genügend verzeichnet, fo 
daß viele Mitglieder des Großen Rathes den Sommer auf ihren Land⸗ 
gütern zubringen konnten, während andere auf ihren Amtsſitzen oder in 
fremden Dienſten abweſend waren. Im Winter (und in dieſer Jahres— 
zeit wurden alle bedeutendern Geſchäfte vorgetragen) ſchlugen, mit Aus— 
nahme der Landesabweſenden und der Amtleute, in der Regel alle ihren 
Wohnſitz in der Stadt auf. In der Oſterzeit, auf welche, außer den 
jährlichen Beſtätigungen und Wahlen, alle eigentlich in die Verfaſſung 
ſelbſt einſchlagenden Berathungen vorbehalten werden mußten, trafen auch 
alle Amtleute ein; Landesabweſende mußten ihr Ausbleiben entſchuldigen. 

Die ältern Magiſtraten waren gewöhnlich ſehr beſchäftigt. Der Ge— 
ſchäftsgang war methodiſch und von dem leichten Abthun zwiſchen einem 
Präſidenten und dem Schreiber, oder gar dem Ueberlaſſen der Geſchäfte 
an das Secretariat keine Rede, ſondern es wurden alle Schriften den 
betreffenden, ziemlich zahlreich beſtellten Behörden ſowohl zur Vorberathung 
als zum Entſcheid vorgelegt. 

Nach der Meinung, daß der äußere Anſtand nicht allein auf die 
Umgebenden, ſondern auf das eigene Benehmen nicht ohne Einwirkung 
ſei, forderte man von den Gliedern des Kleinen Rathes („Rathsherren““) 
im Aeußern eine ernſte Haltung; man ſah ſie nicht anders als in ſchwarzer 
Kleidung mit dem Seitengewehr. Außer dem Geſchäfts- und dem Fa⸗ 
milienleben waren ſie für die Erholungsſtunden auf den Beſuch der 
Leiſte älterer Magiſtraten und kleinern gemiſchten Abendgeſellſchaften be- 
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7) Zufällig die gleiche Zahl, welche für das aus 658 Mitgliedern beſtehende eng- 
liſche Parlament vorgeſchrieben iſt. 


Magiſtraten. 


ene 


beſchränkt s). Man forderte von ihnen, daß fie für alle Geſchäfte zugäng⸗ 
lich und zu gewiſſen Stunden anzutreffen ſeien. Allein bei allem Anſtande 
dieſer Lebensart unterblieben die gewöhnlichen Berührungen des freien, 
täglichen Umganges mit den übrigen Ständen; wohl traf man auf den 
„Geſellſchaften“ zu Behandlung der auf Verwaltung des Geſellſchaftsguts 
und Beſorgung der Vormundſchaften und der Armenunterſtützung bezüg⸗ 
lichen Geſchäfte zuſammen; allein in dieſen förmlichen Behandlungen 
konnte man allenfalls den Charakter ehren, die Geſchäftstüchtigkeit ſchätzen 
lernen; nichts deſto weniger blieb die gemüthliche Zuneigung zurück hinter 
der Scheidewand des verſchiedenen Standes und der verſchiedenen Lebens⸗ 
thätigkeit. 

Die Mitglieder des Großen Rathes und unter dieſen beſonders die 
jüngern hatten mehrere Freiheit, indeſſen ſchloß ſich ihre Lebensart immer 
an jene an. Beinahe Alle bekleideten Offiziersſtellen in der Miliz, welche 
ſie mehr mit den Landleuten als mit ihren Mitburgern in nähere Be⸗ 
rührung brachten. Aus den Berufsſtänden der Burgerſchaft entzogen ſich 
viele dem läſtigen und koſtſpieligen Milizdienſte (indem ſie ſich begnügten 
der allgemeinen Bewaffnungspflicht in Allarmfällen zu entſprechen); an⸗ 
geſehene Burger ſtrebten nach höhern Offiziersſtellen und traten vorzugs⸗ 
weiſe in die Artillerie und die Dragoner, von deren höhern Graden ſie 
leicht in einträgliche Civilſtellen übertraten oder in den Großen Rath ge- 
langten. Im äußern Stande dauerten häufigere Verhältniſſe der Patricier 
mit der Burgerſchaft vor bis zu dem Eintritte jener in den Großen 
Rath. Alsdann ſtrebten die thätigen und fähigern nach Erwählung in 
mehrere Dicaſterien und Commiſſionen, welche ihre Zeit in Anſpruch 
nahmen; und für Alle bezeichnete Uebereinſtimmung in der Lebensrichtung 
die Auswahl ihrer Geſellſchaft. 

Landleben. Ein großer Theil des Patriciats beſaß in allen Gegenden des Lan⸗ 
des Landgüter und Herrichaften?), auf denen die Beſitzer gewöhnlich die 
ſchöne Jahreszeit, oder doch einen Theil derſelben, zubrachten. Viele 
leiteten ſelbſt den Anbau ihrer Güter und kamen dadurch in mancherlei 
Verhältniſſe mit den Landleuten, die wohl zuweilen unerfreulich ſein 
konnten, allein in der großen Mehrzahl zu Gründung wohlwollender und 


8) Noch ziemlich ſpät im 18. Jahrhundert hatten allerlei einfache Gebräuche ihre 
Geltung behalten. So z. B. ſaß man oft Abends auf den Bänken in den Lauben zu⸗ 
ſammen und unterhielt ſich mit den vorübergehenden Bekannten. Eine Bank unten an 
der Marktgaſſe auf dem Platze gegenüber dem Zeitglockenthurm hieß die Rathsherren⸗ 
Bank. Die letzten Ueberreſte dieſer alten Sitte verdrängte die Revolution mit ihrer 
Feldwache feindlicher Kriegsknechte. 

9) So zählte man allein in der Waadt über 60 Beſitzungen berneriſcher Familien. 
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zutrauensvoller Verhältniſſe, zum Anſehen des Patriciats und feinem Ein- 
fluſſe auf das Land, vieles beitrugen, am meiſten aber dazu, daß ſich 
die Mehrzahl der Regierungsglieder nicht allein mit den Verhältniſſen 
des Landes, ſeinen Intereſſen und Bedürfniſſen vertraut machte, von der 
Amtsverwaltung der Landvögte, aus unmittelbarer Anſicht, Kenntniß er⸗ 
halten, gerechtern Beſchwerden leichtern Zugang verſchaffen konnte, fon- 
dern auch, daß in der Regierung ſelbſt jene Intereſſen repräſentirt wa⸗ 
ren, und auf natürliche Weiſe dasjenige angeſtrebt wurde, was man für 
das allgemeine Wohl des ganzen Staats für zweckmäßig erachtete. Der 
Lokalitätsgeiſt, dem man im gewöhnlichen Zuſtand repräſentativer Ver⸗ 
hältniſſe zu mancherlei Nebenzwecken oft ſo bedeutende Opfer bringt, 
wurde auf dieſe Weiſe in dem über demſelben ſtehenden und von ſeinem 
Einfluſſe unabhängigen Mittelpunkt der Patrimonial-Regierung wohl ver- 
nommen, konnte aber nicht übermächtig werden. Das Landleben war 
alſo nicht die hauptſächliche, aber die bedeutendſte Nebenrichtung in der 
Exiſtenz des berneriſchen Patriciates. 

Eine beſondere Richtung, welche jedoch dem Staatsdienſt als unter- 
geordnet betrachtet werden muß, gab der fremde Kriegsdienſt an. 

Stammte ja die urſprüngliche Neigung dazu von der Gründung der 
Stadt her; hatte eine rühmliche Geſchichte den Uebergang zu dem Reis⸗ 
laufen gebildet, an welchem alle Stände einen Antheil nahmen, den die 
Obrigkeit vergeblich genug in Schranken zu halten ſuchte, und gegen deſſen 
ungeregeltes, oft für das Ganze gefährliches Unweſen die ſpätern Capi⸗ 
tulationen als nothgedrungene Abhülfe erſcheinen, fo faßte bei einem ſol⸗ 
chen Herkommen die der Jugend ohnehin natürliche Neigung zum Mi— 
litärleben um ſo tiefere Wurzel, und ſie wurde durch die Verhältniſſe 
des Patriciats befördert. 

Begünſtigt waren die Kriegsdienſte von der Regierung ſelbſt, ſowohl 
durch die auf den Abſchluß vortheilhafter Militärcapitulationen verwen⸗ 
dete Sorge, als durch die privilegirte Stellung, welche ſie den Offizieren 
in fremden Dienſten dadurch vergönnte, daß durch das Dienſtverhältniß 
das Ausbleiben aus der Verſammlung der CC als entſchuldigt betrachtet 
wurde, daß dieſelben ohne weiters nach ihrem Promotionsrang zu den 
Aemtern gelangen konnten und fie die für eigentliche Militärdienſte er⸗ 
haltenen Auszeichnungen tragen und die reglementmäßigen Penſionen be⸗ 
ziehen durften. 

Alle Patricier konnten nicht zur Regierung gelangen. In zahlreichen 
Familien beſonders waren immer viele, für die es bei den zehnjährigen 
Ergänzungswahlen nicht Raum gab. Viele patriciſche Familien waren 
nichts weniger als reich, und da Politik und Gewohnheit ihre Mitglieder 


Fremde 
Kriegsdienſte. 


von andern, einen hinreichenden Erwerb gewährenden Berufsarten aus⸗ 
ſchloß, ſo waren ſie auf den Kriegsdienſt hingewieſen. Sehr jung, ge— 
wöhnlich im ſechszehnten Jahre, betraten ſie alsdann dieſe Laufbahn, 
welche ſie in holländiſche, franzöſiſche oder piemonteſiſche Garniſonen 
führte, zuweilen, wenn ſie in andere als kapitulirte Dienſte traten, ihnen 
in Preußen, Oeſtreich, den andern deutſchen Staaten, in England u. ſ. w. 
einen längern Aufenthalt anwies. 

Bei der damals allgemeinen Gunſt, den der fremde Kriegsdienſt im 
Volke fand, bildete ſich in den kapitulirten Regimentern manches günſtige 
Verhältniß der Offiziere mit den Soldaten aus den Landleuten, ohne 
den Forderungen einer ſtrengen Disciplin und der Subordination Ein⸗ 
trag zu thun, deren Angewöhnung ein ebenſo wichtiges als ſchwer erhält- 
liches Beding zur Brauchbarkeit einer Miliz in aktivem Dienſt iſt und 
die daher dieſen zu ſtatten kommen ſollte. 

Manchen mögen die Vortheile des fremden Kriegsdienſtes als allzu⸗ 
theuer erkauft erſcheinen durch andere damit verbundene Bedingungen und 
Wirkungen. Als Grundübel, welches ſchon dem ungeordneten Reislaufen 
vorgeworfen werden konnte, tadelte man die Leichtigkeit, mit welcher dem 
Ausland die Dienſte und die Treue verheißen wurden, die dem Vater⸗ 
land gebühren und die Angewöhnung, für fremde, vielleicht dem eigenen 
Vaterland ſelbſt nicht günſtige Intereſſen, Leben und Ehre bis in den 
Kampf gegen Brüder unter andern Fahnen einzuſetzen: mit einem Worte, 
die Uebernahme einer Söldnerpflicht. Doch in den darüber zur Mode 
gewordenen Vorwürfen iſt mancher trübe Parteikunſtgriff verborgen; be⸗ 
ſonders iſt die Rückſicht ſorgfältig beiſeits geſetzt worden, daß der Stand, 
der nun einmal in der Welt allenthalb als ehrenvoll und nothwendig 
betrachtet wird und der vielleicht einzig in ſeiner Standesehre einen Er⸗ 
ſatz für die Kärglichkeit anderer Vortheile findet, unter vaterländiſcher 
Sanction um ſo freier im Auslande geſucht werden darf, als er dem 
Vaterlande ſelbſt die Frucht von erworbenen Erfahrungen zuwenden kann, 
für welche deſſen eigenthümliche Verhältniſſe keinen Raum geſtatten. Ehre 
und Treue ſind an keinen beſondern Boden gebunden; doch wehe dem 
Land und den Einrichtungen, in denen ſie ihre Geltung verlieren. 

Mit der Bezeichnung „eines Söldnerdienſts“ oder „feiler Mieth- 
linge“ ſuchte man in neuerer Zeit die Dienſtluſt verächtlich zu machen. 
Für die einen war der fremde Kriegsdienſt bleibend gewählter Beruf, 
für viele das Mittel zu Erwerbung militäriſcher Brauchbarkeit, wenn ſie 
ohne die Abſicht, ſich demſelben zu widmen ihn betraten mit dem Be⸗ 
wußtſein, dabei verhältnißmäßig bedeutende Geldopfer zuzuſetzen; es war 
oft jugendliche Freude am Kriegerſtande, begünſtigt von den Verwandten, 
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welche die regelmäßigen Angewöhnungen des Dienſtlebens und das rege 
Ehrgefühl des Soldatenſtands für werthvolle Eigenſchaften hielten. Nicht 
mehr waren als um des Geldes willen dienend zu betrachten Bauern— 
ſöhne, welche auf vier Jahre ſich anwerben ließen 0). 

Als entſchieden nachtheilig müſſen mancherlei Begriffe, Gewohnheiten 
oder Modelaſter betrachtet werden, welche unter dem häufigen, durch die 
Capitulationsverhältniſſe beförderten Verkehr mit Frankreich, bei dem 
ſittlichen und religiöſen Verfalle im achtzehnten Jahrhundert eingeſchleppt 
wurden. Als nicht minder nachtheilig, die Verwickelungen, in welche die 
Regierung gerieth, wenn Frankreich gegen den unbeſtrittenen Wortlaut 
der Capitulationsverträge bald wie im ſiebenjährigen Kriege die Vorbe— 
hälte für Kaiſer und Reich beiſeits ſetzte, bald andere Bedingungen ver— 
letzte. Mochte denn immerhin die bernerſche Regierung wie bei Anlaß 
des Rheinüberganges des Regiments Jenner, den Oberſten und die 
Hauptleute mit bedeutenden Geldſtrafen belegen, ſie vermochte nicht gegen 
Frankreich, welches das Schickſal der Betreffenden in Händen hatte, die 
Aufrechthaltung des Vertrags durchzuſetzen, und gab ſich dadurch ſowohl 
gegen dieſen gefährlichen Nachbar Blößen, als ſie ſich Vorwürfe von den 
gegenüberſtehenden Mächten zuzog. 

Weit minder nachtheilig und in andern Beziehungen vortheilhafter, 
waren die Capitulationen mit den Generalſtaaten und mit Piemont. Die 
Sparſamkeit und Ordnungsliebe der Holländer und ihre republikaniſchen 
Formen waren weit geeigneter zu Ausbildung der in dem Vaterlande 
ſpäter brauchbaren Sinnesrichtung. In politiſcher Beziehung waren die 
Verhältniſſe mit den entfernten proteſtantiſchen Vereinigten Provinzen 
und mit dem benachbarten, bergigten, durch ſeine Lage vorzüglich auf eine 
kluge Haltung zwiſchen Oeſtreich und Frankreich hingewieſenen Piemont 
natürlicher und gefahrloſer. 

Betrachtet man die Ergebniſſe des fremden Dienftes als eines Lebens 
berufs für die Einzelnen, die demſelben als Offiziere ſich widmeten und 
zwar gewöhnlich immer mit dem Hinblick auf den Zweck, die letzten 
Jahre im Vaterlande zu verleben, jo geſtalteten ſich dieſelben in Be⸗ 
ziehung auf die Geſinnung ebenſo verſchieden nach der urſprünglichen 
Gemüthsrichtung und der ſittlichen Vorbereitung, als im allgemeinen ſie 


10) „Söldlinge“ können „Rabuliſten“ entgegengehalten werden: wenn nach ſchlechten 
Exemplaren ehrenwerthe Berufsarten höhnend verſpottet werden wollen. Pardon mon 
Prince, ſagte ein ſpät zum Eſſen kommender Marſchall dem Fürſten von Benevent, 
j'ai été arrété par un pekin. Qui appellez vous un pekin, maréchal? Ah, nous 
autres militaires appellons pekins ceux qui ne le sont pas. Et nous appellons 
civil ce qui n'est pas soldat. v 
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ſich nach den verſchiedenen Dienften modificirten. Ueberhaupt darf man 
behaupten, daß fremde Staatsintereſſen die Rückſichten auf vaterländiſche 
Verhältniſſe bei denen, die ſpäter in die Regierung eintraten, nicht über⸗ 
wogen. Aeußere Bildung, Anſtand und Gewandtheit in der Menjchen- 
behandlung bei Vielen gewannen die Oberhand gegen ſeltenere Ausnah⸗ 
men barſcher Befehlſucht. Das Vorurtheil, welches nicht ſelten denen 
anklebte, welche die Welt nur in ihrer Vaterſtadt erkannten und die von 
der Angewöhnung an die Berechnung einer beſchränkten Familienpolitik 
befangen blieben, wurde durch den Aufenthalt im Ausland und die Be⸗ 
trachtung anderer Zuſtände abgerieben. 

Die Republik zählte manchen ausgezeichneten Staatsmann und Füh⸗ 
rer, welcher einen geraumen Theil ſeines frühern Lebens in äußerem 
Dienſt zugebracht hatte!). 

Nicht ohne Urſache wurde den Bernern ſchon von Alters her ein 
Hang zur Sinnenluſt vorgeworfen. Durch frühe Entfernung aus dem 
väterlichen Hauſe, durch Gelegenheiten und Beiſpiele, an denen es nie 
mangelt, förderte der fremde Dienſt unbezweifelt dieſen Hang und die 
jungen Urlaubgänger mochten in dieſer Beziehung ſowohl unmittelbar als 
durch ihren Einfluß auf ihre civiliſtiſchen Freunde mancherlei verſchuldet 
haben. 

In ökonomiſcher Beziehung wogen Vortheile und Nachtheile des 
fremden Dienſtes nahebei einander auf. Die Subalternſtellen waren ſo 
beſoldet, daß bei genauer Ordnung der Offizier leben konnte; allein die 
meiſten erhielten ziemlich bedeutende Zulagen, und nicht wenige machten 
dazu noch Schulden, welche von den Familien bezahlt werden mußten. 
Die Werbungen geſchahen compagnieweiſe, und bei dem Zulaufe wurde 
auf den Werbgeldern viel gewonnen; ſo daß eine Hauptmannsſtelle, be⸗ 
ſonders in Holland, ein ſehr namhaftes Einkommen !?) gewährte. Man 
gelangte nach ziemlich langem Dienſte zu dieſen Stellen in beſonnenerem 
Alter; wenn in der Rechnung alles früher verwendete in Anſchlag ge⸗ 
bracht worden wäre, ſo würde von den Erſparniſſen ſpäterer Jahre wahr⸗ 
ſcheinlich ein geringes reines Ergebniß übrig geblieben ſein. Allein jene 


11) Unter den Männern der letzten Zeit mögen als Beiſpiele genannt werden, der 
Rathsherr von Erlach von Spiez, und der General von Erlach, der unter den Trüm- 
mern der Republik den Tod fand, nachdem er mit der Geſinnung eines Römers den 
Großen Rath zu augenblicklicher Energie zu entflammen gewußt hatte. Im letzten 
Vilmergerkrieg verdankte das Berner Heer ſeine Ueberlegenheit in Ausrüſtung, in Dis⸗ 
ciplin und im Felde ſelbſt der Kriegserfahrung, welche ſeine Führer im ſpaniſchen Erb⸗ 
folgekrieg erworben hatten. 

12) Von vier- bis fünftauſend Gulden. 
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Ausgaben wurden durch die Familien und allmählig, ſelten durch Auf— 
wand von Capitalien, ſondern unter Verzichtung auf andere Ausgaben, 
beſtritten; dieſe Erſparniſſe hingegen waren dem Individuum erworben, 
und bildeten, nicht unähnlich der Wirkung der Aemterbeſoldung im Staats⸗ 
dienſt, mit dem väterlichen Erbe ein unabhängiges Vermögen. Auf dieſe 
Weiſe und dann, was Holland im beſondern betrifft, durch ziemlich häufige 
Heirathen wurde der Grund zum Wohlſtand mehrerer Familien gelegt. 
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Sechstes Kapitel: Vorbereitende Urſachen. 
Langer Friede. Eiferſucht anderer Kantone. Die franzöſiſche Revolution. 


Unerkannt bleiben meiſt die einzelnen Ringe in der Kette von Ur⸗ 
ſachen und Wirkungen, welche das Schickſal beſtimmen, durch welches 
Einzelne ſowohl, als ganze Völker betroffen werden. Das durch Vor⸗ 
urtheile, Leidenſchaften, Fehler und Sünden geblendete Auge ſieht nicht 
oder ſieht falſch. Die Quellen zu richtiger Beurtheilung der Vergangen- 
heit find kaum je ganz ungetrübt, oft verborgen oder unzugänglich !). 
Jede Erſcheinung der Gegenwart iſt ein Ergebniß der Vergangenheit; 
keiner weiß noch kann er errathen, welche Folgen aus einer anders ge— 
ſtalteten Urſache hervorgegangen wären, allein das ſieht ein jeder ein, 
daß jede Unterlaſſung und jede verſchiedene Begehung andre als die nun— 
mehr eingetretenen Ergebniſſe hätte zur Folge haben müſſen. Das aber 
iſt der Vernunft und dem Gewiſſen der Einzelnen und der Völker un⸗ 
verborgen, daß unabweislich und unerbittlich das Geſchehene geſchehen 
bleibt, die Wirkungen eintreten müſſen; für den Staat nicht weniger als 
für den Einzelnen beſteht die Verantwortlichkeit für die Abſicht und deß— 
halb für alles was vorausſichtlich aus derſelben hervorgehen kann, abge— 
ſehen davon, daß niemand die unabſehbare Kette zu ermeſſen im Stande 
iſt. Ungleich trifft Lob und Tadel den oft nicht einmal erkannten Aus⸗ 


1) Wer möchte wohl behaupten, daß nach einigen Menſchenaltern möglich ſein werde, 
aus der Fluth von Schriften unſerer Tage und ſogeheißenen Quellen (officiellen und 
officiöſen) aus ihrer Unwahrheit, Unlauterkeit den wahren Gehalt, den innern Zufam- 
menhang von Meinungen und Parteien zu erfaſſen? Man ſehe z. B. die Widerſprüche 
in ſogeheißenen unparteiiſchen Urtheilen über Zuſtände und Männer der franzöſiſchen 
Revolution, näheres nicht zu erwähnen! 
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gangspunkt. Auch über die Reihenfolge von Urſachen und Wirkungen in 
unſerer Geſchichte von der Glanzepoche heroiſcher Kraft bis zum Unter⸗ 
gange werden Urtheile und Anſichten verſchieden bleiben. 

Die burgundiſchen Kriege, aus denen Ludwig XI. Nutzen zu ziehen 
hoffte, wie immer ihr Ausgang ſich entſcheiden würde, hatten den Kriegs— 
ruhm der Schweizer weit verbreitet; er erhielt ſich im Schwabenkriege. 
Erweckte Begierden verlockten die Eidgenoſſen in fremde Händel. 

Auf den Schlachtfeldern Italiens verließ ſie nicht die Kraft, nicht 
der Muth der Krieger, aber der Sieg, den jene zu geben allein nicht 
vermögen. Gegen Gold wurde verwerthet die Achtung, die der Schweizer— 
name erworben. Verſtrickt in das Gewebe treuloſer Politik, verließ ſie 
ihres ſchlichten und hellen Verſtandes ſichere Führung. Wer der Menge 
wandelbaren Geiſt erkannt, wundert ſich weniger über die unrühmliche 
Wetterwendigkeit der damaligen Richtungen. Es erwahret ſich ja von 
Jahrhundert zu Jahrhundert und von Geſchlecht zu Geſchlecht, daß die 
Menge morgen in den Staub tritt, was ſie heute vergöttert, und daß 
jede Menge eben deßwegen, weil ſie eine ſolche iſt, unter verſchiedenen, 
ſie entgegengeſetzt anregenden Einwirkungen einer grundſätzlichen Conſequenz 
unfähig wird. Im unlenkſamen Selbſtvertrauen der Krieger, die geſiegt, 
herrſchte zu jener Zeit in den Städten wie in den Ländern der Eidge- 
noſſenſchaft, das Wogen der öffentlichen Meinung vor über dem beſon— 
nenen Rathſchlag; der ſichere Gang eines ruhigen Planes war nicht mehr 
möglich; die Regierungen waren fortgeriſſen. 

Die herben Verlüſte in den heißen Schlachten, aus denen die Trüm⸗ 
mer der Heerhaufen höchſtens die Ehre unglücklichen Muthes, allein weder 
Beute noch Ruhm, auch nicht den Troſt des Bewußtſeins eines tadel- 
loſen Zieles zurückbrachten, und die Trauer der Hinterlaſſenen bei einer 
beiſpielloſen Anzahl Gefallener, erſchütterten die frühere, bis zum Trotz 
geſteigerte, Zuverſicht. Bei dem unglücklichen Ausgange gab man ſich 
gegenſeitig vieles ſchuld; von da hinweg wendete ſich die Eidgenoſſenſchaft 
immer mehr dem Frieden zu. Bald hernach erfolgte mit der Kirchen— 
reformation zwiſchen den Ständen eine tiefe Spaltung, die ſchon 1531 
zu blutigem Ausbruch führte. 

Bereits wenige Jahre ſpäter, bei der auf den Hülferuf der bedrängten 
Genfer erfolgten Kriegserklärung Berns gegen Savoyen, welche die ſchnelle 
Eroberung der Waadt und des ganzen See- und Rhonebeckens bis zum 
Fort de l'Ecluſe zur Folge hatte, äußerten ſich Merkmale der Auflockerung 
des Bandes unter den eidgenöſſiſchen Orten. Nicht allein ſahen (mit 
Ausnahme von Freiburg und Wallis, welche ſich die günſtige Gelegenheit 
zu Nutze machen wollten, und am Kriege um eigener Eroberungen willen 
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theilnahmen) die katholiſchen Orte den Zug höchſt ungern, ſondern auch 
die von Bern zum Aufſehen und zur Mitwirkung aufgeforderten, refor⸗ 
mirten Stände trachteten, denſelben unter angeblicher Beſorgniß 8 8 % 
Verwickelungen zu hintertreiben. 

Selbſt unter dem berneriſchen Auszuge äußerte ſich, ungeachtet des 
günſtigen Erfolges, ein Geiſt, der zu ſchneller Beendigung des Krieges 
antreiben mußte. Denn als nach dem dringenden und natürlichen Wunſche 
der Genfer, der Befehlshaber der Berner ſich entſchloß, die ſavoyiſchen 
Seeufer, ſowie Gex und Ecluſe einzunehmen, blieb der Heerhaufe bei 
St. Julien ſtehen, um eigenmächtig zu berathen, ob er weiter vorrücken 
wolle, da nach Genfs Entſatz der Zweck des Zugs eigentlich erreicht ſei. 
Mit Mühe gelang es dem kräftigen Nägeli, das Verlangen der Rückkehr 
nach Hauſe, für den Augenblick zu beſchwichtigen, welche indeſſen ſehr 
bald nachher ſtattfand. 

Gegen das Ende des nämlichen Jahrhunderts, im zweiten Savoyer⸗ 
kriege (1589), wiederholten ſich greller die Anzeichen ſowohl der Unge⸗ 
neigtheit der andern Stände, als der Widerſpenſtigkeit in den Reihen der 
bernerſchen Krieger; und die ſavoyiſchen Beſitzungen außer der Waadt 
giengen wieder verloren, weil es an Mitteln gebrach, ſie zu behaupten. 
Nicht ungegründet ſcheinen zugleich die damals gegen den berniſchen Heer⸗ 
führer, Schultheiß Johann von Wattenwyl, erhobenen Verdächtigungen 
über ungebührliche Einverſtändniſſe mit alten Freunden am ſavoyiſchen 
Hofe geweſen zu ſein. 

Von da hinweg wurzelte immer tiefer das Beſtreben, den Frieden 
zu erhalten und die bereits thatſächlich behauptete Neutralität wird end⸗ 
lich errungen, indem der weſtphäliſche Friedensſchluß den Verband mit 
Kaiſer und Reich aufhebt. 

Einige vorübergehende Beſorgniſſe abgerechnet, die in verſchiedenen 
Zeiten Rüſtungen zur Folge hatten, waltete von da hinweg bleibende 
Waffenruhe, bloß unterbrochen im Innern durch verderblichen, wenn auch 
kurzen Kampf unter Eidgenoſſen, oder gegen Empörung. Noch beſtand 
die Gewohnheit allgemeiner Rüſtfertigkeit eines Volkes, nach deſſen Be⸗ 
griffen die Waffenpflicht eine eben ſo unabweisliche, als natürliche war; 
allein der kriegeriſche Geiſt belebte ſie nicht mehr; blos in fremden Dienſten 
fand er theilweiſe und oft ſparſame Nahrung. Mochte die Regierung 
ſich mit Verbeſſerung der Einrichtungen und der Organiſation des Kriegs 
weſens viele Mühe geben, und mochten immer noch Einzelne und zwar 
in nicht geringer Zahl der kriegeriſchen Neigung ſich ergeben, jener Geiſt 
wich allmählig aus dem Ganzen. Mit der Angewöhnung an einen 
dauernden Frieden, verband ſich bald der Einfluß ſeiner Wirkungen zu 
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ſteigendem Wohlſtand; in ruhigem Genuſſe der erworbenen Güter führte 
die behagliche Sicherheit zur Erſchlaffung; ungebrauchte Kräfte ſchlummer⸗ 
ten ein; man vergaß die Geſchicklichkeit zu ihrem Gebrauche; dieſes alles 
zwar nicht ohne Wohlthaten anderer Art, in Geſinnung und Sitte. 

Die allgemeine Verbreitung der Wohlhabenheit zog Angewöhnung an Luxus. 
mancherlei Genüſſe und folglich Bedürfniſſe nach ſich, deren Befriedigung 
wichtiger und dringender ſchien, als die Erfüllung der Forderungen weiter 
liegender, in den Hintergrund zurückgedrängter Pflichten. Solchen Ein- 
flüſſen entgiengen die Berner ebenſo wenig, als je ein anderes Volk es 
gethan. Die Kraft ſchwindet mit der Einfachheit; leichte und ſichere Be— 
friedigung der Gelüſte Luxus und Verweichlichung, ſei es des Körpers 
oder des Gemüths, ſtehen ſich nahe für Einzelne wie für Völker. 

Die europäiſchen Kriege im achtzehnten Jahrhundert, beſonders der eee 

ſiebenjährige, hatten eine bedeutende Entwickelung der Kriegskunſt zur Kriegskunst. 
Folge, an welchen die Schweiz nur ſehr mittelbar und entfernt theilnahm. 
Statt voranzugehen und eine originelle Taktik zum Vorbild aufzuſtellen, 
wie es früher der Fall war, mußten nunmehr die Eidgenoſſen den Ge⸗ 
brauch neuer Waffen und die Anwendung neuer Kriegseinrichtungen un⸗ 
vollkommen von Andern erlernen und unvollſtändig das ſich anpaſſen, 
was andere Verhältniſſe vorausſetzte. Je künſtlicher die Bewegungen und 
Uebungen, um ſo größer mußte der Abſtand ſein von den Leiſtungen 
ſtehender Truppen von welchen ſie ausgiengen, zu denjenigen ungeübter 
bewaffneter Bürger. Noch verbreitete allenfalls aus den entrollten Fahnen 
der Abglanz der Thaten der Väter einen Schimmer; allein dadurch allein 
vermochten jene doch nicht auf die Dauer aus dem Grabe hervor die 
Enkel zu ſchützen, auf welche zugleich mit ihrem reichen Erbe desſelben 
lähmende Einwirkungen übergegangen waren. 

Zu der Auflockerung des eidgenöſſiſchen Verbandes wirkte neben der aeg! der 
Religionsſpaltung und den trauervollen Erinnerungen an den Toggen⸗ Kantone. 
burgerkrieg die Eiferſucht gegen Bern nicht wenig. Seit der Eroberung 
der Waadt, war dieſelbe mit der Zunahme der öffentlichen Macht und 
der damit verbundenen Hülfsmittel Berns gleichen Schrittes fortgeſchritten. 

Die alten treuen Freunde aus den Ländern, die Freunde von Laupen Die Länder. 
her, hatten ſich abgewendet in Anhänglichkeit an den alten Glauben, von 
dem Bern abgegangen; der größere Einfluß der Städte, welche durch die 
von Bern ſo lebhaft betriebene Aufnahme von Freiburg und Solothurn 
in den Bund ein Uebergewicht erhalten, war ihnen läſtig und ſchon im 
Bauernkriege hatte ſich von daher ein entſchiedenes Mißgefühl geäußert. 
Bis zum Untergange konnten ſie die Bedingungen des Zwölferfriedens, 
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die zwar nicht von Bern verſchuldete, aber mitbenutzte Verdrängung aus 
der Mitherrſchaft über Baden nicht verſchmerzen. 

Zürich. Zürichs Geſinnungen beruhten weniger auf dem Andenken an das 
Vergangene (jenſeits der burgundiſchen Kriege gab ſeine Geſchichte nicht 
Stoff zu Erinnerungen an gemeinſam überſtandene Gefahren und an auf⸗ 
opfernde Hülfe), als auf ſeiner eigenen beſtimmten Politik nach der Re⸗ 
formation. Ungern ſah der erſte Stand der Eidgenoſſenſchaft einen größern 
neben ſich, deſſen Hülfsmittel bedeutender, deſſen Einfluß und Anſehen 
nicht geringer waren. Bei allen Gelegenheiten war daher, ſeit Bern die 
Waadt erobert, ein Mißton bemerkbar, der ſelbſt in Zeiten des engen 
Zuſammenwirkens, wenn es durch die Umſtände geboten war, ſich nicht 
verläugnen konnte; ſo im Bauernkriege und in demjenigen von 1712 zu 
geſchweigen bei andern minder wichtigen Anläßen. Ueberhaupt wich der 
Nationalcharakter der Zürcher in vielem von jenem der Berner nicht 
minder ab, als die Geſchichte des einen Standes von der des andern. 
Schwierigere innere Verhältniſſe, die Verwicklungen der demokratiſchen 
Zunfteinrichtungen bildeten in Zürich ganz andere Gegenſätze aus, als 
die in Bern bemerklich waren; dort hatte man aus früherer Erfahrung 
gelernt, wie wandelbar die Zuneigung iſt, die auf politiſcher Anſicht be⸗ 
ruht, und wie leicht ein Freund von geſtern, morgen zum Gegner wird. 
Die beharrliche Zuverläßigkeit der Berner Anſicht hatte ſich in den dor⸗ 
tigen Verhältniſſen nicht ausgebildet. Im Innern der Stadt herrſchte 
nicht die für Bern verderbliche, ſchroffe Ausſcheidung. Die aus den 
Zünften hervorgehende Regierung hatte hingegen in weit größerem Maaße 
die Intereſſen ihrer gewerbtreibenden Beſtandtheile zu beachten und mußte 
ſie auf Koſten des Landes weit mehr ſchützen, als dieß in Bern der Fall 
war; daher denn die Landesregierung weniger auf der väterlichen Anſicht 
beruhen und nicht ſo mild ſein konnte. Der Volkscharakter galt als rauher. 
In allgemeiner Beziehung verfolgte Zürich ausſchließlicher die Kantonal⸗ 
politik, nachdem es der Eidgenoſſenſchaft in eben der Zeit, in welcher die 
öffentliche Richtung zuerſt angegeben wurde, gegenüber geſtanden war. 
Handel und Künſte, Wiſſenſchaft und Gelehrſamkeit blühten freudiger in 
Zürich und ſtanden höher; Fleiß und Beharrlichkeit waren dort heimiſcher 
als in Bern; man blieb in Sitte und Lebensart dort mehr deutſch und 
mißtraute jedoch der franzöſiſchen Politik weniger als hier, weil man un⸗ 
mittelbar weniger von derſelben beſorgte, vielleicht auch weil Bern mehr 
von derſelben zu beſorgen hatte. Der Gedanke an die Hegemonie hatte 
die Berner ſelten oder nie beſchäftigt; für Zürich war er ein bleibender. 

Andere Baſel und Schaffhauſen ſchloſſen ſich nach der Analogie ihrer Ein⸗ 

Kantone. richtungen näher an Zürich an; Freiburg und Solothurn an Bern, doch 
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nicht ohne Reibungen feit der Kirchentrennnug. Luzern, das katholiſche 
Vorort, behielt die trennenden Erinnerungen der Religionskriege; ſeine 
natürliche Stellung inniger Verbrüderung mit den Ländern war hingegen 
getrübt durch das Andenken an die Verhältniſſe im Bauernkrieg. Die 
früherhin angedeuteten Krankheiten der Zeit hatten in Luzern und den 
katholiſchen Städten tiefes Uebel erzeugt. 

Für den Beſitz der Waadt hatten die Stände der Eidgenoſſenſchaft 
ihre Gewährleiſtung nicht ausgeſprochen; Bern, deſſen Einladungen zu 
der Beſitznahme eben ſo unbeachtet geblieben waren, als nach den burgun⸗ 
diſchen Kriegen ſeine Anſichten über die Freigrafſchaft abgewieſen wurden, 
dieſelbe nicht nachgeſucht. 

Von dem reichern und mächtigern Bern erwartete die Schweiz im 
allgemeinen, voraus die kleinen Kantone, Bereitwilligkeit zu Opfern und 
man glaubte hingegen ſich ſelbſt die Leiſtungen der Bundespflicht ſo leicht 
als möglich machen zu können. In den Verwickelungen mit dem Aus⸗ 


lande, beſonders mit Frankreich, überließ man gern die Verfechtung heikeler 


Fragen dem Stande, der am meiſten zu verlieren hatte, am erſten be⸗ 
droht werden konnte. Wie es in Bern ſelbſt hieß, gegen die Regierung 
ſei gut klagen; ſo hieß es auch in der Eidgenoſſenſchaft, gegen Bern ſei 
gut auftreten. 

Keine größern Gefahren hatten ſeit dem Tode Ludwig XIV. die 
Eidgenoſſenſchaft bedroht, wenn auch die Anlage von Verſoix noch ſpäter 
verkündete, daß die Abſichten Frankreichs nicht aufgegeben ſeien. Die 
Aufmerkſamkeit der Eidgenoſſenſchaft hatte ſich immer weiter von den 
größern Welthändeln abgewendet. In der Angewöhnung des Begriffs 
einer unantaſtbaren Neutralität hatte ſich der Blick der Regierungen mehr 
auf kleinartige Verhältniſſe der Kantonalpolitik zurückgezogen und dieſe 
ſelbſt beſchränkte ſich öfter auf unbedeutende Gegenſtände. Mit dem 
deutſchen Reiche und mit dem Haus Oeſterreich waren dieſelben fremd— 
artiger geworden; während hingegen Frankreich durch das Band der 
Kapitulationen, mit denen noch in mehreren Kantonen das Penſionsun⸗ 
weſen verbunden blieb, und durch Salzlieferungsverträge die Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft zu einem Schutzbündniſſe herbeigezogen hatte, welches im Jahr 
1777 war erneuert worden. 

So übel war die Schweiz auf eine, die Grundveſten des europäiſchen 
Staatenverhältniſſes erſchütternde, Kriſis vorbereitet, als die Revolution 
in Frankreich ausbrach, unter dem gutmüthigen und redlichen Ludwig XVI. 
den durch früheres Sittenverderbniß und durch die freigeiſteriſche Schule 
der Weltweisheit des achtzehnten Jahrhunderts untergrabenen Thron um- 
ſtürzte und Ereigniſſe herbeiführte, während deren Verlauf das durch 
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ähnliche Verhältniſſe durchwühlte Europa blutig ergriffen und ſeine poli⸗ 
tiſche Geſtaltung vielfach umgekehrt werden ſollte. 

Dem Verderben im innern Leben, aus dem jene Zerſtörung entquoll, 
war die Schweiz nicht entgangen. Als Voltaire von der vornehmen Welt 
in Frankreich gefeiert wurde und der bewunderte Friedrich von Preußen 
demſelben ſchmeichelte, ſchien es zum guten Ton zu gehören, oder ein 
Merkmal höherer Befähigung zu ſein, die Schriften des Spötters zu 
leſen, ihren Inhalt ſich anzueignen. Viele verließen den Glauben, den 
Gott von der Menſchheit darum fordert, weil auf dem freien Gehorſam 
des Glaubens alles wahre Heil beruht, welches der aufwärts gerichtete 
Sinn einzig zu verleihen vermag; weil in ihm alle Treue und mit der⸗ 
ſelben alle Mäßigung im Glück, alle Kraft in der Widerwärtigkeit eine 
unerſchütterliche Begründung findet; weil derſelbe aller Weisheit Anfang 
und Ende iſt. Dieſe aber enthält das Salz, das die nicht auf Sklaverei 
geſtützten Reiche dieſer Welt vor ſchneller Fäulniß bewahren mag. Nach 
dieſer neuen Schule hieß derjenige ein Freigeiſt oder ein ſtarker Geiſt, 
welcher alles Leben in die Knechtſchaft der Sinne und der Sünde ſetzte 
und allen Unterſchied zwiſchen dem unſterblichen Menſchen und dem ver⸗ 
gänglichen der Herrſchaft des Menſchen überlaſſenen Thiere in der Ver⸗ 
ſchiedenheit einiger Organe ſeines dem Staube entnommenen und dem⸗ 
ſelben bald wieder anheim fallenden Leibes ſuchte. Waren die Jünger 
dieſer Schule in der Schweiz nicht ſehr zahlreich, war dieſelbe nicht hinab⸗ 
gedrungen in die Maſſen des Volks; blieben noch viele von derſelben mit 
Entſetzen abgewendet, ſo zeigten ſich doch ihre Spuren im ganzen Weſen 
der allgemeinen Zuſtände. Hatte Voltaire mit dem eiſigen Witze der 
Bosheit dem Menſchen das Höchſte und Unerſetzliche zu rauben und ihn 
um Heil und Hoffnung durch das verzweifelnde Hohnlachen der Eitel- 
keit zu bringen verſucht, fo wendete das in finſterer Menſchenſcheu be- 
fangene Gemüth des Genferbürgers Rouſſeau ſich an die Erbſünde des 
Hochmuths. Ausgerüſtet mit ſeltenen Gaben verkündete Rouſſeau ſeine 
in dem ergreifenden Zauber einer hinreißenden Sprache vorgetragenen 
Lehren. Die Menſchen, die er nach dem häßlichen, in ſeinen Selbſt⸗ 
bekenntniſſen aufgeſtellten Spiegelbild mehr verachtete, als bedauerte, 
weil er nicht chriſtlich zu lieben und nicht gläubig und reuig zum Urbilde 
emporzuſchauen vermochte, wollte er von dem Glauben an die Tugend 
verweiſen, und führte ſie an die Quelle, welche die übermenſchliche und 
einzig durch die Offenbarung enthüllte, Wahrheit als diejenige des Ver— 
derbens bezeichnet; er führte fie zu dem hochmüthigen Selbſtvertrauen 
auf die Vernunft. Sein Urvertrag (Contrat social) ſchmeichelte jenem 
Selbſtvertrauen, welches in der Geſtaltung der Geſellſchaft keinen höhern 


BIER... ar 


Ursprung, in ihrer beſtehenden Ordnung keinen Unterſchied der Stellung 
anerkennen will. Was zum Theil einmal verſucht worden iſt (mit welchem 
Erfolg? fängt bereits ſich zu zeigen an) für eine Geſellſchaft, deren Haupt⸗ 
beſtandtheil eine urſprüngliche Strafkolonie ausmachte, ſetzt er als Norm 
des Urſprungs der bürgerlichen und geſelligen Ordnung ein. Es foll 
kein göttliches Recht in derſelben mehr geben. Mit der Täuſchung einer 
verheißenen Gleichheit, welche nie beſtanden hat und die im ganzen Ge⸗ 
biete der Schöpfung nicht aufgefunden wird, wo Verſchiedenheit auf allen 
Stufen die unermeßliche Fülle der Kraft verkündet, war alle Zufrieden⸗ 
heit und alles Vertrauen unverträglich. Klaſſen und Einzelne, die ſich 
wechſelweiſe bedürfen, werden dadurch feindſelig gegen einander aufgehetzt, 
eine ungeſtüme Begierde wird entzündet und die öffentliche Treue ver⸗ 
bannt. Soll ewiger Krieg im Innern der Geſellſchaften wüthen, fo giebt 
es dazu kein durchgreifenderes Mittel, als den bis zur Wuth geſteigerten 
Unmuth eines unaufhörlichen Ringens nach einem Trugbilde, welches in 
ſchmeichelndem Gewande ſeine Leichengeſtalt verbirgt; die Beſſeren ver⸗ 
führt es, indem es ihnen auf dem Wege eines ſelbſtgefälligen Rechtes 
eben das Ziel hinſtellt, welchem nur auf dem rauhen Pfade der Pflicht⸗ 
erfüllung, der Demuth und der Selbſtverläugnung nach den Geboten der 
ewigen Wahrheit anzunähern möglich iſt: das allgemeine Wohl! 

Rouſſeau fand nach der Mode jener Zeit ſeine Bewunderer unter 
den höhern Ständen und mehrere noch in dem anſtrebenden Mittelſtande. 
Bald ward der Urvertrag zum Grundbegriff, auf dem alles Staatsrecht 
beruhen ſollte. Geſchichte und erworbene Rechte wurden nach der neuen 
Theorie als mißverſtanden und mißbräuchlich dargeſtellt. Den Abgrund, 
zu welchem der Abweg führte, hatte damals noch niemand deutlich er— 
kannt, und denen, welche vorangegangen ſind und nach deren Beiſpiel 
ſpäter die ganze Menge verführt worden, eine andere Verantwortlichkeit 
aufbürden, als jene an ſich furchtbare, von welcher kein den höhern Ge— 
ſetzen abgewendetes Streben enthoben werden kann, wäre ungerecht. 

So ſah es aus, als die erſten Anzeichen der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion erſchienen. In der Schweiz erregten ſie anfänglich keine ſehr allge- 
meinen Beſorgniſſe; man betrachtete fie als ein Ergebniß der unbefriedi⸗ 
genden Zuſtände jenes Reiches, in welchem weitgreifende Verbeſſerungen 
noth thäten. Allein unmittelbar nach ihrem Ausbruche zeigte ſich die 
Gefahr durch die politiſche Gährung, die in den angrenzenden Ländern 
hervorgebracht wurde. Die fernern Ereigniſſe im Innern von Frankreich 
und der Ausbruch des Krieges verlieh jener Gefahr bald die drohendſte 
Geſtalt. 


Franzöſiſche 
Revolution. 


I 


Comite in Infolge der Freiburger Wirren vom Jahr 1782 und derjenigen von 

Paris. Genf aus der gleichen Zeit hatten flüchtige Theilnehmer ſich in Paris 

zuſammengefunden, denen ſich Waadtländer anſchloſſen ?). Sie benutzten 

die erſte Gelegenheit, welche der Ausbruch der Revolution ihnen darbot, 

um ein revolutionäres Comite zu bilden, das die Schweiz durch aufrüh⸗ 

reriſche Schriften zu bearbeiten ſuchte. In Beziehung auf die Waadt 

insbeſondere (wie ſpäter wird erwähnt werden), geſchah dieſes durch La— 

harpe. Auslieferungs- oder Wegweiſungsbegehren, welche die Eidgenoſſen⸗ 

ſchaft oder einzelne Stände an Frankreich richteten, fanden nicht Gehör 

und dienten daher nur dazu, dieſe Unzufriedenen anzuſpornen. Bald 

Wirren. brachen im Wallis, im Bisthum Baſel, in der Waadt, in Genf, mehr 

oder weniger bedeutende Unruhen aus, welche Truppenaufſtellungen und 

andere außerordentliche Maßregeln von Seite Berns zur Folge hatten; 

ſo wurde, infolge der öffentlichen Freudenbezeugungen und Gelage, durch 

welche man in Rolle und anderwärts im Waadtlande den Jahrestag der 

Einnahme der Baſtille und wiederum die Nachricht der Gefangennehmung 

des Königs Ludwig tu Varennes feierte und ſogeheißene helvetiſche Pa⸗ 

trioten hiebei die franzöſiſche Revolutionscocarde trugen, eine außerordent⸗ 

liche Commiſſion abgeordnet und eine Unterſuchung verhängt. Das Ur⸗ 

theil ſprach über einen Flüchtigen die Contumazialſtrafe zum Tode aus 

und verhängte Verweiſung oder Gefangenſchaft gegen andere Schuldige. 

Die auf falſcher Angabe beruhende Verhaftung des Pfarrer Martin von 

Mezieres ſuchte die Regierung durch Losſprechung und durch reichliche 
Entſchädigung gutzumachen. 

Regimenter in Zu der durch dieſe Wirren verurſachten Beſorgniß über den Einfluß 

Frankreich. der franzöſiſchen Revolution, gefellte ſich diejenige über das Schickſal der 

kapitulirten Truppen in Frankreich. In dem Genfer Regiment Chateau⸗ 

vieux hatten die Aufwiegelungen der Revolutionsmänner ſubordinations⸗ 

widrige Auftritte hervorgebracht; andere Regimenter wurden durch clubbi⸗ 

ſtiſche Emiſſäre, jedoch vergeblich, bearbeitet. Das Berner Regiment von 

Wattenwyl aber wurde, nachdem die königlichen Oberbefehlshaber Selbſt⸗ 

hülfe unterſagt hatten, durch die Revolutionsbehörden in Aix entwaffnet; 

hierauf rief die Regierung dasſelbe zurück, indem es der Krone nicht 

mehr dienen könne; dieſes geſchah im Anfang des Jahres 1792. Einige 

Monate ſpäter erfolgte der Angriff auf die, nach dem Abfall der franzö⸗ 


2) Es iſt ſeit der Revolution von 1789 kein Anlaß vorübergegangen, den die Revo⸗ 
lutionsmänner der Schweiz nicht benutzt hätten, um, von Frankreich aus und unter 
deſſen Flügeln, ihre Zwecke in der Schweiz mit fremder Hülfe zu verfolgen, oder ſelbſt 
zu Erreichung perſönlicher Abſichten ihr Vaterland franzöſiſchen Zwecken preis zu geben. 


, a 


ſiſchen blauen Garde und einiger anderer Regimenter, treugebliebenen 
Schweizergarden und die mörderiſche Hinopferung derſelben. 

Das Maß ſchien voll. Der kräftigere Theil der Bernerregierung 
war zu Erklärung des Krieges geneigt, die Umſtände von Frankreich 
gegen außen und in ſeinem Innern ſchienen einem ſolchen Entſchluſſe 
nicht ungünſtig. Doch eine ſolche Meinung konnte in dem damaligen Zu⸗ 
ſtande der Eidgenoſſenſchaft nicht durchdringen. Vergeblich machte Bern 
der im September in Aarau verſammelten Tagſatzung den Vorſchlag zu 
Unterbrechung des diplomatiſchen Verkehrs mit Frankreich. Die Schweiz 
vergaß es, daß ein mächtiger Feind durch die Schwäche, welche einzig 
den Bedrängten hindert, zur Nothwehr zu greifen, niemals gewonnen, 
ſondern nur veranlaßt wird, im erſten günſtigen Augenblick den als Gegner 
niederzuwerfen, dem er nimmermehr traut, nachdem er ihn übermüthig 
gefährdet und beleidigt hat. Nutzlos wäre es, hintenher über die Mög⸗ 
lichkeit der Rettung bei Befolgung eines andern Ganges Vermuthungen 
durchführen zu wollen. 


Siebentes Kapitel: Vorläufer des Kriegs. 


Franzöſiche Ränke, Bacher, Mengaud. Ausweiſung der Emigrierten. Wegweiſung des 
engliſchen Geſandten. Genf, Veltlin, Wallis ꝛc. Friede Frankreichs mit Oeſter⸗ 
reich. Bonapartes Durchreiſe. Baſel. Ochs. Zürich. Aargau. Waadt. Laharpe. 
Es iſt hier nicht der Ort, den Gang der franzöſiſchen Revolution Resolution. 
zu ſchildern, noch viel weniger die Stelle andeuten zu wollen, welche die 
Geſchichte den unter ihrem Namen bekannten welthiſtoriſchen Begeben⸗ 
heiten nach ihrem Einfluſſe auf das Menſchengeſchlecht anweiſen wird. 
Hat ja doch in der Mitwelt der blutige Verlauf jener Jahre, mit allen 
ſeinen Gräueln in das Licht unwillkührlicher Mittel zu einem herrlichen 
Zwecke geſtellt, ſeine Lobredner oder Entſchuldigung gefunden, auf daß es 
deutlich werde, daß der Verwirrung in den Begriffen keine Grenze mehr 
ſei, wo frech und frevelhaft der Pflichten ewiger Urſprung in Abrede ge: 
ſtellt iſt. 
Die Feindſeligkeit des Prinzips ſelbſt gegen die Schweiz verkündigte Feindſeligkeit. 
ſich ſehr bald im allgemeinen durch das gegen alle ihre Einrichtungen, fo 
wie gegen alle andern geſetzmäßigen Regierungen erhobene Geſchrei und 
durch die, den völkerrechtlichen Beſtimmungen jener Zeit hohnſprechende 
Aufnahme und Aufmunterung verbannter oder flüchtiger, ſogenannter Pa⸗ 
trioten, welche von ſicherem Verſtecke aus Aufruhr in der Schweiz anzu⸗ 


Barthelemy. 


Demüthi⸗ 
gungen. 


Neutralität. 
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fachen ſuchten und öffentlich die Invaſion ihres Vaterlandes durch die 
Horden der Revolution betrieben. Allein auch direkt wurde von weitem 
her der Angriff der Schweiz vorbereitet, nachdem die Machthaber die 

Ueberzeugung gewonnen hatten, daß die eidgenöſſiſchen Regierungen dem⸗ 
ſelben nicht mit dem Nachdruck ihrer Vorfahren zuvorkommen, ſondern, 
beſorgt und geängſtigt, denſelben erwarten würden. Eine Zeitlang ver⸗ 
mochten es die Bemühungen eines billigen und wohlwollenden Mannes, 
des Botſchafters Barthelemy (vielleicht eben um feines ehrenwerthen per- 
ſönlichen Charakters willen, zu Verdeckung ihm ſelbſt unbekannter Abſichten 
auserſehen), die gerechte Entrüſtung in der Schweiz zu mildern, die 
Wahrheit dadurch einzuſchläfern. Er ſuchte die beleidigenden Zumuthungen 
und Forderungen der franzöſiſchen Pentarchen und die damit verbundene, 
bittere Kränkung zu mildern, indem er denſelben ſanftere Formen verlieh. 
Es darf nicht bezweifelt werden, daß es ihm perſönlich angelegen war, 
einen Bruch zwiſchen Frankreich und der Schweiz zu verhüten. Daß 
aber der Botſchafter ſeinen Obern die Unſchlüſſigkeit in den Rathsſäälen 
der Eidgenoſſenſchaft nicht einberichtet, die Parteien des feſten Auftretens 
und der temporiſirenden Schwäche nicht abgewogen und dargeſtellt hätte, 
darüber läßt ſich kein vernünftiger Zweifel erheben, wenn ſchon ſeine 
Korreſpondenz als Seitenſtück oder als Gegenſtück mehrerer feiner Vor⸗ 
gänger und Nachfolger zur Zeit noch nicht bekannt geworden iſt. So 
mochte Barthelemys Rechtſchaffenheit den Boden vorbereiten, auf welchem 
dem Uebelwollen, dann der rohen Bosheit und frechen Aufwiegelung unter 
Bacher und Mengaud ſpäter freien Lauf gelaſſen wurde. 

Die eidgenöſſiſchen Regierungen wurden fortwährend und immer 
feindſeliger geneckt, mit Forderungen aller Art in Verlegenheit und Un⸗ 
ruhe gehalten und ihnen ein Beweis der Nachgiebigkeit nach dem andern 
abgetrotzt. Uebertriebene böswillige Klagen führten die Franzoſen über 
feindliche Geſinnungen einzelner Schweizer als widerſprechend der neutralen 
Stellung der Schweiz, wenn Kriegsoperationen auf ihren Grenzen ſtatt— 
fanden. Sie ſelbſt erlaubten ſich manche Verhöhnung dieſer Neutralität, 
die zu mißbrauchen fie nicht Anſtand nahmen und der kaiſerlichen Ge- 
ſandtſchaft zu bitterer Beſchwerde Anlaß gaben. Mancherlei feindſelige 
Forderungen folgten ſich Schlag auf Schlag, alle von der Art, daß die 
Würde der Regierungen, das Unabhängigkeitsgefühl des Landes durch 
dieſelben ſchwerer gekränkt wurden als — wenigſtens unmittelbar — 
materielle Intereſſen. So mußte den aus franzöſiſchen Dienſten heim⸗ 
gekehrten Offizieren unterſagt werden, in ihrer Heimath die erhal⸗ 
tenen Verdienſtorden zu tragen; dann mußten die unglücklichen, dem 
Henkersbeil und dem Mordbrand mit Zurücklaſſung ihrer Habe ent- 
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gangenen, Emigranten ſchonungslos ausgewieſen, Männer und Weiber, Emigranten. 
Greiſe und Kinder weiters verbannt werden, ohne daß die Pentarchie es 

der Mühe werth geachtet hätte, angebliche Intrigen gegen die Majeſtät 

des fränkiſchen Volkes beſtimmt anzugeben, oder Urheber namentlich be- 

kannt zu machen; war es ja doch in der That nicht um Sicherung Frank— 

reichs, ſondern darum zu thun, die Regierung eines Landes, mit welchem 

im Frieden zu ſtehen, man für einmal noch vorzugeben ſeine Rechnung 

fand, durch willkührliche Forderung zu demüthigen, für die Zukunft zu 

lähmen und durch das ihnen aufgedrungene Gefühl der Schwäche zu 
entwaffnen. 

Eben ſo wurde trotzig gefordert, daß allem Völkerrecht zuwider und, Engliſcher 
hätten ähnliche Geſinnungen in England vorgewaltet, unter offenbarer Geſandte. 
Gefährdung höchſt wichtiger Intereſſen, der großbritanniſche Geſandte aus 
der Schweiz entfernt werde!). Durch freiwillige Abreiſe ſuchte Wickham, 
der auch nachher, wie früher, immerfort das lebendigſte Intereſſe an der 
Wohlfahrt der Schweiz bezeugte (wenn es ihm übrigens nicht möglich 
war, in ſpätern Verhältniſſen allen der um ihn ſich bewegenden Anſichten 
und Abſichten gewogen ſich zu erzeigen), der Regierung von Bern, wo 
er ſeinen Wohnſitz hatte, die dringendſte Verlegenheit zu erſparen. In 
gleichem Sinne handelte ſeine Regierung, welche ihn in den Stand ſetzte, 
von Frankfurt aus den Kantonen die Erklärung zu überſenden, daß die 
Brittiſche Miſſion ſich aus der Schweiz zurückziehe ). 


) Arrèté du Directoire Exécutif du 29 fructidor an V (16. Herbſtmonat 1797): 
«Convaincu que la mission de Wickham pres les cantons helvetiques n'a aucun 
rapport aux intèréts respectifs de l’Angleterre et de la Suisse et que son seul 
objet est d'exciter et de favoriser des complots contre la süreté interieure et 
extérieure de la République francaise, charge le citoyen Mengaud etc. etc. » 


2) Es lautete: 
Francfort, le 22 Novembre 1797. 


Magnifiques et puissants Seigneurs, 


Quoique vos Seigneuries ne m'ayent fait aucune notification de la demande 
que le Directoire Executif de France vient de leur faire relativement à ma 
mission, je n'ai pü cependant ignorer ce qui étoit notoire a toute la Suisse, 
et j'ai cru de mon devoir de la communiquer à ma cour, en lui faisant part 
en möme temps de la maniere insultante dont elle Vous a été transmise. 

Le Roi a vu dans toute cette demarche, qui attaque également le droit 
des gens et Votre ancienne dignite et independance, le desir perfide de rompre 
les liens d'amitié qui Pont de tout tems attaché a Vos Etats et le projet formé 
de sapper les fondemens mömes de l’Union Helvetique. 

Persuadée de cette vérité S. M. qui, en envoyant son ministre en Suisse, 
a voulu donner une preuve de sa bienveillance et de son amitie envers Vos 
Etats, ne permettra pas que la prolongation de sa résidence aupres de Vous 
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Den franzöſiſchen Machthabern mochte es vielleicht, ungeachtet der 
unabläßigen, landesverrätheriſchen Bemühungen der helvetiſchen Patrioten 
in Paris den Angriff herbeizuführen, nicht gerathen geſchienen haben, den 


muthwilligen Krieg zu beginnen, ſo lange noch Oeſterreichs Heere — 


Genf. Veltlin. 
Wallis. Mühl: 
hauſen. Bis⸗ 
thum Baſel. 


wenn ſchon in Italien unglücklich kämpfend — im Felde ſtanden. Dauerte 
ja doch mittlerweile die aufwiegleriſche Befeindung, welche in Zeitungs⸗ 
blättern und Flugſchriften — damals noch weniger abgenutzte und daher 
gefährlichere Waffen als ſie es ſelbſt jetzt noch ſind — ununterbrochen 
fort, damit ſpäter die Beute um ſo gewiſſer und leichter gewonnen würde. 
Zugleich vergewiſſerten ſich die Franzoſen der traurigen Erſchlaffung des 
eidgenöſſiſchen Verbandes, der unrühmlichen Furchtſamkeit der Vorſteher 
der meiſten ſchweizeriſchen Stände und der Zerriſſenheit ihrer Anſichten, 
durch freche Antaſtungen, welche in beſſern Zeiten alle Panner der Eid⸗ 
genoſſen ins Feld gerufen hätten und jetzt nichts veranlaßten, als ein 
wortreiches und thatenleeres Bedauern, mit ſteigendem Mißtrauen und 
vermehrter Kälte unter den gemeinſam Gefährdeten. So wurden nach 
einander verbündete und zugewandte Orte, oder Gebietstheile von ſolchen, 
unter allerlei Vvorwänden von den Franzoſen wie ohne Kriegserklärung, 


puisse servir de pretexte aux projets hostiles d'un ennemi dont l’ambition ne 
respecte ni la justice ni les droits de souveraineté et qui ne cherche qu'à étendre 
a Vos heureuses contrees un systeme destructeur duquel, a l'aide de la Provi- 
dence Divine, Vous avez scu jusques ici Vous garantir. Le Roi a, en conse- 
quence, donné ordre à toute Sa mission de se retirer sans delai de Vos terri- 
toires. 

En communiquant cette resolution à V. V. S. S., le Roi m’ordonne de les 
assurer qu'elle n'est dictee que par son extr&me sollicitude pour la conservation 
de Votre tranquillité et que V. V. S. S. peuvent compter sur la continuation 
de la bienveillance et de l’amitie qui ont toujours dirige S. M. dans Ses rela- 
tions avec Vos Etats. a 

Je saisis avec empressement, M. M. et P. P. S. S., cette occasion de Vous 
témoigner en mon particulier toute ma sensibilite a la maniere gräcieuse dont 
j'ai été recu de V. V. S. S. et de mes regrets de m'étre plus aupres d'elles l’or- 
gane des sentimens de mon souverain. 

(Pour IEtat de Berne en particulier: Qu'il me soit permis, M. M. et P. P. 
S. S., d’ajouter a Votre gouvernement en particulier l’expression de ma recon- 
naissance pour toutes les bontes dont vous m'avez comblé pendant mon séjour 
dans Votre ville. Quelque part que je me trouve, je ne cesserai de faire des 
voeux pour Votre prosperite et pour qu'a Paide de Dieu votre peuple puisse 
continuer de jouir sous Votre sage gouvernement des avantages inappréciables 
que Vous avez seu jusqu'ici lui procurer). 

En faisant les vœux les plus sinceres pour la prosperite et la tranquillité 
de Vos Etats, j'ai Thonneur d'etre avec la plus haute consideration 

(signé) War. WıckHAm. 
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ſo ohne Schwertſtreich beſetzt und durch die Einnahme von Genf, Mühl⸗ 
hauſen, des Veltlins und des Bisthums Baſel wurde nicht allein die 
Unantaſtbarkeit des zu dem Gebiete ſchweizeriſcher Neutralität gehörigen 
Bodens höhnend beſeitigt, ſondern entſcheidend wichtige Stellungen wurden 
von dem Feinde eingenommen. Durch die Beſetzung Biels und der dazu 
gehörigen Ortſchaften, näherte ſich derſelbe bis auf zwei Stunden einem 
Hauptübergangspunkt der Aare, bis auf eine gewöhnliche Marſchweite 
von ſechs Stunden der Stadt Bern. 


So ſtellte die Eidgenoſſenſchaft das Bollwerk, unter deſſen Trümmern 
ſie bald nachher nicht ohne blutiges Verderben zuſammenſtürzte, bloß und 
verließ es im entſcheidenden Augenblick, einem Feinde gegenüber, der die 
noch übrigen Kräfte durch Mittel zu entzweien wußte, deren Anwendung 
bei geſundem Zuſtande des Bundes alle Schweizer mit Einem Geiſte 
des entſchloſſenſten Unwillens hätte beleben ſollen. 


Der Friede von Campo Formio wurde geſchloſſen. Der Schweiz 
geſchah nicht Erwähnung. In geheimen Artikeln wurde ſie preisgegeben. 
Von demſelben hinweg trat die Feindſchaft Frankreichs noch unverholener 
hervor, und ſeine Machthaber bedienten ſich jetzt öffentlich der in Paris 
befindlichen Unzufriedenen, um im Innern der Kantone Aufruhr und 
Empörung anzuzetteln, während ſie auf den Betrieb dieſer Patrioten 
allen Aufrührern und Empörern ihren Schutz verhießen und die Regie⸗ 
rungen perſönlich für alle jenen zugefügten Schädigungen (d. h. geſetzlichen 
Strafen) verantwortlich machten. Durfte ja im Angeſicht von Europa 
Mengaud unterm 12. Plüvioſe VI. (31. Jänner 1798) eine Note an die 
Tagſatzung richten, um zu Aufmunterung des Landesverraths allen Bür⸗ 
gern oder Gemeinden, welche den Kampf gegen Frankreich verweigern 
würden, von ihm ſelbſt auszuſtellende Geleits⸗ und Sicherheitsbriefe an⸗ 
zubieten, und vermochte die Tagſatzung gegen eine ſolche Verhöhnung des 
Völkerrechts, gegen eine ſolche Aufforderung zu Meineid und Verrath 
nichts würdigeres vorzukehren, als daß der Kanzlei der Auftrag ertheilt 
wurde, dem franzöſiſchen Agenten den Empfang anzuzeigen! 


Bald nach dem Friedensabſchluß zu Ende Novembers 1797 war 
General Bonaparte durch die Schweiz gereist; ſein Benehmen in der 
Waadt und die kalte Ablehnung jeder Höflichkeitsbezeugung in Bern (wo 
eine fürſtliche Salve von den Schanzen die nach Einbruch der Nacht er— 
folgte Ankunft des gefürchteten und übermächtigen Befehlshabers ver— 
kündete, und eine Mahlzeit und Deputation vergeblich auf ihn wartete) 
auf bloßer Durchreiſe, waren ganz darauf berechnet, die Unzufriedenheit 
aufzumuntern und die Regierung einzuſchüchtern. 


Friede 
von Campo 
Formio. 


Bonaparte's 
Durchreiſe. 


Baſel. 


Ochs. 
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Auf zwei verſchiedenen Punkten hatten die franzöſiſchen Aufſtiftungen 
und die zu denſelben gehörigen Umtriebe der „Patrioten“ bedeutend ges 
wirkt; dieſe letztern waren bereits im Jahr 1792 von Wort und Schrift 
zur That übergegangen, denn die franzöſiſche Inſtruktion an Barthelemy 
vom 22. Februar 1792 erwähnte ausdrücklich der landesverrätheriſchen 
Abſicht des „helvetiſchen Clubbs“ durch Anwerbungen von Schiffleuten 
auf der Loire, als eines oft müßigen und zu Gewaltſtreichen brauchbaren 
Schlages von Menſchen. Das Hauptaugenmerk dieſes Clubbs richtete ſich 
einerſeits auf die franzöſiſche Schweiz, vorzüglich das Waadtland und gegen 
die berneriſche und freiburgiſche Regierung; andererſeits auf die Umwälzung 
von Baſel, mit Bedachtnahme auf die im Kanton Zürich und in einigen 
kleinen Städten des berneriſchen Aargaues vorhandenen Gährungselemente. 

Unter allen ſchweizeriſchen Hauptſtädten war keine andere, in welcher 
die franzöſiſche Revolution ſo viele Freunde zählte, als Baſel. Während 
der Belagerung von Hüningen und bei dem Rückzug der franzöſiſchen 
Armeen aus Deutſchland im Herbſt 1796, war die Parteiung der Ge⸗ 


müther hervorgetreten; bei dieſem Anlaß wurden thatſächliche Aeußerungen 


der Sympathie Einzelner für die öſterreichiſchen Waffen, ſtreng geahndet, 
entgegengeſetzte ließ man gewähren. An der Spitze der Basler Revolu⸗ 
tionsmänner ſtand der Zunftmeiſter Peter Ochs, ein in der Geſchichte 
ſeines Landes bewanderter, äußerlich gebildeter Mann, der aber der Tiefe 
und Reinheit des Gemüths ermangelte. Hingeriſſen durch Eitelkeit, falſchen 
Ehrgeiz und durch die mit geſunden Grundſätzen unverträgliche Aneignung 
der Weltweisheit der Encyclopädiſten, mißbrauchte Ochs ſeine eigene ein⸗ 
flußreiche Stellung in der Regierung ſeiner Vaterſtadt und die Willfährig⸗ 
keit zweier, in der Regierung ſitzenden Schwäger, um dieſelbe ſoweit 
immer thunlich, zu Gunſten der Revolution zu ſtimmen und dieſe anzu⸗ 
bahnen. Als die Zeit herannahte, begab ſich Ochs nach Paris, zu Be⸗ 
treibung der gewaltſamen Umwälzung der Schweiz. Seine drei, an 
General Bonaparte gerichteten Briefe vom 12., 19. und 21. Dezember 
1797 ſind traurige Denkmäler der Verſunkenheit und des Verraths. Er 
giebt dem fremden, feindlichen Befehlshaber Rathſchläge zu Zerſtörung 
ſeines Vaterlandes, überſtrömend von Freude bei der Nachricht der Beſitz— 
nahme ſchweizeriſchen Gebiets ?), und endlich zur anſchaulichen Erklärung 
moderner Freiheitsbegriffe bittet er ihn „der Geſetzgeber ſeines Landes 
(der Schweiz) zu werden ).“ Baſel zuerſt trat von den alten eidgenöſſi⸗ 


3) Cette prise de possession m'a comblé de joie!! 
4) Cette expression (de votre discours du 20 frimaire) me fit concevoir le 
voeu bien naturel de vous voir le législateur de mon pays, c'est pourquoi 
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ſchen Bünden zurück, den Bünden, deren Geiſt dasſelbe von unabwendbar 
ſcheinendem Untergang rettete, als er die Männer an der Birs bis zum 
letzten Todeshauch belebte, und deren Schild mächtig genug war, um der 
ſchwachen Grenzſtadt zu geſtatten, die Wache ſeiner Thore einem an 
der Spindel ſitzenden Weibe zu vertrauen. Baſel fehlte bei der Eides— 
leiſtung des 25. Jänners 1798 in Aarau, durch welche vergeblich jener 
Geiſt wieder in das Leben gerufen werden ſollte. Sein Zuzug ward 
nicht einmal aufgemahnt zu Vertheidigung des Vaterlandes; hingegen 
verkündigte ſich laut des Aufruhrs Geheul in dem Lande und de Brand 
der amtlichen Schlöffer röthete der neuen Freiheit aufgehenden Tag. 
Haben Baſels Leiter damals und noch ſpäter, falſchen Göttern geopfert, 
ſo ſollen diejenigen, welchen bis dahin des Schickſals Warnungen vergeb— 
lich in die Gewiſſen hineingerufen ſich zu ermannen, es nicht vergeſſen, 
daß in neuerer Zeit, zurückgedrängt in ihr innerſtes ſtädtiſches Gemein— 
weſen, dieſe alte Stadt dem Rechte ihre Stimme geliehen hat, wenn 
ſie auch nicht mächtig genug war, zum Widerſtand gegen die verderblichen 
Folgerungen der Lehren jener Tage. Ochs arbeitete mit Laharpe in 
Paris unter den Augen der Pentarchen an einer Verfaſſung für eine Eine 
und untheilbare helvetiſche Republik und gab den Troſt für das neue 
Heil durch den Ausſpruch: „Aufklärung ſei beſſer als Wohlſtand.“ 

Im Kanton Zürich, beſonders in den reichen Seegegenden und in 
einigen Municipalſtädten, wie in den Städten des berner Aargaues er- 
freuten ſich die Revolutionslehren einiger Theilnahme, welche von Men— 
gaud und den andern franzöſiſchen Agenten eifrigſt ermuntert wurde. 

Die Waadt ſchien ein vorzüglich empfänglicher Boden, in welchem 
die Saat der Revolution wuchernd aufzugehen nicht ermangeln könne 
Unter Berns Verwaltung war dieſes Land reizend aufgeblüht). Der 


je vous en supplie, accordez moi une «demi- heures (sic!!) d’entretien avant 


votre depart. 

Ein das Schweizergefühl ehrender Zug darf bei Anführung dieſer betrübenden That- 
ſachen nicht übergangen werden. Sehr bald nach dem Tode von Ochs trat einer ſeiner 
Söhne am 8. Mai 1818 vor die Regierung von Baſel und bat, dieſen Namen ablegen 
zu dürfen; dasſelbe begehrte ſein anderer Sohn am 6. Auguſt 1819. 

5) Man vergleiche, als in dieſer Richtung gewiß unverwerflich, das Zeugniß von 
H. Monod, in jeinen „Memoiren“ I. 20 und die wiederholten Bemerkungen von Johannes 
von Müller u. a. in ſeinen Briefen an Planta, wo er jagt: „Der größte Worwurf, 
„welcher den Schweizeriſchen Regierungen gemacht werden kann, iſt der, ſich nicht haben 
„überzeugen zu können, daß die Bosheit der revolutionären Chefs gar kein Ziel habe, 
„und nicht eingeſehen zu haben, daß die gegenwärtige Zeit eine von dem XV. Jahr⸗ 
„hundert gänzlich verſchiedene ſei. Dieſer unglückliche Wahn ließ die Schweizer diejenigen 
„Vertheidigungsmittel vernachläßigen, die ihnen zu Gebote ſtanden; ſie wären ohne 


Zürich. 


Aargau. 


Waadt. 
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allgemein verbreitete Wohlſtand erfreute das Gemüth des Wanderers, 
der das von Gott herrlich ausgeſtattete Land zu betrachten aus der Ferne 
herkam und in nicht ſeltenen Fällen daſelbſt eine Ruheſtätte vor den 
Verfolgungen aus den traurigen Wechſelfällen des Weltgewirrs ſuchte. 
Der helle lebhafte Sinn der auf der Grenze zwiſchen germaniſchem und 
romaniſchem Stamme heimiſchen, mehr zu dieſem hinneigenden, jenem 
dennoch nicht fremden und durch den Einfluß des herrſchenden Gemein- 


„Zweifel, bei dem Mißverhältniſſe der Kräfte, nach dem Frieden von Campo Formio 
„ungenügend geweſen, allein ſie hätten doch ihre unverſöhnlichen Unterdrücker einige Zeit 
„aufhalten können. 

„Was andere Gegenſtände des Tadels betrifft, behaupte ich beſtimmt, daß es auf 
„Erden keine Regierung giebt, welcher man mit Recht wenige ſolche zurechnen könne, und 
„daß zu keiner andern Zeit die Schweiz ſo allgemein die beſtimmte Abſicht gezeigt habe, 
„Mißbräuche abzuſchaffen und alles für das Beſte der Nation zu thun. 

„Gewiß gab es nie eine väterlichere Regierung als die von Bern, und nirgends 
„einen allgemeinern öffentlichen Wohlſtand als denjenigen den vor den Schlägen der 
„Revolution die Schweiz genoß. 

„Wenn je der Himmel in ſeiner Güte meinem Vaterland eine e zurück⸗ 
„giebt, die nicht unvollkommener ſei, als die im Jahr 1798 von den Verkündigern der 
„Anarchie ſo unbedachtſam umgeſtürzte, ſo wird die Schweiz ohne Zweifel zum zweiten⸗ 
mal der Gegenſtand der Bewunderung und der Beneidung aller Völker.“ (Angeführt in 
Plantas history of the Helvetic confederacy I. 19). 

Monod am angeführten Orte ſagt: „Der begüterte, der unterrichtete Mann unſers 
„Welttheils, konnte er ohne ein lebendiges Gefühl der Freude ſich dieſer prächtigen, mit 
„Städten, Dörfern und Landſitzen beſäeten Seeufer erinnern, die ſich in einem Amphi⸗ 
„theater von Reben, Aeckern, Wieſen und Waldung bis zu den eiſigen Alpenfirnen und 
„den weniger hohen Spitzen des Jura erheben. Die Schönheit dieſes Anblicks zog eine 
„Menge von Fremden herbei; ſie fanden bei den Bewohnern dieſes herrlichen Gartens 
„eine nicht gewöhnliche Aufnahme, ſanfte Sitten, einen ziemlich allgemeinen Wohlſtand; 
„die Geſelligkeit ſchien ein Hauptzug ihres Charakters; es war keine Stadt, in deren 
„Mitte nicht jeden Abend Vereinigungen von Perſonen beider Geſchlechter verſchiedenen 
„Alters, bald bei dieſem bald bei jenem zur Unterhaltung und zum Vergnügen ſtatt⸗ 
„fanden. 

„Mehrere Dörfer boten ähnliche Geſellſchaften dar; in denſelben wurden nebſt den 
„ſchönen Früchten des Landes die Getränke dargeboten, welche mit großen Unköſten aus 
„China und den Inſeln gezogen, ein Bedürfniß geworden ſind. Wer erinnert ſich nicht 
„der von den Arbeitern beim Untergang der Sonne auf unſern Fluren gebildeten Tänze, 
„als wäre jeder ſchöne Tag ein Feſttag geweſen? Nachdem man dieſe Bilder geſehen, 
„verwundert man ſich nicht, daß Rouſſeau ſeine Heloiſe und das Elyſium an die maje⸗ 
„ſtätiſchen Ufer unſers Sees verſetzte, und daß Voltaire ſeinen Wohnſitz in ſeiner Nach⸗ 
„barſchaft aufſchlug. Dieß war das Bild, welches das Waadtland von der 
„Mitte bis zum Ende des verfloſſenen Jahrhunderts darbot. Der 
„Reiſende nahm den Gedanken mit ſich, es ſei die Wohnung des Glückes ꝛc. ꝛc.“ Und 
Monod, Bewunderer von e und Voltaire, war der Freund und Gehülfe von 
Laharpe! 
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weſens demſelben genäherten Bevölkerung; die franzöſiſche Sprache, welche 
zur allgemeinen Geſellſchaftsſprache von Europa geworden; die reformirte 
Kirche, durch welche die Waadt, gleich wie Genf und das kleinere Neuen— 
burg, ſich von Frankreich unterſchied, boten Vorzüge dar, welche, vereinigt 
mit den Schönheiten der Natur, mit allen Lebensbequemlichkeiten ohne 
den Zwang eines koſtbaren Aufwandes und ohne die Feſſeln der Hof- 
ſitten, unter einer milden Verwaltung, die kein Auflagenſyſtem kannte, 
viele Fremde zu zeitigem oder bleibendem Aufenthalt herbeizogen. 

Allein eben der allgemein verbreitete Wohlſtand, die franzöſiſche Bil- 
dung, die häufige Berührung mit Fremden “), die unverhältnißmäßig ſtarke 
Anzahl der ſtädtiſchen Bevölkerungen“), die nahe Verbindung mit dem 
immer unruhigen Genf, hatten den Boden reichlich gedüngt und aufge— 
lockert zu Aufnahme des neuen Samens. 

Bei der Einnahme der Waadt fand Bern in derſelben neben ſtädti⸗ 
ſchen Berechtigungen eine große Zahl von Patrimonialherrſchaften vor; 
viele derſelben gehörten dem Herzog von Savoy als Landesherrn, oder 
dem Biſchoff zu Lauſanne, an deren Stelle die bernerſche Regierung trat; 
eine noch größere Zahl gehörte einem zahlreichen, höhern und niedern 
Adel. Die meiſten Liegenſchaften waren daher in der Folge je nach Titel 
und Recht bedingtes Eigenthum, unter Vorbehalt darauf haftender Zehn- 
ten, Grundzinſe, Laudemien und Ehrſchatz, welche den Berechtigten zu— 
ſtanden. Herrſchaften eben ſo wohl als Lehengüter waren Gegenſtand 
freiwilligen Kaufs und Verkaufs; der patriciſche Eigenthümer aus der 
Hauptſtadt war eben ſo gut dem Waadtländer lehenpflichtig, wenn ſein 
Erwerbstitel es bedingte, als dieſer jenem, oder die einen und andern 
unter ſich. Dieſe herkömmlichen titelfeſten Rechte und Verhältniſſe ſchützte 


die Bernerregierung nach ihren oben erwähnten Maximen. Hatte daher 


der waadtländiſche Adel urſprünglich die Verdrängung des Fürſten durch 
ein ſtädtiſches Gemeinweſen nur ungern geſehen 8), und mochte er 


6) Im Jahr 1796 zählte man in der Waadt 547 fremde Güterbeſitzer. Der Werth 
dieſer in fremden Händen befindlichen Güter betrug L. 8,880,321. Die Genfer allein 
beſaßen davon für L. 5,152,056. Vergleiche Verdeil histoire du C. de Vaud und 
Gibbons Wühlerei. 

7) Unter einer Geſammtbevölkerung von 142,268 Seelen zählten die 26 waadtlän⸗ 
diſchen Städte 42633, alſo dreißig auf hundert. 

8) Monods Memoiren bejagen I. 17: „Betrachtet man die Unzufriedenheit des 
„Adels aus dem Standpunkt ſeiner perſönlichen Intereſſen, ſo muß man geſtehen, daß 
„ſie nicht ungegründet war. Die Herren verloren die Hoffnung, an dem Hofe eines 
„Fürſten in Ehrenſtellen zu glänzen. Ihre Gerichtsbarkeit wurde durch Einführung regel— 
„mäßigerer Gerichte geſchmälert; auch ihre Rechte über die Bauern durch beſcheidene 
„Hinderniſſe beſchränkt, und bald durch die Abſchaffung der Leibeigenſchaft aufgehoben. 


Adel. 


Städte. 
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ſpäter zuweilen durch die Verhältniſſe mit den bernerſchen Landvögten, 
welche jenen Adel öfter weder in Vermögensumſtänden noch in andern 
perſönlichen Eigenſchaften überragten, ſich unangenehm berührt finden, 
mochte die Abgeſchloſſenheit des regimentsfähigen Burgerrechts und die 
aus derſelben hervorgehende Ausſchließung ſeiner nicht in Bern ver- 
burgerten Mitglieder ihn kränken, ſo fand er ſich doch in ſeinen eigenen 
Rechten weſentlich geſchützt; wie denn dieſer Adel in frühern Begegniſſen, 
3. B. im großen Bauern- und im Toggenburgerkrieg treue und wichtige 
Dienſte geleiſtet hatte, ſo drängte die aus der franzöſiſchen Revolution 
ſich laut verkündende Gefährdung ſeiner Rechte und ſeines Eigenthums 
ihn entſchieden auf die Seite der Regierung, mit deren Mitgliedern er 
übrigens in vielerlei Familienverbindungen ſtand. 


Anders war es mit den Städtern. Unter dieſen bildete ſich eine 
zahlreiche Mittelklaſſe, die nach Vermögen und Bildung allerdings ſehr 
verſchiedene Elemente in ſich faßte. Sie hatte ſich um ſo mehr gehoben, 
als Bern bald nach der Eroberung der Waadt den Bürgern der Städte 
die Lehensbefähigung ertheilt und ſie dem alten waadtländiſchen Lehns⸗ 
adel gleichgeſtellt hatte; eine Wohlthat, die dieſen letztern ſehr kränkte, 
und welcher jene wenig eingedenk blieben. Dort fand die Revolution den 
meiſten Anklang bei dem zahlreichen Stande der Rechtsbefliſſenen und 
der vermöglichern Rentiers und Geſchäftsmänner, die mit Glücksgütern 
hinlänglich verſehen, eben dasjenige am eifrigſten anſtrebten, was unzu⸗ 
gänglich war, die politiſche Gewalt. Dieſe Klaſſe ſuchte ihre Bildung in 
der franzöſiſchen neuen Literatur; in ihr fanden die Encyclopädiſten und 
beſonders Rouſſeau, die eifrigſten Anhänger. Indeſſen bedurfte es eines 
gewaltigen Feuerheerdes, um den mehr aus Begehrlichkeiten als aus Be⸗ 
ſchwerden beſtehenden Bodenſatz der Unzufriedenheit bis zur Gährung zu 
erhitzen. Dieß vermochte das welterſchütternde Ereigniß des Ausbruches 
der franzöſiſchen Revolution; dieſe fachte, wie wir oben geſehen, eine 
zwar höchſt unklare, beinahe fanatiſche Sympathie in den welſchen Städten 
an; das Jubeln am Jahrestage der Erſtürmung der Baſtille; das Feiern 
der Nachricht von Varennes; das Tragen der franzöſiſchen National- 
cocarde; ſei es daß alle dieſe Erſcheinungen von den Waadtländerpatrioten 
(man laſſe ihnen den ſelbſtgewählten Namen, als lucus a non lucendo, 
deſſen Bedeutung keine Mißdeutung zuläßt) als feiernswerth in ſich ſelbſt 
oder als Mittel zu ihren eigenen Zwecken betrachtet worden, ſprechen ein 


„Sie ſahen ſomit den Mann des Volkes beinahe in allem ſich ſelbſt gleichgeſtellt dieſer 
„bevorrechteten Klaſſe, welche nicht länger einen Körper im Staate e Gewann 
„dabei das Land im Allgemeinen, ſo verloren ſie ungeheuer viel. 
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ungünſtiges Urtheil über ihre Geſinnung. In jenem Fall war ihre aus- 
gelaſſene Theilnahme an fremden Ereigniſſen, welche ihrem Vaterlande 
Verlegenheiten aller Art zuführten, und es mit unverkennbaren Gefahren 
bedrohten, wenigſtens eine ſehr unvaterländiſche, mit der ſpätern anmaßen⸗ 
den Selbſterhebung nationalen Freiheitsſinnes durchaus unverträgliche. 
Im letztern Fall war ſie nicht allein eine landesverrätheriſche, ſondern 
ſie war der unverkennbare Ausdruck einer innern Ueberzeugung, daß ihre 
perſönlichen Wünſche im eigenen Land keinen Anhalt finden können; daß 
es eines politiſchen Erdbebens oder einer fremden regelloſen Waffengewalt, 
der Zerreißung aller ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe bedürfe, um das Be⸗ 
ſtehende umzuſtürzen, was dieſen Wünſchen im Wege ſtand, obſchon es 
auf keine phyſiſche Gewalt geſtützt, bloß auf moraliſcher Kraft beruhte; 
es war eine offenbare Verkündung der Abſicht, die Hülfe fremder Ereig- 
niſſe nicht allein gegen die Regierung des Landes, ſondern gegen dieſes 
ſelbſt zu Erreichung perſönlicher Zwecke auszubeuten. 


Abgerechnet einige bald verſchollene Declamationen gegen „Landvögte“ 
und „oligarchiſche Tyrannie“ konnte man weder der Landesverwaltung 
noch der Gerechtigkeitspflege Vorwürfe machen; daher waren es vier 
Hauptbeſchwerden, welche gegen die berneriſche Herrſchaft angeführt wur— 
den ?). Erſtlich die Ständeverſammlungen der Freiherrſchaft Waadt ſeien 
eingegangen; unter Savoyen waren ſie jeweilen verſammelt worden zu 
Steuerbewilligungen oder zu Erſtattung des Eides beim Regentenwechſel. 
Bern verlangte keine Steuern und hatte keinen Regentenwechſel “). Zum 
andern habe Bern die Privilegien und Freiheiten des Landes nicht ge— 
achtet; in der That verloren durch die Eroberung einige Städte eine 
Quaſtindependenz, die z. B. Lauſanne unter der Oberherrlichkeit des Di- 
ſchofs beſeſſen hatte, wogegen aber Bern einen Theil der biſchöflichen 
Beſitzungen der Stadt ſchenkte und aus einem andern Theil den Klerus 
dotirte und Schule und Akademie errichtete. So verloren, zum Beſten 
der Freiheit aller Einwohner, die vier guten Städte Milden, Iferten, 
Neus und Morſee einige ausſchließliche Privilegien, welche mit dem all— 


9) Man vergleiche de Seigneur, Précis historique de la revolution du Canton 
de Vaud. f 

10) Waadtländiſche Landtage oder allgemeine Ständeverſammlungen ſind hiſtoriſch 
keineswegs eine ausgemachte Sache. Das einzige von den waadtländiſchen Revolutionärs 
aufgeführte Beiſpiel, dasjenige unter Graf Peter II. von Savoyen im Jahr 1264 angeb- 
lich abgehaltene, beruht auf dem Cap. IX. des Coutümier von Milden; dieſes war 
urſprünglich eine bloße Privatcompilation des Notars Guichard, und zu keiner Zeit iſt 
irgend ein anderes Document über die Abhaltung jenes apokryphiſchen Landtages ange⸗ 
führt worden. . 


Beſchwerden. 
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gemeinen geregelten Rechtsgange unverträglich waren und deren Erlöſchung 
keinen Widerſtand erfahren hatte. Der dritte Vorwurf lautete ziemlich 
ſonderbar: Bern habe ſich der öffentlichen Einkünfte bemächtigt. Nicht 
nur wurden keine Städte oder Gemeinden ihres Vermögens beraubt, 
ſondern dasſelbe durch Schenkungen mehr oder weniger bedeutend ver— 
mehrt, während allerdings die Einkünfte des Herzogs an den neuen Lan⸗ 
desherrn übergiengen, der vorerſt die Schulden abbezahlte, für welche 
jener das Land verpfändet hatte und dann zu öffentlichen Ausgaben die 
Einkünfte mit wohlthätigem Sinne und großer Ordnung verwendete. End— 
lich war es das Weſen der ariſtocratiſchen Verfaſſung ſelbſt, gegen welches 
der heftigſte und unverſöhnlichſte Angriff ſich erhob, den die andern nicht 
eben ernſtlich gemeinten Beſchwerden eigentlich nur einzukleiden beſtimmt 
waren, denn nach dem Siege, den dieſe Partei davon trug, wurden wahr⸗ 
lich weder die Stände wieder eingeführt, noch die Privilegien und Frei⸗ 
heiten hergeſtellt, noch endlich die landesherrlichen Einkünfte aufgegeben. 
Vielmehr wurde der verrätheriſch herbeigeführte Sieg der Franzoſen zu 
Unterdrückung aller Rechte, Privilegien und Freiheiten und zu Beein⸗ 
trächtigung oder Zerſtörung heiligen Eigenthums benutzt. 

Dieſen Beſchwerden kann einfach entgegnet werden, daß es eben dieſes 
ariſtocratiſch geordnete Gemeinweſen war, welches das Land dem Herzog 
von Savoyen abgenommen hatte und daß die Baronie der Waadt die 
Verfaſſung von Bern eben ſo wenig als früher diejenige des Herzogthums 
Savoyen zu beſtimmen ein Recht hatte. Im Grunde waren dieſe Be⸗ 
ſchwerden nur eine beſondere Geſtaltung des allgemeinen Zeitgeiſtes, von 
welchem aber die raſche waadtländiſche Natur heftiger als manche andere 
ergriffen wurde. 

Die Fiction eines Urvertrages, wie Rouſſeau ſie dargeſtellt, hatte 
ſich nicht nur bei ſolchen Eingang verſchafft, welche durch den Umſturz 
von poſitiven und geſchichtlichen Rechten zu gewinnen hofften, ſondern es 
waren viele ſolche davon befangen, deren ganze Exiſtenz auf erworbenen 
Rechten beruhte, die aber mit der Aneignung dieſes neuen Lichts als 
überlegene Geiſter zu glänzen vermeinten, ohne ſich jemals die Mühe zu 
geben, die endlichen Reſultate einer ſolchen Theorie nach ihren logiſchen 
Folgerungen zu ergründen. In den hohen Schulen, auf welchen die 
Jugend aller Länder herangebildet wurde, verließ man den mühſamen 
Pfad der geſchichtlichen Forſchungen und Grundlagen; alles war von dem 
Geiſte der Negation durchſäuert, nachdem derſelbe einmal an das Höchſte 
gedrungen war, den „Glauben“ lächerlich gemacht, der „Vernunft“ Götzen— 
altäre errichtet hatte, auf daß dieſe, im Widerſpruch mit ſich ſelbſt, nichts 
höheres erkenne, ſie unter ſolchem Widerſpruche den Wandelſtern aus dem 
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Auge verliere und die große Zahl für das Werk der Zerſtörung gewonnen 
werden möge. Nach den ſeichten und gewiſſenloſen Lehren dieſes Geiſtes, 
welcher doch durch das unvorſichtige Wort eines Meiſters: „zum Heil 
des Menſchengeſchlechts müſſe der letzte der Könige mit dem Gedärme 
des letzten Prieſters erdroſſelt werden“ ſeine innerſte Eſſenz deutlich genug 
dargegeben hatte, nach dieſen Lehren U) war es allenfalls eine Sache der 
Convenienz, einen weder die Wage der Gerechtigkeit, noch das Schwert 
der Gewalt haltenden König auf dem Throne zu dulden; die Bedingung 
eines Gemeinweſens hingegen ſollte darin gefunden werden, daß in dem⸗ 
ſelben keinerlei poſitives Recht anerkannt werden könne. So grell trat 
die Behauptung allerdings nicht gleich hervor, ſondern man beſchränkte 
ſich vorläufig auf die ſogeheißenen politiſchen Rechte. Seither ſind aber 
merkliche Fortſchritte gemacht worden und wo einmal der Grundſatz auf— 
geſtellt und theilweiſe in's Leben getreten iſt, reißt er mit dämoniſcher 
Gewalt ſeine Anhänger auf das Ziel hin, wo mit dem Erbrecht das 
Eigenthum und mit dieſem zugleich die Arbeitſamkeit vertilgt und wo eine 
namenloſe, bloß noch etwa nummerirte Menſchenheerde entweder auf's Ge— 
rathewohl herumirren, oder von irgend einem Sklaventreiber herumgepeiſcht 
würde. Die Revolution iſt ihrem Begriffe nach, der Sieg der Idee über 
die Wirklichkeit, der Theorie über die Erfahrung, der Hypotheſe über die 
Geſchichte; in ihrem Weſen hat ſie ſich für die Wenigen als ein Verband 
zu Zwecken der Selbſtſucht und Leidenſchaft, für die große Mehrzahl als 
der Sieg der Verblendung und Täuſchung über die Wahrheit dargeſtellt. 
Damals alſo fanden die Grundſätze der Nivellirung aller politiſchen Rechte 
überall und inſofern es von einer Republik ſich handelte, ſelbſt in den 
höchſten Regionen der europäiſchen Welt gefälligen Eingang. 

Um an dem Weihrauch, welcher den ſogenannten Aufgeklärten ge⸗ 
ſpendet wurde, theilnehmen zu können, wollte man es gerue vergeſſen, 
daß der Urſprung alles Rechts nur einer ſein kann, daß kein Riß darein 
möglich ſei, ohne Alle zu gefährden. Bei der Seichtigkeit der Bildung, 


11) Der Miniſter Rolland, ein großer Kenner der Chemie und Technologie, hatte 
in dieſen Fächern oft excentriſche Ideen. Schon im Jahr 1787 ſchlug er in einem öffent⸗ 
lichen Vortrage in der Akademie der Wiſſenſchaften und Künſte zu Lyon, die Fabrikation 
von Oel aus menſchlichen Leichnamen vor. Eben jo wollte er aus den Knochen Phos⸗ 
phorſäure ziehen. Die Gräuel der nachmaligen Revolution haben aber bewieſen, wie 
groß der Einfluß ſolcher hingeworfenen Ideen geweſen iſt. Wurden nicht aus 
der Guillotinirten im Jahr 1793 Paſteten gemacht? — Wurden nicht, wie auch ſpäter⸗ 
hin auf St. Domingo, Würſte mit Menſchenfleiſch gefüllt? Nur einmal das Heilige der 
Menſchennatur vernichtet, und der Menſch erſcheint als ein bloßes Produkt, als eine 
bloße mechaniſche Figur. 

(Europ. Annal. 1812. III. S. 96). 


Laharpe. 


e ee 


die zu der geforderten Negationsrichtung in göttlichen und menſchlichen 
Dingen gehörte, bekümmerte man ſich wenig um Geſchichte und Verpflich⸗ 
tung; die Götzendienerei gegen den neuerfundenen Urvertrag widerſtrebte 
mit Zorn der uralten Anſicht, daß eine Vereinigung Mehrerer, eine Kor⸗ 
poration, eine Stadt, eine Landſchaft gemeinſchaftlich durch die Anſtrengung 
und die Opfer aller, eben ſo gut in politiſcher Beziehung Erwerbungen 
machen könne (herrſchende Ariſtocratien und Democratien) als Fürſten 
(Monarchien), oder daß erworbene politiſche Rechte nach ihrem Principe 
eben ſo geheiligte — nur weit wichtigere — ſeien, als die einfachſten 
bürgerlichen. 

So geſchah es denn, daß unzufriedene, im Auslande als Lehrer an⸗ 
geſtellte Waadtländer in ſolchen Meinungen ſelbſt durch den höchſten Adel 
und durch fürſtliche Perſonen beſtärkt und alſo zum Haſſe gegen die Stadt 
Bern als Landesherrn angefeuert wurden, dieweil hinwider dieſelben weit 
und breit auffallende und grundloſe Schilderungen über Tyrannie, Un⸗ 
wiſſenheit, Grauſamkeit und Abſurdität der Berner verbreiteten und ihren 
guten Namen, dieſes größeſte Gut, zu zerſtören bemüht waren ). 

Der Zweck, die ganze Verkettung der Revolution zu Bern deutlich 
darzuthun, eine Verkettung, in welcher dieſe bereits der Geſchichte ver- 
fallenen Verhältniſſe einen Hauptring ausmachen, erfordert, daß hier eines 
Mannes nähere Erwähnung geſchehe, auf welchen vor allen andern 
Müllers in der Vorrede erwähntes Wort anwendbar iſt. Friedrich Cäſar 
Laharpe, aus einem Geſchlechte des niedern waadtländiſchen Adels, ein 
feuriger, von der neuen Lehre lebendig ergriffener, junger Rechtsbefliſſener 
zog ſich bei Anlaß eines in der Hauptſtadt beſorgten Handels eine Zurecht⸗ 
weiſung von einem ältern Magiſtraten zu. Verwundet in ungezügelter 
Eigenliebe, ſchwur der, ſelbſt nach dem Urtheile ſolcher, die ihm beſſere 
Eigenſchaften im perſönlichen Umgange nicht verſagen, äußerſt heftige und 
beſonders für feindſelige Leidenſchaft tief empfängliche Mann Bern und 
jeiner Regierung unverſöhnlichen Haß. Durch die Verwendung des be- 
kannten Baron Grimm wurde er im Jahr 1782 nach Petersburg berufen, 
um bei der Erziehung der beiden ältern Enkel der Kaiſerin Katharina, 
Alexander und Konſtantin, verwendet zu werden, deren Zuneigung, beſon⸗ 
ders diejenige des nachherigen Kaiſers, Laharpe zu gewinnen wußte. Von 


12) Um nicht der Uebertreibung bezüchtigt zu werden, wollen wir hier nur an das 
bekannte Factum erinnern, daß die unter der Aegide von Laharpe, Düpüjet u. a. in 
untergeordneter Stellung an den Hof zu Petersburg gezogenen Perſonen dort den fürſt⸗ 
lichen Kindern ganz ernſtlich die Kunde von einem berner Landvogt beibrachten, der 
kleine Kinder braten ließe. Freilich hat ſich ſpäter Kaiſer Nicolaus von eben dieſer Partei 
ähnliches auch gefallen laſſen müſſen. 
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dort aus wollte er verſuchen, um jeden Preis die Herrſchaft Berns in 
der Waadt umzuſtürzen. Sobald die franzöſiſche Revolution ihm eine 
Ausſicht eröffnete, entſendete er bereits im Jahr 1790 an drei ſeiner 
Freunde eine Denkſchrift, um darzuthun, daß zum Umſturz jener tyranni⸗ 
ſchen Herrſchaft vorerſt die Einberufung der Landſtände gefordert werden 
ſolle. Indeß machte Laharpes Vorſchlag wenig Eindruck und mißfiel 
mehrern Vertrauten, denen er mitgetheilt wurde. Bern erhielt Kunde 
davon und führte bei der Kaiſerin vergeblich Beſchwerde. Laharpe durch 
dieſe Beſchwerde erbittert und durch Katharinens Schutz noch dreiſter ge- 
macht, ließ ſeine Denkſchrift in Frankreich drucken und mit andern auf⸗ 
wiegleriſchen Schriften verbreiten, welche wahrſcheinlich zu den oben er- 
wähnten Auftritten in Rolle u. ſ. w. das ihrige beitrugen. Dieſe ver⸗ 
anlaßten außerordentliche Maßregeln und ein Truppenaufgebot von Bern, 
wodurch der Verſuch einer revolutionären Bewegung, die übrigens im 
Lande ſelbſt nicht Anklang gefunden hatte, unterdrückt wurde. 

Laharpe verließ Rußland und wurde das Haupt des in Paris ver⸗ 
ſammelten helvetiſchen Clubbs, welcher, ſogar von Robespierre abgewieſen, 
feine Hoffnungen noch weiter vertagen mußte. Unter der Directorial- 
regierung und Talleyrands Miniſterium 1?) erſah Laharpe günſtigere Um- 
ſtände. Bereits im Jahr 1796 ſpornte er ſchriftlich die franzöſiſchen 
Machthaber zur Zerſtückelung des Schweizergebiets durch Vereinigung 
von Neuenſtadt, St. Immerthal, Münſter und des Unterwallis, auf, 
damit für Frankreich ſichere Verbindungen gegen Italien und Deutſchland 
zu weiterer Verbreitung der Revolution gewonnen werden “). Hierauf 
wurde das Direktorium, welches damals einen offenen Krieg mit der 
Schweiz ſcheute, angetrieben, vorläufig nur die Ariſtokraten zu bedrohen, 
und den ihnen angehörigen Provinzen Hülfe zu verheißen und zu leiſten, 
um auf dieſe Weiſe die Eidgenoſſen uneinig zu machen, den Bund zu 
ſprengen und ſich Helvetiens zu bemeiſtern !). An Laharpe hatte ſich 


13) Man ſehe auf nächſtfolgender Seite eine merkwürdige Darſtellung von Talleyrand 
mit ſeiner eben ſo merkwürdigen Anſicht über ſchweizeriſche Neutralität. 

14) Essai sur la constitution du pays de Vaud, par le colonel F. C. Laharpe. 
Paris, an V. (1796 et 1797). Die Schrift für ſeine Verwandten Laharpe von Pens 
unterzeichnete er: Colonel Laharpe, cidevant précepteur des grands Ducs de Russie - 

15) Man vergleiche Seigneux in ſeinem, zu Lebzeiten Laharpe's erſchienenen, und 
thatſächlich unwiderlegt gebliebenen Preeis, als Zeugniß eines Waadtländers und vor⸗ 
nemlich Laharpe's eigene Schriften, unter dieſen „Les interets de la republigue Fran- 
gaise consideres relativement aux olygarchies helvẽtiques.“ Zu Sicherſtellung der 
fränkiſchen Republik für die derſelben auffallenden Koſten ſchlägt Laharpe vor: Les pro- 
prietes particulieres des patriciens situées dans le pays de Vaud seront seques- 
trées pour ötre vendues apres un intervalle équitablement fixé, jusqu' la 
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Ochs angeſchloſſen; offen betrieben ſie im Lager des franzöſiſchen Direk⸗ 
torium den Landesverrath; auf ihren Antrag erfolgte, gleichzeitig mit der 
Beſetzung des Bisthums Baſel durch achttauſend Mann, das Dekret vom 
8. Nivoſe VI. (18. Dezember 1797), das den Aufruhr förmlich in Schutz 
nahm 1%). Laharpe im Beſitze dieſes Dekrets, ſchickte eine Vorſchrift zu 
Petitionen in die Waadt, durch welche franzöſiſche Hülfe angerufen 
werden ſollte; allein ungeachtet aller Anſtrengungen ſeiner Vertrauten, 
fanden ſie damals noch nicht Eingang; hingegen machte nach einer ſolchen 
feindſeligen Manifeſtation das Zaudern der, durch die innerlich zerriſſene 


concurrence de la somme necessaire..... Berne a un trésor considerable depose 
en partie dans les souterrains de l’hötel de ville et en partie dans le chateau 
d’Arbourg. Elle possede pres de 40,000 livres Sterling de rentes dans les fonds 
anglais etc. 

16) Le directoire exécutif, oui le rapport du ministre des relations extérieures 
(Talleyrand) arréte: qu'il sera déclaré par le ministre de la république fran- 
caise pres les cantons helvétiques, aux gouvernements de Berne et de Fribourg, 
que les membres de ces gouvernements répondront personnellement de la süreté 
individuelle et des proprietes des habitans du pays de Vaud qui se seraient 
adresses et pourroient s’adresser encore & la republique frangaise, pour reclamer 
en exécution des anciens traites, sa médiation à l'effet d’&tre maintenus ou 
reintegres dans leurs droits. Le ministre des relations exterieures est charge 
de l’execution du present arröte, qui ne sera pas imprime. 

(Signe) BARRAS, pres. 
Pour le secretaire general: 
L. de RRVEILLIER LipeAux. 

Der gleiche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, auf deſſen Antrag obiges 
Dekret erfolgte, ſagte drei Jahre ſpäter in einer Denkſchrift an den erſten Konſul: II 
est peu utile de revenir sur les progres et le développement de la revolution 
helvetique. On sait que c'est un des toris les plus graves du premier directoire 
francais. On sait que quelques brouillons suisses, comme Ochs et Laharpe vin- 
rent a Paris suivre pendant cing & six mois un cours d’articles incendiaires 
dans nos journaux et en möme temps une serie d’intrigues et de manoeuvres de 
tout genre aupres des membres les plus irascibles du gouvernement francais, 
dont l'un se trouvoit précisément avoir, ce qu'il appelloit des injures person- 
nelles, à venger contre la Suisse [Rewbel hatte als elſäßiſcher Advokat einen Juden⸗ 
handel gegen einen Landmann des berneriſchen Emmenthals, Andreas Wirth von Exis⸗ 
wyl, verloren]... Aujourd’hui que les nations belligerantes ont detruit cet heu- 
reux prestige (de la neutralite) et traversé en tout sens cette région réputée 
inaccessible, les sö2cles peuvent seuls refaire leur ouvrage, qu'un moment a dé- 
truit. Autant dans les époques (de nécessités violentes) dont nous avons parlé, 
les serments sont vains, parce qu'il est impossible d’y rester fidele, autant quand 
tout est rentré dans Hordre, les memes promesses sont inutiles, parce qu'il est 
impossible d’ötre tentẽ de les enfreindre. On ne croit plus nulle part à la force 
de l’Helvetie, ni à la possibilite de sa neutralité. Zu dieſem Texte mögen Laharpe's 
Bewunderer ſich die Anmerkungen machen. 
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Eidgenoſſenſchaft, verlaſſenen Regierung Bern durch Entmuthigung der 
Getreuen und in Ermunterung der Aufwiegler den ungünſtigſten Ein⸗ 
druck. Laharpe entſendete aus Paris für die zukünftige „Repräſentanten⸗ 
verſammlung der lemanniſchen Republik“ Inſtruktionen, welche unterm 
23. Jänner 1798 in Lauſanne eintrafen !“); ſie enthielten Projekte von 
Dekreten zu Verheerung des Oberlandes; zu Verhaftung aller ihrer 
pflichtgetreuen Beamten; zu Beſchlagnahme alles Vermögens, welches 
Burgern von Bern oder Freiburg angehöre !“). | 

Auf dieſes hin entſendeten die Patrioten eine Deputation von eilf 
Ausgeſchoſſenen an den auf den Grenzen ſtehenden, franzöſiſchen General 
Menard, um ihn aufzufordern in die Waadt einzurücken. Eine ſolche 
Aufforderung wollte das franzöſiſche Direktorium. Noch am 14. Jänner 
hatte der in Carouge befindliche General Pouget dem Major von Roverea 
(welcher war abgeſendet worden, um über die Aufftellung franzöſiſcher 
Truppen an den Grenzen Erläuterungen zu verlangen) geſagt: „Verhindern 
Sie, daß Ihre Unzufriedenen unſere Hülfe anrufen und ich glaube, es 
werde Ihnen alsdann von unſerer Seite nichts übles widerfahren.“ Dem 
General Menard wurde nun zugleich der Beſtand von Comite's in den 
bedeutendern Städten, angezeigt, mit denen er ſich verſtändigen könne. 
Durch eine Proklamation vom 24. Jänner 1798 zeigte Menard ſeinen 
Einmarſch an, da er beauftragt ſei, dem Waadtlande einen thätigen Schutz 
gegen die Berner Regierung zu verleihen. General Rampon landete am 
gleichen Tag mit ſeiner Brigade zu Ouchy. So der waadtländiſchen 
„Freiheit“ und der Herrſchaft Laharpe's Beginnen. Unmittelbar hernach 


17) Vergleiche Proclamation de F. C. Laharpe à ses concitoyens, datde de Paris, 
4 Pluviose an VI. de la regeneration des peuples, l'an 1. de la liberté helvé- 
tique a dater du 10 Janvier 1798. (!!) 

18) Zu dem Denkmal, welches Magiſtraten des neuen Berns zu Erinnerung an 
Laharpe errichten mithalfen, gehört das Andenken an ſeine Verdienſte. Seine eigenen 
Ausdrücke mögen alſo hier aufbehalten werden: 

VII. Décret. On fera approcher quelques detachements de l’Oberland, et 
si les habitants de ce pays, fanatises par les scelerats de Berne, osent servir 
leur fureur, ils penetreront dans leurs vallées et bruleront les habitations de 
ceux qui auront pris les armes pour le soutien de la tyrannie. 

IX. Decret. Ordre d’arröter les commissaires de Berne, les baillifs, leurs 
agents et les officiers de l'état major, qui ont pris les armes pour servir les 
tyrans contre leur patrie. Tous ces individus serviront d’ötages. On saisira 
également leur correspondance; s’ils resistent, on employera contr’eux la violence. 

XI. Deeret. Ordre de saisir les caisses de l'état, les revenus des domaines 
appartenant aux bourgeois de Berne et de Fribourg, les magasins, les arsenaux, 
en un mot, tout ce qui appartient a ces deux républiques et à leurs gouverne- 
ments tant meubles qu'immeubles. 


Landſchaft. 
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(ſchon in den erſten Tagen Februars) erhielt man in Lauſanne einen 
Conſtitutionsentwurf aus Paris mit einem Begleitſchreiben von Laharpe, 
welcher ſeinen geſetzgeberiſchen Eingebungen im Namen der Freiheit durch 
Machtgebot nachzuhelfen, nach der Weiſe des ſogeheißenen Liberalismus 
kein Bedenken fand. Er forderte ungeſäumte Annahme !“). Sie erfolgte, 
ohne Berathung, am 9. Februar 1798. Die proviſoriſche Verſamm⸗ 
lung des Waadtlandes beſchloß es alſo durch Acclamation unter dem 
Geſchrei: Es lebe die Helvetiſche Republik, es lebe die franzöſiſche Re⸗ 
publik, es lebe das Direktorium! ?). Laharpe werden wir im Laufe der 
Begebenheiten wieder finden. Mehr als fünfzig Pamphlete verkündeten 
feinen Haß, den er durch ſolche Ausbrüche immer neu anſchürte ?). 


Dieſe Vorgänge, Vorläufer des nahen Untergangs, waren um ſo 
beklagenswerther, als die Maſſe der Bevölkerung dem Treiben einiger 
Städter fremd geblieben war. Noch am 10. Jänner erneuerte die Mehr⸗ 
zahl der dreißig welſchen Bataillone mit lebendiger und freudiger Bereit⸗ 
willigkeit den Eid der Treue, mit welchem ſie ſich der Obrigkeit ver⸗ 
banden 2). Dem Lande ſelbſt darf die Anerkennung nicht entzogen, die 
Ehre nicht vorenthalten werden, daß es ſich ganz bereitwillig zeigte, den 
vaterländiſchen Boden, ſeine Verfaſſung und Unabhängigkeit zu vertheidigen. 
In ſolcher Geſinnung bildete ſich, ſogar nach der Beſetzung der Waadt 


19)... La grande nation, qui nous a donné la liberté, veut ajouter à ses 
bienfaits le don dune constitution toute faite... Ne vous exposez pas, par un 
rejet impolitique, à voguer sur ce vaste ocean des systemes constitutionnels. La 
constitution qui vous est offerte et qui a l’approbation de vos puissants protec- 
teurs, vous présente de tres grands avantages etc. ete. Auf den Trümmern eines 
unabhängigen der Privatrache und dem Ehrgeize aufgeopferten Vaterlandes wurde blinde 
Annahme des fränkiſchen Gebotes als Pfand und Beding der verbündeten Freiheit ge⸗ 
fordert!! 


20) Jurez- vous de la reconnaitre, de l’observer, de la venger? ſchrie der Präſi⸗ 
dent Glayre. Oui, oui, oui, erſchallte es aus den Reihen der Mitglieder. 


21) Hoc habent animi magna fortuna insolentes quos læserunt et oderunt; 
proprium humani ingenii est, odisse quem leseris bemerkten Seneca und Tacitus, 
und nie auffallender als in Revolutionszeiten iſt der Haß ungerechter Beleidiger gegen 
ungerecht Verletzte. 


22) Auf den Sammelplätzen von Cully, Vivis und Aubonne wurde er, bei zweifel⸗ 
hafter Stimmung und vielleicht aus Mangel an Entſchloſſenheit nicht gefordert. Die 
Standescommiſſion meldete, von 28 Bataillons hätten 11 den Eid verweigert, höchſtens 
auf 4000 Mann könne man zählen. Allein eben dieſer Commiſſion machte man in 
Bern den Vorwurf unentſchloſſenen Benehmens; vielleicht ohne die bereits zu groß ge⸗ 
wordenen Schwierigkeiten genug zu würdigen. 
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durch die Franzoſen die „treue Legion von Roverea“ durch freiwillige und 
gefahrvolle Auswanderung :s). 

Bereits unterm 5. Jänner war eine mit anßerordentlichen Voll⸗ 
machten ausgerüſtete Standescommiſſion (Seckelmeiſter von Gingins, 
Rathsherr von Erlach und Generalmajor von Graffenried) nach Lau— 
ſanne geſchickt worden. Zu derſelben verfügten ſich auf Berns Begehren 
am 14. eidgenöſſiſche Repräſentanten (Statthalter Hans Konrad Wyß 
von Zürich und Alt⸗-Landammann Karl Reding von Schwyz). Am 12. 
hatte der Große Rath eine Commiſſion unter dem Vorſitze des Raths— 
herrn Tſcharner (ehemaligen Landvogts in Lauſanne) niedergeſetzt, um 
die Beſchwerden der Waadt zu unterſuchen und Abhülfe vorzuſchlagen. 
Allein der in Bern ſelbſt ſchwankende Muth ward gelähmt durch das 
mehr als zweideutige Benehmen der eidgenöſſiſchen Repräſentanten, welche, 
wenn es hoch kam, als Vermittler zwiſchen der Regierung und den Auf— 
rührern ſich darzubieten geneigt ſchienen, zu einer offenen Landesverthei— 
digung gegen die Franzoſen hingegen keine Bereitwilligkeit zeigten. So 
riethen ſie noch am 17. Jänner der Regierung zur Nachgiebigkeit und zu 
Verheißung der regelmäßigen Einberufung von Deputirten der Städte 
und Gemeinden des Landes, welche der Landesherr einberufen, auf billige 
Grundlage konſtituiren und durch ſeine Delegirten präſidiren laſſen könne. 
Bern war ſomit der offen erklärten Feindſeligkeit der Revolutionsmänner 
und den drohenden Rüſtungen Frankreichs gegenüber, auf ſeine eigenen 
Kräfte angewieſen. Selbſt dieſer beſchränkten Kräfte Verwendung erregte 
die ängſtlichen Beſorgniſſe der von den Repräſentanten berichteten Tag⸗ 
ſatzung. Dieſe machte am 19. Jänner (fünf Tage vor dem Einmarſch 
der Franzoſen) Vorſtellungen gegen die militäriſchen Maßregeln in der 
Waadt, durch welche gefährliche Folgen herbeigeführt werden könnten. 
Daher gedachte man in Bern, nicht Truppen aus dem deutſchen Gebiete 
vorrücken zu laſſen, ſondern die Waadt durch ihre Milizen zu vertheidigen. 
Rathsherr von Erlach von Spiez, früher Landvogt in Lauſanne, ſchlug 
die Wahl als Oberbefehlshaber derſelben mit den ausgedehnteſten Voll⸗ 
machten aus, und auf fein Anrathen erſetzte ihn der Große Rath durch 
den General Weiß, Landvogt in Lücens, einen Mann, der als Offizier 
manchen Beweis perſönlichen Muthes gegeben hatte, eine literariſche 
Celebrität beſaß, und in den welſchen Städten, zufolge ſeiner bekannten 
Sympathie, nicht ungern geſehen werden mochte. 


23) Erſt am 9. Hornung, als bereits ungefähr 200 dieſer wackern Männer in Bern 
angekommen waren, erfolgte ein Beſchluß der Regierung zu ihrer Unterſtützung durch 
Sold, Kleidung und Lebensmittel. 
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Nach einem unerklärbaren Aufgebote von einem halben Bataillon 
Infanterie und einer Compagnie Jäger, nach einigen halbverrückten 
Reden ?“), und nach Abfaſſung einiger Pamphlete, verließ er acht Tage 
ſpäter auf die Nachricht von Menards Einmarſch das ſchöne Land s). 
Zweihundert zwei und ſechzig Jahre im nämlichen Monate nach der 
kühnen Eroberung verlor Bern dasſelbe ohne Schwertſtreich und mit 
ihm den dritten Theil ſeiner beſten Kräfte zu eigener Vertheidigung. Am 
24. Jänner waren die eidgenöſſiſchen Repräſentanten und die berneriſchen 
Abgeordneten aus der Waadt nach Bern zurückgekehrt, und am 26. hatte 
Weiß den Ausbruch des Aufſtandes in Lauſanne gemeldet. 


Achtes Kapitel: Kampf und Untergang. 


Tagſatzung in Aarau 1792. Parteien in Bern. Friſching. Steiger. Vorzeichen des 
Kriegs. General von Erlach. Verfaſſungsänderung in Bern. Abordnung an Brüne. 
Bern verlaſſen von den Eidgenoſſen. Franzöſiſcher Ueberfall. Einnahme von Solo⸗ 
thurn und Freiburg. Proviſoriſche Regierung. Abdankungsakt von Schultheiß, 
Kleinen und Großen Räthen. Letzte Gefechte. Letzter Sieg. Das Ergebniß. 


Die drohende Gefahr, welche die franzöſiſche Revolution für die 
Eidgenoſſenſchaft im allgemeinen, für Bern insbeſondere herbeiführte, 


24) Vous ne vous attendiez pas, Messieurs, qu'un petit bätard procree dans 
vos murs, reparüt un jour parmi vous, revétu de tous les pouvoirs d'un dicta- 
teur, redete Weiß die Deputation der Stadträthe in Iferten an, wo er fein Haupt: 
quartier aufgeſchlagen hatte. 

25) In den wenigen von Weiß eingegangenen Berichten erwähnt er der Schwierig⸗ 
keiten der Jahreszeit, der Verproviantirung (für von ihm aufgebotene drei- bis vierhun⸗ 
dert Mann!). Am 16. Jänner ſchreibt er aus Lauſanne: «Fatigue jusqu'à la mort. 
„Dem développement ruhig zuſehen, nicht wollen brechen, wo noch einige Biegung 
„helfen kann — dieſes Land ſelbſt nach und nach zu beſſern Geſinnungen zu bringen 
„trachten, in Paris thun was möglich iſt, Zeit gewinnen, und zuletzt leiden, was man 
„nicht hindern kann, ſcheinen mir leider die einzigen wahren Hülfsmittel zu ſein, wozu 
„noch der wahrſte Troſt ſich beifügen wird, nämlich die Ueberzeugung, daß Euer Gnaden 
„Regierung ein beſſeres Schickſal verdient hätte.“ Nach einer wegen verſäumter Beſetzung 
von Chillon und Coppet ihm, ſo wie auch der Standescommiſſion, zugekommenen Miß⸗ 
billigung vom 16. berichtet er unterm 22. Jänner über ſeinen Militärplan: „Er gedenke 
„ſeine Hauptmacht von Milden nach Lauſanne aufzuſtellen und von dort aus drei Rayons 
„gegen Coppet, Bex und Orbe auszuſenden; es preſſiere nicht, ſeien die Franzoſen im 
„Land, ſo könne man ſie wieder hinausjagen; er arbeite an einer Proklamation; Oberſt 
„L. von Wattenwyl habe er zu ſeinem chef d’Etat-major ernannt. Für zwei oder 
„drei andere von ihm angeſtellte Offiziers fordert er höhere Grade. «Ecrit sous dictee,» 
„weil er unwohl im Bette ſei.“ Zwei Tage nachher war das Land verloren! 
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hatte nicht lange verborgen bleiben können, und bald hatte ſich das Augen— 
merk aller ſeiner Magiſtraten dahin gerichtet, wie dem Sturm gewehrt, 
oder derſelbe abgewendet werden möge. Die Gräuelſcenen, unter denen 
Frankreich blutend ſeine wehrhafte Mannſchaft auf die Grenzen ver— 
wieſen und dreizehn Heere gebildet, hatten alle Gemüther mit Abſcheu 
erfüllt. Von der großen Coalition der Mächte gegen die Gewalthaber 
hatte man die gewaltſame Unterdrückung einer alle ſtaatsrechtlichen und 
völkerrechtlichen Verhältniſſe umkehrenden, oder höhnenden Empörung er⸗ 
wartet; während die Anzeichen ihrer unterirdiſchen Einwirkung im eigenen 
und in benachbartem Gebiet, wie natürlich die Beſorgniſſe ſteigerten, 
welche ſchon durch die Kriegsereigniſſe auf den Grenzen genährt wurden. 

Kräftige Wahrung der eigenen Sicherheit, kühne Aufnahme der durch 
Frankreichs Verhöhnung der Verträge und friedlicher Verhältniſſe hin⸗ 
geworfenen Aufforderung, ſchienen von der Ehre geboten (deren einfache 
Forderungen oft richtiger leiten, als künſtliche Berechnung) und von der 
Politik gerechtfertigt, die in dem allmähligen Auflockern jeder guten Kraft, 
in der Zerſplitterung des morſchen eidgenöſſiſchen Verbandes die aller— 
größte Gefahr erkennen konnte. Daher hatte Bern auf der Tagſatzung 
im Herbſt 1792 nach dem zehnten Auguſt, und nachdem Friede und Neu⸗ 
tralität von Seite Frankreichs durch die Vorgänge von Genf, Mühlhauſen, 

Wallis, Bündten u. ſ. w. ſchwer verletzt worden, die Abbrechung des 
diplomatiſchen Verkehrs mit Frankreich gefordert. Damals ſchienen unter 

allen Ständen Baſel und Zürich einzig nicht ungünſtig für die fran— 

zöſiſche Revolution geſtimmt; die Mehrheit, derſelben abgeneigt, gab jedoch 

gerne trügeriſchen Hoffnungen zu Erhaltung des Friedens Raum. Von 

dieſer Aarauer Tagſatzung des Herbſtes 1792 hinweg, ſpaltete ſich die Aarauer Tag⸗ 
Regierung Berns in zwei Parteien, deren Kampf, da wo Einigkeit vor ſatzung 1792. 
allem noth gethan hätte, vieles zum Verderben beitrug und von denen 

unter verſchiedenartigen Verhältniſſen das Jahr 1830 ein nicht minder 
verderbliches Seitenſtück darbieten ſollte. Der Seckelmeiſter Friſching, 

Berns Geſandte an der Tagleiſtung zu Aarau, kehrte von derſelben mit 

ſehr veränderten Anſichten zurück, und ward das Haupt der Friedens- Parteien in 
partei gegenüber der Kriegsmeinung, an deren Spitze der Schultheiß Bern. 
Steiger ſtand. 

Sei es, daß Friſching bei der nähern Einſicht in die Meinungen Friſching. 
der eidgenöſſiſchen Geſandten eine entmuthigende und betrübende Ueber— 
zeugung geſchöpft hatte, daß das Band der Eidgenoſſenſchaft zu ſchlaff 
geworden, die Geſinnung zu ſehr entnervt ſei um einen Krieg zu führen; 
daß er eingeſehen, Bern werde verlaſſen und erdrückt werden; ſei es, daß 
er nach den Vorſtellungen Barthelemy's geglaubt, die maßloſe Ungebunden⸗ 
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heit der franzöſiſchen Politik könne nicht andauern, Frankreich ſelbſt müſſe 
bald aus dem Zuſtand der revolutionären Geſetzloſigkeit, in welcher es 
zwiſchen dem Deſpotismus der Schreckensherrſchaft und der Anarchie hin 
und her ſchwankte, in einen geregelten übertreten und dann könne die 
Schweiz, wenn nur nicht früher ergriffen, gerettet werden; es ſtand feſt 
in Friſchings Anſichten, daß man um jeden Preis trachten müſſen, den 
Krieg mit der franzöſiſchen Republik zu vermeiden, man ſolle ſo viel als 
ſich nur immer thun laſſe, den Verwickelungen aus dem Wege gehen, ſie 
mit Geduld und Sorgſamkeit zu löſen trachten, Zeit gewinnen. Beſſer 
ſei, nicht untergehen, als ſelbſt mit Ehren untergehen. Friſching war 
mit allen Eigenſchaften ausgerüſtet, die einer Meinung Eingang und An⸗ 
hang verſchaffen können. Er hatte gerechte Anſprüche auf Zutrauen und 
Achtung, und er wußte dieſe zu behaupten, auch als ſpäter die Würfel 
gefallen waren und er in der Revolution ſelbſt zu einer hohen, öffent⸗ 
lichen Stellung berufen wurde; er blieb unbefleckt von den niedrigen Aus⸗ 
brüchen perſönlicher Leidenſchaft und es konnte niemanden zu Sinne ſteigen, 
daß er zu des Vaterlandes Untergang mitgewirkt, um auf deſſen Trüm⸗ 
mern höher zu ſteigen. Selbſt ſeine Gegner zollten im allgemein die 
Anerkennung, daß er, zwar auf anderem Wege, aufrichtig Rettung ange⸗ 
ſtrebt und auf dieſem ausgeharrt habe. Ob der Umſtand, daß nach dem 
im Februar 1791 erfolgten Hinſcheid des Schultheißen Sinner gegen 
Friſching, welcher als Deutſch-Seckelmeiſter die nähere Anwartſchaft darauf 
hatte, der Venner von Mülinen, wahrſcheinlich durch die Unterſtützung 
des Schultheißen Steiger, zu jener Würde erhoben wurde, Friſching ge⸗ 
neigter gemacht, gegen Steigers Anſichten aufzutreten, iſt nicht ganz un⸗ 
möglich; allein ſeine Meinung ſtützte ſich auf Gründe, die allerdings ge⸗ 
wichtig genug waren, und in ſeinem ganzen Benehmen blickte weder da⸗ 
mals noch ſpäter, eine des Bernermagiſtraten nicht würdige Geſinnung 
hervor. Darin mochte Friſching ſich am bedeutendſten geirrt haben, daß 
er nicht in Anſchlag brachte, welch' eine zerſtörende Wirkung im Innern 
Schwäche und Ohnmacht erzeugen. Er mochte, durchdrungen von ſeiner 
ſubjektiven Ueberzeugung, es überſehen, daß, zumal in einem Gemein⸗ 
weſen, das allgemeine, unverfälſchte Gefühl für Recht und Ehre, der 
natürliche Sinn, nicht den kalten unempfänglichen, wenn ſchon allenfalls 
an ſich richtigen Ziffern des Politikers aufgeopfert werden dürfen, der 
Zuneigung und Abneigung hintanſetzt, für den es keine Gefühlsinfluenz 
giebt. Er mochte vielleicht nach den gewiß wohlgemeinten Vorſtellungen 
Barthelemy's (deſſen Deportation nicht lange nachher zeigte, wie ſehr er 
ſelbſt ſich über die damaligen Zuſtände irren konnte), die revolutionären 
Zuſtände der franzöſiſchen Machthaber nicht richtig beurtheilt haben. 
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Friſching, unterſtützt von ſeinem Bruder, der für den erſten (in der ver— 
trauteſten Bekanntſchaft mit den Rednern Griechenlands und Roms ge— 
bildeten) Redner des Großen Rathes galt, gewann einen ſtarken Anhang 
für eine Meinung, welche die Gefahren eher zu entfernen, als denſelben 
die Stirne zu bieten bezweckte, und die alſo einer, durch langen Frieden 
erzeugten, weichlichern Richtung ſo ſehr zuſagen mußte: der Schwäche und 
Furchtſamkeit iſt immer erwünſcht, gemeſſene Klugheit vorzuſchützen. 

Dem Schultheißen Niklaus Friedrich Steiger folgte die entſchloſſenere 
Partei des Großen Rathes. Geboren den 27. Mai 1729, ſtand Steiger 
in feinem ein und ſechzigſten Lebensjahr, bei dem Ausbruche der franzöſi⸗ 
ſchen Revolution, kurze Zeit nachdem er an des hochbetagten Schultheißen 
von Erlach Stelle zur höchſten Würde in ſeiner Vaterſtadt war berufen 
worden. Feurigen Sinnes, leichter, lebendiger Auffaſſung, tiefen, raſchen 
Blickes, vereinigte Steiger mit dieſen ſeltenen Eigenſchaften eines Staats- 
mannes, Würde und Anmuth in ſeinem ganzen Weſen und gewann ſich 
die öffentliche Zuneigung in hohem Maße ). 

Kaum hatte die franzöſiſche Revolution ſich zu entfalten begonnen, 
als Steiger vorherſah, daß ſie der Eidgenoſſenſchaft den Untergang be— 
reite, daß ſie nach alter traditioneller franzöſiſcher Politik Bern insbe⸗ 
ſondere gefährden und nach unverträglichen Principien unabläſſig befeinden 
werde. Steiger war unverſöhnlicher Gegner der Revolution im allge— 
meinen als ſolcher nach ihrem tief durchſchauten Princip und nach ihrem 
richtig geahneten Verlauf; er erkannte ſie um ſo eher im beſondern als 
entſchieden feindſelig und glaubte, nur durch Waffengewalt könne ſie, zur 
Sicherſtellung von Europa müſſe ſie, bezwungen werden. Schon früh 
erachtete er einen allgemeinen Krieg für unvermeidlich, deſſen Verzögerung 
er nur für nachtheilig hielt. Er war überzeugt, daß der verletzende Ton 
der Machthaber gegen die Schweiz, die mancherlei Eingriffe in traktat— 
gemäße Beſtimmungen Ausfluß feindſeliger Geſinnungen und Anbahnung 
zu feindlichen Auftritten ſeien; daß jede Nachgiebigkeit neue Forderungen, 
jede Einbuße neue Schädigungen nach ſich ziehen werde. Er kannte jedoch 
ebenfalls genau den Zuſtand der Eidgenoſſenſchaft; er verhehlte ſich nicht 
die Erſchlaffung des Verbandes, die Verweichlichung des Sinnes; allein 
er hielt den Kern des Volkes noch für geſund und die große Zahl für 
empfänglich für die Ehre des Schweizernamens, noch immer fähig der 
Begeiſterung, die nur des Weckens bedürfe. Nach dem Gemetzel vom 


) Oft pflegten ſelbſt Schulknaben ihre Spiele der Erholungsſtunde aufzuopfern, 
um ſich am Heimweg des Schultheißen aufzuſtellen und auf ihren Gruß den nie aus⸗ 
bleibenden freundlichen Wink zu erhalten. 


Steiger. 
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10. Auguſt (1792) ſchien ihm der Friede ein Hohn, die Belagerung 
Lyons und der Hülferuf dieſer Stadt den ſchicklichſten Zeitpunkt zu be⸗ 
zeichnen um die in Vertheidigung des zuſammenbrechenden Throns Lud— 
wigs gemordeten Schweizer zu rächen. Deßhalb beantragte Bern auf 
der Tagſatzung die Unterbrechung der diplomatiſchen Verhältniſſe mit 
Frankreich, was natürlich Rüſtungen nach ſich gezogen hätte ). 

Die durch Zürichs, unbezweifelt im Sinne der allgemeinen furchtſamen 
Stimmung, geltend gemachten Einfluß bewirkte Nachgiebigkeit der Tag⸗ 
ſatzung verrieth allerdings eine troſtloſe Schwäche in den Rathsſäälen. 
Frankreich hingegen, das in allgemeinen Krieg verflochten, einen einleuch- 
tenden Nutzen aus der Neutralität der Schweiz zog, ſchritt nicht zu auf- 
fallend feindſeligen Vorkehren gegen dieſelbe; beides kam den Behauptungen 
der Friedenspartei zu ſtatten und ihre Hoffnungen ſchienen ſich zu recht⸗ 
fertigen. Vor einem offenen, jetzt noch nachtheiligen Bruche ſomit ſicher 
geſtellt, machte ſich die franzöſiſche Regierung die bezeigte Schwäche alſo⸗ 
bald zu nutze, indem ſie den Abzug der Berner- und Zürcherſuccurs⸗ 
truppen aus Genf verlangte, nach deren Entfernung die von ihr beab- 
ſichtigte, zur ſpätern Vereinigung Genfs mit Frankreich führende, Revo⸗ 
lution jener Stadt ausbrach. Auch dieſe neue Gefahr öffnete der Eid— 
genoſſenſchaft die Augen nicht. Später beſtärkte das Waffenglück der 
franzöſiſchen Armeen die Anſichten der Friedenspartei noch beſtimmter, 
welche bald nur in dem furchtſamſten Vermeiden jedes Zuſammenſtoßens 
mit dem übermächtigen Feinde die Rettung hoffte und ſuchte. Immer 
offener trat hingegen das Beſtreben der verrätheriſchen Comites in Paris 
hervor, die Franzoſen ſelbſt zum Angriffe zu vermögen, welche, ihrer Beute 
immer gewiſſer, den gelegenſten Augenblick wohl erwarten und mittler⸗ 
weile den Boden immer tiefer aufwühlen konnten, und zugleich den Kreis, 
in welchem die Selbſtſtändigkeit der Schweiz ſich Pes konnte, wie 
oben gezeigt worden, immer enger zogen. 


9 Nur ein Fall kann ſtattfinden, wo, ungeachtet aller ſeiner Uebel, der Krieg noth- 
„wendig wird; es iſt der Fall, daß man ihn nicht vermeiden könnte, ohne einem unge⸗ 
„rechten, ſchlauen, übermächtigen Feinde zu vielen Vortheil über ſich zu geben. Wollte 
„man ſodann aus Schwäche dem Kriege ausweichen, ſo liefe man ihm noch gefährlicher 
„entgegen; man würde Friede machen, wo kein Friede, ſondern nur ein betrügeriſcher 
„Friedensan ſchein wäre. In ſolchem Falle muß man ſelbſt wider Willen den Krieg 
„herzhaft führen, aus reinem Verlangen nach einem guten, dauerhaften Frieden.“ Dieſer 
Lehre, die Fenelon in der Gewiſſensleitung eines Königs im 27. Punkt giebt, folgte 
weder jetzt die Tagſatzung noch 1798 Bern, letzteres vielleicht eher entſchuldigt durch ein 
noch größeres Mißverhältniß der Macht zum Kriege. Jetzt iſt man mit dem Staats⸗ 
recht ſo weit gekommen, als man bei Griechenland und Neapel England, in Portugal 
Frankreich und ſpäter in Hannover Preußen gegenüber es erlebt hat. 


— 111 — 


Durch alles dieſes ward Schultheiß Steiger bewogen, noch in den 
erſten Monaten des Jahres 1796 dem Antrag Zürichs zu förmlicher 
Anerkennung eines franzöſiſchen Botſchafters in der Perſon Barthelemy's, 
ſich zu widerſetzen und für dieſe Anerkennung auf eine Beſchlußnahme 
der Tagſatzung zu verweiſen. Dieſer Gegenantrag ward von Seckel— 
meiſter Friſching bekämpft, und deſſen Meinung gemäß, wurde erkannt, 
nach dem Wunſche Zürichs dem Botſchafter durch ein Beglückwünſchungs⸗ 
ſchreiben des Vororts zu antworten?). 

Mit dem Waffenſtillſtande, der durch den Frieden von Campo Formio 
(Oktober 1797) auch für Deutſchland zu Stande kam, ſchien den Fran⸗ 
zoſen der Zeitpunkt eingetroffen zu ſein, die Plünderung und Unterdrückung 
der Schweiz in's Werk zu ſetzen und Steiger wies hin auf die Nähe 
und die Größe der Gefahr, als am 18. Fruktidor V. Barthelemy in 
Paris geſtürzt ward und Mengaud in der Schweiz auftrat, um die Ent- 
fernung des engliſchen Geſandten zu fordern. Die Zeit, nach ſeinem Sinne 
durch eine Kriegserklärung hinterliſtiger Befeindung entgegenzutreten, war 
vorüber; jetzt war man bereits nach der Richtung der Gemüther, nach 
allem, was man ſich hatte gefallen laſſen, auf die Vertheidigung im 
engſten Sinne des Worts, beſchränkt. Die Regierung fühlte dieß wohl 
und man beſchloß, eine Geſandtſchaft nach Paris abzuſenden, zu Be-Sendung nach 
feſtigung von Frieden, Ruhe und Zutrauen. Als Gegenſtände, Vari. 
welche ſo gut möglich in's Reine gebracht werden und worüber die Ge— 
ſandten bei dem Direktorium ſich verwenden ſollten, waren bezeichnet, die 
Vorwürfe, welche letzteres gegen das Benehmen des engliſchen Geſandten 
Wickham erhoben hatte; diejenigen gegen angebliche Neutralitätsverletzungen; 
gegen den Aufenthalt und die ſogeheißenen Verſammlungen von Emigrirten, 
ſowohl ſolcher, die aus Frankreich waren deportirt worden, als ſolcher, 
die Päße führten, oder die ſich geflüchtet hatten. Ueber den Aufenthalt 
von Laharpe und ſein und ſeiner Gefährten Treiben, deren Einflüſterungen 
und Aufhetzungen die Mißſtimmung des Direktoriums beigemeſſen werden, 
oder die hinwieder daraus entnommen werden konnte, ſolltem ſie Vor— 
ſtellungen machen; endlich die Abſichten Frankreichs, in Beziehung auf 
das Ergüel, das Münſterthal, Genf, Neuenburg und das Frickthal, ſollten 
ſie zu ergründen trachten. Bereits ein Jahr früher hatte eine Geſandt— 
ſchaft nach Paris abgehen ſollen, deren Geſchäfte (in ähnlichem Sinne) 
dann dem in eigenen Angelegenheiten dorthin reiſenden General Weiß 


3) Im Mai 1797 ward Barthelemy in das Direktorium berufen. Bern beſchenkte 
ihn bei ſeiner Abreiſe mit der großen Verdienſtmedaille, dem ausgezeichnetſten Ehren⸗ 
geſchenk der Republik. Ihn erſetzte Bacher. 
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waren übertragen worden und ohne Ergebniß geblieben waren. Nun⸗ 
mehr wurden zu Geſandten gewählt, der Oberſtlieutenant Tillier, der zu 
Steigers entſchiedenſten Gegnern gehörte und einer der wenigen Patricier 
war, welche ſpäter, nach dem Falle Berns, von dem durch die franzöſiſchen 
Machthaber gegen dieſelben ausgeſprochenen politiſchen Interdicte aus⸗ 
genommen wurden, und der Major Mutach; Karl Ludwig Haller be⸗ 
gleitete ſie als Sekretär. Den „außerordentlichen Geſandten“ der Repu⸗ 
blik Bern (deren Geſandte einſt die Audienz bei Ludwig XIV. ausſchlugen, 
weil ihnen ſtreitig gemacht wurde, nach königlichen Ehrenrechten mit be- 
decktem Haupte zu erſcheinen) wurde der Zutritt zu dem Direktorium, 
der bloß „Botſchaftern“ geſtattet werde, verweigert. Laharpe und ſeine 
Gehülfen waren in größter Thätigkeit. Während Talleyrand die Ge⸗ 
ſandten hinhielt, erſchienen aus der Feder Laharpe's, der beinahe täglich 
mit dem Miniſter verkehrte, die gehäſſigſten Artikel gegen Bern, kaum 
einer ohne Vorwiſſen oder Gutheißen Talleyrands, der auf die bei ihm 
geführte Beſchwerde kalt ausweichend entgegnete, „er kenne Laharpe nicht 
und verachte ihn.“ Die Geſandten, um den Vorwand zur Verweigerung 
einer Audienz zu heben, hatten ſich um eidgenöſſiſche Creditive beworben. 
Sobald man in Paris vernahm, daß ſolche würden ausgefertigt werden, 
ſchickte man die Geſandten fort unter dem höhnenden Vorwand, ſie ſeien 
von gefährlichen Menſchen und Ränkemachern umgeben (allerdings be⸗ 
fanden ſie ſich unter ſolchen!), und es werde beſſer ſein, die Sachen 
ſchriftlich zu verhandeln. Auf ihre Vorſtellungen entgegnete Talleyrand 
drohend und finſter: „um eilf Uhr begebe ich mich zu dem Direktorium; 
wenn Sie in ihrer Weigerung beharren, ſeiner Einladung zu entſprechen, 
ſo mache ich Sie gegen Ihr Vaterland für alles Unglück verantwortlich, 
das daraus entſtehen wird.“ Gleichzeitig mit dieſer Verabſcheidung der 
berneriſchen Geſandtſchaft?) ward Peter Ochs nach Paris einberufen. 
Der Einmarſch in die Waadt wurde beſchloſſen; ſchon am 8. Jänner 
rückten achttauſend Mann unter Menard in Genf und Gex ein. 

Auch gegen die Thäler des Jura rüſteten die Franzoſen den Angriff. 
Unterm 14. Dezember gieng die Nachricht aus dem Münſterthale ein, es 
ſeien 10,000 Mann von Belfort her im Anmarſch, daher Bern Verthei⸗ 
digungsanſtalten an der Ziel und der Aare treffen mußte, unter Mit⸗ 
theilung an die Kantone. Am 17. ſchon meldete Bern ſeinen Eidgenoſſen, 


4) Natürlich hatte die Geſandtſchaft ihre Aufträge nicht erfüllen können, bloß ließ 
man ihr, wahrſcheinlich nicht ohne Abſicht, die Kunde der Inſtruktion zugehen, nach 
welcher der franzöſiſche Geſandte in Raſtatt für Frankreich die Einverleibung Genfs for⸗ 
dern oder vielmehr erklären ſollte. Dem Genfer Reſidenten Micheli in Paris gaben 
hierauf die erner einen erſten Wink. 
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das franzöſiſche Hauptquartier ſei in Biel, und es verlauten feindliche 
Aeußerungen gegen Bern und Solothurn, daher die Stände zu eidgenöſſi⸗ 
ſchem Aufſehen vermahnt werden. Am 18. verlangte der kommandirende 
General Gouvion St. Cyr den Durchpaß über Bernergebiet oder über 
das Pannergebiet von Teſſenberg, um Neuenſtadt zu beſetzen. Bern be⸗ 
willigte den letztern, um den Frieden zu erhalten! | 

Steiger, General von Erlach und andere Magiſtraten warnten und 
drangen zu Ergreifung kräftiger Maßregeln; allein die Beſorgniß hatte 
nunmehr die meiſten beſchlichen, es ſei jetzt zu ſpät zum äußerſten Ent⸗ 
ſchluß. Am 6. Dezember, als die von Paris heimgekehrten Geſandten ihren 
traurigen Bericht erſtatteten, hatte Bern eine Abordnung nach Raſtatt 
beſchloſſen, wo der Friede Frankreichs mit dem Reiche unterhandelt wurde, 
um dort wegen der biſchöflich baſelſchen Lande, welche von Frankreich 
angeſprochen wurden, wo möglich für die Schweiz günſtige Beſtimmungen 
zu erhalten, und im allgemeinen ſich zum Beſten der Eidgenoſſenſchaft zu 
verwenden. Von den biſchöflichen Landen waren Erguel und Münſterthal 
mit Bern verburgrechtet und verpflichtet, ihm mit ihrer Mannſchaft zuzu⸗ 
ziehen, während zugleich ihr Landesherr im Verband des deutſchen Reichs 
ſtand. Profeſſor Tſcharner wurde nach Raſtatt abgeſendet. An dieſem 
Schritt nahm Zürich theil; allein in Raſtatt fanden, mit ſehr wenigen 
Ausnahmen, die ſchweizeriſchen Abgeordneten keinen Anklang. Hatte ja 
doch die vom Reiche entfremdete und lange nur zu ſehr zu Frankreich 
hinneigende, Schweiz an dem unglücklich abgelaufenen Kriege gegen die 
Revolution nicht Antheil genommen, die Laſten nicht getragen, ſondern 
aus ihrer nicht immer parteilos gehaltenen, die Franzoſen begünſtigenden 
Neutralität mancherlei Vortheil gezogen, ſo mochte ſie ſich jetzt aus der 
Verlegenheit ziehen; die, welche vom Kriege ermüdet und erſchöpft waren, 
konnten die nöthige Ruhe nicht auf's Spiel ſetzen. Dieß die ungünſtige 
Stimmung, welche es den Franzoſen erleichterte, rückſichtslos ihr Spiel 
zu treiben. Von allen Seiten rückten ihre Truppen heran, während eine 
am 26. Dezember 1797 zuſammengetretene Tagſatzung in Aarau gegen 
alle kräftigen Anträge taub, nur untergeordnete Vorbereitungsmaßregeln 
berieth und, wie oben bemerkt worden, die empörenden Erklärungen 
Mengauds geduldig unter Empfangsbeſcheinigungen hinnahm. Am 2. 
Jänner 1798 erließ die Tagſatzung eine ſchüchterne Proklamation, deren 
entmuthigenden Eindruck Bern durch eine etwas kräftigere vom 5. Jänner 
zu verwiſchen ſuchte. Die franzöſiſchen Aufwiegelungskünſte waren jedoch 
weder bemäntelt, noch in vorgeſchützter Beziehung auf eine Garantie vom 
Jahr 1565, auf die Waadt beſchränkt. In Aarau und im Emmenthal 
hatte die Aufhetzung ebenfalls gewirkt, und offen wurde den Empörern 


Annäherung 
des Angriffs. 


Truppen⸗ 
aufſtellung. 


General 


von Erlach. 


Franzöſiſche 
Ränke. 


— 114 — 


Mengauds Schutz verheißen. Nicht ohne Würde im Ausdruck (wo aber 
kräftiges Bewußtſein würdiges Handeln gefordert hätte), bezog ſich die 
Regierung auf ihre ſouveräne Stellung, die im eigenen Lande und nach 
beſtehenden Geſetzen und über denſelben nur einen Richter anerkenne. 

Es wäre eine undankbare Wiederholung von bekannten Thatſachen ), 
die zu vergeſſen keinem Schweizer möglich iſt, das ganze Ränkegewebe 
zu verfolgen, welches dem franzöſiſchen Ueberfall vorangieng, um der 
Uebermacht einer ſieggewohnten Armee durch die unrühmlichſten Mittel 
einen Erfolg zu bereiten, an dem nur das ſchlechte Bewußtſein zweifeln 
konnte. 

Nachdem die Waadt durch Menard beſetzt worden, welchem Brüne 
im Kommando nachfolgte, wurde von der Armee aus Italien ſein Heer 
auf ungefähr ſechzehntauſend Mann vermehrt; einem gleich ſtarken Korps 
von der Armee aus Deutſchland, ſollte durch Brüne's politiſirende 
Künſte — laut ſeinem eigenen Brief an Bonaparte — Zeit gegeben 
werden, ſich unter Schauenburg im Bisthum Baſel zu verſammeln. Eine 
Reſerve von weitern zwanzigtauſend Mann ſtand hinter beiden. 

Unter ſolchen drängenden Umſtänden ſtellte Bern ſeine Auszüger, 
in vier Diviſionen ungefähr ſechzehntauſend Mann), in's Feld (1800 
Mann Zuzüger von Zürich, Luzern und den kleinen Kantonen ungerechnet, 
da dieſelben nicht gegen den Feind verwendet werden konnten), zu welchen 
das allgemeine Aufgebot im letzten Nothfalle etwa noch andere vierzehn⸗ 
tauſend Mann ungeübter Mannſchaft, unvollſtändig mit Offiziers ver⸗ 
ſehen, hätte beifügen können, welche aber längere Zeit von Haus und 
Hof entfernt zu halten, nicht möglich war. Der Oberbefehl wurde dem 
General Karl Ludwig von Erlach von Hindelbank übertragen, bis daß 
derſelbe durch den F. M. L. Hotze würde übernommen werden können, 
einen Züricher in k. k. öſterreichiſchen Dienſten, welcher ſeine Anſtellung 
verlaſſen wollte, um ſeine Erfahrung und ſeine anerkannten Talente dem 
Vaterlande zu widmen, auf deſſen Boden er ungefähr anderthalb Jahre 
ſpäter — beim Angriffe der Franzoſen auf ſeine Stellung an der Linth 
am Tage vor der Schlacht bei Zürich — als öſterreichiſcher General den 
Tod finden ſollte. Hotze traf aber erſt auf der berneriſchen Grenze ein, 
als Bern gefallen war. Brüne und Mengaud negocirten mit Bern, 
während die franzöſiſchen Tagblätter Zerwürfniſſe in der Eidgenoſſenſchaft 
herbeizuführen unabläſſig bemüht waren, indem ſie vorſtellten, nur um 
Befreiung der Waadt ſei es zu thun, und einzig gegen die Oligarchien 


5) Nachzuſehen u. a. in von Rodt's Kriegsweſen. 
6) Von Rodt, Geſchichte des berniſchen Kriegsweſens. 


— 115 — 


von Bern, Freiburg und Solothurn ſei die franzöſiſche Bewaffnung ge⸗ 
richtet, von welcher die übrige Schweiz nichts zu beſorgen habe. Zu 
gleicher Zeit wurden durch untergeordnete Agenten die Gemüther des 
Volks und insbeſondere der Milizen durch Gerüchte von Verrath beun— 
ruhigt und erhitzt. — Vergeblich drang von Erlach wiederholt darauf, 
durch einen kühnen Angriff die Franzoſen aus der Waadt zurückzuwerfen, 
bevor ſie ihre ganze Macht geſammelt hätten. Die Friedenspartei, welche 
bereits die Verfaſſung ſelbſt dem Beſtreben geopfert hatte, von einem 
hinterliſtigen und beutegierigen Feind den Frieden für das Land zu er⸗ 
kaufen, wollte ſich noch überreden, zu hoffen, was ſie wünſchte, oder aufzu— 
geben nicht die Entſchloſſenheit hatte. Dieſe Partei in der Regierung 
ward. jetzt verſtärkt durch alle die, welche die unläugbare Nähe der 
Gefahr ſchreckte. 

Die immer drohender lautende Sprache der franzöſiſchen Tagblätter, 
die günſtige Aufnahme, die eine von Laharpe angeführte Deputation waadt- 
ländiſcher Flüchtlinge und ſpäter eine Dankſendung beim franzöſiſchen 
Direktorium fand, welche die Nationalverſammlung von Lauſanne für die 
durch den Einmarſch der Franzoſen der Freiheit geleiſteten Dienſte ab— 
ordnete, das immer herbere und herausfordernde Betragen der franzöſi⸗ 
ſchen Agenten verkündeten laut genug, nach der höhnenden Verſchickung. 
der Bernergeſandten von Paris, die Feindſeligkeit der franzöſiſchen Macht⸗ 
haber. 

Die ſchweizeriſchen Repräſentanten hatten, wie bemerkt, in der Waadt 
die Stellung von Eidgenoſſen verlaſſen, um diejenige von Vermittlern 
anzunehmen, jetzt, da es um das Letzte und Höchſte ſich handelte, konnten 
ſie keine kräftige, brüderliche Hülfe anbieten, ſondern wußten nur Vorſicht, 
Klugheit und, als Inbegriff derſelben, Nachgiebigkeit anzurathen, wenn 
nicht die übermüthigſte Inſolenz in der Form der Forderungen zu einigem 
Widerſtand in der Sprache nöthigte. Bern war auf ſeine eigenen Kräfte 
allein angewieſen, denn Freiburg und Solothurn, nicht minder bedroht, 
bedurften ſelbſt der Hülfe von Bern und konnten keine leiſten; die ganze 
Waffenmacht Freiburgs beſtand aus ungefähr zwölfhundert Mann unge⸗ 
übter Milizen, welchen noch erſt Waffen in die Hände gegeben werden 
mußten. Angetrieben durch Ochs, hatte Baſels Regierung bereits am 
20. Jänner 1798 die politiſche Revolution durch die Einführung einer, 
auf ſogenannter Freiheit und Gleichheit gegründeten Verfaſſung 
erklärt, hierauf Zürich, Zug, Glarus, Appenzell Innerrhoden, dieſelbe 
gebilligt. Eine ähnliche Revolution beſchloß die Regierung von Luzern 
am 21. Jänner. Wenige Tage ſpäter, am 26., ſtellte im Großen Rath 
von Bern, Abraham Friedrich Mutach den Antrag, zu Einberufung von 
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Abgeordneten der Städte und Landſchaften. Niemand ſprach über den 
vorher mit einer Anzahl von Mitgliedern verabredeten Vorſchlag; in 
dumpfem Zweifel der einen, ob das aus den frühern Zeiten der Repu⸗ 
blik, wo zuweilen für einzelne Fälle die Meinung der Gemeinden, ſei es 
durch Einberufung von Ausgeſchoſſenen, ſei es durch Abſendung von Raths⸗ 
boten in dieſelben, vernommen wurde, entlehnte Mittel, Rettung zu bringen 
vermöge; der andern, ob dasſelbe nicht den Gang der Revolution be- 
fördern, die Unſchlüſſigkeit und Rathloſigkeit in der Gefahr vermehren, 
die Verwirrung unauflösbar machen werde, hörte die Verſammlung den 
Antrag und nahm ihn ſtillſchweigend an. Keiner wollte die Verantwort⸗ 
lichkeit einer entſchiedenen Meinung übernehmen, auf welche ſpäter die 
ganze Laſt der Folgen gewälzt werden konnte, zu nicht ſehr löblichem 
Troſt aller ſolcher, welche gewöhnlich zur Zeit keine, nach dem Ereigniſſe 
aber die überdachteſte Anſicht haben. Schultheiß Steiger, um ſeine Mei⸗ 
nung angefragt, verlieh dem Gefühl der Verſammlung einen Ausdruck in 
den kurzen Worten: „Gnädige Herren! wenn dieſes Mittel uns nicht 
rettet, ſo wird es uns ſicherlich tödten.“ Hierauf wurden zwei und fünfzig 


Abgeordnete in Abgeordnete aus Städten und Landſchaften einzuberufen erkennt, nämlich 
die Regierung. fünf aus den Burgern jeder der beiden Gemeinden (der obern und der 


3. Februar. 


untern Stadt) der Hauptſtadt; einer aus jeder der neun Städte Aarau, 
Zofingen, Lenzburg, Brugg, Burgdorf, Thun, Aarberg, Nidau und Er⸗ 
lach; von der Landſchaft je von einem Regimentsbezirk einer. Der durch 
die Vorgeſetzten vorzunehmenden Wahl dieſer Abgeordneten ſollten keine 
Landvögte oder andere Standesglieder beiwohnen. 

Am 1. Februar traten ſie in die Verſammlung ein; zwei Tage 
ſpäter, am 3., ward die Umänderung der Verfaſſung beſchloſſen '). Be⸗ 


7) Dieſes, wegen des feindlichen Angriffs und der Unterjochung Berns ohne Voll⸗ 
ziehung gebliebene, allein ſeiner ſpätern Folgen wegen wichtige Dekret lautet: Wir 
Schultheiß, Kleine und Große Räthe und Ausgeſchoſſene der Städte 
und Landſchaften des eidgenöſſiſchen Standes Bern thun kund hiermit: 
daß Wir, nach feierlicher Abſchwörung eines theuern Eides zu Gott dem Allmächtigen, 
Unſer Vaterland und ſeine Unabhängigkeit gegen jeden äußern und innern Feind 
mit Gut und Blut zu vertheidigen, Uns frei und ungedrungen entſchloſſen haben, 
die Regierung mit dem ganzen Volke auf das innigſte zu verbinden, und zu 
dieſem heilſamen Endzwecke in Unſerer Staatsverfaſſung diejenigen Ver⸗ 
änderungen vorzunehmen, die das Wohl des Vaterlandes erfordert 
und dem Geiſt der Zeit und den Umſtänden angemeſſen ſind. 

Zu dieſem Ende haben Wir nach reifer Ueberlegung folgende Beſchlüſſe erkennt und 
demnach feſtgeſetzt und verordnet: 

1. Daß wir längſtens innert Monatsfriſt einer aus den einſichtsvollſten und rechtſchaf⸗ 
fenſten Staatsbürgern von Uns niedergeſetzten Commiſſion den Auftrag ertheilen 
werden, den Plan zu einer verbeſſerten Staatsverfaſſung zu entwerfen. 
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ſchlüſſe ähnlicher Art ergiengen in den übrigen ſouveränen Städten, in 
Zürich am 5., in Freiburg und Schaffhauſen am 6., in Solothurn am 
11. Februar. 

Unterm 7. Februar wurde eine außerordentliche Kommiſſion als 
Oberpolizeibehörde und als außerordentliches Kriminalgericht niedergeſetzt, 
um Umtriebe und Verrath zu hindern und zu beſtrafen (ſchon unterm 
4. Jänner war Cornelius Henzi wegen aufrühreriſchen Handlungen aus⸗ 
geſchrieben worden). Sie beſtand unter dem Vorſitze des Rathsherrn 
Herbort aus ſechs Gliedern, von denen vier Abgeordnete aus Städten 
und Landſchaften. 

Am gleichen Tage wurde von der Regierung von Bern an das 
franzöſiſche Direktorium geſchrieben im Namen der „Regierung und des 
durch ſeine Repräſentanten mit derſelben vereinigten Volkes des eidgenöſſi⸗ 
ſchen Standes Bern“, um die Beilegung aller Anſtände und die Zurüd- 
ziehung der franzöſiſchen Truppen von den Grenzen zu verlangen; eine 
aus dem Oberſtlieutenant Anton Tillier (dem frühern Geſandten nach 
Paris) und den Abgeordneten Fürſprech Bay von Bern, Dr. Rengger 
von Brugg und Wirth Gygax von Herzogenbuchſee, beſtehende Deputation 
überbrachte dieſes Schreiben an Mengaud, mit dem Auftrag, zu dem 
angedeuteten Zwecke mit ihm Unterhandlung zu pflegen. Auch an General 


2. Daß jeder Staatsbürger das Recht habe, zu allen Stellen der Regierung und 
Verwaltung des Staates zu gelangen, und daß die Repräſentation des Volkes 
in der Regierung durch ſelbſtgewählte Repräſentanten als Grundlage dieſer Ver⸗ 
faſſung feſtgeſetzt ſein ſolle. 

3. Daß in Aufrechthaltung der Religion und Behauptung unſerer Freiheit und 
Unabhängigkeit und Integrität Wir feſt entſchloſſen ſeien, die erkennte Verbeſſerung ohne 
einige fremde Einmiſchung vorzunehmen und zu vollenden. 

4. Daß das Privateigenthum gleich dem Eigenthum des Staats und der Gemein⸗ 
heiten unter den Schutz der Geſetze gelegt, als unverletzbar erklärt und jo wie die Sicher- 
heit der Perſonen heilig ſein ſolle. 

5. Daß die Beſoldung aller Aemter in der Regierung nach dem Verhältniſſe ihrer 
Beſchwerden und Arbeit beſtimmt, alle übrigen Staatseinkünfte aber zu Gunſten des 
Staats verrechnet werden ſollen. 

6. Daß der Entwurf dieſer Verbeſſerung der Staatsverfaſſung innert Jahresfriſt 
den zu dem Ende verſammelten Staatsbürgern zur Annahme oder Ver⸗ 
werfung vorgelegt und von dem Zeitpunkt an, da er wird angenommen ſein, för⸗ 
derſamſt in Ausübung geſetzt werden ſolle. 

7. Daß zu Handhabung der geſetzlichen Ordnung und der innern Ruhe eine Kom⸗ 
miſſion mit den nöthigen Vollmachten niedergeſetzt werde. 

8. Daß dieſe Beſchlüſſe den Einwohnern des ganzen Landes mitgetheilt, durch den 
Druck bekannt gemacht, von den Kanzeln verleſen und an gewohnten Orten angeſchlagen 
werden ſolle. 

Geben den 3. Februar 1798. 


Mengaud. 


Abordnung 
an Brüne. 


Von Exlach's 
Vollmacht. 
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Menard und an den Minister Talleyrand wurde die Beſchlußnahme über⸗ 
ſchrieben. Am 14. Februar (25. Pluvioſe) forderte Mengaud vorerſt 
als Grundlage der Unterhandlung die Entlaſſung der beſtehenden, und 
die Aufſtellung einer proviſoriſchen, aus dem Principe der Volksſouveränität 
hervorgegangenen Regierung, Druckfreiheit und Entſchädigung der als 
Patrioten benannten Landesverräther, welche wegen Anſtiftung zum Auf⸗ 
ruhr und wegen Einverſtändniſſen mit dem Feinde in Unterſuchung ge⸗ 
zogen oder verhaftet worden waren. Gleichen Tags traf die Anzeige 
ein, daß das Thurgau ſich unabhängig erklärt habe, und daß Mühlhauſen 
Frankreich ſei einverleibt worden. Daraufhin, und da man gleichzeitig 
Kunde von der Ochs'ſchen, auf Laharpe's Empfehlung in Lauſanne bereits 
angenommenen, helvetiſchen Conſtitution erhalten hatte, wurden Seckel⸗ 
meiſter Friſching und Oberſt Tſcharner von St. Johannſen in das Haupt⸗ 
quartier des Generals Brüne abgeordnet, um ihn, da jetzt den Forderungen 
Frankreichs entſprochen ſei, zum Rückzug zu bewegen. Er gab ausweichende 
Antwort und bot (weil Schauenburg noch nicht eingetroffen war und er 
ſelbſt noch Verſtärkungen an Reiterei und Artillerie erwartete) einen 
Waffenſtillſtand an, der, frühere Aufkündung vorbehalten, vierzehn Tage 
dauern ſollte: ein Vorſchlag, der mit einer Kriegserklärung als gleich— 
bedeutend hätte betrachtet werden ſollen. Schmachvoll war unter dieſen 
Umſtänden die Weigerung der Führer der eidgenöſſiſchen Zuzüge, die 
nicht in die Linie vorrücken wollten, weil Murten außerhalb der 
alten eidgenöſſiſchen Schweizergrenze ſtehe! General von 
Erlach antwortete auf Rampons (Brigadegeneral unter Brüne) Aufforde⸗ 
rung, den Vorpoſten bei Greng zu räumen: „Was er auf Geheiß ſeines 
Souveräns verſprochen, habe er gehalten, nämlich ſeine Aufſtellung auf 
das Gebiet des Amtes Murten zurückgezogen und auf eine Demarkations⸗ 
linie angetragen; ein Mehreres könne er nicht thun, ohne ſeiner Pflicht 
ungetreu zu ſein, und nicht bei Murten ſei es, daß ein Schweizer 
dieſe vergeſſen könnte.“ 

Die Truppen, nach Milizart zu einer thatloſen Aufſtellung wenig 
geeignet; ihre eigene Kraft hoch anſchlagend; ohne Begriff über die Stärke 
der franzöſiſchen Heere; aufgereizt durch vielerlei geheime Aufſtiftungen; 
zum Mißtrauen hingezogen durch das unheimliche Gefühl unſicherer 
Schwankungen in der Regierung, fiengen an, ſchwierig zu werden. Von 
Erlach ſah deutlich ein, daß Brüne's Unterhandlungen unredliche ſeien, 
einzig auf Zeitgewinn für ihn ſelbſt, und auf Trennung der ſchweizeriſchen 
Kräfte berechnet; daß eine Rettung, wenn noch möglich, einzig aus einem 
entſchloſſenen Angriff hervorgehen könne, unternommen im Vertrauen auf 
das gute Recht, mit der Hülfe des Herrn der Heerſcharen, der bei Laupen 
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und bei Murten Kraft verliehen. Er faßte den Entſchluß, dem Zaudern 
der Regierung ein Ende zu machen. Im Großen Rathe waren nach 
Abzug der Amtleute und der zahlreichen, bei den Truppen befindlichen 
Offiziere beinahe ausſchließlich die betagteſten Mitglieder zurückgeblieben. 
Viele derſelben theilten zwar die Entſchloſſenheit Steigers; die mehrern 
aber gaben den Vorſtellungen Gehör, nach welchen, den Frieden zu er— 
halten, noch möglich wäre. Daher benachrichtigte von Erlach die Offiziere 
im Heere von ſeinem Vorhaben, im Großen Rathe ſelbſt auf einen Ent⸗ 
ſcheid zu dringen. Montag den 26. Februar erſchien er mit zwei und 
ſiebzig dem Großen Rathe angehörigen Offizieren in demſelben, ent- 
wickelte mit ergreifender Lebhaftigkeit die Lage, ſtellte die Treuloſigkeit 
der franzöſiſchen Unterhandlungen und die Gewißheit eines offenen Bruches 
dar, und forderte im Gefühle des ſeiner Ahnen würdigen, vaterländiſchen 
Sinnes entweder ſeine Entlaſſung als Befehlshaber eines nutzloſen Heeres, 
oder die Vollmacht, den Muth und die Treue eines tapfern Volkes zur 
Rettung des Vaterlandes und der Ehre zu verwenden. Noch einmal 
loderte die Flamme auf, welche in frühern Tagen die Bruſt der Väter 
des Landes erwärmte und erleuchtete. Einſtimmig ward dem General 
Vollmacht gegeben s). Derſelben zufolge wurde ein Operationsplan zum 
Angriffe entworfen, der nach Auslauf des Waffenſtillſtandes auf den 
2. März ausgeführt werden ſollte. Am gleichen Tage, und noch ehe die 
Verſammlung des Großen Rathes aus einander gegangen war, traf ein Brüne's Unter- 
Schreiben von Brüne an die Abgeordneten Friſching und Tſcharner ein, handlungen. 
um ſie auf den 27. Februar nach Peterlingen einzuladen, da er jetzt 
Vollmachten erhalten habe. Brüne, der bereits nach Paris gemeldet, 
hatte, ſeine eigenen Verſtärkungen an Reiterei und Geſchütz ſeien einge— 
troffen, und Schauenburg jetzt etwa ſiebzehn tauſend Mann ſtark ſtehe 
auf der Grenze, alſo ſei alles bereit, um auf den 26. anzugreifen (alſo 
mitten im Waffenſtillſtande), vermißte nur die Verbindungen zwiſchen 
beiden franzöſiſchen, durch das Neuenburger- und deutſche Bernergebiet 
getrennten Heerhaufen, und hoffte unter dem Schein der Unterhandlungen 
und unter dem Vorgeben, Irrungen vermeiden zu wollen, von Bern die 
Erlaubniß zu erhalten, Adjutanten mit Geleite über Murten und Aar⸗ 
berg zu Schauenburg zu ſchicken, behufs vollſtändiger Verabredung des 
Angriffs auf vier Punkten und zu unmittelbarer Anſicht der Vertheidi⸗ 
gungsanſtalten. Dies gelang ihm, ungeachtet der Einwendungen des 


8) Die Abgeordneten Schnell von Burgdorf und Strauß von Lenzburg erklärten, 
zu keiner Kriegsprovokation ſtimmen zu können, und entfernten ſich, um nicht einzig in 
einem, der ganzen Verſammlung widerſprechenden, Sinn zu ſtimmen. 


Brüne's 
Ultimatum. 
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Generals von Erlach. Der Erfolg war, daß nach der (wie ſeine Proklama⸗ 
tion an die Waadtländer, vom 1. März beweist) deutlich vorgefaßten 
Abſicht Brüne's, Schauenburg die Berner am früheſten Morgen des 
2. März überfallen konnte, obſchon Brüne die Verlängerung des Waffen⸗ 
ſtillſtandes bis zehn Uhr Abends desſelben Tags, erklärt hatte, ja ſogar 
daß er ſelbſt gleichzeitig den Angriff auf Freiburg begann. 

Nach ſeinen vorgeblichen Vollmachten forderte Brüne Abdankung 
der berneriſchen Regierung und Einſetzung einer proviſoriſchen “); Einführung 
einer allgemeinen helvetiſchen Conſtitution; die Freilaſſung aller Staats⸗ 
gefangenen wegen politiſchen Vergehen: die Heimkehr der berneriſchen 
und der eidgenöſſiſchen Truppen; alsdann würden die franzöſiſchen Truppen 
auf eidgenöſſiſchen Boden nur in dem Fall einrücken, als ſie von den 
Regierungen ſelbſt dazu würden aufgefordert werden “). Indeß war der 
noch einmal ſich aufraffende Muth der Berner Regierung durch die eid- 
genöſſiſchen Repräſentanten wieder niedergeſchlagen worden. Dieſe, voran 
die von Zürich und Schwyz, die ſchon früher in Lauſanne höchſt nach⸗ 
theilig eingewirkt hatten, mißbilligten entſchieden die an den Feldhaupt⸗ 
mann ausgeſtellte Vollmacht, Statthalter Wyß von Zürich ſogar mit 
Bitterkeit, während die Auflöſung der Eidgenoſſenſchaft allenthalb über⸗ 
hand nahm. Am 15. vernahm man die Niederlegung der Regierung 
durch Abt und Convent von St. Gallen, und am 24., daß cisalpiniſche 
Truppen in Lauis eingerückt ſeien. Am 28. zeigte Schwyz den Entſchluß 
ſeiner Landsgemeinde an, die Unterthanen der alten Landſchaft freizu⸗ 
ſprechen, und gleichzeitig vernahm man, daß Baſel'ſches Gebiet durch 
franzöſiſche Truppen verletzt worden ſei. Die eidgenöſſiſchen Repräſen⸗ 
tanten drangen auf die unverweilte Annahme des Ultimatums von Brüne. 
Dasſelbe unbedingt annehmen, d. h. ſich wehr- und waffenlos hingeben, 
wollten jedoch im Großen Rathe nur 3 Stimmen unter 148. — Daß 
übrigens die Regierung ſich proviſoriſch erklären wolle, den Grundſatz 
einer helvetiſchen, von den Kantonen ſelbſt, ohne fremde Einmiſchung zu 
beſchließenden, Einheit annehme, und daß die Urverſammlungen im Kanton 
Bern binnen Monatsfrift, nach dem beidſeitigen Rückzuge der Truppen, 
zur Wahl der neuen, repräſentativen Regierung ſchreiten ſollen, — dieſen 
Beſchluß, der dem Weſen nach eine Annahme der vorgeſchriebenen Be— 


9) Mengaud forderte ſogar die Auslieferung des Schultheißen Steiger als Geiſel. 

10) In den ſeither veröffentlichten Briefen von Brüne an Bonaparte, rühmt ſich 
jener ſeiner Hoffnungen, die Abſichten des Direktoriums und des General Bonaparte 
ohne Schwertſtreich durchzuſetzen, und ohne Zweifel hätte von der neuen Regierung 
eben ſobald und leicht das Begehren eines Einmarſches herbeigeführt werden können, als 
dieſes bei den Patrioten des Waadtlandes der Fall geweſen war. 
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dingungen enthielt, ſollte Oberſt Tſcharner in Beiſein des eidgenöſſiſchen 
Repräſentanten, Statthalter Wyß, an Brüne überbringen 11). Während 

der berneriſche Abgeordnete mit dem fränkiſchen Heerführer in Peterlingen 

in der Nacht vom 1. zum 2. März bis drei Uhr früh verhandelte, um 

den Frieden zu erhalten, der wenigſtens noch bis nach dem nächſten 
Sonnenuntergang als Waffenruhe dauern ſollte, rückten die franzöſiſchen 

Truppen zum Ueberfalle vor, den Brüne wahrſcheinlich dadurch für hin— 

länglich entſchuldigt hielt, daß er vorübergehend bemerkte, „er gewährleiſte 

nicht, ſeine kampfluſtigen Truppen zurückhalten zu können!“ Im Laufe 

des Vormittags wiederholte Brüne ſeine Forderungen der Entwaffnung, 

der augenblicklichen Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung, der An⸗ 

erkennung des Grundſatzes einer helvetiſchen Einheitsregierung und Frei⸗ 

laſſung der wegen politiſchen Meinungen Verhafteten; alsdann würden 

die Franzoſen nicht weiter vorrücken, und nach Annahme der neuen Ver⸗ 

faſſung das ſchweizeriſche Gebiet verlaſſen; binnen vier und zwanzig 

Stunden ſolle Bern die Annahme oder Verwerfung erklären. 

Während alſo Brüne die bereits durch den Verluſt der Waadt um Ueberfall. 

mehr als einen Drittheil ihrer Vertheidigungsmittel beraubte Regierung 

Berns, deren Hauptſtadt ſowohl ſein eigenes Heer als dasjenige Schauen⸗ 

burgs auf einen Tagmarſch ſich ohne Widerſtand hatte nähern können, 

durch hinterliſtige Unterhandlungen zu trügen wußte, hatte, wie erwähnt, 

der Angriff ſtattgefunden. Am 2. März früh vier Uhr überfiel Schauen⸗ 

burg die Stellung von Lengnau mit großer Uebermacht und nach tapferer 
Gegenwehr, bei welcher die Berner ungefähr einen Viertheil der Mann⸗ 

ſchaft an Todten und Verwundeten 1?) und etwa zweihundert Gefangene 

verloren, wurden ſie aus derſelben geworfen, woraufhin Solothurn kapi- Einnahme von 
tulirte, ohne Vorwiſſen des berneriſchen Befehlshabers, der ſeinen, durch 5 
die beſchleunigte Uebergabe dieſes Schlüſſels ſeiner Stellung abgeſchnittenen 0 


11) 124 Stimmen wollten auf Brüne's Forderung eintreten, 27 lediglich beim 
Dekret vom 3. Hornung verbleiben. Hierauf ſtimmten 92 zur Schlußnahme, während 
58 die Erklärung, daß die Regierung ſich als proviſoriſch anſehe, nicht ausſprechen wollten. 
Am 27. Hornung hatte der Große Rath eine Conſtautionscommiſſion niedergeſetzt, welche 
nach der Grundlage des Dekrets vom 3. Hornung eine Verfaſſung entwerfen ſollte. In 
dieſelbe wurden gewählt: Seckelmeiſter von Friſching als Präſident, Friſching von Lands⸗ 
hut, Steiger von Interlaken, Commiſſarius Wyß, Profeſſor Tſcharner, Unterſchreiber 
Wyttenbach, und die Ausgeſchoſſenen Dr. Stuber, Dr. Lüthardt, Stadtſchreiber Ringier 
von Zofingen, Stadtſchreiber Schnell von Burgdorf, Landsvenner Joneli von Boltigen, 
Grafſchaftsvogt Holliger von Boniſchwyl und Freiweibel Balſiger von Wabern. Raths⸗ 
expectant Haller ward als Sekretär beigezogen. Ein Verfaſſungsprojekt wurde entworfen; 
zur Berathung war die Zeit bis zum Untergang zu kurz. 


12) Unter dieſen der berniſche Anführer, Oberſtlieut. Wurſtemberger von Wittikofen. 
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Rückzug noch mit der Drohung einer Beſchießung der Stadt erzwingen 
mußte. Gleichzeitig hatte Brüne ſelbſt Freiburg angreifen laſſen, das 
ſich ebenfalls alſobald durch eine Capitulation ergab, bei welcher der 
berneriſchen Hülfsbeſatzung kaum die nöthige Zeit zum Abzug übrig blieb. 
Antwort an Nach dieſem Tage verſammelten ſich Abends zehn Uhr Räthe und 
Brüne. Burger und Ausgeſchoſſene, und beſchloſſen, mit 73 gegen 55, welche 
ihre letzte Hoffnung lieber auf den Waffenentſcheid ſetzen wollten, Brüne's 
Ultimatum mit der Erklärung anzunehmen, daß, da die Franzoſen vor 
Auslauf des Waffenſtillſtandes angegriffen hätten, man die auf Ver⸗ 
theidigung beſchränkten Truppen nicht zurückziehen könne, bis er die Feind⸗ 
ſeligkeiten einſtelle; zugleich wurde ein Ausſchuß niedergeſetzt, um bei 
Aufforderung der Stadt zur Uebergabe nach Vollmachten zu handeln!“). 
Im berneriſchen Heer riſſen unter ſolchen Umſtänden Unordnungen ein; 
der Ueberfall der Franzoſen und das Mißgeſchick der erſten Gefechte 
hatten die Truppen mit Mißtrauen erfüllt, zudem auch in den Befehlen 
Verwirrung herrſchte. Nach der Einnahme von Freiburg war die Stel⸗ 
lung von Murten nicht länger haltbar, ſobald man von derſelben aus 
nicht angriffsweiſe verfahren konnte. Die dortige Diviſion erhielt daher 
Befehl, die rückwärts liegenden Stellungen von Laupen, Gümminen und 
Aarberg zu beziehen; allein dieſe, obwohl in Ordnung ausgeführte, rück⸗ 
gängige Bewegung ſteigerte die Gährung der Milizen, die durch Ver⸗ 
breitung der widerſprechendſten Gerüchte und eines durch die geheimen 
Aufwiegler beſonders geſchäftig in Umlauf gebrachten, Verdachts des Ver⸗ 
raths an die Franzoſen, bearbeitet waren. Der Heerführer ſelbſt, der 
ſein Hauptquartier im Wylhof bei Münchenbuchſee aufgeſchlagen hatte, 
meldete, daß er nach den, ſich von Bern aus kreuzenden Befehlen bei- 

nahe ohne Truppen ſei. 
Annahme des Unter dieſen Umſtänden zeigte der Regierungsausſchuß, an deſſen 
Ultimatum. Spitze Friſching ſtand, den beiden feindlichen Heerführern die unbedingte 
Annahme des Ultimatum an; Schauenburg verwies an Brüne; dieſer 
wendete ein, es ſei noch keine proviſoriſche Regierung eingeſetzt. Sofort 
nach Eintreffen dieſer Entgegnung wurden Sonntags den 4. März, früh 
ſechs Uhr, Räthe und Burger mit den Ausgeſchoſſenen zu Erfüllung dieſer 
letzten Bedingung zuſammenberufen, über welche Steiger gegen einen 
Freund bemerkte, „das alles wird uns nicht retten; noch iſt es um eine 
Förmlichkeit zu thun und dann begleiten wir einander, wohin Pflicht und 
Ehre uns rufen.“ Es wurde gegen die Proteſtation einer bedeutenden 


13) Seckelmeiſter von Friſching, Oberſt Tſcharner von St. Johannſen, Steiger von 
Interlaken, Alb. Haller und Dragonermajor L. Bay als Landesausgeſchoſſener. 
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Minderheit der anweſenden Mitglieder, die Abdankung der Regierung 
und die Einſetzung einer proviſoriſchen beſchloſſen, welche aus den zwei 
und fünfzig Ausgeichoffenen der Städte und Landſchaften und drei und 
fünfzig von denſelben aus der Mitte der bisherigen Regierung zu wählen⸗ 
den Mitgliedern beſtehen ſollte. Die wenigen, um politiſcher Urſachen 
willen Verhafteten ſollten auf freien Fuß geſtellt werden. Während der 
kurzen letzten Berathung und ehe er den Thron verließ, erklärte Schult- 
heiß Steiger, im Falle eines Vertrags zur Uebergabe, wolle er von dem— 
ſelben ausgeſchloſſen ſein. Nach der Abſtimmung erhob er ſich ſtill— 
ſchweigend und verließ der erſte ſeinen Sitz. Unter der Thüre kehrte er 
ſich um, warf einen letzten Blick auf dieſe Verſammlung, welche mit ent⸗ 
ſchloſſenem Muthe zu retten, er vergeblich geſtrebt hatte. Alle hatten ſich 
plötzlich erhoben; viele mit thränenden Augen; ſie vermeinten Worte des 
Abſchiedes zu vernehmen. Es war zum Reden und zum Retten keine 
Zeit mehr. Steiger gieng nach Hauſe, legte die Amtstracht ab und 
kleidete ſich in einen Militärrock. Mit unbedeutender Baarſchaft ver⸗ 
ſehen, verließ er die Stadt; am Unterthor wartete ſein Wagen, ihn zum 
General von Erlach zu bringen, deſſen Schickſal er theilen wollte. Um 
die gleiche Zeit wurden vor dem Oberthor die Oberſten Stettler und 
Ryhiner, welche von Neueneck kamen und Verhaltungsbefehle einholen 
wollten, von einem, durch den unter dem Volke verbreiteten Wahn des 
Verraths ergriffenen und wüthend gemachten Haufen Landſtürmer er⸗ 
ſchoſſen. In dieſem Augenblicke beſchwor die proviſoriſche Regierung, in 
welche nicht wenige der entſchiedenſten Anhänger der alten Ordnung der 
Dinge waren gewählt worden, die treue Erfüllung ihrer Pflichten gegen 
Stadt und Land. Friſching war an ihre Spitze berufen ). 

Der Abdankungsakt lautet wie folgt: Wir, Schultheiß, Kleine und 
Große Räthe und Ausgeſchoſſene der Städte und Landſchaften des eid— 
genöſſiſchen Standes Bern, thun kund hiermit: daß wir in tiefer Be— 
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14) Unter ſeinem Vorſitze beſtand der engere Ausſchuß aus zwölf Mitgliedern, näm⸗ 
lich Rathsherr May, Rathsherr Tſcharner, Rathsherr Stürler, Heimlicher Wurſtemberger, 
Alt⸗Landvogt von Graffenried von Sumiswald, Ringier, Ausgeſchoſſener von Zofingen, 
Böspfenniger Fellenberg, Landammann Moor, Ausgeſchoſſener von Oberhasle, Fürſprech 
Bay, Ausgeſchoſſener von Bern, Bützberger von Bleienbach, Ausgeſchoſſener, Fürſprech 
Stuber, Ausgeſchoſſener von Bern, Lerber, Vice-Großweibel. 

Die Oekonomiſche Kommiſſion beſtand aus dem Heimlicher Wurſtemberger als Präſi⸗ 
dent, Steiger von Interlaken und den Ausgeſchoſſenen Kriegskommiſſär Bay, Strauß 
von Lenzburg, Schmied von Eriswyl. Die Militärkommiſſion aus dem Zeugherr May, 
Präſident, Oberſt Tſcharner, Steiger von Bipp, Sinner von Peterlingen und dem Aus⸗ 
geſchoſſenen Sterchi von Unterſeen. 


Proviſoriſche 


Regierung. 


Abdankungs⸗ 
akt. 


Brüne's 
Antwort. 


Letzte Gefechte. 
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herzigung der äußerſt dringenden Umſtände, in denen ſich unſer werthes 
Vaterland dermalen befindet und in der Abſicht, größeres Unglück von 
demſelben abzuwenden, unter heutigem zu Ende gemeldten Dato den 
Entſchluß genommen haben, die von Unſeren in Gott ruhenden Regiments⸗ 
vorfahren auf uns gelangte Regierung und obrigkeitliche Gewalt nieder- 
zulegen und der von ſämmtlichen Ausgeſchoſſenen von Stadt und Land 
auf heute zu erwählenden proviſoriſchen Regierung Unſere bisherige Ge- 
walt, Rechte, obrigkeitliche Güter und Einkünfte, wie auch alle außer 
Lands habende Anſprachen, welcher Art ſie immer ſein mögen, und worunter 
auch die in engliſchen Fonds angelegten Kapitalien begriffen ſein ſollen, 
durch gegenwärtige Urkunde förmlich zu übertragen und abzutreten. 

Wir ſtehen in der gänzlichen Ueberzeugung, daß dieſe neue Regie⸗ 
rung ſich das allgemeine Zutrauen erwerben, ſolchem vollkommen ent⸗ 
ſprechen und alles dasjenige nach beſtem Vermögen erſtatten und leiſten 
werde, was zum Heil und zum Wohl des Vaterlandes wird gereichen 
und dienlich ſein können. 

Schließlich erflehen Wir den Allerhöchſten, daß er dieſes von Uns in 
den beſten Abſichten und aus Liebe zum Vaterland gethane Opfer zum 
allgemeinen Beſten leiten und ſeinen allmächtigen Re noch ferner über 
dasſelbe walten laſſen wolle. 

Geben den 4. März 1798. 

Auch dieſes Opfer war ein vergebliches. Auf die durch den Oberſt⸗ 
lieutenant Tillier und den Ausgeſchoſſenen Descoulayes vom welſchen 
Saanengebiet an ihn überbrachte Anzeige desſelben, antwortete Brüne in 
Murten: die proviſoriſche Regierung ſolle ihn zum Fraterniſiren nach 
Bern einladen, wohin er ein Geleit von einer Schwadron Reiterei und 
zwei Kompagnien Infanterie mitnehmen würde; alsdann möge man nach 
Paris ſchicken; mittlerweile werde er die Feindſeligkeiten einſtellen und 
ſeine Truppen verhältnißmäſſig zurückziehen, ſo wie die berneriſchen ab⸗ 
gedankt würden. Dazu wollte er ſich jedoch weder ſchriftlich erklären, 
noch ſonſt beſtimmt verbinden; bis eilf Uhr Vormittags erwarte er Ant⸗ 
wort. Dieweil die proviſoriſche Regierung am 5. März früh halb vier 
Uhr darüber rathſchlagte und unter ſolchen gänzlich unſichern Bedingungen 
nicht eintreten zu können erklärte, hatten bereits früh zwei Uhr die Fran⸗ 
zoſen auf allen Punkten angegriffen. Schauenburg, von Solothurn her, 
ſchlug in vereinzelten Gefechten die Bataillone, die ſelbſt, ohne höhere 
Anordnung, von ſich aus ihre Stellung gewählt hatten. Von Erlach 
hatte kaum dreitauſend fünfhundert Mann größtentheils in ziemlicher 
Auflöſung befindliche Truppen, um, im Grauholz, den letzten Haltpunkt 
zu vertheidigen, auf welchem die Stadt noch geſchützt werden konnte. 
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Brüne hatte gleichzeitig Neueneck und Laupen eruſtlich, Gümminen zum 
Schein angreifen laſſen. Rampon drang bei Neueneck durch; Pigeon 
wurde bei Laupen geworfen und in das Freiburgergebiet zurückgedrängt; 
allein auf die Nachricht des Durchbruchs bei Neueneck, mußte auch die 
Abtheilung von Laupen ſich zurückziehn; die Franzoſen drangen noch vor 
Tageshelle vor bis in den Forſt gegen Oberwangen, wo ſie durch das 
Feuer einer Scharfſchützenkompagnie (Tſcharner von Romainmotier) ſtutzig 
gemacht und aufgehalten wurden. 

Nach einer bedeutenden Gegenwehr mußte die Stellung im Grau⸗ 
holz aufgegeben werden!), als die Franzoſen fie über das trockene 
Buchſeemoos umgehen konnten. Schultheiß Steiger hatte die Nacht an 
einem Beiwachfeuer des Generals von Erlach zugebracht, den ein Ver— 
räther zu ermorden den mißlungenen Verſuch machte. Bei der Annähe⸗ 
rung des Feindes ſtellte er ſich auf den Stamm einer alten Eiche, wahr- 
ſcheinlich um leichter geſehen und getroffen zu werden, während er noch 
die Vertheidiger zu ermuntern trachtete. Er mußte weichen und ſeinen 
Wagen beſteigen. Unter welchen Gefahren er Thun und das Oberland 
erreichte, iſt bekannt. Bereits war Erlach von einem wüthenden Haufen 
Landſtürmer unter dem Verrathsirrwahne ermordet worden, als Steiger 
an deſſen Leiche vorbeifuhr. Mit Erlachs Tod hörte die letzte Möglich⸗ 
keit des Widerſtandes auf, den der Feldherr noch im Oberlande fortzu— 
ſetzen beabſichtigt hatte. Steiger eilte nach Deutſchland, um mit zerriſ⸗ 
ſenem Herzen und ungebeugtem Muthe ſeiner Anſicht unerſchütterlich 
getreu, dort Mittel zu finden, die Revolution zu bekämpfen, das gefallene 
Vaterland zu befreien. Damals noch fand eine ſolche Stimme Gehör 
und Anklang. Der Grundſatz, daß eine vollbrachte Thatſache ohne wei—⸗ 
ters an die Stelle des anerkannten und gewährleiſteten Rechtes trete, 
war noch nicht erſonnen. 

In Auflöſung begriffen, kämpften die ſich zurückziehenden Truppen⸗ 
abtheilungen bis auf das Breitfeld in der Nähe der Stadt, aus welcher 
das Sturmgeläute den Todestag der Republik vom frühen Morgen an 
ununterbrochen verkündet hatte. Dem nunmehr unnützen Gefecht machte 
eine Kapitulation ein Ende, durch welche der Major Emanuel von Watten⸗ 
wyl von Landshut unter größter eigener Gefahr die Vaterſtadt vor ge- 
waltſamer Einnahme rettete und für die Einwohner Sicherheit des Lebens, 
des Eigenthums und des Gottesdienſtes erhielt. 

Montags den 5. März, Nachmittags nach 1 Uhr war Bern, Uecht⸗ 


15) Manche Züge von kaltem, beſonnenem und andere von verzweifeltem Muthe 
bezeichneten das in ſeinem Reſultate unglückliche Gefecht im Grauholz. 


Letzter Sieg. 


— 126 — 


lands unbeſiegtes Haupt, in Feindes Händen. Außer einigen ſolothurni⸗ 
ſchen Abtheilungen, welche hinter Lengnau, zu Dornach und im Dünnern⸗ 
thal muthig ſtritten, hatte kein eidgenöſſiſcher Haufe für deſſen Rettung 
gekämpft; am ſelbigen Tage traten die Zuzüger den Heimmarſch an, für 
den ſie unterhandelt hatten. | 
Zu jener Stunde weheten jedoch noch einmal ſiegreich Berns Fah⸗ 
nen 16), auf daß nicht ohne einen letzten Troſt der Ehre, die Freiheit in 
das Grab ſinke; ein beſchämender Troſt, wenn er matt an dem Ohr 
eines verweichlichten, ſelbſtſüchtigen, falſchen Göttern opfernden, Geſchlechtes 
verhallen ſollte. | 
Nach dem unglücklichen Gefecht bei Neueneck, in der Nacht früh am 
5. März, waren einige Schaaren vor dem Oberthor verſammelt. Aus 
ihren Kantonnementen von Worblaufen, Stettlen, Muri und Oſtermun⸗ 


digen eilten auf den erhaltenen Ruf die von dem Oberſten Manuel und 


dem Major von Wattenwyl!“) geführten Bataillone des Regiments Thun 
durch die Stadt, um unter den Befehlen des Generalquartiermeiſters von 
Graffenried von Brünnen (der zu Neueneck kommandirt hatte), ſich dem 
Feinde entgegen zu werfen; ein drittes Bataillon unter Oberſt Viktor 
Steiger fanden ſie aufgeſtellt auf der Straße; an dieſelben ſchloſſen ſich 
zwei Scharfſchützenkompagnien, von denen die eine vorwärts poſtirt, im 
Forſt den Feind bereits nach dem frühern Treffen aufgehalten hatte, und 
einige andere Mannſchaft; es waren im Ganzen etwa zweitauſend drei⸗ 
hundert Mann, mit drei, vom Artillerielieutenant Freudenreich befehligten, 
leichten Geſchützen. Die Vorhut bildeten, unter dem Kommando Majors 
Ludwig Gatſchet, eines eben ſo muthigen als geſchickten Offiziers, die 
zwei Scharfſchützenkompagnien. Bei Niederwangen ſtieß man auf den 
Feind, der nach hartnäckigem Widerſtand durch die Vorhut aus dem 
Wald geworfen wurde. Die Berner rückten den Franzoſen auf dem 
Fuße nach, bis auf das freie Feld und die Anhöhe vor Neueneck; hier 
wurden ſie von einem heftigen Feuer aus grobem und kleinem Geſchütze 
empfangen. Nach kurzem Wanken, von ihren Anführern wieder ermun⸗ 
tert, ſtürzten ſie mit dem Bayonnet und mehr noch mit dem Flintenkolben 
ſo ungeſtüm auf die ſieggewohnten Truppen der italieniſchen Armee (unter 
denen ſich die berühmte Lieblingshalbbrigade Bonaparte's, die zwei und 


16) Die rühmlichen Gefechte der getreuen Legion unter Roverea in der Gegend von 
Aarberg blieben ohne Einfluß auf die Hauptbewegungen; ebenſo der nicht weniger rühm⸗ 
liche Widerſtand in den Ormonds gegen die anrückenden Franzoſen und die mit den⸗ 
ſelben verbundenen, waadtländiſchen, Laharpe's Ruf fügſamen, Patrioten, deren An⸗ 
führer, Forneret, erſchoſſen wurde. 

17) Nachmaliger Schultheiß. 
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dreißigſte, befand), daß dieſe in wilder Unordnung die Flucht ergriffen 
und über die Senſe zurückgeworfen wurden. Außer den beim Ueberfalle 
des frühen Morgens zurückgelaſſenen zwölf Stücken Geſchütz, nahmen die 
Berner noch ſechs andere, in allem achtzehn weg. Eben ſchickten ſie ſich 
an, den blutigen, aber vollſtändigen Sieg '?) durch raſches Vorrücken 
gegen Freiburg zu verfolgen, als um drei Uhr Nachmittags die Kunde 
von der Uebergabe Berns mit dem Befehl überbracht wurde, alle Feind— 
ſeligkeiten einzuſtellen und die Mannſchaft zu entlaſſen. 

Schwer war es, der um ihre Siegeshoffnungen betrogenen Mann⸗ 
ſchaft, die abermals Verrätherei vermuthete, das Verhängniß begreiflich 
zu machen; ſie zogen nach der Heimath, dieſe letzten Kämpfer mit dem 
Trauerrufe: „den Sieg errungen, das Vaterland verloren.“ 

In den verſchiedenen Gefechten hatten gegen eilfhundert Mann 
(ſechshundert vier und vierzig Todte und dreihundert drei und achtzig 
Verwundete) die Treue gegen das Vaterland mit ihrem Blute beſiegelt. 
Die auf den Antrag des nachmaligen Schultheißen Fiſcher um das Grab 
des Schultheißen Steiger im großen Münſter aufgerichteten Marmortafeln 
bewahren die Namen der Gefallenen. 

Was Delüc im Toggenburgerkriege erreichen ſollte; wozu Davel !“) Das Ergebniß. 
als Werkzeug dienen mußte; wohin der Bau von Verſoix zielte; was 


18) Einhundert fünf und dreißig Todte zählten die Berner in dieſen beiden Ge⸗ 
fechten, und fünfzig Verwundete. Die Feinde ließen bei dem wüthenden Handgemenge 
die Wahlſtatt mit Leichen bedeckt und vierhundert Verwundete wurden nach Freiburg 
geführt. Eine vollſtändige Darſtellung des Kriegs findet man bei von Rodt im ange⸗ 
führten Werke, dem hier gefolgt wurde. 


19) Daß Davels Unternehmen (1723) auf geheime franzöſiſche Anſtiftungen begonnen 
worden, iſt durch die in neuerer Zeit in Frankreich aufgefundenen, Urkunden außer allen 
Zweifel geſetzt. Davel wurde nach den alten waadtländiſchen Vorrechten nicht durch 
berniſche Richter, ſondern durch die berechtigten Bürger von Lauſanne beurtheilt. Vom 
Großen Rath in Bern wurde mit 99 Stimmen erkennt, die Beurtheilung ſolle zu Lau⸗ 
ſanne ſtattfinden, gegen 8 Stimmen, welche ſie nach Bern ziehen wollten. In einer 
zweiten Abſtimmung beſchloſſen 76 Stimmen, dieſelbe der rue du bourg in Lauſanne, 
welcher der Blutbann zuſtand, zu überweiſen, gegen 28 Stimmen, welche Rath und 
Burger der Stadt Lauſanne unter dem Vorſitze des berneriſchen Landvogts damit be— 
auftragen wollten. Dieſe Thatſache verhindert jedoch gar nicht die revolutionäre Dar— 
ſtellung, Davel ſei ein Opfer der ariſtocratiſchen Gerichte Berns gefallen. Am 21. April 
milderte der Große Rath das Urtheil zu geſchärfter Todesſtrafe in diejenige der Ent— 
hauptung. Davel war wegen ſeines tapfern Benehmens zu Vilmergen ausgezeichnet 
und zum Landmajor befördert worden. Zu Schwärmereien und zu Schwermuth (nach 
einer Familienanlage) geneigt, ſah er den Zuſtand des Landes aus dem düſterſten Stand- 
punkt an. Er hielt ſich für ein auserſehenes Werkzeug der Vorſehung. Obrigkeit, Geiſt⸗ 
lichkeit, Vorſteher der Städte und das Landvolk ſelbſt beſchuldigte er der Verleugnung 
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ſpäter der Conſul mit den Worten bezeugte: „Die Sonne werde eher 
gegen den Aufgang zurückkehren, als daß er die Wiedervereinigung der 
Waadt mit Bern zugeben werde,“ war, mehr noch durch verrätheriſche 
Umtriebe und treuloſe Hinterliſt, als durch Waffengewalt erzielt, Bern 
zerriſſen und unterjocht; die Neutralität der Schweiz (wie es Talleyrand 
bemerkt), das Werk der Jahrhunderte, vernichtet. 


Neuntes Kapitel: Die Franzoſen in Bern. 


Brandſchatzung. Kriegsſchaden. Verſtückelung des Gebiets. Wahlen. Ausſchluß der 
Oligarchen. Unterjochung der Urkantone. Parteien. 

Zuſtand nach Berns Umgebungen, beſonders diejenigen auf dem Operationsgebiete, 

der Einnahme. waren von den franzöſiſchen Truppen während des Vorrückens und ſpäter 
von Marodeurs wiederholt geplündert worden. Im Innern der Stadt 
herrſchte, neben dem kaum erfaßten Gefühl des Untergangs, in vielen 
Familien Trauer um die gebliebenen Nahen; in den meiſten bange Unge⸗ 
wißheit nicht allein deſſen, was die Zukunft herbeiführen möge, ſondern 
darüber, wie den dringenden Bedürfniſſen der nächſten Zeit könne begegnet 
werden. Aus dem fieberhaften Argwohn einer Verrätherei an die Fran⸗ 


göttlicher und menſchlicher Geſetze. Einem ſolchen Manne war es nicht ſchwer beizu⸗ 
kommen. Kraft ſeines Amtes verſammelte er das ſeiner Aufſicht anvertraute Miliz⸗ 
regiment am 29. März 1723 zur Oſterzeit, als alle Landvögte in Bern waren. Unter 
dem Vorgeben eines geheimen obrigkeitlichen Befehls rückte er mit einer Abtheilung von 
fünf bis ſechshundert Mann am 31. unvermuthet in Lauſanne ein, und zeigte dort dem 
Magiſtrat ſein Vorhaben an, die berneriſche Herrſchaft abzuwerfen. Während der Magi⸗ 
ſtrat nach Bern berichtete, traf derſelbe ſelbſt Anſtalten, bot Milizen auf und ſchon am 
frühſten Morgen des 1. Aprils wurde Davel verhaftet. Seine Leute zeigten theils Ent⸗ 
rüſtung theils ſchmerzliches Bedauern, als ſie den ihnen unbekannten Zweck des ſonſt ge⸗ 
liebten Anführers vernahmen. In ſeinem, der berniſchen Regierung beſtimmten Mani⸗ 
feſte warf er ihr Anmaßung und Willkühr vor: er beſchwerte ſich über die ſchlechte Auf⸗ 
führung einiger Landvögte, über Bußen, Käuflichkeit der Stellen, Prozeſſe, Hintanſetzung 
der Waadtländer u. ſ. w. Peinlich befragt blieb Davel feſt bei der Behauptung, er habe 
keine Mitſchuldigen. Er freute ſich ſeines Schickſals als Märtyrer ſeiner Ueberzeugung 
und feines Gehorſams gegen Gottes Gebot; billigte übrigens die zufolge einer entgegen⸗ 
geſetzten Ueberzeugung vom Magiſtrat von Lauſanne bezeigte Treue. Seine letzte Rede 
vom Blutgerüſte war der Ausdruck einer ſchwärmeriſchen Ueberzeugung; ohne eine Spur 
von Haß oder feindſeliger Leidenſchaft, allein auch ohne Spur einer Rückſicht auf die 
verderblichen Folgen, welche ein hochverrätheriſches Unternehmen hätte nach ſich ziehen 
können. 
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zoſen, welcher dem Lande war beigebracht worden, und dem es ſich bei 
den ſchwankenden Befehlen von Oben und den unglücklichen Ereigniſſen 
des ungleichen Kampfes um ſo eher überlaſſen hatte, erwachte dasſelbe 
bald wieder unter der Laſt der eigenen Bedrängniſſe und bei dem Anblick 
des Schickſals der Stadt. Hier walteten die Sieger als Eroberer. Alle 
Häuſer wurden mit zahlreicher Einquartirung belegt. Offiziere und Sol- 
daten, die ſich nicht mit den ihnen reichlich zugetheilten Rationen zufrieden 
geben wollten, ſondern mehr und beſſeres verlangten, mußten in den 
Haushaltungen, unter denen viele von Hülfsmitteln entblößt waren, mit 
großem Aufwand genährt werden. Mit der Beſchlagnahme aller öffent- 
lichen Kaſſen und Vorräthe begnügten ſich die Befehlshaber und Kommiſ⸗ 
ſarien nicht, ſondern ſchrieben bald nachher unerſchwingliche Contributionen 
aus, welche von den Mitgliedern der alten Regierung und von den 
Familien erhoben werden ſollten, aus deren Mitte ſeit 1785 ein oder 
mehrere Mitglieder an der Regierung Theil hatten. Alle Perſonen beiderlei 
Geſchlechts, die zu dieſen Familien gehörten, wurden aufgefordert, ein 
ausführliches Verzeichniß ihres ſämmtlichen Vermögens einzugeben. Die 
Contribution wurde zuerſt auf ſechs Millionen franzöſiſcher Livres feit- 
geſetzt, doch nachher, als die Unmöglichkeit, jo vieles zu bezahlen, dar— 
gethan war, infolge einer in Paris gepflogenen Unterhandlung um ein 
Drittheil ermäßigt. Brüne forderte vor Feſtſetzung derſelben ein Ver⸗ 
zeichniß aller Oligarchen, welche hunderttauſend Livres Einkünfte und mehr 
beſäßen. Des Kriegskommiſſärs Jenner (deſſen Muth und Gewandtheit 
man viel und noch ſpäter die Rettung bedeutender Geldſummen für die 
öffentlichen Bedürfniſſe, und diejenige eines großen Theils der fremden 
Schuldſchriften zu verdanken hatte) Erklärung, daß ihm kein einziges, 
auch nur annäherndes Vermögen von ſolcher Bedeutung bekannt ſei, hielt 
der Befehlshaber für eine Ausflucht, und gab vor, ſeine eigenen Angaben 
von Laharpe erhalten zu haben; dieſer hingegen wollte ſpäter ſich das 
Verdienſt beimeſſen, die Ermäßigung jener Kriegsſteuer bewirkt zu haben. 

Das Vermögen der Bernerpatricier hatte bereits bei dem franzöſiſchen 
Nationalbankerott, durch den Verluſt der in Frankreich angelegten Kapi⸗ 
talien, eine ſehr empfindliche Einbuße erlitten, infolge welcher in den 
meiſten Häuſern bedeutende Einſchränkungen ſtattgefunden hatten. Jetzt 
wurden andere, im Ausland, beſonders in Oeſterreich und England ange— 
legte, Kapitalien theils mit Sequeſter belegt, theils konnte nur mit 
großem Verluſte etwas bezogen werden; im Inlande vermochten entweder 
viele Schuldner unter eigener Bedrängniß nicht zu bezahlen, oder wurde 
durch die Umſtände gegen diejenigen, welche ſich dieſelben zu nutze machen 
wollten, die rechtliche Eintreibung oft unmöglich, während hingegen die 
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Brand⸗ 
ſchatzung. 


Kriegsſchaden. 


Gebiets⸗ 


verſtückelung. 
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in die mißlichſten Umſtände verſetzten, zu außerordentlichen Opfern ge⸗ 
nöthigten, und um Berichtigung ihrer Schulden und Ausſtände ange⸗ 
gangenen Berner keinen Answeg hatten; mehrere wurden daher geſtürzt 
und die meiſten, ſelbſt die Vermöglichern in große Verlegenheit gebracht, 
und bereits für den erſten, auf drei vom Hundert des Capitalvermögens 
anſteigenden, Zahlungsſtoß der Contribution wurde das Silbergeräthe 
beinahe aller patriciſchen Familien im Gewichtswerth abgegeben. Der 
Contributionsbetrag für alle Glieder der Regierung wurde auf ſechs, 
derjenige für alle übrigen Glieder der in der Regierung befindlichen Fa⸗ 
milien auf drei vom Hundert des ganzen Vermögens feſtgeſetzt. 

Der franzöſiſche Anfall hatte nebſt dem politiſchen, ganz eigentlich 
einen Raubzweck gehabt. Der Bernerſchatz ſollte für die beabſichtigte 
Expedition nach Egypten mitverwendet werden ). Der erlittene Kriegs- 
ſchaden war ein ungeheurer. Nach den eingeſammelten Berichten ward 
derſelbe erhoben: 

Für die Republik Bern, als ſolche, auf e 37,305,375 


Für die Gemeinden auf ER 83,123 
Für Partikularen auf b 0 . j 5 k 2,192,672 
(Frkn. 57,364,014) L. 39,581,170 


Für die zwei letzten Rubriken war kaum die Hälfte angegeben; der 
Verluſt an Waffen und die Laſt der Einquartirung und lange dauernden 
Requiſitionen nicht inbegriffen, und bloß der Plünderungsſchaden be— 
rechnet ?). Ueberdieß ſollte das Bernergebiet nach den erſten oft abge- 
änderten Anordnungen der franzöſiſchen Machthaber in fünf Theile zer- 


) Die Sage geht, ein großer Theil desſelben ſei mit dem franzöſiſchen Admiral⸗ 
ſchiff bei Abukir in den Meeresgrund verſenkt worden. 
2) Ney, in ſeinen Memoiren giebt an: 


Aus dem Schatze h i ! b 5 Livres 7,000,000 
Contribution 3 ß > „ 4,000,000 
Für den Rückkauf pt Titeln 5 } b „ 4,000,000 
Aus dem Münzgewölbe . 1 ; 3 „ 3,700,000 
850,000 Centner Getreide 4 h h h „ 17,000,000 
6000 Fuder Wein . ; g ; . 3 „ 1,440,000 
Aus den Zeughäujern . ö ; . ; „ 7,000,000 

Kirch tournois 44, 140,000 000 
oder 3 zu 2 Schweizerfranken . 29,760,000 


Rouhiere hatte in ſeiner öffentlichen N die . bloß zu L. 4,971,301 
angegeben. Hätten alſo die Franzoſen durch den von ihnen ſelbſt herbeigeführten und 
aus der Nothwehr hervorgegangenen, Einmarſch der Allüirten 4500 Millionen franzöſiſcher 
Livres eingebüßt, ſo wäre dieſes ungefähr im Verhältniſſe zum Schaden geſtanden, den 
ſie nur in finanzieller Beziehung der Stadt Bern unmittelbar zufügten. 
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riſſen und aus denſelben die Kautone Waadt, Aargau, Oberland und 
Emmenthal gebildet werden. Die Stadt Bern mit den Landgerichten, 
Laupen und einigen andern Bezirken ſollte als ganz unbedeutender Kanton 
übrig bleiben ö). 

Frankreich hielt es ſeiner althergebrachten Politik für zuträglich, daß 
der Schwerpunkt eidgenöſſiſcher Verhältniſſe gegen Außen, die treue Wacht 
gegen Weſten, die Hut der Neutralität ihm ſelbſt gegenüber, zertrümmert 
und einem Wiederaufleben Berns vorgebaut werde. Nach Losreißung der 
Landestheile ſollten die widerſtrebenden Jutereſſen die Erinnerung an 
alte Anhänglichkeit bekämpfen, und die nach einer gewaltſamen Trennung 
unvermeidlichen Reibungen an derſelben Statt Feindſchaft erzeugen “). 

In der That wurden die drei erſtbenannten Gebietstheile zu beſon— 
dern Kantonen der Einen und untheilbaren helvetiſchen Republik bezeichnet. 
Waadt und Aargau blieben abgeſonderte Kantone; das ärmere Oberland, 
deſſen Hülfsmittel zu eigener, unabhängiger Verwaltung unzulänglich 
ſchienen, wurde hingegen nach einigen Jahren wieder mit Bern vereinigt. 

Wenige Tage nach dem Einmarſch der Franzoſen wurde, nach da— 
maligem Gebrauche, die neue Herrſchaft der Freiheit und Gleichheit durch 
Aufſtellung ſogeheißener Freiheitsbäume bezeichnet (d. h. dürrer Fichten- 
ſtämme, mit einer über dreifarbigen Fahnen auf dem Gipfel aufge⸗ 
pflanzten blechernen Jakobinermütze ?). Der Aufſtellung des erſten der— 
ſelben auf dem Rathhausplatze mußte die proviſoriſche Regierung bei⸗ 
wohnen, angeführt vom fränkiſchen General, der neben dem Präſidenten 
einhergieng; der Zug (je zwei) bewegte ſich, treffend genug, zwiſchen einer 


3) Nach der erſten Eintheilung vom 21. April 1798 war der Kanton eingetheilt in 
fünfzehn Diſtrikte: Bern, Schwarzenburg, Ober-Seftigen und Nieder-Seftigen, Zollikofen, 
Seeland, Büren, Burgdorf, Wangen, Langenthal, Nieder-Emmenthal und Ober-Emmen⸗ 
thal, Steffisburg, Höchſtetten und Laupen. 


4) Mengaud beſtimmte am 22. März die Zahl der Kantone auf 22, nämlich: 
Wallis, Leman, Freiburg (mit Peterlingen und Wifflisburg), Bern, Solothurn, Baſel, 
Aargäu, Luzern, Unterwalden, Uri, Bellenz (die vier obern Landvogteien Livinen, Bellenz, 
Riviera und Bellinzona), Lugano (die vier untern Landvogteien Lugano, Mendriſio, 
Luggaris und Valmaggia), Rhätien, Sargans (mit Rheinthal, Sax, Gams, Werden— 
berg, Gaſter, Utznach, Rapperſchwyl und March) Glarus, Appenzell, Thurgau, St. Gallen 
(Stadt und Abtslande), Schaffhauſen, Zürich, Zug (mit Baden und Freiämtern), Schwyz 
(mit Gerſau, Küßnacht, Einſiedeln und Höfen). Im erſten Conſtitutionsentwurf wurde 
dann noch der Kanton Oberland aufgeſtellt. 

5) Die Freiheitsmütze, das bedeckte Haupt zeugte im alten Rom von dem Ueber- 
tritte des Sklaven in die Zahl der Freigelaſſenen. Was bedeutet ſie unter der Herr— 
ſchaft anarchiſcher Demagogie, oder einem um ſeine Selbſtſtändigkeit betrogenen unter⸗ 
drückten Volke gegenüber? 


* 


Freiheits⸗ 
bäume. 


Wahlen. 


Ausſchluß der 
Oligarchen. 


— > 


doppelten Reihe der Eroberer, welche auf den Bajonetten ihre Fleiſch⸗ 
rationen roh aufgeſpießt trugen. Nach den Wechſelreden zwiſchen dem 
Präſidenten und Schauenburg, wurde das Grab des alten Berns, in 
welches jenem die erſte Schaufel zu werfen auferlegt war, zugefüllt; aus 
demſelben erhob ſich der wurzelloſe, darum aber nicht minder unheilvolle 
Baum, den Verrath und Waffengewalt einheimiſcher und äußerer Feinde 
und eigene Schwäche gezogen, fortan das Symbol der Herrſchaft der 
phyſiſchen Gewalt der Menge über die moraliſche des Rechts “). In den 
andern Stadtquartieren wurde die Aufrichtung den eifrigſten Patrioten, 
mit einem Gefolge einiger Gaßenjungen, überlaſſen. Einer derſelben 
zeichnete ſich beſonders durch das Feuer ſeiner Rede aus, in welcher er 
verkündigte: zum Heil der neuen Freiheit müſſe dieſelbe mit Oligarchen⸗ 
blut begoſſen werden und dasſelbe ſtromweiſe den Stalden“) herunterlaufen, 
wenn es gut gehen ſolle. Die Rede nimmt eine ganz würdige Stelle 
in der Sprache ein, welche aus Marats „Volksfreund“ geborgt, in 
unſerer Zeit mit einem, jenes Vorgängers ganz würdigen, Talent ſo be⸗ 
deutend bereichert worden iſt. 

Bald wurden die Wahlen für die Kantonal- und für die helvetiſchen 
Centralbehörden angeordnet. Von franzöſiſcher Behörde erfolgte zugleich 
ein Interdikt), nach welchem alle Oligarchen, d. h. die Mitglieder der 
alten Regierung, mit Ausnahme einiger wenigen, denen dieſe traurige 
Auszeichnung zu Theil wurde, von der Wahlfähigkeit ausgeſchloſſen waren: 
eine, bei der ſich kundgebenden Stimmung als nothwendig erachtete, Ver⸗ 
fügung, die ihrer Abſicht, die ariſtokratiſche Partei aufzulöſen und politiſch 
zu vernichten, keineswegs entſprach, ſie diente vielmehr weſentlich mit 
dazu, ein ganz entgegengeſetztes Reſultat vorzubereiten, indem die Parteien 
ſchärfer ausgeſchieden und die geächtete feſter unter ſich verbunden wurde; 
ſie drückte der revolutionären Partei das Siegel des Franzoſenthums 
auf; den alten Regenten dasjenige der Verfolgung von Seite der Unter⸗ 
drücker. 


6) Merkwürdig genug, daß, nach beinahe fünf Jahrhunderten, Geßlers Baum, eine 
unter andern Formen noch ſchmählichere und verderblichere Tyrannie verkündigend, dem 
unwiſſenden und bethörten Haufen als Symbol der Freiheit gelten ſollte. 

7) Die ſteile Gaſſe gegen die alte Aarbrücke zu. 

8) Brüne durch ſein arröte vom 26. Ventoſe ſetzte die Abhaltung der Urverſamm⸗ 
lung auf den 2. Germinal (22. März). Die Stellen und Titel von Landvogt, Freiherr 
u. dgl. ſeien aufgehoben, ebenſo alle Herrſchaftsrechte, Lehen, Zehnten u. a. dgl. unter 
Vorbehalt, daß dieſe Aufhebung ohne Eingriff in das Eigenthum ge- 
ſchehe. Die 299 Glieder, welche den ſogenannten Großen Rath der CC aus machten, 
ſeien für ein Jahr lang von allen öffentlichen Funktionen ausgeſchloſſen. 5 
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Eine ähnliche Wirkung brachte die von den Franzoſen verhängte 
Geiſelaushebung hervor. Zwölf angeſehene Männer, meiſtens ältere 
Magiſtraten, wurden in franzöſiſche Feſtungen abgeführt und erſt nach 
längerer Zeit und nach Erpreſſung der Contributionen in ihre Heimath 
entlaſſen “). | 

Am 12. April 1798 trat die helvetiſche Regierung in der von dem 
Revolutionsſchwindel bedeutend ergriffenen, ehemals aargau-berneriſchen 
Municipalſtadt Aarau !“) zuſammen. Gleichzeitig mit ihrer Conſtituirung 
erfolgte Schauenburgs eventuelle Kriegserklärung gegen die Kantone Uri, 
Schwyz, Nidwalden, Zug, Glarus und Appenzell auf den Fall ihrer 
beharrlichen Weigerung die Ochs'ſche Conſtitution anzunehmen 11). 

Der nunmehrigen vorgeblichen Verbrüderung ungeachtet, benahmen 
in alltäglichen Vorkommenheiten ſich im allgemeinen die Befreier und 
Bundesgenoſſen als Eroberer. Auf Koſten des Landes mußte reichliche 
Verpflegung (doch lange nicht in dem Maße, wie, nach bald weitern 70 
Jahren des Fortſchritts in Bildung und Humanität, z. B. die kön. preußi⸗ 
ſchen Heere eine ſolche in Anſpruch nehmen) geliefert werden und Requi⸗ 
ſitionen aller Art waren häufige Erſcheinungen. Behörden, wie Privat- 
perſonen mußten in allerlei täglichen Berührungen oft die übermüthigſte 
Behandlung ſich gefallen laſſen. 

Die Wirkungen dieſer franzöſiſchen Landesbeſetzung auf die öffent⸗ 
liche Stimmung blieben nicht lange aus. Unter dem Drucke des Kriegs- 
zuſtandes verlor das Grundeigenthum nicht allein in der Stadt, ſondern 
auf dem Lande in einigen Gegenden über die Hälfte ſeines Werthes; ein 
allgemeines Gefühl der Unſicherheit im Beſitze, vermehrte den durch außer⸗ 
ordentliche Bedürfniſſe erzeugten Drang. Gebeugt waren (die Urheber 
und Genoſſen der Revolution ausgenommen) Alle unter dem troſtloſen 


9) Im Jahr 1799 erfolgte eine abermalige, großentheils auf Betrieb der geängſteten 
helvetiſchen Machthaber angeordnete Geiſelaushebung. Aus den Waldſtätten ſchmachteten 
110 von allem entblößt in der Feſte Aarburg, 30 aus Freiburg waren in Chillon, 12 
aus Zürich in Baſel enthalten, 11 aus Bern und Baſel wurden nach Bitſch und 19 
aus Solothurn nach Salins abgeführt. 

10) Mengauds Umtriebe trugen ſehr viel zu der revolutionären Stimmung von 

Aarau bei, während andere aargauiſche Städte, voraus Zofingen, welches im Kampfe 
gegen die Franzoſen die Ehre ſeines Panners blutig bewahrte, treue vaterländiſche Ge— 
ſinnung glänzend bethätigten. 
11) Gemäß derſelben beſtand der Große Rath aus 138 Repräſentanten; den Senat 
bildeten 68 Senatoren; das Obergericht zählte 15 Richter und 16 Suppleanten. Der 
erſte Senatspräſident war Peter Ochs, Sekretarien die Senatoren Uſteri, Pfyffer und 
Müret. Präſident des Großen oder Repräſentantenrathes war Kuhn, Sekretarien 
Secretan und Zimmermann. 


Geiſel. 


Wirkungen. 


Unterjochung 
der Urkantone. 
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Bewußtſein des Verluſts eines einſt glorreichen, dann lange, mitten unter 
den Erſchütterungen anderer Länder ruhigen, glücklichen, freien Vater⸗ 
landes. Deutlich war dieſes Unglück der großen Menge bezeichnet durch 
die Gegenwart der Feinde, die das für die Kinder des Hauſes erworbene 
Brod verzehrten. Wen Vermögen vor Noth ſchützte, empfand nicht min⸗ 
der ſchmerzlich den Gedanken an das unwiederbringlich Verlorne, an die 
Zerſtörung deſſen, was in Jahrhunderten langſam gewachſen war. 

Zu dieſen Gefühlen traten bald noch diejenigen der tiefen Trauer 
und des Abſcheues hinzu, erweckt durch die Gräuel, unter denen die Unter- 
jochung der Urkantone vollzogen wurde. Winkelried's und der frommen 
Männer des Tages von Laupen Geiſt ſchien zwar leider in dieſer Zeit 
grenzenloſer Verwirrung von den Brüdern aus den Waldſtätten gewichen 
zu ſein; fie hatten ſich ohne Kampf zurückgezogen und Bern war gefal- 
len, verlaſſen von denen, die man mit der Lüge bethört hatte: nur der 
Oligarchen Palläſte wolle man mit Krieg überziehen, nur ihre Herrſchaft 
brechen; heilig und unverletzt ſollen der Gebirgsvölker Hütten im Schat⸗ 
ten ihrer alten Freiheit bleiben. 

Allein kaum war die helvetiſche Regierung eingeſetzt und nach der 
Willensmeinung des fränkiſchen Vollziehungsausſchuſſes derjenige der hel⸗ 
vetiſchen Republik fo beſtellt, wie es dienlich ſchien !?), als die bereits 
allerwärts verhaßte Ochs'ſche Einheitsverfaſſung auch in den „Ländern“ 
(den alt⸗-democratiſchen Kantonen) mit Gewalt eingeführt werden ſollte, 
da fie der unterm 19. April an fie gerichteten Aufforderung der helve⸗ 
tiſchen Regierung nicht entſprochen hatten; denn ſie wollten die ihnen 
bekannte uralte Freiheit ihrer Landsgemeinden mit ihren Rechten und 
Gewohnheiten nicht an das Spiel und an die Ränke einer ſogeheißenen 


12) Doch wurden am 21. Juni 1798 durch ein Machtgebot des franzöſiſchen Com⸗ 
miſſärs Rapinat Bay und Pfyffer aus dem Directorium ausgeſchloſſen, und durch den 
Brigade-⸗Chef Meunier an ihre Stelle Ochs und Dolder eingeführt; letzterer wurde wenige 
Tage nachher durch Laharpe erſetzt. Dieſem überbrachte ein Senator die Ernennung 
nach Paris, und vor ſeiner Annahmserklärung hatte er die Einwilligung des franzöſi⸗ 
ſchen Directoriums nachgeſucht. Directoren waren dann: Legrand aus Baſel, Glayre 
aus Waadt, Oberlin aus Solothurn, Ochs aus Baſel, Laharpe aus Waadt. Ein ein⸗ 
flußreicher helvetiſcher Staatsmann jener Zeit ſchilderte in einem zu einer Mittheilung 
an die ſpätere franzöſiſche Regierung (1800) beſtimmten Briefe den Vorfall: « Le eri 
universel excité par cet attentat porté a la liberté de la nation, emp£cha le 
gouvernement francais de l’avouer ouvertement; il fit au contraire semblant 
de blämer cette démarche, mais en réintégrant les destitues on leur insinua 
de donner leur d&mission, afin de pouvoir substituer à leur place deux traitres 
insignes, dont l'un par ses écrits incendiaires et l'autre par ses intrigues sourdes 
avaient precipite la patrie dans cet abime de malheurs.» 
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repräſentativen Democratie vertauſchen und erklärten mit einſtimmigem 
Mehr „ſie wollten die Büchlein nicht, und wer es vorſchlage, ſei ein 
Verräther“. Bereits in den erſten Tagen des Maimonats hatte Aloys 
Reding mit der ſeines Ahnvaters würdigen Geſinnung an der Spitze der 
Männer von Schwyz am Rothenthurm, bei Morgarten und an der 
Schindelleggi gekämpft, theilweiſe ſiegreich; doch vergeblich war der ver— 
zweifelte, allein vereinzelte Widerſtand gegen die Uebermacht, ungeachtet 
des Muthes, der es zeigte — jetzt zu ſpät — was noch in dieſen Tagen, 
wie in frühern, die vereinigte Kraft vermocht hätte. Eine Uebereinkunft 
machte dem ungleichen Kampf ein Ende!“). Schwyz erklärte den An⸗ 
ſchluß an die helvetiſche Republik; keine franzöſiſchen Truppen ſollten in 
den Kanton einrücken, keine Contribution demſelben auferlegt und ſeine 
Bewohner nicht entwaffnet werden. Doch kaum waren die Schwyzer aus⸗ 
einander gegangen, jo drang Schauenburg ſengend und plündernd ein 1). 
Ganz verlaſſen blieb nunmehr Unterwalden nid dem Wald, denn 9. September 
ſelbſt Obwalden hatte ſich von ihm abgewendet und unter das Gebot 1 00 
des Siegers gefügt; ſo daß das Häuflein der Nidwaldner, etwa 1400 
Mann ſtark (von denen 600 bis 700 gute Waffen hatten), noch im 
Rücken bedroht war, während es den Angriff von zehntauſend Franzoſen 
unter Schauenburg von Luzern aus über Land und Waſſer gewärtigte. 
Fanatiſirt !?) nannten die Patrioten neuer Zeit jene Männer, welche in 


53) Michel Schnüriger, ein guter Schütze mit drei Stutzern, hatte mit zwei Söhnen 
ſeinen Poſten gefaßt und ſtreckte an die ſiebenzig Feinde nieder. Später von Schauen⸗ 
burg vorberufen, fragte ihn dieſer, wie viele Franzoſen er getroffen, und auf erhaltene 
Antwort dann weiter, warum er ſo gehaust habe. Jener erwiderte, er habe blos ſeine 
Pflicht gethan. Schauenburg belobte ihn und wollte ihn beſchenken. Schnüriger wies 
die Gabe zurück: „Es bedürfe deſſen gar nicht, er habe es gern gethan.“ 

14) Auf Schauenburg's Aeußerung an Reding während der Unterhandlung: „er 
hätte ihn füſiliren laſſen, wenn er in ſeine Hände gefallen wäre,“ entgegnete dieſer ganz 
kalt: „ich hätte es mit Ihnen gleich gehalten.“ 

35) Brief des helvetiſchen Direktoriums an Schauenburg, vom 10. September. Das 
bereits erwähnte Schreiben eines helvetiſchen Staatsmannes jagt über dieſe mordbren⸗ 
neriſche Expedition: « Les mémes membres de notre directoire étaient pareille- 
ment empressés a se maintenir dans les bonnes gräces de leurs protecteurs & 
Paris. Ceux- ci n'étaient pas fort contents de la capitulation avec les petits 
cantons, car en vertu de ce traité les troupes francaises ne pouvaient pas oc- 
cuper les passages qui conduisent au pays des Grisons et en Italie; on n’avait 
que celui du Valais ouvert par le feu et le sang. On profita donc de l’occa- 
sion, ou le serment qu'on exigeait de tous les citoyens de I'Helvétie excita des 
scrupules dans l’äme du bon peuple d’Unterwald... Notre gouvernement se 
porta subitement aux dernieres extrémités etc.» Auch hier ein im Namen der 
Freiheit aufgezwungener Eid der Vorwand zu grenzenloſer Willkühr, und dieſe im Knecht— 
ſchaftsverhältniſſe zu fremder feindlicher Herrſchaft. 


Parteien. 


ihrem einfachen Glauben an den Gott und das Land ihrer Väter, dafür 
zu ſterben entſchloſſen waren; fanatiſch ſollten ſie ſein, weil ſie einen 
Bruder mit dem Kreuze an ihrer Spitze ſehen wollten; ſie, in deren 
Bruſt das Andenken an den Bruder Klaus, der Gefahren anderer 
Art beſchworen hatte, ein geheiligtes war, und die in ihrem frommen 
Sinne noch im Kreuz das Heil über alle Leiden dieſer Welt erkannten. 
Doch ſolcher Glaube iſt fanatiſch einer Zeit, wo Selbſtſucht für Weisheit 
gilt, der Patriotismus ſich an Gelagen wärmt und der Muth durch Auf- 
ruf zum Mord und zum Verderben andersdenkender Mitbürger ſich ver— 
kündet. 

Am 9. September griff Schauenburg die Unterwaldner an. Nach 
hartnäckiger Gegenwehr ſiegte die Uebermacht, doch nicht bevor die Fran⸗ 
zoſen mehr Leute verloren hatten, als die Zahl ihrer bewaffneten Gegner 
betrug. Von Unterwalden fielen 259 Männer, 102 Weiber, 25 Kinder. 
Die durch den heldenmüthigen Widerſtand erbitterten Feinde würgten ſelbſt 
am Fuße des Altars in Stanz Prieſter, Greiſe und Weiber; noch jetzt 
ſind die Spuren ſichtbar. Fünfhundert vier und achtzig Gebäude wurden 
niedergebrannt; der Kriegsſchaden betrug L. 1,998,141 (Fr. 2,895,856). 
Die Einheitskonſtitution ward eingeführt und die helvetiſche Regierung 
beſchloß, Schauenburg habe ſich um das Vaterland verdient gemacht und 
bot ihm und ſeiner Armee eine Contribution von ſechzigtauſend Franken 
auf dem mit Feuer und Schwert verheerten Ländchen an, welche er Na— 
mens der Armee ablehnte! In Bern aber hatte die muthige Aufopferung 
dieſer, des alten Schweizernamens würdigen Völkerſchaft und das grenzen— 
loſe Unglück die tiefwurzelnde Anhänglichkeit neu belebt, den Stachel ge— 
gen die Verbreiter des Unheils geſchärft. 

Aehnliches wiederholte ſich ſpäter in Wallis und in mehrern Schweizer⸗ 
fantonen 6). Jeder Widerſtand der gegen die helvetiſche Macht auf's 
Aeußerſte erbitterten Landesangehörigen wurde als Rebellion behandelt 
und durch die Franzoſen mit Feuer und Schwert unterdrückt, denen zu— 
weilen einige waadtländiſche oder andere Truppen ſich anſchloſſen, welche 
die helvetiſchen Farben trugen. 

Bereits ſeit Entwickelung der franzöſiſchen Revolution hatten die 
politiſchen Parteien in Bern ſich ausgeſchieden. Die in ihrer eigenen 
Heimath geächteten, in Folge eines mit der ſchändlichſten Treuloſigkeit 

16) Man vergleiche die blutdürſtigen Proklamationen jener Zeit; die Berichte über 
die im Wallis verübten Gräuel und die Metzeleien in den Gefechten gegen Glarner, 


Urner, Graubündner u. ſ. w. In der Waadt, im Berner Simmenthal, im Aargau, 
Zürich gab es ebenfalls blutige Auftritte. 
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gegen ihr Vaterland begonnenen und geführten Krieges um dasſelbe Alte Berner- 
trauernden, Berner mußten nach allen menschlichen Gefühlen eine Revo⸗ Partei. 
lution verabſcheuen, welche das Land ihrer Väter feiner köſtlichſten Güter 
beraubt, ihnen ſelbſt dasjenige entzogen hatte, worauf ſie den höchſten 
Werth ſetzten. An ſie ſchloß ſich zahlreich ein biederes, noch unverdorbe— 
nes Volk, welches in den trüglichen, im Gefolge offenkundigen Landes— 
verraths dargebrachten Verheißungen keine Entſchädigung für ungewohnte 
und beinahe unerträgliche Laſten ſah, und übrigens nicht geneigt war, 
um jener willen alle Gefühle alter Anhänglichkeit, des Zutrauens und 
der Hochachtung von ſich zu werfen. Dieſer Partei erſchien dasjenige 
Treiben, welches unter dem Vorwande der Wiederherſtellung unverjähr— 
barer Rechte der Menſchheit auf Freiheit und Gleichheit, den fremden 
Feind in das Land gerufen, als ein Verrath; die Benutzung der unheil— 
bringenden Unterjochung zu eigenem Vortheile in Befriedigung von Ge— 
lüſten und Leidenſchaften, eine verächtliche Connivenz mit jenen. 

Ihr gegenüber, und durch den das innere Bewußtſein nicht beſchwich- Revolutions⸗ 
tigenden Sieg unbefriedigt, ſtand die Revolutionspartei. Sie hatte den Fate. 
Angriff begonnen, ihrer Hauptrichtung nach unter fremder Fahne zu Haß 
und Feindſchaft ſich hingegeben, wenn nicht ausdrücklich jeder Einzelne, 
doch die Partei als ſolche und in der Perſon ihrer Führer; denn dieſe 
hatten, unter dem Schutze der franzöſiſchen Pentarchen — derjenigen 
Staatsgewalt neuerer Zeit, welcher am meiſten Verachtung zu Theil ge— 
worden — die Fackel des Aufruhrs geſchwungen, an der Vernichtung der 
frühern Zuſtände und der Verfolgung der alten Obrigkeiten in Wort und 
That theilgenommen. An Platz einer gegenſeitigen Bedingung durch das 
Recht der Einen und die phyſiſche Gewalt der Vielen, ſtellte dieſe Partei, 
auf Koſten der bürgerlichen, eine für die Vielen bloß dem Auſcheine nach 
erweiterte politiſche Freiheit auf; eine Freiheit, die Rechte nicht durch 
legitimen Erwerb und entſprechende Pflichten bedingt, und jene Gleich— 
heit, welche ſich mit der leichten Aufgabe begnügt, nichts Höheres über 
ſich zu dulden, lieber alles herunterzureißen, als emporzuſtreben. Die 
Demagogie zählt noch mehr Tarquine als der Deſpotismus, und iſt über- 
haupt dieſem ſehr nahe verwandt. | 

Jene Revolutionspartei, die angreifende, nimmer raſtende, deren Partei⸗ 
innerſtes Weſen auf Negation beruht und die alſo nichts feſtzuhalten hat, benennungen. 
erkannte den Vortheil, der aus der Benennung der Parteien zu ziehen 
iſt; nie hat ſie auf den Kunſtgriff verzichtet, dieſelben zu bezeichnen und 
eine jede Benennung, ſobald ſie in Mißkredit gekommen war, durch eine 
andere zu erſetzen. Bei dem Einfalle der Franzoſen ſehen wir fie als 
Patrioten und Männer der Freiheit und Gleichheit; unter der 


— 
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helvetiſchen Republik als Unitarier mit der Aufklärung; ſpäter 
waren ſie die eifrigſten Verehrer des Mediators, der übrigens weder 
neben, noch unter ſich andere Parteien duldete; dann nach einander Auf- 
geklärte, Liberale, Männer des Volks, Nationale; lauter 
ehrenwerthe Bedeutungen, denen der Mißbrauch allein den unheimlichen 
Klang gegeben, der ihnen ungeachtet aller Verheißungen von Breßfrei- 
heit, Schulbildung und Volksſouveränität anklebt. Waren ihre 
Anſprüche nicht die beſcheidenſten, ſo waren ſie geſchickt, in Ertheilung 
von Bezeichnungen, welche an ſich oder durch Unverſtändniß der Bedeu⸗ 
tung für die große Zahl einen Begriff der Gehäſſigkeit hatten, um eine 
feindſelige Abſtoßung zu erzeugen: ſo kann man aus ihrem Wörterbuche 
anführen die Benennungen von Oligarchen, Ariſtocraten !) und 
Tyrannen, als gleichbedeutend; Servile, Finſterlinge, Abſo⸗ 
lutiſten oder Vorrechtler und Perrücken. Die Revolutionspartei 
wurde in dem, durch die fränkiſchen Prokonſulate angewieſenen, Gebiet 
die herrſchende; die ſich früher vertheidigt hatte, war die unterdrückte. 
Jene gründete ſich auf die Gewalt der Leidenſchaften und auf die Be⸗ 
gehrlichkeit; dieſe auf das Bedürfniß eines poſitiven Rechtszuſtandes. Wie 
leicht erklärbar, begegneten ſie ſich unter jenen Verhältniſſen in ſtarrer 
Abneigung. Uebrigens durchdrangen damals die Parteien noch weit me- 
niger die Maſſe des Volkes; dieſes hatte genug zu thun mit der täg⸗ 
lichen Noth des Lebens unter dem unerſättlichen Drucke ſeiner fremden 
Befreier, und der Mißbrauch der Preſſe, zu Verbreitung der roheſten 
Schmähungen, war noch nicht ſo ganz mündig geworden wie ſpäter. 
Unter den Stimmführern der Parteien hingegen waren überhaupt die 
Meinungen abgeſchloſſener, als fie es nach einer aus vieljährigen Wechjel- 
fällen entſtandenen Abſchleifung aller Grundſätze und Anſichten ſein kön⸗ 
nen; man war weniger geſchickt zu plötzlicher Richtungsveränderung im 
Gange; das Ehrgefühl war noch nicht durch die Angewöhnung an ge⸗ 
meine Scheltungen abgeſtumpft, und dem perſönlichen Muth, der ihm zur 
Seite ſteht, waren nicht ſo enge Feſſeln angelegt. 

Kaum konnte es unter den damaligen Umſtänden, mitten unter der 
alles überherrſchenden Thatſache der Landeseroberung durch einen raub— 

17) Oligarchie: Herrſchaft Weniger; Ariſtocratie: Herrſchaft der Beſten oder 
Vorzüglichſten, nach dem eigentlichen Wortſinn. Im Revolutionswörterbuch find die 
Ausdrücke einer unermeßlichen Scheltung gleich zu achten, etwa wie der Italiener, in 
der Verzweiflung nichts ärgeres ſeinem Gegner zurufen zu können, athemlos jagt: pin 
che birbante, piü che assassino! Die unter der Benennung „Vorrechtler“ bezeichneten 
hießen ſpäter Zöpfe (code) oder Krebſe (gamberi) und im Superlativ Krebszöpfe 
(code di gamberi). 
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ſüchtigen Feind eine ſogeheißene Zwiſchenpartei geben. Wer jeue dulden 
wollte, gehörte ſchon der Revolution an, wer nicht, konnte ſich mit der⸗ 
ſelben nicht verſöhnen. Edel iſt das reine, von Nebenabſichten freie Be⸗ 
ſtreben, die Wunden zu heilen, welche Barteiung dem Vaterlande geſchla— 
gen hat. Doch damals konnte die tiefſte Wunde nicht von innen heraus 
geheilt werden, ſo lange das Land ein erobertes blieb. Wohl gab es 
auch zu jener Zeit Einige, welche dem Kampf ohne eigenen, innern, le— 
bendigen Autheil zuſahen, die kalt vernünftige Grundſätze der Klugheit 
unterordneten, welche will, daß man in das Geſchehene ſich füge. Eine 
ſolche Meinung räth vor allem an, Beleidigungen und Schädigungen, 
wenn ſie ſelbſt dieſelben nicht unmittelbar erduldet hat, zu vergeſſen; ſie 
verwirft die aus der Ueberzeugung hervorgehende Conſequenz als ein 
Extrem; ſie iſt beſorgt für die eigene Sicherheit bei drohenden Ausbrüchen, 
und will mit Niemanden ſich verfeinden, in beiden Lagern leben können. 
Sie nannten ſich Gemäßigte. Aehnliche Beſtandtheile bildeten in ſpä— 
terer Zeit, als die Theorie der „vollbrachten Thatſache“ manchen unbe— 
quemen Zweifel beſeitigt hatte, und ein williges Verſtändniß zwiſchen 
Gutem und Böſem, zwiſchen Recht und Unrecht bequem ſchien, die ſoge— 


heißene richtige Mitte. Die Principienſcheu unſerer Tage, dieſe Frucht 


der, aus Cosmopolitismus und Materialismus hervorgegangenen, alles 
überfluthenden Selbſtſucht wendet dieſer Partei, die keine iſt, ſondern 
jeder herrſchenden ſich anſchließt und ſie bei jedem Glückswechſel zu ver— 
laſſen bereit ſteht, die große Menge zu. Sie bedeutet aber keineswegs, 
was ihr Name vorgiebt; ſie iſt bloß negativ, ſehr zu unterſcheiden von 
der nicht auf wechſelnden Intereſſen, ſondern auf geläuterten Grundſätzen 
beruhenden Billigkeit, die im Glück und Unglück Maß und Faſſung will, 
welche der Vaterlandsliebe zur Seite ſteht und die eben deßwegen zu je— 
dem Opfer bereit ſein ſoll, das der Widerſtand gegen Parteiherrſchaft 
und verderbliche Extreme erheiſchen mag. Der Fernhaltung von jedem 
leidenſchaftlichen Partei-Extrem unter allen Umſtänden ſich zu befleißen 
iſt eine der erſten Pflichten im öffentlichen Leben. Ein ſolcher Mittelweg 
iſt vorgezeichnet durch die Gerechtigkeit und den Edelſinn. Er iſt himmel⸗ 
weit verſchieden von der unreinen Verläugnung des moraliſchen und for— 
mellen Rechts, welche auf halbem Weg dem offenbaren Unrecht und der 
Gewalt entgegengeht die ſo einen Namen, zu dem ſie kein Recht hat, 
ſich aneignende Mitte ſetzt bei jedem neuen Fortſchritt jeder neuen For— 
derung der revolutionären Willkühr ihre Mäßigung darein, von vorn— 
herein derſelben wenigſtens zur Hälfte beizuſtimmen, bis ſie zuletzt voll— 
ſtändig mit ihr zuſammenläuft, wenn ſie nicht vorher noch als ein un— 


Zwiſchen⸗ 


partei. 


Helvetiſche 
Republik. 


Einheit. 
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ſicherer und unnöthig gewordener Gehülfe mit verdientem Hohn von denen 
verworfen wird, denen ſie gegen eigene Ueberzeugung Vorſchub leiſtete. 

Die Verhältniſſe ſind andere geworden; die Parteien ſind geblieben. 
Schultheiß Steiger iſt die urſprüngliche Perſonifikation der einen, Laharpe 
die der andern. Sie erſchienen in den Wendepunkten von 1798, 1802 
und 1814. Aus der richtigen Würdigung ihrer Verhältniſſe wird das 
Verſtändniß ihrer Stellung im Jahr 1830 möglich. 


Zehntes Kapitel: Helvetiſche Regierung. 
Summariſche Schilderung derſelben. Gemeinde-Einrichtungen. Perſönlichkeiten. Par⸗ 
teien in der Regierung. Weitere Urſachen zu Unzufriedenheit. Krieg. Finanzen. 

Laharpe's Flucht. 7. Augſtmonat. Lüneviller Friede. Pariſer Verfaſſungsentwurf. 

Tagſatzung. Verfaſſung vom 29. Mai. Reding's Reiſe und Sturz. Titel verbrennen 

in der Waadt. Wallis Bedrängniſſe. 

Die helvetiſche Republik, gleich den andern Afterrepubliken jener Zeit, 
wurde nach dem Muſter der franzöſiſchen oder ſogeheißenen großen Re⸗ 
publik zugeſchnitten, und aus Volkswahlen, bei denen einige Wählbarkeits⸗ 
gedinge vorbehalten waren, giengen die geſetzgebenden Räthe hervor. Nicht 
allein in Bern, ſondern auch in andern, vormals ariſtocratiſchen Kan⸗ 
tonen wurden die alten Regenten meiſt ausgeſchloſſen, wenn nicht, wie 
dort, durch ausdrückliche franzöſiſche Machtgebote, doch durch den itber- 
wiegenden Einfluß, den die Eroberer durch ihre Agenten ausübten und 
nicht minder durch das eigene Zurücktreten von Männern, denen der 


gegenwärtige Zuſtand des Vaterlandes als der unerträgliche eines erober⸗ 


ten Landes erſchien, die Verhältniſſe einer Regierung nach einer aufge⸗ 
drungenen Conſtitution, als diejenigen troſtloſer Verknechtung unter einem 
verhaßten, treuloſen Feinde vorkamen. Wie natürlich erfolgte ähnliches 
in den democratiſchen, blutig bezwungenen Kantonen. 

Von Grund aus waren die Formen der ehemaligen Eidgenoſſenſchaft 
zertrümmert. Eine große Anzahl verſchiedenartig gebildeter Republiken, 
verbunden zu Aufrechthaltung ihrer Freiheit und Selbſtſtändigkeit durch 
ewige, aber freiwillige Bünde, und deren jede ihre eigene Geſchichte beſaß, 
die Geſchichte überwundener Gefahren, rühmlicher Thaten, des Wechſels 
der Geſchicke in Jahrhunderten, während denen ſie ſich nicht nach Prin⸗ 
cipien der Schulweisheit, ſondern nach dem naturgemäßen, langſamen 
Gange allmählicher Entwickelung ausgebildet hatten; alle dieſe Städte 


Br 


und Länder wurden mit einem Worte ihres politischen Daſeins, ihrer 
ganzen Individualität, ja ſelbſt in vielen Fällen ihres Namens beraubt ?), 
und alle zuſammengeworfen um die ſogeheißene Eine und untheilbare hel- 
vetiſche Republik zu bilden. Das gemeinſame Elend eines, als erobert 
behandelten Landes diente als Cement des unglückſeligen Machwerkes, auf 
dem der Druck der franzöſiſchen Beſatzung als Schlußſtein laſten ſollte. 
Wie natürlich hatten die franzöſiſchen Machthaber, unter deren Au— 
gen die Ochs⸗Laharpe'ſche Conſtitution zu Stande gekommen war, einzig 
auf eigene Politik Rückſicht genommen, welche in der Schweiz nur einen 
Tributarſtaat zu ihren Zwecken haben wollte, und mit roher Gewaltthat 
wurde alles zerriſſen, was im lebendigen Nationalgefühl, wo ein ſolches 
noch beſtand, wurzelte ?). 

Die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten war früher durch Ver— 
faſſung und Herkommen ausſchließlich in die Hände der in den berechtig⸗ 
ten Corporationen (in Städten wie in den democratiſchen Ländern) durch 
Herkunft und Glücksumſtände in die erſte Reihe geſtellten Geſchlechter 
gelegt. Nach den Grundſätzen der Selbſtergänzung, nach der Beſchränkung 
in der Zahl der Berechtigten, und (in den Formen unbedingter Demo— 
cratieen) nach einem beinahe erblich gewordenen Vertrauen, hatte ſich ſo 
eine herrſchende Kaſte gebildet, die zahlreich genug war, um ſich gegen 
übermächtigen Einfluß Einzelner zu verwahren, während ſie durch Er— 
fahrung, Maximen und Einſichten kräftiger als durch Geſetze zu red— 
licher Anwendung der öffentlichen Gewalt angeleitet war. Dieſe wurde 
auf einmal verdrängt und die Regierung, unter den gegebenen Umſtänden 
höchſt ſchwierig, ging in ganz neue und großentheils unerfahrene, zum 
Theil unfähige Hände über; derjenigen Parteimenſchen nicht zu gedenken, 
welche einzig und allein um ihres Haſſes und Verrathes willen waren 
vorgeſchoben worden, als bereitgehaltene Werkzeuge der Franzoſen. So 
geſchah es, daß hier einzelne, mehr verwegene als beſonnene, mehr durch 
die in Revolutionen ſich geltend machenden gefährlichen, als durch gute 
Eigenſchaften ausgezeichnete Führer einen ebenſo überragenden, als nach— 
theiligen, dabei unſichern und ſchwankenden Einfluß behaupteten. 

Allerdings erſchienen auf dem Schauplatze, wie ſolches in allen großen 
Umwälzungen geſchieht, talentvolle und redliche Männer, denen es weder 


1) Freiburg umgetauft in Sarine und Broye; Uri, Schwyz und Unterwalden in 
Waldſtätten; St. Gallen und Appenzell in Säntis u. dgl. 

2) In einem der Briefe von Ochs an Bonaparte hob er aus: Oeſterreich ſei dem 
Föderalismus geneigt; im Unitarismus finde Frankreich Freunde und Sicherheit. Sich 
ſelbſt bei jeder Gelegenheit als ergebenſter Diener der franzöſiſchen Gewalthaber denſelben 
anpreiſen war ein ſtereotyp gewordener Kunſtgriff der revolutionären Freiheitsverkündiger. 


Regierung. 


Politiſche 
Begriffe. 


Freigeiſterei. 
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an Fähigkeit noch an Muth gebrach, um von ihrem Standpunkte aus 
kräftig aufzutreten; die mehreſten derſelben blieben von dort hinweg, ſelbſt 
unter ganz veränderten Umſtänden, im öffentlichen Leben, viele verſöhnt 
mit der Partei des geſchichtlichen Rechts und von dieſer ſpäter willig in 
die eigenen Reihen aufgenommen, einige verdienter Achtung ſich erfreuend 
bis an's Ende; andere, auf dieſe wieder verzichtend, als die letzte Prü⸗ 
fung eintrat. Indeß bildeten dieſe bei weitem nicht die Mehrzahl in den 
Räthen. Die Wahlen lieferten viele gar nicht, oder nur halbgebildete, 
zum Theil junge Männer, die ſich in den zehn Jahren, ſeit welchen die 
franzöſiſche Revolution ausgebrochen war, die Ideen und die Sprache 
derſelben angeeignet hatten. Die vorherrſchenden politiſchen Begriffe wa⸗ 
ren diejenigen des Urvertrags nach Rouſſeau, mit den damals im Glanz 
des neuen falſchen Pfennigs prangenden Stichworten der Freiheit und 
Gleichheit. Die in ungeſchickten, nicht minder als in gewiſſenloſen, Hän⸗ 
den ſo gefährliche Gewalt wurde bald mißbraucht, bald nicht verwendet, 
weil man nicht nach Grundſätzen, ſondern nach Parteivorurtheilen zu re⸗ 
gieren für Politik hielt. Die Legitimität eines poſitivrechtlichen Funda⸗ 
mentes war umgeworfen worden; ſie wurde daher im allgemeinen be- 
feindet. Dazu gefielen ſich viele, wie bereits früher bemerkt worden, in 
der verwerflichen Affectation des Atheismus. Es ſollte als Stempel der 
geiſtigen Ueberlegenheit gelten, ungläubig zu erſcheinen; ein freier Geiſt 
durfte nicht unter dem Gebote des Glaubens gefangen ſein. Wer in den 
Verhältniſſen dieſer Welt alle Bande abzuſtreifen bereit geweſen, welche 
die Pflicht um einen jeden ſchnürt, der verläugnet gerne die Kette ohne 
Ende, die vom innerſten Gewiſſen hinüberhängt vor den Richterſtuhl 
jenſeits ?). 

Das ganze Land ſeufzte unter dem Druck und den Erpreſſungen der 
fremden Herrſchaft; die Regenten, denen, wie durch einen Zauberſchlag, 


3) Das Zeugniß Stapfers, des helvetiſchen Cult-Miniſters, wird von der Revolu⸗ 
tionspartei nicht verworfen werden. Der berniſche Kirchenrath beſchuldigte die helvetiſche 
Regierung, in einer langen Reihenfolge von Handlungen nur ein einziges Ziel verfolgt 
zu haben: die Zerſtörung des Chriſtenthums in Helvetien, die Organiſation der Im⸗ 
moralität und des Verbrechens und zum Ende diejenige des Deſpotismus, der leicht 
über ein Volk auszuüben iſt, das durch Verdorbenheit zur Barbarei ſich zurückführen 
ließe. Stapfer mißt den Führern des Volkes dieſen abſcheulichen Vorſatz nicht bei, allein 
er erklärt, daß wenn ſie ihn nicht verfolgten, ſie ihn ſoviel als von ihnen abhing, 
vollzogen haben. Notice sur M. P. A. Stapfer par Vinet, p. XVII. 

Schrieb ja doch bei Anlaß eines Circulars über die Bettagsfeier das helvetiſche Di- 
rektorium unterm 22. Auguſt 1799 an den Miniſter der Künſte und Wiſſenſchaften: 
„Als Regierung iſt das Direktorium nicht im Fall die Principien irgend eines Cultus 
oder einer Philoſophie zu proclamiren.“ 
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im verheerenden Sturm die Gewalt anheimgefallen war, gaben ſich nach 
den oft bis in's Lächerliche übertriebenen Vorſtellungen der Vortheile, 
welche die Verdrängten genoſſen hätten, den durch Selbſtſucht bedingten 
Begriffen von demjenigen hin, was ſie nunmehr ſich ſelbſt zuſprechen 
könnten. So lag ſchon eine Quelle tiefer Unzufriedenheit in der Feſt⸗ 
ſetzung übermäßiger Gehalte, deren Betrag in Hunderten von Louisdors 
ausgeſetzt wurde, während das Volk vergeblich, von den gegen die Fran⸗ 
zoſen allerdings Unmächtigen, Schutz und Erleichterung verlangte; die 
Behörden vermochten nicht einmal gegen die Lizenz, welche im Innern 
zum Durchbruch kam und unter der alles unſicher geworden war, Rath 
zu ſchaffen; ſie waren oft genöthigt, bei den Franzoſen Schutz und Hülfe 
zu ſuchen, anſtatt ihnen widerſtehen zu können. 
b Die Begriffe von Ordnung, Rechtmäßigkeit, Anſtand und bürger— 
licher Hierarchie wurden als Auswüchſe eines, den Feudalverhältniſſen 
entwachſenen, knechtiſchen Sinnes geächtet; die bürgerliche Freiheit Aller 
und die Nationalunabhängigkeit waren untergegangen. Aufklärung ver⸗ 
hieß man dem Volke, im Gefolge der politiſchen Freiheit und Gleichheit, 
und all' dieſes nach den Begriffen des franzöſiſchen Republikanismus, 
damals, wie bekannt, eines Niederſchlags, der aus dem Getriebe übrig 
geblieben war, welches die Picken der Vorſtadt St. Antoine, die Meſſer 
der Poißarden, das Beil der Guillotine in Bewegung geſetzt hatten, wäh— 
rend der beinahe ununterbrochene Siegesruf ungezählter Heere die Ge— 
müther betäubte oder bezauberte. Doch damals hatte dieſe Frucht eine 
Schale herber Bitterkeit für die niedergetretene Schweiz, und es war ein 
Hohn für die Troſtloſen, wenn ſie ihre mit bunten Federbüſchen, Schär⸗ 
pen und Stickereien gezierten Machthaber in allen Nachäffereien der frän⸗ 
kiſchen Republik befangen ſahen, denen ſie ſich hingaben, weil es zu der 
aus Paris verſchriebenen Verfaſſung ſo paßte. 

Ein Vollziehungsdirektorium von fünf Direktoren, mit einem Gefolge Organiſation. 
von ſechs Miniſtern, dann als geſetzgebende Räthe ein Senat und ein 
Großer Rath, endlich ein Oberſter Gerichtshof ſtellten die ſogeheißenen 
drei Gewalten vor, deren angebliche Unabhängigkeit während der ganzen 
Dauer des bisherigen Experimentirens eine Truggeſtalt geblieben iſt und 
während der Dauer der helvetiſchen Republik zwiſchen der vollziehenden 
und der geſetzgebenden Behörde zu einem Parteiringen um überwiegende 
Herrſchaft Anlaß gab. Das Gebiet der einen und untheilbaren Republik 
war zu Zwecken der Verwaltung in eine willkührliche Zahl, erſt zwei und 
zwanzig, bald ſiebzehn oder achtzehn ſo oder anders benannter Kantone 
abgetheilt, deren jedem ein Regierungsſtatthalter als Stellvertreter der 
vollziehenden Gewalt vorſtand, während eine Verwaltungskammer die 


Gemeinde⸗ 


einrichtung. 


Souveräne 
Corpora⸗ 
tionen. 
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ökonomiſchen Angelegenheiten leitete und Kantonal- und ee 
die untern gerichtlichen Inſtanzen bildeten. | 

Die tiefwurzelnden, burgerrechtlichen Verhältniſſe wurden ich bie 
Einführung doppelter Ortsbehörden in Verwirrung gebracht. Die Einen, 
die Gemeindekammern oder Gemeindräthe, ſollten die burgerliche Corpo⸗ 


ration vorſtellen, welche früherhin ausſchließlich die Gemeinde ausgemacht 


hatte; die Andern aber, die Munizipalitäten, die Geſammtheit der Ein⸗ 
wohner; eine Einrichtung, welche zu häufigen Reibungen in den einzelnen 
Ortſchaften Anlaß gab. Der Einrichtung lagen zwei Zwecke zum Grunde, 
die Zerſtörung von Corporationsverhältniſſen, welche dem Deſpotismus 
der Centraliſation und der Büreaucratie ein Stein des Anſtoßes ſind, 
und das Beſtreben die vielen außer ihrer eigentlichen Heimath befindlichen 
Einſaßen dadurch zu gewinnen, daß ihnen Mittel an die Hand gegeben 
wurden, auf Unkoſten der Burgergemeinden, einſtweilige eigene Bedürf⸗ 
niſſe zu befriedigen. Zu der dadurch verurſachten Mißſtimmung trug 
ſehr viel bei der Mißbrauch, den die ſogeheißene Dorf-Oligarchie von 
ihrer Gewalt machte, nachdem ihr Einfluß von dem Zügel der geregelten 


und unabhängigen Juſtiz Bern's nicht mehr in Schranken gehalten war. 


Die in der Organiſation höher ſtehenden richterlichen oder verwaltenden 
Gewalten hiengen nach dem Princip der Democratie eben von jener ab, 
und die ärmern und ruhigern, von dem politiſchen Getriebe ſich fremd 
haltenden Claſſen fanden nirgends Schutz. Mehr als viele andere Um⸗ 
ſtände trug dieſer zu der Allgemeinheit der Unzufriedenheit bei, welche 
ſich äußerte, als ein günſtiger Umſtand eintrat, und die keiner künſt⸗ 
lichen Anfachung bedurfte, ſondern aus dem innerſten Volksgefühl hervor⸗ 
gieng. | 
Alles Eigenthum der ehemaligen Orte der Eidgenoſſenſchaft, d. h. 
das Eigenthum der ſouveränen Städte und Länder, welche in ihren gegen⸗ 
ſeitigen Bundesverhältniſſen die Kantone vorgeſtellt hatten, wurde, inſofern 
als die Eroberer dasſelbe nicht ſich ſelbſt zueigneten, zum National⸗ 
eigenthum erklärt, d. h. mit andern Worten, die betreffenden Städte und 
Genoſſenſchaften, die durch den herbeigerufenen fremden Feind waren 
niedergeworfen und ihrer politiſchen Unabhängigkeit und Landeshoheit 
beraubt worden, wurden von ihrem übrigen geſammten Eigenthum ver⸗ 
drängt, welches zum Beſten der neuen Republik confiscirt wurde, wäh⸗ 
rend doch hingegen jede andere Stadt und jedes Dorf in dem Beſitze 
des Eigenthums verblieb, das ihnen gehörte. Indeß konnte dieſer Be⸗ 
ſchluß, eben um ſeiner Allgemeinheit willen, nicht ganz vollzogen werden; 
die ehemaligen ſouveränen Städte hatten nun einmal Lokalbedürfniſſe; 
Bedürfniſſe, welche in Beziehung auf öffentliche Sicherheit und andere 
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allgemeine Verhältniſſe nicht unberückſichtigt bleiben konnten. Es wurden 
daher in Bern zuerſt die burgerlichen Felder und Waldungen, von jeher 
zu perſönlicher Benutzung der Burger beſtimmt, der Gemeindekammer 
zurückgegeben und dann unter Vorbehalt einer Ausſcheidung zwiſchen 
Staats⸗ und Stadtvermögen, der ſogeheißene Bauamtsfundus zu Deckung 
einiger der nothwendigſten örtlichen Bedürfniſſe überlaſſen. Das helvetiſche 
Geſetz vom 12. März und 3. April 1799 beſtimmte die Grundſätze dieſer 
Ausſcheidung im allgemeinen. Als Gemeindegut der frühern ſouveränen 
Städte wurden erklärt die Vermögenstheile, welche durch ſie erworben 
und aus dem Seckel der Burgerſchaft bezahlt worden, inſofern als die 
Anſpruchstitel nicht auf Landeshoheit und Erwerbungen oder Säculari— 
ſation kirchlichen Eigenthums beruhen, oder über die betreffenden Güter 
nicht bereits früher von der Regierung zu öffentlichem Gebrauch verfügt 
worden ). Auch ſollen, bis zum unumſtößlichen Beweis des Gegentheils, 
als Gemeindegüter alle diejenigen angeſehen werden, welche die Burger— 
ſchaften der ehemaligen Gemeinden ausſchließlich vor den andern Ein 
wohnern genoſſen, als Wälder, Weiden, Armengüter u. a. dgl. — Hierbei 
war von den Municipalitäten oder Einwohnergemeinden keine Rede; ſie 
hatten keinen Anſpruch auf dieſe, den Burgerſchaften gehörigen Güter. 
Die Ausſcheidung ſelbſt kam damals nicht zu Stande. Die jpätere Central- 
regierung, an deren Spitze Reding ſtand, verordnete die Herausgabe des 
größten Theils der noch vorhandenen berneriſchen Güter an die burger— 
liche Gemeindekammer. Der Sturz Redings erfolgte vor Vollziehung 
dieſer Verordnung und die nicht widerrufene Ausſcheidung war noch ſchwe— 
bend, als die Volkserhebung von 1802 erfolgte, durch welche die Mediation 
herbeigeführt wurde. Bei einer ſolchen Beraubung der Stadt Bern er— 
zeigte ſich ſchon damals und beſtätigte ſich nachher die Erfahrung, daß 
kein Unrecht zu groß erſcheint, wenn es der Mehrheit einen Vortheil ge— 
währt. Tauſende, die es unbedingt als ein Verbrechen erachten würden, 
ſich an fremdem Eigenthum zu vergreifen, nahmen ohne Bedenken an 
der gemeinſchaftlichen Spoliation einer einzelnen Corporation Theil, gegen 
welche kein Rechtsgrund und kein Titel aufgewieſen werden konnte. 
Bloß auf ihr unabweisliches Bedürfniß ward geachtet, auf ihr Recht gar 
nicht. Auch dieſe Erſcheinung bietet der Revolutionspolitik ein von ihr 
fleißig befolgtes Axiom dar, durch deſſen häufige Anwendung die Begriffe 
von Communismus ganz folgerecht herbeigeleitet werden können. 


4) Dieſer Vorbehalt drückt, naiv genug, eine merkwürdige Anerkennung des eigent⸗ 
lichen poſitiven Rechtsverhältniſſes aus. 
10 


Verachtung 
alter Ver⸗ 
hältniſſe. 


Perſönlich⸗ 
keiten. 


rn 


Konnte nun, abgeſehen von dem ſchweren Druck der äußern Um— 
ſtände, von einem noch an altem Herkommen hängenden, und noch nicht 
zur unbedingten Verwerfung alles deſſen, was es für achtbar gehalten, 
hingetriebenen Volke der Umſturz aller Verhältniſſe nicht beifällig aufge⸗ 
nommen werden, ſo mußte die Nachahmung in Form und Weſen des 
damaligen Franzoſenthums, dieſer Quelle des Verderbens, aus welcher 
tägliche Leiden und Unbilden über das Land ſich ergoſſen, den allgemeinen 
Unmuth vermehren. Die Verwickelung des durch zahlloſe Schreibereien 
erſchwerten und unſichern Geſchäftsganges, bei welchem, für die gewöhn— 
lichſten Vorfallenheiten, der ſchlichte Mann ſtatt an einem Orte väter— 
lichen Rath, Weiſung und gewöhnlich auch Recht zu finden, ſich der Hülfe 
oft unzuverläſſiger und unfähiger koſtbarer Agenten bedienen mußte, be— 
förderte das Mißtrauen und die Unzufriedenheit. Alle bekannten Ver⸗ 


. hältniffe waren umgeſtoßen und weder ſchwülſtige Proklamationen noch 


eine mit Verunglimpfung der Oligarchen verbundene Anpreiſung unge— 
wohnter Neuerungen entſchädigte das Land für den Verluſt der in unge— 
ſtörtem, ſichern und freien Genuſſe feiner Güter liebgewonnenen Gewohn— 
heiten, an welche jetzt die Axt gelegt wurde, die allem Beſtehenden eine 
tödtliche Wunde beibrachte ?). 

An vielen neuen Regenten klebte ein böſer Leumund. Mehrere ge— 
hörten zu den ſogeheißenen Entſchädigungspatrioten 9). Viele ermangelten 
nicht allein der Befähigung, ſondern derjenigen allgemeinen Bildung, die im 
äche Umgange gefordert wird. Ja ſelbſt galt nach dem Urbilde der 


5) Die Einheitsbewegung iſt der Prozeß des Abſterbens altersſchwacher Völker, die 
ihren naturwüchſigen Staats- und Rechtsorganismus durch büreaukratiſchen Mechanis- 
mus erſetzen. 

v. Hodenberg, Hiſtoriſch-politiſche Briefe II., pag. 36. 

6) So hieß man diejenigen, welche wegen ausgeſtandener Strafen oder wegen Unter- 
ſuchungen, die entweder hochverrätheriſche Umtriebe zum Grunde hatten, oder von ihnen 
ſelbſt politiſchen Urſachen zugeſchrieben wurden, zu angeblicher Entſchädigung willkühr⸗ 
lich angeſetzte Summen forderten, deren Bezahlung durch geſetzgeberiſche Verfügung den 
Oligarchen auferlegt werden ſollte. So forderte Raymondin für ſich und neunzehn Ge— 
noſſen L. 201,602; ein wegen Veruntreuung in ſeinem Amte abgeſetzter Zöllner Plüß 
800 Louisdors; Blanchenay für ausgeſtandenen Arreſt L. 8248. — Im geſetzgebenden 
Rathe nahmen die Repräſentanten Billeter, Rellſtab u. a., welche an einer Forderung 
der Züricherpatrioten von 300,000 Gulden betheiligt waren, an der Berathung und Ab— 
ſtimmung Theil. De Nüce, ſelbſt Entſchädigungspatriot, war Mitglied der zu Unter— 
ſuchung der Forderungen niedergeſetzten Commiſſion, u. ſ. w. Der mehr erwähnte Brief 
beſagt: IIs (les membres du directoire) devaient leur élévation à ceux que par 
un abus de mots indigne on appelle patriotes par excellence; ils n'avaient done 
rien si fort & cœur que de les protéger en toute occurrence. Ils les soutinrent 
d’abord dans les demandes d'indemnité formées contre les anciens magistrats ete. 
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erſten franzöſiſchen Revolutionsmänner, eine deshalb ſogar affectirte Roh— 
heit in Ausdruck und Haltung, zuweilen als ein Merkmal der Freiſinnig⸗ 
keit. (Le républicain n'est pas poli» hatte ein Waadtländer unter 
gewaltigem Beifall ausgerufen. Während man ſo dem Verdachte ariſto— 
kratiſcher Geſinnung zu entgehen, der Menge ſich anzunähern vermeinte, 
den Typus der Volksthümlichkeit in den untern Stufen ſuchte, anſtatt 
anzuſtreben denſelben immerfort zu reinigen und zu heben, entſagte man 
jener Achtung, ohne deren Beſitz man in Republiken der Zügelloſigkeit 
nur den Zwang (wie z. B. durch Achtungsgeſetze) entgegen ſetzen kann ). 

In einer ſolchen Regierung und unter jo ſchlimmen äußern Um⸗ 
ſtänden konnten Parteireibungen nicht ausbleiben. Wohl hatte die Ver⸗ 
faſſung eine Eine und untheilbare Republik proklamirt; allein mit der 
Verletzung oder Unterdrückung aller örtlichen Intereſſen war der Orts— 
geiſt nicht beſeitigt, und die Selbſtſucht nicht verdrängt; dieſe führt ſehr 
oft das „allgemeine Wohl“ im Munde, um die Früchte eben ſich ſelbſt 
zuzuwenden. Gewöhnlich aber treten Rückſichten auf bedrohte oder ge— 
kränkte örtliche Verhältniſſe, wenn auch öfters aus ſehr verſchiedenem 
Standpunkte aufgefaßt, allgemeinen Forderungen entgegen, ſelbſt da, wo 
nicht alle Begriffe mit dem Geiſt der Oertlichkeit gleichſam verwachſen ſind, 
wie dies in der Eidgenoſſenſchaft der Fall wars). Beinahe alle Regenten 


7) Als Belege gelte die damalige Zeitgeſchichte. Unter vielen Aktenſtücken werde 
hier nur angeführt, die Botſchaft der Vollziehungsbehörde an die geſetzgebenden Räthe, 
vom 5. Jänner 1800. — „Die Conſtitution,“ heißt es hier, „hat unſtreitig große Ge— 
brechen; ſie paßt nicht auf unſere Lage, nicht auf unſer individuelles Bedürfniß; ſie ent⸗ 
hält keine Garantie der Rechte; die gegenſeitigen Befugniſſe der öffentlichen Gewalten 
ſind in derſelben nicht hinlänglich beſtimmt, ihre Verhältniſſe gegen einander nicht richtig 
abgewogen. Die öffentlichen Einrichtungen ſind endlich zu koſtbar berechnet für ein armes 
Land, das in mancher Gegend ſeine zahlreichen Einwohner nur kümmerlich nährt. Allein 
es giebt andere Länder, deren Verfaſſungen noch viel mangelhafter, und die dabei doch 
glücklicher ſind. Die Quelle des Uebels liegt alſo nicht ſowohl in den Gebrechen der 
Conſtitution ſelbſt, als vielmehr in den Fehlern der Menſchen, die zufolge 
derſelben an die Spitze der öffentlichen Angelegenheiten berufen 
worden. Wir legen dieſes Geſtändniß hier öffentlich vor dem Volke nicht ohne Rüh— 
rung und Wehmuth, aber in der innigſten Ueberzeugung ab, daß der erſte Schritt zu 
aller Verbeſſerung einzig in der Erkenntniß der begangenen Fehler liegen kann.“ — 
In Beziehung auf Laharpe erwähnt die Botſchaft „der Ausbrüche von Laharpe's fana— 
tiſcher Wuth.“ Die Botſchaft trägt die Unterſchriften von Bay und Anderwerth. 

8) Ueber den Widerſpruch örtlicher Intereſſen unter ſich, und gegen allgemeine For— 
derungen, lieferte z. B. unter der Regierung von Louis Philipp die franzöſiſche Depu⸗ 
tirtenkammer alljährlich in den wichtigſten Fragen Beiſpiele genug, namentlich in allen 
Handels⸗ und Induſtrieangelegenheiten in Beziehung auf Wein, Eiſen, Kohlen, Zucker, 
Vieh u. ſ. w. 


Parteiungen. 


— 148 — 
der untheilbaren Republik, ſelbſt mit wenigen Ausnahmen die einſichtigſten 
und achtbarſten, hatten daher einen mehr oder weniger durch die eigenen 
Bedürfniſſe und Verhältniſſe ihrer Kantone bedingten Standpunkt; die 
wenigſten kannten diejenigen anderer Mitſtände. Die Kantonalrichtungen 
erſchwerten den Gang der ihnen gegenüber oft unmächtigen Regierung ſo 
ſehr, daß einer der hellſehendſten Männer, die der Republik dienten, 
Finsler, anrieth, die Schweiz nicht in Kantone, ſondern in zwei und 
ſiebzig Bezirke zu theilen. Es lag daher im Grundbegriffe der Verfaſ— 


Unitarier und ſung ſelbſt ein Anlaß zu Parteiung, und ſehr bald ſtanden Unitarier 
Föderaliſten. und Föderaliſten ſich gegenüber. Jenen gehörten, wie natürlich, in 


Finanzen. 


erſter Linie die eifrigen Revolutionsmänner, die Urheber und Beförderer 
der franzöſiſchen Invaſion und der aus Paris verſchriebenen Verfaſſung 
an, und dieſes war eine der vorzüglichſten Urſachen der allgemeinen Un⸗ 
gunſt, welche dem Unitarismus entgegentrat. Demſelben wurde das mit 
ihm gleichzeitig und von gleicher Seite hergebrachte Elend zur Seite ge— 
ſtellt. Nebſt jenen betrachteten übrigens viele andere und auch ſehr acht— 
bare und einſichtsvolle Männer das Band der Conföderation als ein zu 
Sicherung der ſchweizeriſchen Nationalität und Unabhängigkeit viel zu 
locker gewordenes. Dem Föderalismus, oder ſeiner vorgeblich beklagten 
Ausartung, glaubten ſie meiſt die verderbliche Zertrennung beimeſſen zu 
können, die ſo viel zum Untergang mitgewirkt hatte. Die gegenwärtigen 
Uebel und Leiden ſchienen ihnen nicht eine Nothfolge der Einheit, ſo 
wenig als manche verwerfliche Formen nothwendige Bedingungen der— 
ſelben zu ſein. Die Föderaliſten hielten die Einheit für weſentlich gefähr- 
lich, eben ſo wohl für die Freiheit im Innern, als für die Ruhe und 
Unabhängigkeit gegen Außen. Ihnen erſchien der Bund gleichberechtigter, 
unabhängiger Kantone als eine weſentliche Bedingung der freien, bürger— 
lichen Bewegung, der glücklichen innern Entwickelung des in Republiken 
nothwendigen Patriotismus, als das ſicherſte Mittel zu Bewahrung der 
Neutralität der Schweiz, und vor gefährlichem äußern Einfluß. Viele 
der Beſonnenſten hätten gerne politiſche und nationale Centraliſirung mit 
einer ökonomiſch und bürgerlich möglichſt freien Kantonalverwaltung ver— 
bunden. Schultheiß Steiger äußerte ſich noch in ſeinen letzten Lebens— 
tagen über die Nothwendigkeit politiſcher Centraliſirung. 

Einen fernern, ſehr bedeutenden und viel zur allgemeinen Unzufrieden- 
heit beitragenden Uebelſtand bildeten die von Grund aus zerrütteten und 
in Verwirrung gerathenen Finanzen. Neue Auflagen verſchiedener Art 
und Verſchleuderung mancher Güter und Werthſchriften zu den unge— 
nügendſten Preiſen erregten bei fortſchreitender Verſchuldung und bei den 
lauten Klagen unbefriedigter Auſprecher oder darbender Beamten um fo 
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mehr den Unwillen, als ſolche Erſcheinungen mit allen, aus einer noch 
nahe ſtehenden Vergangenheit hervorgegangenen Begriffen und Angewöh— 
nungen in ſchneidendem Widerſpruche ſtanden und herbe Landesnoth die 
Bedrängniſſe durch eine bedürftige und unhaushälteriſche Regierung be— 
gleitete. Dieſe Noth wurde durch den im Spätjahr 1798 wieder aus— 
gebrochenen Krieg zwiſchen Frankreich und Oeſterreich eine ſehr ſchwere. 

Zum Antheil an demſelben wurde die Schweiz nicht allein genöthigt 
durch das unterm 19. Augſtmonat 1798 in Paris unterzeichnete Schutz— 
und Trutzbündniß zwiſchen der fränkiſchen und der helvetiſchen Republik, 
ſondern hineingeſtürzt durch eine Kriegserklärung, welche auf La— 
harpe's Antrag das Direktorium (mit Laharpe beſtehend aus Bay, Ochs, 
Oberlin und Glayre, doch ohne dieſes letztern Zuſtimmung) an Oeſter— 
reich erließ, nicht weniger unklug als unbegründet. Außer den im Bünd⸗ 
niſſe mit Frankreich verſchriebenen 18,000 Mann Hülfstruppen (ſechs 
Auxiliarhalbbrigaden), welche jedoch ungeachtet aller Anſtrengungen und 
Drohungen nie über die 1 dieſer Zahl gebracht werden konnten — 
mußte Helvetien — ſelbſt Kriegsſchauplatz — noch 20,000 Mann Milizen 
in's Feld ſtellen, zu deren Aufbringung gewaltſame terroriſtiſche Maß— 
regeln verwendet wurden. Des namenloſen Elendes in den verheerten 
Gegenden, in denen Hunger und Seuchen wütheten, hier nicht zu er— 
wähnen, ſchlug eine Botſchaft der Vollziehungsbehörde an die geſetzgeben— 
den Räthe den in Zahlen ausmittelbaren Kriegsſchaden des Jahres 1799 
auf ſechzig Millionen Schweizerfranken an?). 


9) Der Liquidationsetat für die auf 31. December 1801 blos ſeit dem Allianz— 
Traktat an die franzöſiſchen Truppen e Lieferungen betrug: 


Für ordonnanzierte Bordereaux 5 . Franzöſ. Fr. 4,484,919. 73 

Bordereaux zur Ordonnanzierung Ws gefe ig) g ; 5 5 26,387. 35 
Bordereaux in den Büreaux zur Ordonnanz bereit für die 

Donau- und Rheinarmee 8 F 0 8 1 3,497,738. 93 

Für die Armee in Bündten bis zur ng: b 1 „ 1,434,499. 96 
Quittanzen zu Liquidirung für Donau- und 1 

annähernd . l 5 5 „ 3,850,000. — 

5 für die Armee von Bündten und Helvelien . 1 „ 3,066,295. 54 

In den Büreaux einregiſtrierte Bons 9 5 . N 9 „ 1371155. 30 


Für die Spitalverwaltung 5 % . 3 a 5 15,32 04 


Francs 17,846,317. 85 

Die dem Allianztraktat vorhergegangenen Lieferungen nicht eingerechnet, und ſeit 
der Bildung des Etats noch für ungefähr alte Schweizerfranken 1,200,000. 

Die franzöſiſchen Bons waren ungefähr was die Aſſignate, d. h. ſo gut als werth— 
los; ſie wurden nicht an Zahlung für das von Frankreich dem verbündeten Helvetien 
zu hohem Preiſe aufgedrungene Salz angenommen, und konnten, laut der Klage hel— 
vetiſcher Beauftragten im Jahr 1801 nicht einmal zu nützlicher Gewinnung guten 
Willens dienen (rien que des bons qui sont consideres comme des chiffons). 
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Das Auflagenſyſtem vom 19. Oktober 1798 belegte die Capitalien 
und das Grundeigenthum im Land mit Zwei vom Tauſend; Häuſer mit 
Eins vom Tauſend. Die Getränkeſteuer betrug Vier vom Hundert des 
Werths, die Einregiſtrierungsgebühr Zwei vom Hundert, die Gebühr von 
Erbſchaften oder Schenkungen je nach dem Verwandtſchaftsgrade von einem 
halben bis auf Fünf vom Hundert (1867 Zehn vom Hundert). Es 
wurden Stempel⸗, Siegel- und Gerichtsgebühren bezogen; der Handels— 
ſtand ſollte ein Viertel vom Hundert ſeines Verkaufs zahlen; Fabrikanten, 
Commiſſionärs, Speditoren und Banquiers Zwei vom Hundert von ihrem 
Gewinn, alles nebſt den Kaufhausgebühren, Zoll- und Brückengeldern. 
Luxusabgaben wurden gefordert für Dienftboten, goldene Uhren, Spiel- 
karten, Pferde und Kutſchen, Jagd- und Luxushunde. 

Nach einem im Jänner 1800 erſtatteten Bericht betrug die Summe 
der Einkünfte von Rs der Republik (12. April 1798) bis 30. 


Juni 1799 i as Wee ee 
Die Ausgaben (darunter L. 1, 523, 838 10. 10 für 
Militär) 5 ö 


(natürlich alle Gantennibeniisfnifie, Kirche, Schulen, Verwaltung in allen 
Zweigen umgerechnet). Die Rückſtände für Beſoldungen und an die 
Miniſterien und Verwaltungskammer betrugen aber noch drei Millionen 
(ſo daß nicht viel mehr als die Hälfte ausgerichtet war). 

Nach Dolders Bericht über die Finanzen (14. Dezember 1801) waren 
außerordentlich auferlegt worden: 

1798 Okt. 22., Vermögensſteuer von Zwei vom Tauſend. 

1799 März 10. „Zuſatz eines Viertels auf allen direkten Abgaben, 

„ März 28., Anlehen auf Unterpfand. 
„ März 31., Aufforderung zu patriotiſchen Geſchenken. 
pril N Kriegsſteuer Zwei vom Tauſend. 
„ Juni 8., gezwungenes Anlehen bei den Gemeinden von Fünf 
vom Hundert ihrer Güter. 
„ Oktober 16., Eins vom Tauſend für die verwüſteten Kantone. 
Dezember 12., Zwei vom Tauſend von Liegenſchaften. 

Ferner verſuchte man ein Nationalanlehen und veräußerte, was man 
konnte, an ausländiſchen und inländiſchen Zinsſchriften. 

Am 10. April wurden L. 1,738,525 ausſtehende Beſoldungen als 
Rückſtände erklärt, und dann daran 5 5 durch Verkauf von Liegen- 
ſchaften. . g 8 L. 315756 
und durch Titel auf einzelne Kantone 5 5 1152084 
Ende Jahrs 1801 waren Rückſtände in allen Kantonen ausſtehend, und 
dazu L. 7,600,870 ſonſtige Schulden. 
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Für die Zukunft wird dann ein Normalbüdget vorgeſchlagen, in 
Ausgaben: 
Zinſe und Amortiſſement nach Abzug alles W was auf die Kantone 


verlegt wird } F L. 300,000 
10) Für den Senat und Kleinen duc a a 5 nee 
Für die Miniſterien ; l ; g | a , 420000 
( ifeſte n 80,000 
dein Gerichtshof man. e eee 
Für die Diplomatie 5 | ; f ; ; „ 0,000 
Für die Truppen ; . 5 . 0 A , 00,000 


L. 2,000,000 
Als Einnahmen wurden veranſchlagt: 


Ertrag der Poſten ! ; ! 5 L. 200,000 
Salz⸗, Pulver- und Münzmonopolien . 5 ; eee 
Balle 8 N > g ; 5 N 500,000 
Handänderungsgebühren 5 ; : r 5 0 500,000 
Stempel 3 g ; eat. R 0 8 300000 
Getränkeſteuer —ʒ—.: at ra Ra N): „ 250,000 


1) L. 2,100,000 
Der Krieg, für welchen die helvetiſche Regierung durch deſſen Er— 
klärung ſehr unnöthig eine Selbſtverantwortlichkeit über ſich genommen, 
bereitete ihr mit feinen Wechſelfällen und bei der Machtloſigkeit der hel— 
vetiſchen Republik ſchwere Verlegenheiten und gab Stoff zu Verbreitung 
der Abneigung gegen ſie. Die Oeſtreicher drangen über Schaffhauſen 
(deſſen durch ihren Bau merkwürdige hölzerne Rheinbrücke von den Fran— 
zoſen, ohne Nutzen für ſie, abgebrannt wurde) und durch Bündten in die 
Schweiz ein. Zürich wurde am 6. Juni 1799 von ihnen beſetzt, die 
Franzoſen hatten ſich hinter die Aare und die Limmath zurückgezogen. 
Die Oeſtreicher benützten die errungenen Vortheile nicht, um ſie aus 
der Schweiz zu verdrängen, wie es allgemein, ſelbſt von den franzöſiſchen 
Generalen, erwartet wurde !)). 


10) Die Conſtitution hatte unter den verſchiedenen Parteikämpfen, Staatsſtreichen und 
je nach den Einflüſterungen oder Zulaſſungen der Schutzmacht ſchon allerlei Verände— 
rungen erlitten und die urſprünglichen Behörden waren durch andere erſetzt. 

11) Seit jener Zeit iſt unter dem Fortſchritt unſrer Epoche die Büdgetskunſt 
und diejenige der Abgabenauferlegung nicht zurückgeblieben. Heutzutage lächelt man zu 
ſolchen Ziffern; es war für Abgaben die Zeit der erſten Kindheit im Volksleben; wie 
ſteht es jetzt mit dem republikaniſchen Merkmal der Abgabenfreiheit? 

12) Artilleriegeneral Ruby, der nach der Einnahme von Zürich durch die Oeſtreicher 
in Bern eintraf, erklärte bei Anlaß ſeiner Quartiereinrichtung: Je ne peux pas faire 
d' arrangement; dans quelques jours, peut-&tre demain, les autirchiens entreront, 
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Längere Uuthätigkeit hatte wahrſcheinlich in den Unterhandlungen 
zwiſchen den Cabinetten der verbündeten Mächte ihren Grund; unter 
dieſen herrſchte ein durch die Mißhelligkeiten zwiſchen Suwarow und den 
öſtreichiſchen Heerführern vermehrtes Mißtrauen. Endlich erhielt Erz- 
herzog Karl den Befehl, mit dem größten Theil ſeiner Armee die Schweiz 
zu verlaſſen und an den Mittelrhein zu marſchiren; er ſollte in der 
Schweiz durch die Ruſſen abgelöst werden, mit denen ein Corps Oeſt⸗ 
reicher unter Hotze agiren ſollte. Das neue ruſſiſche Hülfscorps, unter 
dem allgemein als unfähig beurtheilten Generallieutenant Rimskoy⸗Kor⸗ 
ſakow, ſollte 45,000 Mann zählen, rückte aber bloß 28,000 Mann ſtark 
in die Stellung bei Zürich ein; ungefähr eben ſo viele Oeſtreicher wa— 
ren in Glarus und Bündten verblieben. Maſſena, der 80,000 Mann 
unter ſeinen Befehlen hatte, griff vor der Ankunft Suwarow's aus Ita⸗ 
lien die Ruſſen und Oeſtreicher an. Jene wurden geſchlagen und muß— 
ten die Schweiz räumen; Hotze, der die Oeſtreicher befehligte, — der 
nämliche General, welcher 1798 von Bern war berufen worden, um die 
Vertheidigung gegen die Franzoſen zu leiten — wurde getödtet. Suwa⸗ 
row, der Gebirgspäſſe nicht kundig, durch ſeine Führer über den Gott— 
hard anſtatt über den Splügen geleitet, traf erſt nach dieſen Unfällen 
ein und vollzog ſeinen denkwürdigen Rückzug durch das Schächen- und 
Muottathal, nachdem er den von den Franzoſen vertheidigten Paß über 
den St. Gotthard, den damals noch keine Kunſtſtraße durchſchnitt, ſich 
hatte fechtend erkämpfen müſſen, wozu General Roſenberg's Umgehung 
über den Vogelberg und die Oberalp half, durch welche die Franzoſen 
bewogen wurden die Höhe zu räumen. Luzern wurde zwar von den ver— 
bündeten Truppen nicht eingenommen, allein die früher von Aarau dahin 
verlegte helvetiſche Regierung hatte dieſe unſicher gewordene Reſidenz auf 
den Rath der franzöſiſchen Generale verlaſſen und nach Bern überziehen 
müſſen. Ihre eilige Ankunft, eine Flucht unter den geſchlagenen Fran⸗ 
zoſen, zu deren Troß ſie dadurch zu gehören das Anſehen erhielt, konnte 
die Achtung in der von dieſer Regierung befeindeten und derſelben abge- 
neigten Stadt nicht vermehren. | 

Während dem für die Franzoſen unglücklichen Verlauf der Kriegs— 
begebenheiten, überbot ſich das helvetiſche Direktorium, unter vorherrſchen— 
dem Einfluſſe von Ochs und Laharpe, in terroriſtiſchen Maßregeln um 
Geld und Mannſchaft aufzubringen, und ſich gegen die in der That aller- 
orten ausbrechenden Empörungen zu verwahren. Wüthende Proklama⸗ 
tionen, gezwungene Anleihen, Contributionen, gewaltſame Aushebungen 
von Mannſchaft, Geiſeln, Verhaftungen u. dgl. der Schreckenszeit in 
Frankreich nachgeahmte Mittel verfehlten jedoch größtentheils ihren 
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Zweck, während die öffentliche Meinung immer lauter gegen dieſelben 
ſich erhob '3). 

Dieſe unglücklichen äußern Verhältniſſe konnten zwar nicht der hel— 
vetiſchen Regierung unmittelbar beigemeſſen werden, allein ſie erſchienen 
als eine nächſte Folge der Revolution, und ihre Wirkung auf die öffent— 
liche Stimmung fiel daher nicht mit Unrecht auf diejenigen zurück, welche 
als Beförderer oder Anhänger derſelben ſich darſtellten. Abgeſehen von 


dieſen Umſtänden wirkten noch andere auf die Verwirrung in den Staats— 


finanzen. Nicht nur war die Verfaſſung ſelbſt ſehr koſtſpielig, ſondern 
die ſicherſten Quellen der Einkünfte waren verſiegt. Wie wir oben ge— 
ſehen (und was für den Kanton Bern, galt mehr oder weniger für die 


13) Unter den zahlreichen Belegen mögen bloß einige wenige genügen: 

Schon am 1. Mai 1798 hatte die helvetiſche Regierung einen Sequefter auf alles 
engliſche Eigenthum in der Republik und namentlich auf alle Schuldforderungen eng— 
liſcher Häuſer an Particularen verhängt. — In einer Proclamation vom 28. September 
1798 ſteht zu leſen: Europa iſt in zwei gegen einander in Schlachtordnung ſtehende 
Heere abgetheilt, von denen das eine alle diejenigen in ſich faßt, die an die Grundſätze, 
die Rechte des Menſchen und an die Freiheit glauben, indem die feilen Knechte des 
Deſpotismus und der privilegirten Kaſten in dem Gefolge des andern ſind. 

Es lebe die Freiheit und die Menſchenrechte! 
Es lebe die helvetiſche und fränkiſche Republik! 
Und alle ihre tapfern Söhne! 


Nach dem Beſchluſſe vom 13. Dezember 1798 ſollen alle Bürger Helvetiens von 20 
bis 45 Jahren zur Ergreifung der Waffen eingetheilt werden. 

Botſchaft des Direktoriums an die geſetzgebenden Räthe, vom 
14. Mai 1799: Forderung eines Geſetzes gegen die Ausreißer: derſelben Vermögen 
ſolle confiscirt werden und ihr künftiger Erbtheil für ſie haften. Partikularen und Ge— 
meinden, welche Ausreißer aufnehmen würden, ſollen dafür perſönlich verantwortlich 
ſein. Die wieder eingebrachten Deſerteurs ſollen über Meer (sic!) deportirt werden. 

Dekret vom 18. Mai. Helvetien iſt in ein Lager verwandelt. Alle zu dem 
Auszug und der Reſerve gehörigen Bürger find für die Vertheidigung des Vaterlandes (!) 
zur Verfügung des Direktoriums geſtellt. Alle Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten 
ſind zu jedem Dienſte verpflichtet, den das Direktorium ihnen anbefehlen wird. Alle 
Magazine, welche Vorräthe und Gegenſtände enthalten, die zum Militärdienſt taugen, 
und alles was auf dieſen Dienſt Beziehung hat, iſt in Requiſition geſetzt. Die Nation 
wird die Gemeinden und die Partikularen entſchädigen, deren Eigenthum um des all— 
gemeinen Wohls willen verletzt worden wäre. Zürich wurde in Belagerungszuſtand 
erklärt, weil dieſe Stadt ihre Vorliebe für die in Gefangenſchaft gerathenen verwundeten 
kaiſerlichen Soldaten an Tag gelegt habe, mit Vernachläſſigung der franzöſiſchen und 
helvetiſchen. 

Aufruf an Helvetien, vom 20. Mai. Hier heißt es: Die Koſaken ſind noch 
feiger als diebiſch. Kaiſer Paul erbebt vor dem Gedanken, die 36 Millionen Sklaven, 
die er beherrſcht, möchten zur Freiheit emporſtreben. Die Oeſterreicher möchten die 
Schweiz ohne Schwertſtreich beſetzen, um ihr das Joch aufzulegen und Polens Schickſal 
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andern Stände), war die ehemalige Verwaltung vornämlich eine patri⸗ 
moniale; die Ausgaben wurden größtentheils aus eigenthümlichen Ein⸗ 
nahmen beſtritten. Während ein großer Theil des öffentlichen Eigenthums 
eine Beute des Feindes geworden, anderes, wie fremde Schuldtitel, ent— 
weder ſequeſtrirt oder ſonſt nicht flüſſig, alles in Werth und Ertrag ge— 
ſunken und gefährdet war, bildeten noch Zehnten und Grundzinſe den 
bedeutendſten Theil des Patrimonialguts. Der Werth des zehntpflichtigen 
Bodens in Helvetien betrug nach einer Schätzung vom Jahr 1800 neun⸗ 
hundert fünf und vierzig Millionen (nahe an 1370 Millionen Schweizer 
Franken) alte Franken; das Zehntkapital ſelbſt (nahe an 140 Millionen 
Franken) ſechs und neunzig Millionen. Allerdings gehörte ein beträcht- 


zu bereiten. Die Ruſſen (ſo ſpricht der Erzieher der Ceſarewitſche, der nachmalige ruſ— 
ſiſche Penſionär, General und Andreasritter) kommen, um eure Weiber und Kinder zu 
metzeln, eure Wohnungen zu plündern, und durch das Feuer zu verheeren, was die 
Plünderung übrig gelaſſen haben wird. Die auf öſterreichiſchen Befehl neulich zu Mai⸗ 
land und in Ciſalpinien an den Patrioten verübten Grauſamkeiten, deren Weiber und 
Kinder von Fenſtern heruntergeworfen wurden, verrathen u. ſ. w. . . Dieſe Drohung 
(eine Drohung der Generale gegen die Bürger, welche gegen ſie die Waffen ergreifen 
würden) iſt derjenigen würdig, welche im Namen der Könige Krieg führen; ſie iſt wür⸗ 
dig der Ruſſen, welche in einer Vorſtadt von Warſchau 16,000 Menſchen unbewaffnet 
in ihren Betten erwürgten, würdig ihres Anführers Suwarow, eines unwiſſenden und 
wüthenden Tollen (maniaque ignorant et féroce), der nur dann Muth beſitzt, wenn 
er von Branntwein berauſcht iſt; ſie iſt würdig des Hauſes Oeſterreich, welches ſoeben 
die von Raſtatt vom Friedenswerke heimkehrenden franzöſiſchen Geſandten hat ermorden 
laſſen; ſie iſt würdig der Steiger, der Wyß, der Courten, der Perrig und der Menge 
Böſewichter (scélérats), welche ausgewandert find, um alle Schrecken des Krieges über 
ihr Vaterland zu verbreiten. Während Ihr ihre Familien großmüthig beſchützet, bren⸗ 
nen ſie ſelbſt nichts deſto weniger vor Begierde, ſich in dem Blute der Eurigen zu baden. 
Von England hieß es: le gouvernement scelerat de l’Angleterre; von den Ruſſen: 
les barbares du Nord. Indeß ſah ſich Laharpe bei dem ſiegreichen Vorrücken der 
Oſterreicher nach einer Vermittlung um, und zeigte ſich nach einer geheimen Unterredung 
mit dem Oberſt Pillichody, einem der eifrigſten Gegner der Revolution, zu Verſtändi⸗ 
gungen mit der auſtro-ruſſiſchen Partei — wie er fie nannte — geneigt. Er begehrte, 
daß man ihn mit dem Kaiſer Paul verſöhne (über dieſe, ohne weitere Folgen gebliebene 
Intrigue ſehe man das weitere bei Seigneux J., 274 u. f.); und bald nachher beſchul⸗ 
digte er in Briefen, welche ohne Unterſchrift in dem bulletin officiel erſchienen, die 
Ariſtocraten, einen Erzherzog zum Statthouder berufen zu wollen, welcher mit einem 
Staatsrathe unter dem Vorſitz des Schultheißen Steiger, aus Oligarchen beſtehen ſollte. 
Die übrigen Patrizier würden Kammerherren, Pagen, bebänderte und dekorirte Excel- 
lenzen und gnädige Herren. (Man ſieht, daß die Schüler von 1830 ꝛc. die Lehre des 
Meiſters von 1798 nicht vergeſſen haben.) Nach der Wiedereinnahme von Zürich durch 
die Franzoſen, dachte das Direktorium, das unter Laharpe's Vorſitz aus Ochs, Oberlin, 
Legrand und Dolder beſtand, auf Verfolgungen gegen die Mitglieder der dortigen In— 
terims-Regierung, die der Umſtände wegen unterbleiben mußten. 


zu 


licher Theil desſelben verſchiedenen Corporationen und Privaten oder der 
Geistlichkeit; doch mehr als die Hälfte dem Staat. Die Grundzinſe wa— 
ren nicht minder bedeutend. Die Pflichtigkeit ſelbſt war, wie ſchon be— 
merkt worden, keine willkührliche, ſondern eine verbriefte, gleich jeder an— 
dern unbezahlten Schuld, auf die gegenwärtigen Schuldner übergegangen. 
Dieſer ganzen überwiegend großen Zahl von Schuldnern wollte nun die 
Revolution einen Köder auswerfen, um dieſelben ſich zu befreunden. Un— 
ter allerlei Deklamationen gegen unerträgliche, den Menſchenrechten wider— 
ſprechende Feudalverhältniſſe u. dgl. wurde die Aufhebung aller Zehnten 
und Grundzinſe in Ausſicht geſtellt und deren Bezahlung unterdrückt. 
Gerne ließen die allermeiſten Pflichtigen eine ſolche Schenkung ſich ge— 
fallen, empfanden aber bei dem dieſelbe überwiegenden Druck der andern 
neuen Laſten weder Erleichterung noch Dankbarkeit dafür. Hingegen wur— 
den eine Menge von unvordenklichen Eigenthumsrechten ſchwer verletzt: 
wohlthätige Stiftungen dem Untergange nahe, die Geiſtlichkeit an vielen 
Orten in eigentlichen Mangel gebracht, ein allgemeines Gefühl einer, 
durch kein Recht beſchränkten, aus willkührlichen Machtgeboten hervor— 
gehenden Unſicherheit geweckt. 

Der große Ausfall in den Finanzen und die Schwierigkeit, in einem 
an Auflagen gar nicht gewohnten Lande ſolche einzuführen und zu be— 
ziehen, nöthigte daher die helvetiſche Regierung ſchon im Jahr 1800 zu 
Wiederherſtellung der Zehnten und Bodenzinſe, um ſo mehr als bei der 
größern Rechtlichkeit, die nach Abtreten von Laharpe, Ochs und Gefähr— 
ten, Geltung erhielt, die unabweisbare Frage einer Entſchädigung für 
die Berechtigten unter damals unüberſteiglichen Schwierigkeiten hätte zur 
Sprache kommen müſſen. Wie natürlich, mußte aber dieſe Herſtellung 
die Selbſtſucht der Pflichtigen, die man auf Koſten des Pflichtgefühls 
angeregt hatte, zu großer Unzufriedenheit veranlaſſen. Warum ſollten 
ſie jetzt auf einmal ſich wieder gefallen laſſen, was als arger Mißbrauch 
veralteter, auf immer verworfener Feudalverhältniſſe war dargeſtellt wor— 
den, was jedem freudigen Aufblühen des Ackerbaues ein ungerechtes Hin— 
derniß in den Weg lege 9)? 

Neben allen dieſen gewichtigen Urſachen trugen die Perſönlichkeiten 
hervorragender Revolutionsmänner nicht wenig zu der allgemeinen Ab— 


14) Allerdings iſt jede Laſt dem Ackerbau nachtheilig, wenn man den Ausdruck all 
gemein nimmt; jeder Gültbrief, jede Servitut iſt es. Der Handels- und der Geſchäfts— 
mann würden ebenfalls beſſere Geſchäfte machen, wenn ſie keine Zinſe für Kapitalien 
bezahlen müßten. Die Grundzinſe, als fixe Schuldigkeiten, beſchränken den Ackerbau 
nicht mehr, als jede andere Schuld. Der Zehnten hingegen wird in der That auch auf 
demjenigen erhoben, was durch größern Fleiß und Einſicht vermehrt hervorgebracht wird, 
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neigung gegen ſie bei. Theils durch ihre gewaltthätige und dann wiederum 
ſchwache Handlungsweiſe, theils durch verſuchte oder verübte Staatsſtreiche 
waren Parteiungen entſtanden, ſelbſt ohne äußere Veranlaſſung. Solchem 
Treiben ſtand zur Seite für eine gleiche Wirkung, wenn auch nicht immer 
in der nämlichen Richtung, der franzöſiſche Einfluß, theils nach launen— 
haften Eingebungen, theils nach einem abſichtlichen Schaukelſyſtem, wel— 
ches keine Partei zu unabhängigem Bewußtſein erſtarken laſſen wollte, 
und endlich, vorzüglich nach den in Paris ſelbſt vorkommenden Wechſel— 
fällen. Nach mehrern, mehr oder minder bedeutenden Perſonaländerungen, 
durch welche bereits unter andern auch Ochs vom Direktorium (durch 
eine Intrigue, an der Laharpe Antheil hatte) war ausgeſchieden worden, 
wurde endlich am 7. Jänner 1800 dieſes ſelbſt geſtürzt, in Folge einer 
terroriſtiſchen Motion, die Laharpe vorgebracht hatte, um die geſetzgebenden 
Räthe zu entfernen, während er mit dem Gedanken umgieng, den Präfi- 
denten des Direktoriums zu beſeitigen und ſich ſelbſt zum Conſul zu er— 
heben. Er ſelbſt, Secretan und Oberli wurden beiſeits geſetzt, Savary 
und Dolder beibehalten, um mit Glayre, Friſching, Finsler, Dürler und 
Gſchwend einen Vollziehungsrath zu bilden. 

Laharpe hatte ſich nach Lauſanne zurückgezogen und füllte die waadt— 
ländiſchen Zeitungen mit Apologien, Briefen und Aufſätzen an. Ein ränke⸗ 
voller Verſuch, deſſen Urheber ein Schützling Laharpe's, ein wegen ver— 
rätheriſchen Mißbrauchs ſeiner Stellung verhafteter Unterbeamter geweſen 
zu ſein ſcheint, veranlaßte ſeine Verhaftung. Es ſollten nämlich mittelſt 
unterſchobener Briefe der Generalſekretär Mouſſon und der helvetiſche Ge— 
ſandte Jenner in Paris auf das gefährlichite verdächtigt werden, wahr: 
ſcheinlich in der Abſicht, durch einen Meinungsumſchlag Laharpe wiederum 
zur Gewalt zu verhelfen. Unter militäriſchem Geleite ſollte nun dieſer 
nach Bern abgeführt werden, allein in Peterlingen erleichterten ihm ſeine 
Begleiter die Flucht. Er begab ſich nach Frankreich und entzog ſich der 
Unterſuchung. Rache gegen Mouſſon ſcheint Laharpe zur Theilnahme an 
dieſem ſchändlichen Verſuche angetrieben zu haben, indem er die ihm an— 
geblich zugekommenen falſchen Briefe an die Staatsgewalt übermachte 
und die Stelle eines Anklägers gegen den Mann übernahm, der ihn 
früher bei Anlaß des mißlungenen Staatsſtreiches, welcher den 7. Jänner 
herbeiführte, öffentlich der Lüge (mensonge) bezüchtigt hatte. 


ſowie hingegen der Zehnteigenthümer ſich alle Caſualitäten des Minderertrags gefallen 
laſſen muß. Immerhin iſt es ein gefährliches Beginnen, dem klaren, poſitiven, unbe— 
zweifelten Rechte des Eigenthümers das Intereſſe, die Convenienz und den Vortheil des 
Schuldners in die Wagſchaale entgegen zu legen. J 


Die Vollziehungsbehörde war nun weit beſſer zuſammengeſetzt; allein 
die Schwierigkeit der Umſtände, die auf's höchſte geſtiegene Noth in vie— 
len Kantonen und die Nachtheile einer ſchlechten Verfaſſung waren damit 
nicht gehoben. Bereits waren alle Verfaſſungs- und Perſonalabänderun⸗ 
gen unter die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Einwilligung des Generals 
Bonaparte, nunmehr erſten Conſuls bedingt, welchem jene Mängel in 
einer Zuſchrift des Vollziehungsrathes, vom 29. März 1800 mit den 
Worten bezeichnet wurden: les vices d'une constitution qui fut pour 
I'Helvétie le don de la malveillance, de la trahison et de l'impéritie!ö). 
Im Innern der Behörden ſelbſt trat die Unverträglichkeit unitariſcher 
und föderaliſtiſcher Meinungen grell hervor, ſobald man ſich mit Ver— 
faſſungsfragen beſchäftigen ſollte. 

Die Uneinigkeit und das Parteiweſen in den Räthen und die Er— 
ſchöpfung der Finanzen veranlaßten zu Anfang Auguſts einen Antrag, 
die Zahl der Mitglieder der geſetzgebenden Räthe um ein Viertheil oder 
um die Hälfte zu vermindern. Derſelbe wurde zurückgewieſen; allein da 
die franzöſiſche Geſandſchaft einer bedeutenden Verminderung jener Zahl 
ſich geneigt erzeigte, ſo ergriff der Vollziehungsausſchuß das ziemlich will— 
kührliche Mittel, die geſetzgebenden Räthe ohne weiters zur Vertagung 
und zu Niederſetzung eines Geſetzgebungsausſchuſſes von 35 Mitgliedern 
aufzufordern. Die mit Zuſtimmung der franzöſiſchen Geſandtſchaft und 
mit Handbietung des franzöſiſchen Truppencommando getroffenen Maß— 
regeln, verſchafften dieſem Antrag das gewünſchte, nicht ganz freiwillige 
Gehör, hatte ja, wie die franzöſiſche Beſatzung es darthat, das Ver— 
hältniß der Schutzmacht zu einem eroberten Lande ſich nicht verändert. 
Am nämlichen Tag, den 7. Auguſt 1800, trat ein Vollziehungsrath von 
ſieben Mitgliedern an die Stelle des Vollziehungsausſchuſſes, in welchem 
Friſching, Dolder, Glayre und Savary verblieben, Zimmermann, Schmid 
und Rüttimann an die Stelle von Finsler, Dürler und Gſchwend traten 5). 


Der erſte Conſul bezeugte ſeinen Beifall, und fügte zugleich den Rath 


bei, vorerſt lieber in einem proviſoriſchen Zuſtand zu verbleiben, als eine 
neue Verfaſſung einzuführen, welche bei der wahrſcheinlichen Vereinigung 
des Frickthals mit Helvetien (von welchem hingegen das Wallis und an— 
dere Gebietstheile nach der Convenienz Frankreichs losgeriſſen werden 
ſollten), beim Friedensabſchluß wieder modificirt werden müßte. 


15) Die Grundfehler einer Verfaſſung, mit welcher Böswilligkeit, Verrath und Un— 
tüchtigkeit Helvetien begabten. 

16) Die Eintretenden gehörten mehr der hier widerſtrebenden, Frankreich genehmern 
Partei an, welche man verſöhnen wollte. 


7. Auguſt 
1801. 


Lüneviller⸗ 
friede. 


Verfaſſungs⸗ 
entwurf. 
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Der Friede von Lüneville wurde im Februar 1801 vorbehältlich der 
weitern allgemeinen Unterhandlungen abgeſchloſſen. Ein Artikel des Ver— 
trages beſagte: „Die contrahirenden Mächte gewährleiſten ſich gegenſeitig 
die Unabhängigkeit der bataviſchen, helvetiſchen, cisalpiniſchen und liguri⸗ 
ſchen Republiken, und den Völkern, welche ſie bewohnen, die Befugniß, 
diejenige Regierungsform anzunehmen, die ihnen angemeſſen erſcheinen 
wird. Ein geheimer Artikel beſagte zugleich, Frankreich werde verhindern, 
daß die Schweizer ſich eine Verfaſſung geben, welche eine Quelle von 
Unruhe für ihre Nachbarn werden könnte; durch dieſen Artikel war das 
Schickſal der Schweiz in die Hände Frankreichs gelegt“). Der Direktor 
Glayre, früher beauftragt, die Angelegenheiten Helvetiens bei den Frie— 
densunterhandlungen zu beſorgen, verfügte ſich ſodann nach Paris, wo 
zum beſſern Verſtändniß der ſoeben erklärten Unabhängigkeit der helveti⸗ 
ſchen Republik (die mittlerweile von franzöſiſchen Truppen beſetzt blieb) 
ein eigenes Comite beauftragt wurde, die Conſtitutionsentwürfe zu prü- 
fen, über welche Glayre ſich mit demſelben in's Einverſtändniß ſetzen 
ſollte. Etwas ſpäter wurde deßhalb der Senator Rengger nach Paris 
geſchickt, von wo er Glayre wieder nach Lüneville zu begleiten den Auf— 
trag hatte. Im Mai kehrte derſelbe zurück und brachte ſtatt des vorge— 
ſchlagenen, vom Conſul nicht gutgeheißenen Entwurfs einen andern mit, 
den dieſer durch Talleyrand hatte vorlegen laſſen. ). 


17) Les parties contractantes se garantissent mutuellement Pindépendance 
des républiques Batave, Helvetique, Cisalpine et Ligurienne, et la faculte aux 
peuples qui les habitent, d'adopter telle forme de gouvernement qu’ils juge- 
ront convenable. 

Article secret: La France empéchera que les Suisses ne se donnent une 
constitution qui devienne une source d’inquietude pour leurs voisins. 


18) Der Conſtitutionsentwurf, an welchem Glayre, Rengger und Stapfer unter 
Billigung der helvetiſchen Regierung den größten Antheil hatten und der gleichſam den 
Inbegriff der Wünſche und Abſichten der Unitarier ausmacht, verdient kürzlich angeführt 
zu werden. Er wirft ein ziemlich helles Licht auf viele nachherige nicht allgemein ver— 
ſtandene Erſcheinungen. Glayre zeigte in dem ihm ertheilten Auftrag Thätigkeit und 
Gewandtheit, und war von Stapfer eifrigſt unterſtützt. Er verſchaffte ſich von Luccheſini 
die Zuſicherung, Preußen wolle weder in Holland das Statthouderat, noch in der Schweiz 
die erbliche Ariſtocratie herſtellen, weil jenes den Engländern, dieſe den Oeſtreichern 
günſtig wären, und Rußland ſei darüber mit Preußen einverſtanden. 

Vor dem Beginne der Verhandlungen über die helvetiſche Verfaſſung waren die 
Abgeſandten mit Unterhandlung über Gebietsabtretung beſchäftigt. Der Conſul be— 
harrte auf der Ceſſion von Wallis. Nebſt dem Frikthal bemühten ſich jene dagegen, den 
Mont terrible (das Bisthum Baſel ꝛc.) zu erhalten; Conſtanz ſollte der Schweiz ab⸗ 
getreten werden, dieſe hingegen würde Bündten abgeben, welches ohne Veltlin doch nur 
ein Hinderniß (un embarras) ſei. Dies alles führte, wie bekannt, nicht weit, und Talley⸗ 


— 19 — 


Laut demſelben jollte die Republik aus ſiebzehn Kantonen beſtehen 
(nebſt den dreizehn alten noch Aargau, Waadt, Graubünden und Teſſin, 


rand vertröſtete den in ihn dringenden Glayre mit den Worten: In einer halben Stunde 
bringen wir die Conſtitution und die Verfaſſung zu Ende. In der Audienz vom 21. 
Februar 1801 ſagte Stapfer dem Conſul: „die Maſſe der Nation will weder die Rück— 
„kehr der Vorrechte der regierenden Burgerſchaften, noch die Anarchie 
„der Demagogie, noch diejenige einer ſchwachen Conföderation. . .. Ihr 
„Miniſter (Reinhardt) giebt ſich heute beinahe ausſchließlich denjenigen hin, welche die 
„Bewegungen Oeſterreichs gegen ihr Land geleitet haben.“ (!!) 

Unter ſolchen Hinweiſungen hatten die Abgeordneten ihren Verfaſſungsentwurf am 
23. Jänner 1801 dem Miniſter eingegeben. Als Oberbehörden wurden vorgeſchlagen: 
ein Regierungsrath (conseil de régence) von ſieben Mitgliedern auf 14 Jahre gewählt 
(alſo daß alle zwei Jahre eines austritt); ein Staatsrath von 20 bis 30 Gliedern; ein 
Senat von 31. Eine Kammer der Gemeinden (chambre des communes) von je einem 
Mitglied für jeden Diſtrikt: 90. Die Republik wird in Kantone, Diſtrikte und Gemein— 
den eingetheilt. Präfekten ſtehen den Kantonen, Unterpräfekten den Diſtrikten, Maires 
den Gemeinden vor; jede Gemeinde hat noch einen Gemeinderath. In jedem Diſtrikt 
iſt ein Gericht, über dieſen find in der Republik 4 bis 6 Obergerichte und ein Caſſations— 
Tribunal von 15 Gliedern, ſämmtlich lebenslänglich. Für Kriminalfälle Geſchwornen— 
gerichte, für die Truppen Militärgerichte. Die Regentſchaftsräthe werden von der Kammer 
der Gemeinden aus der Zahl von drei Candidaten gewählt, von denen die Regentſchaft, 
der Staatsrath und der Senat je einen vorſchlagen. Der Regentſchaftsrath ernennt die 
Staatsräthe. Der Senat wählt ſeine Mitglieder jeweilen auf einen dreifachen Vor— 
ſchlag, für welchen jeder der drei andern Staatskörper einen Candidaten bezeichnet. 
Die Mitglieder der Kammer der Gemeinden werden gewählt wie folgt: Jede Munici- 
palität des Diſtrikts nennt für je 100 Aktivbürger einen Candidaten. Der Kantons— 
Verwaltungsrath (deſſen eine Hälfte von der Regentſchaft, die andre von 
dem Senat ernennt wird) unter dem Vorſitze des Präfekten reduciert dieſe Liſte 
auf zwei. Unter dieſen wählt die Diſtriktsverſammlung. Die untergeordneten Behörden 
werden theils durch die Regentſchaft, theils durch den Senat erwählt. 

Stimmfähig ſind die Bürger, welche an den Gemeindsgütern Antheil haben (Bur— 
ger) und diejenigen, die in der Gemeinde Grundeigenthum beſitzen. 

Wahlfähigkeitsbedinge für den Regentſchaftsrath (jedoch erſt nach zehnjähriger Dauer 
der Verfaſſung als bindend vorgeſchrieben) das Alter von 30 Jahren, und während 
wenigſtens 5 Jahren als Glied der Kammer der Gemeinde, des Staatsraths, des Caſ— 
ſationstribunals eines Obergerichts, eines Verwaltungsraths oder als Präſident eines 
Diſtriktsgerichts, oder als Miniſter, Präfekt oder als Offizier mit Rang von Oberſt oder 
Brigadechef in öffentlichem Amte geſtanden zu ſein. 

Für den Senat (nach fünfzehnjähriger Dauer der Verfaſſung) ein Alter von 40, 
verheirathet ſein oder es geweſen ſein, und während zehn Jahren eine oder mehrere 
conſtitutionelle Beamtungen bekleidet haben. Die Regentſchaftsglieder treten nach ihrem 
Austritt aus derſelben von Rechtswegen in den Senat. 

Für die Kammer der Gemeinden: das angetretene 30. Jahr Alters. Dieſe Kammer 
zählt ein Mitglied für jeden Diſtrikt; ſie wird alle Jahre neu gewählt und verſammelt 
ſich während drei Monaten, vom 1. December bis letzten Februar (außerordentliche Ein— 
berufungen durch den Regentſchaftsrath vorbehalten). Sie ſanctionirt die Geſetze, indem 
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mit Auslaſſung von Wallis). Die Leitung der politiſchen Verhältniſſe, 
die Gerichtsverwaltung, die Beſtimmung der Militärkontingente und die 


fie die Vorſchläge dazu lediglich annimt oder verwirft. Sie kann von der Regent⸗ 
ſchaft Geſetzesvorſchläge verlangen; dieſe kann willfahren oder nicht. Die Kammer ſorgt 
für die Bedürfniſſe der Republik (unterſucht die Staatsrechnung und ratificiert Bünd⸗ 
niſſe, Handels- und Friedensverträge. Doch bedürfen die geheimen Artikel ihrer Sank⸗ 
tion nicht, ſollen aber nicht im Widerſpruche mit den öffentlichen bekannten ſein. Die 
Kantonaladminiſtration beſchränkt ſich auf diejenigen reglementariſchen Vorſchriften, welche 
die Kantonalintereſſen erheiſchen könnten. 

Zur Empfehlung dieſer Vorſchläge wurde angebracht: in einer Föderativver⸗ 
faſſung würde die franzöſiſche Partei ſich in der Minderheit befinden. 
Der Präſident der Regentſchaft ſollte Schultheiß benannt werden; das Volk würde 
glauben, zu der alten Ordnung (rentre dans l’ancien régime) zurück gekehrt 
zu ſein, wenn es dieſe Benennung wieder erſtehen ſähe. Dieſer Präſident 
ſollte auf öffentliche Koſten eine ausgerüſtete Wohnung und eigene Kanzlei erhalten. 

In Betrachtung der finanziellen Erſchöpfung Helvetiens wird als Beſoldungsmaaß⸗ 
ſtab bis auf weiteres vorerſt vorgeſchlagen: 


Für den Schultheiß. ) e 4 1 . Franz. Fr. 15,000 
6 Regentſchaftsräthe zu 9000 . 5 0 „ 54,000 
5 Miniſter zu 7500 J h 99 „5 37500 
Circa 25 Staatsräthe zu 6000 | h 17 „ 150,000 
31 Senatoren zu 6000 . 5 * „ 186,000 
15 Caſſationsrichter zu 4500 g . 5 a 67 
14 Präfekten zu 6000 . 5 5 „ 84,000 
90 Unterpräfekten zu 1500 J i 0 „ 135,900 
112 Kantonalverwaltungsräthe zu 2400 e l 5 „ 268,800 

je 8 per Kanton 997,800 
Für die diplomatiſchen 8 5 5 5 5 „ 120,000 
Für die Kanzleien . b 1 8 . = „ 450,000 


Fr. 1,567,800 

Die vom erſten Conſul genehmigte Verfaſſung ſollte den in Lüneville verſammelten 
bevollmächtigten Miniſtern vorgelegt werden. 

Um die Verfaſſung in's Leben zu rufen, wurde weiter vorgeſchlagen: die damalige 
proviſoriſche helvetiſche Regierung als die präexiſtirende Behörde zu 
betrachten, welche für jeden der drei erſten Staatskörper die Hälfte 
der Mitglieder und eines darüber wählen würde; ihre Ergänzung auf 
verfaſſungsmäßige Weiſe würde dann ihnen ſelbſt überlaſſen 

Glayre ſchrieb nach Haufe: Luccheſini ſei einverſtanden, allein bei dem erſten Conſul 
habe man den günſtigen Augenblick, wo er Vorſchläge forderte, vorbeigehen laſſen, man 
müſſe jetzt warten. Auch der öſterreichiſche Geſandte Cobenzl ſei für den Vorſchlag. 
Gegen die vom Conſul beharrlich geforderte Abtretung von Wallis vertheidigten ſich die 
Abgeordneten, und ſuchten wo möglich dieſe Abtretung auf das linke Ufer der Rhone 
zu beſchränken (was übrigens eine traurige Zerreißung des armen Ländchens geweſen 
wäre) und dafür Entſchädigung zu erhalten. Beides verfieng nicht; gegen jenes erklärten 
ſich die zu Rath gezogenen Ingenieurs, gegen die Abtretung des Mont terrible der 
Conſul ſelbſt. 
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Verfügung über die bewaffnete Macht, auch die Leitung der allgemeinen 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten ſollten der Centralgewalt zuſtehen, welcher 
die Regalrechte über Salzverkauf, Poſtverwaltung, Münz, Bergbau und 
die Zölle zugetheilt werden ſollten. Den Kantonen blieben vorbehalten die 
Polizei, der Cultus, die beſondern Unterrichtsanſtalten, die Verwaltung 
der Staatsgüter, die Beſtimmung der Grundſteuern ꝛc. Kaum war die 
Nachricht einer bevorſtehenden Reconſtituirung der unglücklichen Schweiz 
bekannt geworden, als aller Orten verſchiedene Anſichten und Begehren 
laut wurden. Bereits unterm 15. Juni 1801 legte die Gemeindekammer 
der Stadt Bern bei dem geſetzgebenden Rathe eine Verwahrung ein gegen 
die Lostrennung der Waadt und des Aargaues, mit dem Begehren, daß 
den Souveränitätsrechten der Stadt Bern Rechnung getragen werde. 
Wenige Tage ſpäter erklärten dreizehn angeſehene Männer im Namen 
von 26,000 ſtimmfähigen Bürgern des Waadtlandes das Verlangen, 
wieder mit Bern vereinigt zu werden. Eine ähnliche Stimmung äußerte 
ſich im Aargau, während hingegen auf einer andern Seite die Urſtände 
von der ihnen ſeit drei unheilvollen Jahren aufgedrungenen Verſchmelzung 
mit der Republik befreit zu werden verlangten. Dieſe Aeußerungen er⸗ 
weckten die Beſorgniſſe der helvetiſchen Behörden, die Unzufriedenheit der 


Die im eingegebenen Verfaſſungsvorſchlag ſo unverholen zu Tage tretende Tendenz, 
eine in der Schweizergeſchichte beiſpiellos enge und ausſchließliche Oligarchie zu Begrün⸗ 
dung einer nahezu abſoluten Herrſchaft der revolutionären Partei einzuführen, ſcheint 
bei dem Conſul nicht Eingang gefunden zu haben. Am 28. April ließ er den ſchweize⸗ 
riſchen Abgeſandten einen ſehr abweichenden Gegenvorſchlag zuſtellen. 

Derſelbe betraf eine allgemeine und eine beſondere Einrichtung (organisation géné- 
rale et organisation partieuliere). Letztere ſolle ſich je den Oertlichkeiten und Ge— 
bräuchen anpaſſen. In jene gehören die auswärtige Politik; eine gleichmäßig verwaltete 
Juſtiz; die allgemeinen Auflagen und ihre verhältnißmäßige Vertheilung; Handelsgeſetze, 
allgemeine Unterrichtsanſtalten. Als Behörden werden aufgeſtellt: eine Tagſatzung von 
102 Mitgliedern auf fünf Jahre nach dem Verhältniſſe der Bevölkerung der Kantone 
und ihres Beitrags zu den öffentlichen Laſten gewählt; ein Senat beſtehend aus zwei 
Landammännern, acht Stellvertretern (lieutenants) und fünfzehn Räthen, die Land⸗ 
ammänner gewählt auf zehn Jahre, die Stellvertreter auf vier, die Räthe auf drei; 
endlich als eigentliche Regierung ein kleiner Rath beſtehend aus einem Landammann, 
zwei Stellvertretern und drei Räthen; der Landammann ſollte 50,000 Fr. Beſoldung 
erhalten, die Räthe, die zugleich Miniſter wären 10,000, die andern 5000. Senat und 
Tagſatzung ohne Beſoldung (aljo perſönlich unabhängige Männer). Ueber dieſe 
Verfaſſung bemerkte u. a. der Conſul dem Geſandten Stapfer: der einzige Kanton Bern 
habe getheilt werden müſſen, um den Nachtheilen ſeines zu großen Uebergewichts vorzu— 
beugen, gegen welches ſich die alten Kantone unaufhörlich und mit Recht 
beſchwert hätten. Infolge der von der helvetiſchen Regierung ihnen zugegangenen 
Weiſung vom 29. und 30. Mai erklärten unterm 7. Juni die Abgeordneten die Annahme 
dieſes Vorſchlags einer der Nation vorzulegenden Verfaſſung. 


11 


Kantonal⸗ 
Tagſatzungen. 
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Revolutionspartei und das Mißfallen des Conſuls. Gegen die Gemeinde⸗ 
kammer von Bern wurde von der Regierung eine Anklage eingeleitet, 
und der Aeußerung der Waadt zu Gunſten der Wiedervereinigung mit 
Bern, von der Revolutionspartei eine ſehr thätige Bearbeitung des Land⸗ 
volkes in Beziehung auf die Zehnten und Grundzinſe entgegengeſetzt, 
deren bei einer Vereinigung mit Bern unerhältliche Aufhebung auf jede 
Weiſe erſtrebt werden müſſe. Es wurde verſucht, Adreſſen zur Vereini⸗ 
gung mit Frankreich herumzubieten, oder die Waadt als ganz ſelbſtſtändig 
zu erklären. Gegen die Urheber einer dieſes letzte bezweckenden Zuſchrift 
wurden Unterſuchungen angeordnet, und bei der Beſorgniß von Unruhen 
franzöſiſche Militärhülfe nachgeſucht und zugeſichert. 

Die helvetiſchen Behörden wagten es nicht, gegen den Entwurf ernit- 
liche Einſprache zu erheben; ſie begnügten ſich damit, die franzöſiſche Ein⸗ 
willigung zu einzelnen Abänderungen und Zuſätzen zu erhalten und ver⸗ 
anſtalteten die Einberufung von Kantonalausſchüſſen unter der Benennung 
„Tagſatzung“, um darüber abzuſtimmen. Schon die Wahl dieſer Aus⸗ 


ſchüſſe verurſachte theilweiſe, durch Gewalt unterdrückte, Bewegungen in 


Allgemeine 
Tagſatzungen. 


mehreren Kantonen, und mehrere der Kantonaltagſatzungen, aus denen 
die allgemeine zur Abſtimmung über die Verfaſſung hervor gehen ſollte, 
verweigerten den geforderten Eid als der freien Meinung vorgreifend. 
Dieſes that in der berneriſchen eine vornehmlich aus Stadtburgern be⸗ 
ſtehende Minderheit. 

Mit den widerſprechendſten Inſtruktionen der Kantonalausſchüſſe aus⸗ 
gerüſtet, von denen die einen gänzliche Unabhängigkeit, andere hingegen 
eine enge Einheit verlangten, traten auf den 7. September 1801 die Ab⸗ 
geordneten zur allgemeinen Tagſatzung in Bern zuſammen. Die Zulaſſung 
der drei Deputirten der Urſtände wurde beſtritten, weil die dortigen 
Kantonaltagſatzungen den Eid nicht geleiſtet hätten; dieſer Anſtand gab 
zu Bewegungen Anlaß, welche Truppenmärſche nach ſich zogen. Indeß 
wurde der erhobene Zweifel mit einer an Einmüthigkeit grenzenden Mehr⸗ 
heit beſeitigt. Zu Prüfung des Entwurfs und der dagegen erhobenen 
Einwendungen wurden Commiſſionen niedergeſetzt, in welchen nicht alle 
Kantone repräſentirt waren. Die Berathung wurde eben ſo ſchwierig als 
heftig. Schon in einer der erſten Sitzungen erklärten die Deputirten der 
drei Urſtände ihren Austritt; ſehr bald folgten ihnen dreizehn Abgeordnete 
von Solothurn, Luzern, Freiburg, Appenzell, Graubündten und Teſſin, 
und bloß die größtentheils aus Unitariern beſtehenden Deputirten von acht 
Kantonen blieben zurück, welche mit den Berathungen fortfuhren und 
ſogar zu der Ernennung des Senats ſchritten. 

Der geſetzgebende Rath erblickte hierin eine neue Quelle von Zwie— 
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ſpalt, der zu offenem Bürgerkrieg führen und die Exiſtenz der Republik, 
gegenüber Frankreich, weſentlich gefährden konnte. Unterm 21. Oktober 
faßte er plötzlich einen Beſchluß, durch welchen, mit Ausſchluß der zugleich 
in der Tagſatzung ſitzenden Mitglieder des Vollziehungsausſchuſſes, die 
vollziehende Gewalt proviſoriſch in die Hände von Dolder, Savary und 
Rüttimann gelegt wurde. Die Tagſatzung mußte ſich auflöſen und die 
Annahme der Verfaſſung vom 29. Mai wurde anbefohlen. Der provi- 
ſaxiſche geſetzgebende Rath ernannte den durch dieſelbe aufgeſtellten Senat 
von 25 Mitgliedern und bezeichnete dazu Männer, welche vor oder nach 
der Revolution in öffentlichen Geſchäften Achtung und Zutrauen ſich ex- 
worben hatten. Reding wurde erſter, Friſching von Rümligen, Neffe des 
verſtorbenen Alt⸗Seckelmeiſters, zweiter Landammann. Eine allgemeine 
Amneſtie für alle ſeit 1798 begangenen politiſchen Vergehen erwarb, mehr 
als die bereits ziemlich abgenutzten Proklamationen, den neuen Central- 
behörden das öffentliche Zutrauen. 
Es walteten Beſorgniſſe über die Anſichten des erſten Conſuls, der 
einer ſolchen thatſächlichen Unabhängigkeitserklärung abgeneigt ſein konnte, 


welche weſentlich die, immerfort als die franzöſiſche betrachtete, Revolu⸗ 


tionspartei von den Geſchäften entfernt hatte. Reding, geleitet von ſeinem 
biedern Charakter, und weit geeigneter zu entſchloſſenem, geradem Auf— 
treten, als geſchickt in den Winkelzügen einer ſchlauen Politik, welche der 
Conſul mit den gewaltſamſten Maßregeln zu verbinden wußte, entſchloß 
ſich zur Reiſe nach Paris, wo er hoffte, durch offene Darſtellung der 
Verhältniſſe ſich mit dieſem verſtändigen zu können. Er bezweckte vor— 
nehmlich: 1) einige Abänderungen in der Verfaſſung, im Sinne der alten 
Einrichtungen; 2) die Rettung von Wallis; 3) die Räumung der Schweiz 
durch die noch immer in derſelben befindlichen franzöſiſchen Truppen; 
4) Aufhebung der drückenden und mit der Unabhängigkeit der Schweiz 
unverträglichen Beſtimmungen des Schutz- und Trutzbündniſſes mit Frank⸗ 
reich, vom Jahr 1798. — Nach einigen Unterredungen mit Talleyrand 
und dem Conſul, glaubte Reding ſeinen Zweck durch eine, von ihm ſpäter 
veröffentlichte, und niemals der Unrichtigkeit bezüchtigte, Uebereinkunft er⸗ 
reicht zu haben, durch die ihn jedoch bloß zu täuſchen, der Conſul nicht 
unter ſeiner Würde gehalten hatte. Mit Heftigkeit hatte dieſer ſich be- 
ſonders gegen jede Wiedervereinigung von Waadt mit Bern ausgeſprochen: 
«comment! c'est mon sang! Le soleil retournera plütöt de P'occident 
à l’orient que le pays de Vaud sous la domination de Berne.» In⸗ 
deß ſchien er auf Reding's Vorſchläge einzutreten, unter dem von ihm 
aufgeſtellten Gegenbedinge, daß der Senat durch die Aufnahme von Rengger, 
Schmid, Rüttimann, Kuhn, Glayre und Eſcher vermehrt werde. Helvetien 
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ſollte geräumt, Biel und Erguel wieder damit vereinigt, der beſondern 
Stellung der alten demokratiſchen Kantone Rechnung getragen, die heftigen 
Parteimänner von den Kantonalbehörden entfernt werden. 

Nach Reding's Rückkehr erfolgte die vom Conſul verlangte Ein⸗ 
berufung der ſechs neuen Mitglieder in den Senat, und unter dem Namen 
eines Kleinen Rathes ward eine oberſte Vollziehungsbehörde von zwei 
Landammännern, zwei Statthaltern und ſieben Mitgliedern aufgeſtellt, 
während die verdrängte und unter der Hand von Frankreich aufgemunterte 
Revolutionspartei Unzufriedenheit und Mißtrauen zu verbreiten ſuchte 
und in mehreren Gegenden, wie z. B. in den Kantonen Zürich, Teſſin, 
Waadt, Aargau u. ſ. w. mancherlei Unordnung bewirkte. Der Senat be⸗ 
ſchleunigte ſeine Berathungen über die in der Verfaſſung vorzuſchlagenden 
Veränderungen. Der Grundſatz der Gleichheit politiſcher Rechte, die Ab⸗ 
ſchaffung der Vorrechte, die Anerkennung der neuen Kantone !?) wurden 
beibehalten und durch weit größere, den Kantonalverwaltungen zugetheilte 
Befugniſſe, ſowie beſonders durch die Geſtattung eigener Kantonalverfaſ— 
ſungen, die Gewalt der Centralregierung bedeutend bedingt. Kantonal⸗ 
tagſatzungen, und nach dieſen eine allgemeine helvetiſche, ſollten über die 
Annahme endlich entſcheiden. Die Verfaſſung wurde mit aller der Rührig⸗ 
keit, welche der Revolutionspartei zuſteht, als föderaliſtiſch und ariſto⸗ 
cratiſch bekämpft, während hinwieder die Partei der alten Ordnung in 
derſelben manche Bedingungen größerer Kantonalunabhängigkeit vermißte, 
und beſonders in den Urſtänden die Aufſtellung der Centralgewalt Miß⸗ 
trauen, in den ſouveränen Städten, vornehmlich in Bern, der Verluſt von 
Gebiet und von politiſchen Rechten Unzufriedenheit erweckte. Indeß hatten 
bereits eilf Kantone, alſo die Mehrheit derſelben, die Annahme durch 
die Tagſatzungen ausgeſprochen, und der Senat hatte ſich auf Oſtern 
1802 für acht Tage vertagt. Mehrere Senatoren hatten ſich in ihre 
Heimath begeben. Reding wollte dieſe Tage zu einer Reiſe nach Schwyz 
benutzen, vornehmlich in der Abſicht, das Mißtrauen ſeiner Landsleute 
zu beſchwichtigen und die Annahme der Verfaſſung zu empfehlen. Die 
zurückgebliebenen Mitglieder des Senats, welche auf des Conſuls Ver⸗ 
langen demſelben waren beigezählt worden (mit Ausnahme von Eſcher, 
der ungeachtet des Einfluſſes, den er Uſteri über ſich einräumte, an 
dieſem Parteiſtreiche nicht Theil nehmen wollte) benutzte feine Abweſen— 
heit, um, nach getroffener Abrede mit dem franzöſiſchen Miniſter Verninac, 


19) Zwanzig Kantone: Aargau, Baden, Baſel, Bern, Bellinzona, Freiburg, Leman 
Luzern, Linth, Lugano, Graubündten, Schaffhauſen, Säntis, Schwyz, Solothurn, Thur, 
gau, Uri, Unterwalden, Zürich, Zug, denen Reding Wallis beizählen wollte. 
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den ſehr unvollſtändigen Senat zu verſammeln und in demſelben durch 
eine ſchwache Mehrheit beſchließen zu laſſen: daß alle Anordnungen zu 
Einführung der Nationalverfaſſung oder zu Entwerfung von Kantonal⸗ 
verfaſſungen verſchoben ſeien, daß eine Verſammlung von ſieben und 
vierzig gleichzeitig bezeichneten und großentheils aus den Reihen der 
Unitarier gezogenen Notabeln auf den 28. April nach Bern einberufen 
werde, um daſelbſt die an der Verfaſſung vom 29. Mai 1801 vorzuneh⸗ 
menden Veränderungen zu berathen. Reding eilte nach Bern zurück und 
mußte ſich bald überzeugen, daß gegen die, feinen Gegnern von Frank⸗ 
reich zugeſicherte, Unterſtützung nichts auszurichten möglich ſei. Seine 
wider den unförmlichen Senatsbeſchluß eingelegte Proteſtation wurde als 
eine von ihm gegebene Entlaſſung erklärt; ſeine Partei mußte ihm folgen. 
Der franzöſiſche Geſandte beruhigte die, wegen der wahrſcheinlichen Folgen 
des nicht eben rühmlichen Sieges beſorgten Unitarier durch den amtlich 
ausgeſprochenen Beifall und durch die Verheißung der allenfalls erforder- 
lichen Unterſtützung durch die fränkiſchen Truppen. 

Wie natürlich mußten ſolche Ereigniſſe die Centralgewalt, als ſolche, 
immer mehr untergraben und ſchwächen, während die abermals von den 


Unitariern zur Schau getragene Hingebung zu Werkzeugen des franzöſi⸗ 


ſchen Einfluſſes, die Gemüther immer mehr von ihnen abwendete. Der 
Eindruck wirkte am ſtärkſten, außer den immer mehr entfremdeten Ur⸗ 
ſtänden, in Bern ſelbſt, in deſſen Mauern alle dieſe Umtriebe ſtattge⸗ 
funden hatten; ſie hatten alle Achtung zerſtört, welche ein ehrenhaftes 
Benehmen auch dem entſchiedenſten Gegner, der ſelbſt Achtung verdient, 
abnöthigt. Dadurch wurden politiſcher Antagonismus und die Abneigung 
gegen die Revolution ſelbſt noch geſteigert. In dem Ereigniß des 17. 
Aprils 1802 lag der Keim zu der Nationalerhebung vom Herbſt des⸗ 
ſelben Jahres. 

Eine Erſcheinung, welcher kaum eine andere in der helvetiſchen 
Revolutionsgeſchichte zur Seite geſtellt werden kann, und die zunächſt in 
den bereits erwähnten revolutionären Aufſtiftungen zu Beſeitigung des 
vorerwähnten Begehrens der Wiedervereinigung mit Bern ihren Grund 
hatte, boten die im Frühjahr 1802 im Waadtlande aufgetretenen Papier⸗ 
verbrenner, welche die Aufhebung aller ſogeheißenen Feudalrechte mittelſt 
gewaltſamer Zerſtörung aller darauf bezüglichen Urbarien, Titel, Plane 
und Schriften bezweckten. Bereits in der Nacht vom 19. Februar hatte 
ein zahlreicher bewaffneter Haufe das Schloß La Sarraz (zunächſt dem 
Städtchen dieſes Namens an der Straße zwiſchen Coſſonay und Orbe) 
überfallen, das feſte Archivgewölbe eingeſprengt und die Geſammtheit der 
darin vorgefundenen Schriften im Schloßgraben verbrannt. Auf dieſe 
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Gewaltthat entſendete die helvetiſche Regierung einige Truppen in die 
Waadt; allein die zu Entdeckung der Thäter ausgeſetzten Belohnungen 
führten zu keinem Reſultat. Das Verbrechen wurde nicht beſtraft und 
die Gährung nahm zu; im ganzen Lande erhitzten ſich die Gemüther; 
zahlreiche Aufwiegler verhießen den Landleuten die unentgeldliche Auf⸗ 
hebung aller, jenen Rechten entſprechenden, Schuldigkeiten und ſchon gegen 
Ende Aprils drohten die Anzeichen eines bevorſtehenden Ausbruchs. In 
der Nacht vom 30. April auf 1. Mai erhielt man in Lauſanne die Kunde, 
daß auf einer benachbarten Anhöhe zahlreiche bewaffnete Haufen ver⸗ 
ſammelt ſeien, gerüſtet zum Eindringen in der Abſicht, alle öffentlichen 
Archive zu zerſtören. Der Angriff unterblieb einzig deßhalb, weil die 
Führer nicht bei dem Haufen eintrafen infolge eines Mißverſtändniſſes. 
Sie hatten bei Beſtimmung der Nacht vom 1. Mai die nächſtfolgende 
gemeint. Auf dieſe Gefährdung hin wurde ſchleunig bewaffnete Hülfe 
verlangt; die helvetiſche Regierung wandte ſich an den franzöſiſchen General 
Montrichard, während ſie ſelbſt helvetiſche Truppen marſchiren ließ und 
den mit ausgedehnten Vollmachten ausgerüſteten Regierungskommiſſär 
Kuhn entſendete, der über alle verfügbare helvetiſche und franzöſiſche 
Militärmacht gebieten konnte. Indeß vernahm man bald, daß bewaffnete 
Inſurgentenhaufen mehrere ausgeſandte Patrouillen mit Schüſſen zurück- 
gewieſen hätten, und daß die Archive vieler Schlöſſer, u. a. Granchy, 
Vuillerens, Cottens, Mollens, St. Saphorin u. ſ. w. verbrannt worden 
ſeien. In der Nacht vom 8. Mai erlitten die Archive der Städte Iferten 
und Grandſon, ſowie diejenigen mehrerer Schlöſſer in der Umgegend das 
gleiche Schickſal, und man ſchätzte die Inſurgenten, die bereits organiſirt, 
und in Compagnien und Bataillone eingetheilt waren, auf ſechs- bis 
achttauſend Mann; ein eifriger Revolutionär vom Jahr 1798, Louis 
Raymond, Offizier in den helvetiſchen Auxiliartruppen ?“) befehligte fie. 
Am hellen Tage rückte derſelbe am 9. Mai an der Spitze einer Colonne 
von zweitauſend fünfhundert Mann unter ruhigem Zuſehen der franzöſi⸗ 
ſchen Wachtpoſten in Lauſanne ein und drang gegen die Wohnung des 
Präfekten vor, um ſich vorerſt ſeiner Perſon zu bemächtigen, als der 
Zug 2!) durch ein eben von Bern ankommendes Bataillon helvetiſcher 
Linientruppen aufgehalten wurde. Der helvetiſche Commiſſär machte von 
ſeiner Vollmacht, andere Truppen ausrücken zu laſſen, um die Inſur⸗ 
genten zu entwaffnen, nicht Gebrauch, ſondern durch eine Art von Capi— 


20) Er trug ſeine kleine Uniform und die franzöſiſche Cocarde. 
21) An die Bajonete der Inſurgenten waren Streifen von Pergamenten und Pa⸗ 
pieren geheftet, welche aus den bereits zerſtörten Archiven waren geplündert worden. 
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tulation wurden dieselben vermocht, ſich auf eine Stunde weit in der 
Richtung von Morſee zurückzuziehen. Die Nachrichten von andern Landes— 
bezirken lauteten immer bedenklicher; in den Gegenden von Morſee, Au— 
bonne, Grandſon, Iferten wurden, nebſt der Spoliation der Archive, noch 
andere Unordnungen verübt. In Aubonne hatte man Notariatsprotokolle, 
in Grandſon öffentliche Kataſterpläne vernichtet; dem Einnehmer in Iferten 
Geld abgefordert; an vielen Orten die achtbarſten Perſonen und Greiſe 
und Weiber bedroht und inſultirt. Ein Brief des franzöſiſchen Geſandten 
Verninac, der die Mißbilligung dieſer Auftritte ausſprach, und die Auf— 
forderung des franzöſiſchen Generals Amey an Raymond machte dem 
Unweſen noch nicht ein Ende. Erſt nachdem am 13. Juni ein Haufe 
Aufrührer einige franzöſiſche Mannſchaft angegriffen hatte, um gewaltſam 
einige zu Iferten enthaltene Gefangene zu befreien, und hierauf mili— 
täriſche Beſetzung vieler Ortſchaften erfolgte, wurde der Aufruhr ganz 
gedämpft. 

Es wurde ein außerordentlicher Gerichtshof niedergeſetzt, der am 
21. Juni in Lauſanne ſich verſammelte; er theilte die Aufrührer in drei 
Cathegorien: Aufſtifter und Urheber; bewaffnete; und unbewaffnete Theil— 
nehmer. Die den letzten beiden Cathegorien angehörigen, in Haft befind— 
lichen Individuen wurden alſobald auf das bloße Verſprechen, ſich zu 
ſtellen, nach Hauſe entlaſſen. Raymond und einige ſeiner Gefährten 
wurden im Contumazialverfahren zum Tod verurtheilt; über andere Ver— 
haftete erfolgten Urtheile zu verſchiedenen Strafen; allein vor irgend einer 
Vollziehung erfolgte ſchon unterm 17. Auguſt ein Dekret zu theilweiſer 
Begnadigung und zu Umwandlung der Todesſtrafen in Landesverweiſung, 
und eine etwas ſpätere Amneſtie ſchlug vollends alle weitern Folgen für 
die Betheiligten nieder. Der Präfekt Polier wurde ſpäter durch Monod 
erſetzt; jener hatte ſich entſchieden dahin ausgeſprochen, daß ohne Partei— 
rückſichten das Eigenthum kräftig geſchützt werden ſolle. 

Zu dieſem Ausgange hatten die Empfehlungen Frankreichs mitge— 
wirkt. Viele der Aufrührer hatten, wie Raymond, die franzöſiſche Cocarde 
getragen, und Raymond ſelbſt hatte bei verſchiedenen Gelegenheiten es in 
Ausſicht geſtellt, die Vereinigung der Waadt mit Frankreich zu verlangen ??). 

In dieſe Zeit fielen die ſchändlichen Bedrückungen des Wallis, von 
dem der franzöſiſche General Türreau durch jede Mißhandlung die Bitte 
um Einverleibung mit Frankreich, zu erpreſſen beauftragt war und ver— 
geblich verſuchte. Auch hier vermochte die Republik dem Bundesglied 


22) Ueber dieſen ganzen Auftritt ſehe man Seigneux, précis de la revolution du 
Canton de Vaud. 
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keinen Schutz gegen den Frevel zu gewähren; ſie war auf Vorſtellungen 
beſchränkt und wurde auf Unterhandlungen hingewieſen, die im Sommer 
desſelben Jahres durch die Lostrennung des Wallis von Helvetien, und 
ſeine Anerkennung als abgeſonderte Republik, ihr vorläufiges Ziel er: 
reichten, eine Zwiſchenverfügung, welcher einige Jahre ſpäter die beab- 
ſichtigte Einverleibung des armen, auf ſeine Freiheit großen Werth ſetzen— 
den, dem Eroberer aber wegen der Simplonſtraße wichtigen Landes in 
das franzöſiſche Reich folgte. 

So halfen Zeugniſſe der Unmacht in innern und äußern Verhält- 
niſſen die Gemüther des Volks von einer Regierungsform und Verfaſſung 
abwenden, für welche nunmehr höher geachtete Perſönlichkeiten, als die an⸗ 
fänglich emporgehobenen, Anhänglichkeit zu erzeugen nicht mehr vermochten, 
das allgemeine Gefühl des Unbehagens und der Unzufriedenheit, das 
Verlangen nach durchgreifender Abhülfe, nicht beſchwichtigen konnten. 
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Eilftes Kapitel: Vertreibung der helvetiſchen Regierung 
nach Lauſanne. 


Neue Verfaſſung. Abzug der Franzoſen. Ausbruch. Unterwalden. Zürich. Aufhebung 
von Dolder. Oberland. Aargau. Angriff auf Bern. Kapitulation und Abzug 
der Regierung. Allgemeiner Aufſtand. Standescommiſſion. 


Der von Frankreich begünſtigte Staatsſtreich vom 17. April hatte 
Reding und ſeine Freunde vom öffentlichen Schauplatz entfernt, diejenigen 
Männer, die ſich des Zutrauens des achtbaren Theils der Nation am 
allgemeinſten zu erfreuen hatten. Unter den Auſpicien der an ihre Stellen 
getretenen, auf Frankreich ſich ſtützenden, Regierung kam nunmehr das 
Verfaſſungswerk zu Stande, welches dem Volk zur Abſtimmung vorgelegt 
wurde, nachdem man die Annahme durch den Einfluß des in Thätigkeit 
geſetzten Beamtenheeres und durch andere (ſeither bedeutend vervollkomm⸗ 
nete) Mittel vorbereitet hatte. Dieſelbe erfolgte, und laut der Ende Juni 
veröffentlichten Ergebniſſe wurde die Annahme durch 222,950 Stimmen 
gegen 75,512 Verwerfende ausgeſprochen. Die anſcheinende Mehrheit 
von 147,438 Stimmen erklärte ſich leicht aus dem Kunſtgriffe, die Nicht- 
ſtimmenden zu den Annehmenden zu rechnen. 

Des größten Antheils an der Annahme rühmte man ſich in den 
Kantonen Zürich, Schaffhauſen, Thurgau und Oberland, in denen mehr 
als neun Zehntheile der Stimmenden als beifällig verzeichnet wurden. 
Einen entſchiedenen Gegenſatz bildeten die alten Bergkantone; die drei 
Urſtände zeigten bei 12,400 Verwerfenden bloß 950 Annehmende, wäh— 
rend hingegen das zu einem eigenen Kanton beſtimmte Oberland bei 
11,000 angeblich Annehmenden, bloß 12 Verwerfende zählte. Bern ſelbſt 
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war bei der Annahme angeblich mit 31,000, bei der Verwerfung mit 
7500 betheiligt -). Vergleicht man ein ſolches Reſultat mit den wenig 
Monate ſpäter eingetretenen Ereigniſſen, fo zeigt fi), wie unbedeutend 
zu Erforſchung des ſogeheißenen Volkswillens, dergleichen Aeußerungen ſind. 

In den erſten Tagen Juli ſollte dieſe neue Verfaſſung in Anwendung 
gebracht werden. Die Männer der helvetiſchen Republik ſtanden an der 
Spitze, wie denn oft in revolutionirten Ländern die Verfaſſungsfabrike ohne 
irgend eine ernſte Rückſicht auf die nachhaltigen Reſultate, bloß in der 
Abſicht in Gang gebracht wird, der Partei, welche den Zuſchnitt der 
neuen Formen in die Hände bekommen hat, zur einſtweiligen Gewalt zu 
verhelfen. 

Kaum war dieſe Verfaſſung promulgirt, als zum Schrecken der 
neuen Regenten der erſte Conſul feine Truppen aus Helvetien zurück— 
ziehen zu wollen erklärte, und ungeachtet der an ihn gerichteten Vorſtel— 
lungen, die wenigſtens einen Aufſchub über die Kriſis der Verfaſſungs⸗ 
einführung hinaus zu erhalten ſuchten, dieſen Entſchluß vollzog, deſſen 
Folgen er wahrſcheinlich berechnete; Reding hatte vergeblich die Räumung 
verlangt; die helvetiſche Partei ſuchte für dießmal eben ſo vergeblich um 
Fortdauer der Obhut fränkiſcher Bajonete nach. Dieſe Räumung, welche 


1) Ueberſicht der Abſtimmung: 


Kantone. Annahme. Verwerfung. 
Säntis (Appenzell und St. Gallen) 5 3 5 19,000 12,00 
Aargau (berneriſch) . x 0 5 g g 5 5 12,000 1,700 
Baden (Freiamt, „ : 4 : 3 . ; 11,000 1,400 
Zürich BEE \ { £ ; i . 42,000 2,700 
Oberland I ; g : 2 . 5 £ 5 11,000 12 
Bern ; g 5 0 . g 5 5 5 31,000 7,500 
Solothurn 3 . 5 ; ; 5 ; 2 g 3 RR 3,800 
Freiburg 8 6 5 g 5 5 I 4 g 13,000 5,500 
Leman i Ä g F 3 3 a N . . 21,000 14,000 
Luzern 0 D 7 3 3 ? i ; ) 18,000 3,500 
Schaffhauſen . ; 5 997555500 100 
Linth (Glarus 1 ein Theil 510 Ei, Gallen) er 0 7,500 
Thurgau ; : . g 5 : i . 5 17,000 1,500 
Zug 5 ( : 2 3 t . 3 ; g 2 OO 1,400 
Schwyz. 0 BER . g 5 t : 0 . 150 5,000 
Unterwalden . a a ; k 5 5 5 ö 5 250 5,000 
Uri g 5 550 2,400 


Zu en Si dieses che ende Ergebniſſes darf jedoch nicht überſehen 
werden, daß alle Anhänger und von ihnen Abhängige ſich für die Annahme einſchreiben 
ließen; von den Gegnern in den meiſten Kantonen kaum die Hälfte zur Verwerfung; 
von den Gleichgültigen faſt niemand. Alle Abweſende wurden als Annehmende gezählt; 
ſo kam die theils fingierte theils künſtlich hervorgebrachte Mehrheit heraus. 


HN N ee 


dem Frieden von Lünneville zum Trotz, bisher nicht ſtattgefunden hatte, 
war in dieſem Augenblick um ſo auffallender, als die Urſtände nicht allein 
der Einführung der neuen, unter franzöſiſchem Einfluß zu Stande ge— 
kommenen, Verfaſſung einen entſchiedenen Widerſpruch entgegenſetzten, 
ſondern nunmehr ſogar bei dem franzöſiſchen Geſandten, in Berufung auf 
das Elend, welches ſie erduldet hätten und das über ſie gebracht worden 
ſei, um ſie gewaltſam der helvetiſchen Republik einzuverleiben, die förm— 
liche Trennung von Helvetien begehrten. Wie vorauszuſehen war, gab 
die Nachricht der Abrufung der franzöſiſchen Truppen allen Gegnern der 
Unitarier neuen Muth, und insbeſonders wurden die Urſtände in ihrem 
bereits erklärten Widerſtand ermuntert. Es wurden daher auf die erſten 
Tage Auguſts Landsgemeinden angeſagt, welche die Wiedereinführung 
der ehemaligen Verfaſſungsformen nach dem Grundſatze eigener politiſcher 
Unabhängigkeit beſchließen ſollten. In vielen andern Kantonen, ſelbſt in 
ſolchen, in denen die Annahme der neuen Verfaſſung mit bedeutender 
Mehrheit war ausgeſprochen worden, äußerte ſich auf verſchiedene Weiſe 
bei ihrer Einführung Unzufriedenheit und Widerſetzlichkeit. 

Vergeblich erklärte ſchon unterm 4. Auguſt die helvetiſche Regierung 
alle Landsgemeindsverſammlungen als ungeſetzlich, und forderte die Ein— 
ſetzung der verfaſſungsmäßigen Behörden an die Stelle der durch die 
Landsgemeinden aufgeſtellten. Die Urſtände beharrten in ihrem Wider— 
ſtand und hielten ſich gegenüber der neu conſtituirten helvetiſchen Regie— 
rung um fo mehr dazu berechtigt, als Reding das Ergebniß feiner Unter— 
handlungen mit dem erſten Conſul veröffentlicht, und auf ſein — niemals 
in Zweifel gezogenes — Ehrenwort bezeugt hatte, daß er mit demſelben, 
wie bereits erwähnt, zu einer Uebereinkunft in fünfzehn Artikeln ſich ver— 
ſtändigt habe, unter dem von ihm getreulich gehaltenen Beding der Ein— 
berufung der Unitarier (durch welche ſeine Regierung dann geſtürzt wurde). 
Der neunte Artikel dieſer Uebereinkunft habe den Urſtänden die Enthebung 
von den Laſten der Centralregierung und die Befugniß zugeſichert, ſich 
ſelbſt zu konſtituiren; ihnen übrigens bloß die Verpflichtung der Stellung 
ihres Militärkontingents auferlegt. | 

Die helvetiſche Regierung mußte daher zu Zwangsmitteln ſchreiten. 
Der neue Präfekt des Kantons Leman, Monod, lieferte der Regierung 
einige aufgebotene Bataillone, um ihre Linientruppen zu verſtärken. Die 
helvetiſche Macht hatte ihr Hauptquartier in Luzern aufgeſchlagen; die 
Urſtände entſendeten Abgeordnete an Verninac, um ſeine Vermittlung 
zwiſchen ihnen und der helvetiſchen Regierung anzufuchen; der Miniſter 
ertheilte ausweichende Antwort, und am 28. Auguſt griffen die Unter— 
waldner die auf ihrem Gebiet an der Rengk ſtehenden Helvetier an, und 


Urſtände. 


Ausbruch. 


Beſchießung 
von Zürich. 
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vertrieben ſie mit Verluſt aus ihren Stellungen. Nach dieſem erſten 
Ausbruch offener Feindſeligkeiten, beſchloß die helvetiſche Regierung auch 
ihrerſeits, Frankreichs Dazwiſchenkunft anzurufen, und ertheilte dem Ge⸗ 
neral Andermatt, Oberbefehlshaber der helvetiſchen Truppen, den Auf⸗ 
trag, ſich vertheidigungsweiſe zu verhalten. Am 7. September wurde 
zwiſchen ihm und den Urſtänden eine Art von Waffenſtillſtand abgeredet, 
welcher ihm geſtattete, ſeine verfügbaren Truppen gegen Zürich zu führen. 

Die neugewählte Munizipalbehörde dieſer Stadt beſtand aus An⸗ 
hängern der alten Ordnung der Dinge und ehemaligen Magiſtraten. Aus 
Mißtrauen gegen dieſelbe wollte die Regierung, zuwider einer Ueberein⸗ 
kunft, laut welcher die Bürger ſelbſt die Wache in der Stadt verſehen 
ſollten, einige Compagnien helvetiſcher Truppen, angeblich zu Aufrecht- 
haltung der Ordnung, plötzlich in Zürich einrücken laſſen. Die Thore 
wurden geſchloſſen, als ſie am 9. und 10. September vor denſelben er⸗ 
ſchienen. Andermatt wollte die Oeffnung erzwingen, beſetzte die Anhöhen 
und am 11. beſchoß er die Stadt, jedoch vergeblich. 

Während die helvetiſchen Truppen auf dieſe Weiſe in der Gegend 


von Zürich und Luzern beſchäftigt waren, hatte die helvetiſche Regierung 


in Bern ſelbſt nur noch eine Wache von 800 bis 1000 Mann Linien⸗ 
truppen. Sie ſelbſt war in Parteien getheilt, welche theils nach den kurze 
Zeit vorhergegangenen Verfaſſungs- und Wahl⸗Jutriguen mit Mißtrauen 
ſich beobachteten, theils über die zu treffenden Vorkehren uneinig waren. 
Gewaltthätigkeit, wie ſie bei den hienach erwähnten Inſtructionen Tor⸗ 
nare's ſich kund gab, wurde durch Furcht vor den Folgen bedingt, und 
verſtändigem Entgegenkommen widerſetzte ſich hingegen der ausſchließliche 
Parteihaß. Im Land herum hatten ſich die Gemüther immer mehr den 
alten Regenten und Offizieren zugewendet, welche ihrerſeits unter der 
Leitung von geheimen Comites ?) die größte Thätigkeit entwickelten, ihre 
Freunde und Anhäger vorbereiteten und mit den andern Kantonen genaue 
Verbindungen unterhielten. Als die Auftritte an der Rengk bekannt wur⸗ 
den, ſah man den entſcheidenden Augenblick herannahen, und ſetzte ſich 


2) Schon bald nach der franzöſiſchen Invaſion hatte ſich ein Verein von Bernern 
gebildet, welcher die Befreiung des Vaterlandes erſtreben wollte. Tſcharner von St. Jo⸗ 
hannſen, Emanuel von Wattenwyl und Rudolf Mutach waren deſſen Stifter. Ein zahl⸗ 
reicherer Verein zu Anknüpfung weiterer Verbindung erhielt von ſeinem zufälligen Ver⸗ 


ſammlungsort den Namen des Neuenburger Comite. — Bereits vor dem Einrücken der 


Oeſterreicher in die Schweiz ward ein aus dem Schultheißen Steiger, dem Bürgermeiſter 
Wyß, den Landammännern Schuler und Schmid beſtehendes Comite, welches die Re— 
konſtituirung der Schweiz vorbereiteik ſollte, von dem engliſchen Geſandten Wickham an⸗ 
erkannt. — Alle die dazu gehörten, ſind durch den Tod der Revolution entrückt. 
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in Bereitſchaft; indeß war man durch Beſorgniſſe wegen Frankreich hin— 

gehalten. Während daher die kleinen Kantone wiederholt die Vermitt— 

lung des franzöſiſchen Miniſters nachſuchten, um ſich dem Druck der Ein— 
heitsregierung zu entziehen, trachteten die Häupter der vaterländiſchen 

Partei in Bern ſich mit dem Landammann Dolder zu verſtändigen, um 

durch eine andere Zuſammenſetzung der oberſten Behörden einen gewalt⸗ 

ſamen Zuſammenſtoß der Parteien zu vermeiden. Dolder gieng in den Umgeftaltung 
Vorſchlag ein; entweder ſollte an die Stelle der zwei zu den Unitariern der Behörden. 
gehörenden Statthalter Emanuel von Wattenwyl an ſeine Seite treten, 

oder aber Dolder mit jenen ſeine Entlaſſung eingeben, und Wattenwyl, 

Roll und Monod an ihre Stellen erwählt werden; allein ſtatt Roll's 

wurde d'Egliſe, ein Unitarier, gewählt, jo daß Wattenwyl die Wahl ab- 

lehnte; ſeinem Beiſpiel folgten Monod und d'Egliſe. Man ward gewahr, 

daß Dolder nicht aufrichtig zu Werke gieng und daß er ſogar beabſich- Dolder. 
tigte, ſich zum Diktator ausrufen zu laſſen; denn ſeit der Erhebung des 

erſten Conſuls wandelten fortan in den Revolutionsparteien, in der 
Schweiz wie anderswo, die Diktatorialgelüſte einzelne Häuptlinge an, die 

in ihrer eigenen Partei bloß Werkzeuge ſehen möchten. Daher wurde 

dann Dolder in der Nacht vom 14. September, mit Vorwiſſen des Re⸗ 
gierungsſtatthalters Tribolet von einigen jungen Männern Berns (un⸗ 

geachtet der Wache an ſeiner Wohnung) aufgehoben und ohne Widerſtand 

nach Jegenſtorf (drei Stunden von Bern auf der Straße nach Solothurn) 
abgeführt und dem Eigenthümer des dortigen herrſchaftlichen Schloſſes, 

J. R. von Stürler, zu Bewachung und guter Pflege übergeben, jedoch 

wenige Tage nachher wieder entlaſſen. 

In der ganzen Schweiz war die, durch die Verfaſſungsfragen be- Oberland. 
wirkte, Aufregung durch die Vorfälle in Unterwalden und Zürich gewaltig — 
vermehrt. Von Seite der Urſtände war an die Städte des alten Bun— 
des geſchrieben worden, um ihnen die Gründe darzulegen, die ſie beſtimm— 
ten, den Beitritt zur Verfaſſung und zur Republik zu verſagen, und in 
Bern war man zur Ueberzeugung gekommen, daß der entſcheidende Augen— 
blick eingetreten ſei. Mit der größten Freudigkeit übernahm ein jeder die 
Aufträge und Befehle, welche von den Leitern gegeben wurden. Einige?) 
hatten ſich bereits Ende Auguſts in's Oberland begeben, um durch einen 
Augriff auf die helvetiſchen Truppen, die den Brünigpaß gegen Unter— 
walden beſetzt hielten, die Verbindung mit den kleinen Kantonen zu er— 
öffnen. In Interlaken erhielten ſie die Nachricht, daß dieſe, in der Be— 
ſorgniß nicht unterſtützt zu werden, die Vermittlung des franzöſiſchen Ge— 


3) Unter Anderen von Mülinen, nachheriger Schultheiß. 


Aargau. 
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ſandten nachgeſucht hätten. Sie wollten ſonach bei Vereitlung ihres Haupt⸗ 
zweckes, ihre Anweſenheit in dieſer Gegend benutzen, um hinwider den 
Verſuch der Regierung zu vereiteln, freiwillige Schützen zu werben, und 
um die Ortsvorſteher zu vermögen, von der Regierung die Einſtellung 
aller fernern militäriſchen Maßregeln und die Entfernung derjenigen Glie⸗ 
der zu verlangen, welche letzthin ſolche veranlaßt hätten. Sie fanden 
überall Gehör und wollten eben abreiſen, als ein ſtarkes helvetiſches De— 
taſchement vom Brünig her fie in Meiringen verhaftete“); allein ſchnell 
ſammelten ſich die Hasler und umringten die Soldaten. Mit Mühe 
konnten die Berner die ihnen werkthätige Hülfe bietenden Landleute be⸗ 
ſänftigen, und in Folge einer Unterredung ließ man die Helvetier auf 
den Brünig zurückkehren; Mülinen und ſeine Gefährten reisten nach Bern 
ab, woſelbſt ſie die mitgebrachten Vorſtellungen dem Landammann Dolder 
einhändigten. Der Erfolg, mit dem die Hasler das Vorhaben der Hel— 
vetier vereitelt hatten, vermehrte ihre Bereitwilligkeit zu fernern Unter⸗ 
nehmungen. 

Die Nachricht der Beſchießung Zürich's (welche glücklicherweiſe nicht 
vielen Schaden anrichtete) erweckte eine gerechte Erbitterung. Im Aar⸗ 
gau folgte das Volk willig dem Aufruf des Generals von Erlach von 
Wichtrach, um in Maſſe aufzuſtehen und gegen die helvetiſche Regierung 
ſelbſt anzurücken. Dieſe hatte auf die ſchnelle Uebergabe von Zürich, und 
den aus einem ſolchen Ereigniſſe hervorgehenden Eindruck gerechnet und 
mit der Garniſon in Bern allfälligen Verſuchen daſelbſt die Spitze zu 
bieten gehofft. Als aber Zürich's Thore weder nach Andermatt's Be- 
ſchießung, noch auf die Vorſtellungen eines von der helvetiſchen Regierung 
entſendeten Commiſſärs ſich öffneten, und die Nachricht von dem Aufſtand 
im Aargau eintraf, erhielt Andermatt den Befehl, die Belagerung auf⸗ 
zuheben und mit ſeinen, ungefähr 1800 Mann ſtarken Truppen ſchleunig 
auf Bern zu marſchiren. Von Erlach näherte ſich am 18. September 
dieſer Stadt mit ſeinen nicht organiſirten und ſchlecht bewaffneten Hau⸗ 
fen), ehe die durch Berner-Offiziere abgeholten Leute aus dem Ober— 


4) Nach dem Gefecht vom 3. Oktober fielen den Siegern mit dem Gepäcke auch die 
Schriften des Capitain Tornare, Anführers dieſes Detaſchements, in die Hände; unter 
dieſen ein Befehl der helvetiſchen Regierung, daß Mülinen todt oder lebendig einge— 
liefert werden ſolle. Ueber den Vorfall in Meiringen iſt nachzuleſen die treffliche Lebens- 
geſchichte Mülinen's von Wurſtemberger, welche viele ſchätzbare Beiträge zur Zeit⸗ 
geſchichte in getreuer und deutlicher Darſtellung enthält. 

) Nach den wiederholten Entwaffnungen durch die Franzoſen, mangelten Gewehre; 
viele Landleute zogen mit Stöcken aus, daher der Name Stecklikrieg, unter welchem 
die Bewegung von 1802 bekannt iſt. 
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land hatten herbeikommen können. Zunächſt bei der Stadt bei der Ver— 
einigung der Straßen von Zürich und Thun vernahm er das Anrücken 
Andermatt's und die Gefahr, von demſelben und der Beſatzung von Bern 
zwiſchen zwei Feuer genommen zu werden. Er beſorgte, durch einen bei 
dem Beſtand ſeiner Mannſchaft kaum zu vermeidenden Unfall alles auf's 
Spiel zu ſetzen, und entſchloß ſich alſo zum Rückzug auf der Straße von 
Solothurn bis Bätterkinden. Seine Vorhut (welche jetzt die Nachhut 
hätte bilden ſollen), etwa 100 Mann, zum Theil ehemalige Rovereaner Angriff auf 
und andere gediente Leute, unter einigen tüchtigen Offizieren (Wagner, Vern. 
Kirchberger, C. Mai, von Werdt u. A.) war bis vor die Stadtthore ge— 
rückt und hatte alſobald den Angriff begonnen, indem verſucht wurde mit „ 
einer vierpfünder Kanone die Ketten der Fallbrücke zu ſprengen. Von 
der Ringmauer jenſeits der Aare und aus der Stadt wurde gegen die An— 
greifenden geſchoſſen und Lieutenant von Werdt tödtlich verwundet. Dieſe 
Abtheilung blieb jedoch nach Erlachs Rückzug vor dem Thore ſtehen, um 
jedes Ausrücken von Truppen aus demſelben zu verhindern, obſchon ſie 
ihre Munition verſchoſſen hatte. Die Regierung war in der größten Ver⸗ 
wirrung, die dadurch noch vermehrt wurde, daß ein auf der Höhe, bei 
der ſogenannten Oranienburg aufgeſtelltes Detaſchement, unter dem nach— 
maligen Oberſt von Luternau, mit einem zweiten Vierpfünder einige Ku⸗ 
geln in die Dächer fliegen ließ. Dazu geſellte ſich die Beſorgniß vor ei— 
nem Ausbruch in der Stadt ſelbſt. Die Beſatzung war auf der kleinen 
Schanze bei dem Oberthor aufgeſtellt; vergeblich verlangte ſie, gegen den 
Feind geführt zu werden (mehrere Soldaten — vielleicht nicht die ent— 
ſchloſſenſten im Gefechte ſelbſt — zerſchlugen mißmuthig die Gewehre), 
allein die Regierung fürchtete ein gewaltſames Eindringen der undisci— 
plinirten Landleute; Niemand vermuthete, daß die ganze feindliche Macht 
in dem geringen, vor dem Thore ſelbſt und oben auf der Höhe aufgeſtell— 
ten Häuflein beſtehe; und die Gefahr erſchien um ſo dringender, als un— 
ter der Anführung des Oberſt von Graffenried und der Brüder Fiſcher 
von Rychenbach die Seeländer auf der andern Seite der Stadt erſchienen. 

Das leitende Comite von Bern hatte auf die Nachricht, daß Arre- Capitulation 
ſtationen vorgenommen werden ſollten, zwei Tage vorher die Stadt ver- der Regierung. 
laſſen und hielt ſich bald hier bald dort, in den nächſten Umgebungen 
auf. Bei dieſem durch den Drang der Ereigniſſe unerwartet ſchnell und 
vor Bereithaltung aller Mittel herbeigeführten, entſcheidenden Angriff ent— 
ſchloß man ſich, die Stadt zur Uebergabe aufzufordern (mit einem Rück— 
zuge wäre vielleicht alles verloren geweſen). Der General Emanuel von 
Wattenwyl, der nämliche, welcher 1798 durch die Kapitulation mit Schauen- 
burg Bern vor den Gräueln einer gewaltſamen Einnahme gerettet hatte, 


Allgemeiner 
Aufſtand. 


Standes⸗ 
kommiſſion. 


N 


ritt als Parlamentär mit verbundenen Augen in die wohlbekannte Vater⸗ 
ſtadt; die kaltblütige Entſchloſſenheit, mit welcher er die Schwierigkeiten, 
zahlreiche Haufen erbitterter, freiwilliger Mannſchaft hinzuhalten, zu be— 
denken gab, auf unverzügliche Antwort drang und erklärte, bei Verweige⸗ 


rung der Uebergabe für nichts gut ſtehen zu können, vermehrte die Be⸗ 


ſorgniſſe Dolder's und ſeiner Collegen, und es kam eine Capitulation zu 
Stande, laut welcher die Regierung mit Truppen und Kanzleien früh 
am 20. Bern auf der noch einzig freien Straße gegen die Waadt ver⸗ 
laſſen ſollte; eine Friſt, welche nicht allein der Regierung nöthig war, 
um die Anſtalten zur Räumung zu treffen, ſondern auch den Berner An⸗ 


führern, und dieſen wohl noch mehr, um die Mannſchaft zu Beſetzung 


der Stadt herbeizubringen. Ihre Stellung war indeſſen um ſo mißlicher 
geworden, als ſie die Nachricht erhalten hatten, daß Andermatt bereits 
zu Kirchberg — vier Stunden von Bern — angeformen ſei. Er war 
in der Capitulation nicht inbegriffen und die Regierung konnte von ihm 
gewaltſamen Entſatz hoffen). Dieſe Gefahr abzuwenden, erhielten zwei 
Offiziere (von Graffenried von Blonay und von Gingins von LaSarraz) 
den Auftrag, den helvetiſchen General zu vermögen, den Weg von Kirch⸗ 
berg über Aarberg gegen Murten einzuſchlagen. Sie gaben ihm Kunde 
von der Capitulation, und da er nichts deſtoweniger auf der geraden 
Straße nach Bern fortzumarſchiren entſchloſſen ſchien, ſo machten ſie ihn 
für alle Folgen verantwortlich, indem es unmöglich ſein werde, die zahl⸗ 
reich bereits ihm entgegen rückenden Maſſen zurückzuhalten. Andermatt 
befragte ſeine Offiziere und dieſen ſchien die Capitulation der Regierung 
ein entſcheidender Grund, um von dem frühern Marſchbefehl abzuweichen. 

Während die helvetiſche Regierung gezwungen wurde Bern zu räu⸗ 
men, hatten gleichzeitig am 18. September die Urſtände die Aufforderung 
zu einem allgemeinen Aufſtand erlaſſen; zwanzigtauſend Mann, zu denen 
ſie ſelbſt ſechstauſend Mann zu ſtellen geneigt ſeien, ſollen aufgeboten 
werden; eine Tagſatzung in Schwyz ſich verſammeln. 

Zahlreich eilten Zuzüge von allen Orten herbei; bereits in der Nacht 
vom 19. bis 20. September rückten bedeutende Haufen aus dem Ober⸗ 
land, ſowie von Erlach's Mannſchaft heran und mit dem freudigen Ge⸗ 
fühl einer Erlöſung, die es dem muthigen Geiſt ſeiner Söhne danke, 
ſah Bern den Befreiern ſeine Thore öffnen. 

Am 21. September verſammelten ſich, unter dem Vorſitze des Alt— 
ſchultheißen von Mülinen, Statthalter und CC der Stadt Bern, und 


e) Deßhalb hatte man die Abſendung eines helvetiſchen Offiziers an Andermatt auf 
direktem Wege berneriſcherſeits geradezu verweigert. 
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ſetzten, unter dem Namen einer außerordentlichen Standeskommiſſion, eine 
Behörde ein, welche die Regierung vertreten, und ſpäter die Reorganiſa— 
tion der Republik vorſchlagen ſollte. Sie beſtand, unter dem Vorſitze des 
Altvenners Fiſcher, aus zehn Mitgliedern, die nicht ausſchließlich aus der 
Stadt gewählt waren ). 


Zwölftes Kapitel: Die Volkserhebung von 1802. 


Rückzug der helvetiſchen Regierung nach Lauſanne. Bachmann General. Kriegsereigniſſe. 
Rapp. Tagſatzung in Schwyz. Stimmung. Proclamation des erſten Conſuls. 
Helvetiſche Interims-Regierung. Charakter der Bewegung von 1802. 


Der helvetiſchen Regierung blieb vom Geſammtgebiet der Republik Helvetiſche 
noch die Waadt übrig. Freiburg hielten ihre Truppen zwar noch beſetzt, ah n 
allein Hülfe oder Unterſtützung bot dasſelbe ihr keine an. — An der f 
Spitze des Kantons Leman ſtand als Regierungsſtatthalter Heinrich Mo— 
nod, ein Vertrauter Laharpe's, eifriger Anhänger der Revolution und 
Haſſer Bern's. Mit Entſchloſſenheit und Energie wendete er alle Mittel 
an, um die entmuthigten helvetiſchen Truppen, welche von der Schlappe 
an der Rengk, der Belagerung von Zürich, der Uebergabe Bern's her— 
kamen, durch zahlreiche Milizen zu verſtärken. Das Waadtland war von 
den Franzoſen — mit allfälliger Ausnahme einzelner Gemeinden — nicht 
entwaffnet worden, und an militäriſcher Neigung mangelte es dieſem 
Landestheile nicht, deſſen Bataillone vor 1798 in verſchiedenen Kriegs— 
zügen immer unter die beſten hatten gezählt werden können. Die Stim— 
mung war zweifelhaft; Monod benützte die Erinnerung an die Auftritte 
des vorhergegangenen Frühjahrs, um durch die Beſorgniß einer, aus ge— 
waltſamer Wiedervereinigung mit Bern hervorgehenden Herſtellung der 
Grundlaſten entſcheidend auf die Maſſen zu wirken. Die helvetiſche Re— 
gierung hatte ſich nach Lauſanne begeben; ſie hoffte noch Rettung von 
der erwarteten Ankunft eines Theils der in franzöſiſchem Solde ſtehenden 
helvetiſchen Auxiliartruppen, welche ſie traktatgemäß zur eigenen Verthei— 
digung zurückgefordert hatte, und von der dringend nachgeſuchten Dazwi— 
ſchenkunft Frankreich's !). Verninac war ihr nach Lauſanne gefolgt. In— 


7) Statthalter Fiſcher von Interlaken gehörte dazu. 
) Noch am 21. September (4 jour complémentaire) hatte zwar Bonaparte die— 
ſelbe abgeſchlagen. 
12 
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der deſſen verhieß ſie, um ſich Anhänger zu ſichern, am 24. September durch 


Bachmann, 
General. 


Wattenwyl. 


Auf der Mauer. 


einen Senatsbeſchluß die Aufhebung der Zehnten, Grundzinſe, Laudemien 
u. dgl.?) 

Eine eidgenöſſiſche Tagſatzung war in Schwyz verſammelt. Der 
Freiherr Niklaus Bachmann an der Letze, früher in franzöſiſchen Dien⸗ 
ſten als vorzüglicher Taktiker bekannt, dann in piemonteſiſche Dienſte ge- 
treten, ſeit der Unterjochung der Schweiz und bis zum Frieden von Lüne⸗ 
ville Anführer eines Regiments ausgewanderter Schweizer in engliſchem 
Sold, ſeither auf den Grenzen ſeines Vaterlandes nach Conſtanz zurück 
gezogen, wurde zum Oberbefehlshaber der eidgenöſſiſchen Zuzüge ernannt, 
und begab ſich ohne Zögern nach Bern. Unter ihm ſtanden General 
Emanuel von Wattenwyl, bewährt durch kalte Entſchloſſenheit und tiefen, 
ruhigen Blick, und der Landshauptmann Auf der Mauer aus Schwyz, der 
damals (und auch einige Male ſpäter) die wandelbare Gunſt ſeiner Lands⸗ 
leute in hohem Maß beſaß. Mannſchaft fand man auf dieſer Seite ge- 
nug; denn die Bewegung von 1802 gegen die helvetiſche Regierung war 
wirklich eine ganz allgemeine, freiwillige, welche nicht zu erregen, ſondern 
bloß zu leiten es bedurfte. Hingegen mangelten Waffen; ſo daß z. B. 
Bern froh war, ſich dreihundert Stück Gewehre von Baſel verſchaffen 
zu können. Indeſſen fühlte man allgemein, daß keine Zeit zu verlieren 
ſei, daß die helvetiſche Regierung aus ihrem letzten Zufluchtsort vertrie— 
ben werden müſſe. Mit der größten Eile ſuchte man die Mannſchaft zu 
organiſiren; die große Zahl von dienſtwilligen, ehemaligen Offizieren und 
von jüngern Freiwilligen aus der Stadt Bern, erleichterte dieſe Aufgabe, 
und in wenigen Tagen war eine zahlreiche eidgenöſſiſche Streitmacht ge— 
rüſtet. Den Kern der Bernertruppen ſollten zwei Linienbataillone bilden; 
das eine unter Oberſtlieutenant Carl May, vornehmlich aus ehemaligen 
Rovereanern; das andere unter Oberſtlieutenant Ludwig Kirchberger, aus 
Ueberläufern von den helvetiſchen Linientruppen gebildet; dieſe letztern be— 
ſtanden aus drei Bataillons Infanterie und zwei Compagnien Huſaren, 


2) Unentgeltlich derjenigen, welche dem Staat gehörten. Nur die Zehnten und 
Grundzinſe, die Corporationen und Privaten zuſtanden, ſollten zum zwanzigfachen (nach 
dem damaligen ziemlich hohen Zinsfuße zwar nicht vollſtändig, allein doch nicht eigent— 
lich ungenügend) Ertrag denſelben vergütet werden; aus den Staatsgütern und einem 
zuletzt auf den ſiebenfachen Ertrag ihrer Schuldigkeit beſtimmten in weiten Terminen 
zu bezahlenden Zuſchuß aller Pflichtigen wurde dieſe von dem Staate vorſchußweiſe ent⸗ 
richtete Abl¾öſungsſumme beſtritten. Die Anſprachen der Corporationen und Privaten 
für bloße Zehnten und Grundzinſe in der Waadt betrugen L. 284,000 jährlich, oder an 
Kapital zu zwanzigfachem Werth L. 5,680,000. — Die beträchtlichen Laudemien wurden 
damals gar nicht in Rechnung gebracht. 


ee 

und lieferten jo viele Ueberläufer, daß ein Infanteriebataillon von vier 
Compagnien und eine mit den mitgebrachten Dienſtpferden beritten ge— 
machte Cavallerieabtheilung daraus gebildet werden konnten. 

Schon am 26. September verſuchte Wattenwyl mit einigen Berner⸗ 
truppen Freiburg durch einen Handſtreich zu nehmen. Auf der Mauer 
kam mit Verſtärkung heran und veranlaßte das Abbrechen einer ange— 
bahnten Unterhandlung zu Capitulation, erklärte aber bald darauf die 
Unmöglichkeit eines Sturmes, und der Rückzug wurde angetreten. Am 
27. September wurde in Folge eines von den helvetiſchen Truppen aus— 
geführten Ueberfalls auf das bis Salavaux oben am Murtenſee vorge— 
ſchobene Bataillon Kirchberger das Wiſtelach wieder geräumt, während 
am Abend des gleichen Tags vor Murten das Bataillon May durch ei— 
nen nächtlichen Ausfall einigen Verluſt erlitt. Dieſe unbedeutenden Vor— 
fälle hatten keinen Einfluß auf die Stimmung der eidgenöſſiſchen Streiter. 

Am 3. Oktober wurde die helvetiſche, zwiſchen Murten und Wiflis⸗ 
burg aufgeſtellte Streitmacht durch ungefähr ſiebentauſend Eidgenoſſen, 
unter denen viertauſend Berner, angegriffen, nachdem Bachmann Tags 
zuvor aus ſeinem Hauptquartier Löwenberg eine Proclamation an das 
Waadtland erlaſſen hatte. Die Helvetier, ſchwächer an der Zahl, hatten 
hingegen unter einer Mehrzahl von Linientruppen, gute Artillerie und 
Cavallerie. Sie wurden nach einem lebhaften Gefechte, in welchem es 
auf beiden Seiten etwa 150 Todte und Verwundete gab, geworfen und 
am gleichen Tag bis Peterlingen verfolgt, welches die Eidgenoſſen be— 
ſetzten. Zwei Geſchütze und Tags darauf, bei weiterem Vorrücken, zehn 
andere fielen in die Hände der Sieger. In Folge dieſes, für ſie unglück— 
lichen Gefechts lösten die waadtländiſchen Milizen ſich auf und der Reſt 
der helvetiſchen Truppen betrug ungefähr 1170 Mann. Jeder weitere, 
ernſthafte Widerſtand ſchien beendigt. 

Am 4. Oktober rückten die Eidgenoſſen über Milden bis Breſſonnaz 
vor, und beſetzten die vorwärts liegenden Ortſchaften Carouge, Mezieres, 
Hermanches, um am folgenden Tage, an welchem ſie bis über Uxieres 
und ſeitwärts bis Thierrens gelangten, auf Lauſanne zu marſchiren. Da 
wurde die Dazwiſchenkunft des erſten Conſuls bekannt, welcher augen— 
blickliche Einſtellung der Feindſeligkeiten gebot. Jedoch wurde noch auf 
dem linken Flügel Freiburg am 6. eingenommen, deſſen helvetiſche Be— 
ſatzung das Gewehr ſtreckte, als der Angriff auf beiden Ufern der Saane 
erfolgt war?). Ein Waffenſtillſtand beſtimmte die Vorpoſtenlinie auf dem 


3) Auf der Mauer ſchien gar nicht geneigt, ſich dem gebotenen Waffenſtillſtand zu 
fügen; Bachmann zog ihn daher von Montet auf der Straße nach Iferten (von wo er 


Angriff. 


3. Oktober. 


Vorrücken. 


Ankunft 
von Rapp. 
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Auflöſung der Jorat zwiſchen Milden und Lauſanne, und in Folge erhaltener Befehle | 


eidgenöſſiſchen 
Truppen. 


Tagſatzung in 
Schwyz. 


Stimmung. 


zogen am 9. Oktober die eidgenöſſiſchen Truppen wieder ab, um bald 
hernach aufgelöst zu werden. | 

Dieß der kurze Ueberblick von dem Verlauf des Kampfes des Schweizer- 
volkes gegen die helvetiſche Regierung “). 

Sobald die Standeskommiſſion in Bern eingeſetzt war, ordnete ſie 
den Altrathsherrn Sinner von Worb als Geſandten auf die, unter dem 
Vorſitze Aloys Reding's, am 27. September eröffnete Tagſatzung in 
Schwyz ab. Nebſt der Leitung der allgemeinen Volkserhebung, lag der⸗ 
ſelben ob, die Verhältniſſe gegen das Ausland zu beſorgen, und die zu— 
künftige innere Geſtaltung der Schweiz vorzubereiten. Dieſe letztere Auf⸗ 
gabe kündigte ſich als eine ſehr ſchwierige an, und es iſt ſchwer abzuſehen, 
wie ſie wäre gelöst worden. Das Volk im allgemeinen verlangte Rück⸗ 
kehr zur „alten Ordnung“, d. h. die Rückkehr zu den ihm früher lieb 
gewordenen alten Verhältniſſen, und beſonders zu der ehemals genoſſenen 
Sicherheit und friedlichen Benutzung ſeiner Güter. Die neuen Verfaſſungs⸗ 
theorieen hatten nicht Wurzel geſchlagen, ſondern vielmehr herrſchte gegen 
ſie die Abneigung vor, welche die in ihrem Geleite herbeigekommenen 
Uebel erzeugt hatten. Anders war es bei den nicht regierenden Klaſſen 
ſtädtiſcher und handeltreibender oder induſtrieller Bevölkerungen; unter 


auf ſeine eigene Fauſt Lauſanne anzugreifen verſucht ſein konnte) zurück, und beorderte 
ihn zum Marſch rückwärts auf den linken Flügel gegen Freiburg, welches von einer 
helvetiſchen Beſatzung unter einem tüchtigen Offizier (Clavel) vertheidigt, von Bern aus 
angegriffen war, ehe die Nachricht von Rapp's Ankunft daſelbſt bekannt geworden. Als 
nun Auf der Mauer auf dieſer Seite erſchien, kapitulirte Clavel. Rapp war über dieſes, 
ſeiner Aufforderung widerſprechende Ereigniß ſehr ungehalten. Oberſt Effinger von 
Wildegg, dem General Auf der Mauer beigegeben als Chef des Generalſtabes, wurde 
darüber von Rapp ziemlich barſch angelaſſen. Er entgegnete ihm ruhig: General, si 
une pareille occasion s’etait presentee A vous, l'auriez- vous manquée? Nach dieſer 
unerwarteten Interpellation fragte Effinger: pourriez-vous me donner des nouvelles 
du général Caffarelli? als ob jene Sache weiter zu keiner Erörterung Anlaß geben 
ſolle; Rapp gab ihr keine weitere Folge; ſowie es ungeachtet ſeiner im erſten Augen⸗ 
blick bezeugten Lebhaftigkeit keinen ſchlimmen Eindruck auf ihn gemacht hatte, als er 
auf ſeiner Reiſe von Lauſanne nach Bern am 4. Oktober unweit Marnens von der 
Vorhut der Eidgenoſſen (unter einem jungen Offizier, dem im Jahr 1825 als Oberſt 
eines ruſſiſchen Gardegrenadierregiments bei dem Aufſtand in Petersburg umgekommenen 
L. Stürler) angehalten und genöthigt im Schritt zu fahren, zum Bataillonskomman⸗ 
danten (C. May) geleitet wurde, der ihm ebenfalls beſtimmt erklärte, er könne nur unter 
Geleit und im Schritt durch die nachrückenden aufgeregten Truppen fahren. Rapp's 
Vergleichung dieſes Benehmens mit der angſtvollen Willfährigkeit, die er in Lauſanne 
getroffen, war keine für die helvetiſche Partei günſtige. 
4) Bern hatte in demſelben 27 Mann Todte und Verwundete verloren, - 
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dieſen gab es die meiſten Anhänger der geſtürzten helvetiſchen Regierung; 
an dieſelben ſchloſſen ſich nicht ſowohl die reichen Landleute, als vielmehr 
die rührigſten, welche einen Antheil an der öffentlichen Gewalt großen— 
theils in der Abſicht anſtrebten, um Einfluß in ihrer nähern Umgebung 
zu behaupten. 

So war es im Kanton Bern, und unter dem Patriciat walteten ſehr 
verſchiedene Auſichten. Die Einen wollten vor allem aus Rückkehr zu 
allen vor 1798 beſtandenen Verhältniſſen, ſowohl in Beziehung auf die 
Eidgenoſſenſchaft, als auf Beſtand und Verfaſſung der Kantone, unter 
Vorbehalt angemeſſener nachheriger Abänderungen. Andere hielten eine 
ſolche Rückkehr wo nicht für unmöglich, doch für ſehr unklug; eine rein 
ariſtocratiſche Verfaſſung, ein poſitives Patriciat ſchien ihnen unhaltbar, 
die Wiedervereinigung mit der Waadt nicht wünſchbar. In dieſer Be— 
ziehung hatte ſeit dem Frühjahr 1801 die Stimmung in dieſem Landes- 
theile ſich verändert; in den gebildeten Ständen war der Wunſch einer 
unabhängigen Kantonalexiſtenz vorherrſchend geworden; unter dem Land— 
volk wendete die Beſorgniß der Herſtellung der ehemaligen Herrſchafts— 
rechte und der auf denſelben beruhenden Reallaſten, vielmehr als irgend 
ein politiſcher Gedanke, die Gemüther von der Vereinigung mit Bern ab. 
Die Partei ſchweizeriſch vaterländiſch geſinnter Waadtländer hatte alſo— 
gleich nach der Ankunft der helvetiſchen Regierung in Lauſanne ſich mit 
Bern über die fernern Anſichten zu verſtändigen geſucht, und vom Ge— 
neral Emanuel von Wattenwyl die Zuſicherung erhalten, daß die Abge— 
ordneten des Waadtlandes bei der Tagſatzung in Schwyz Zutritt erhal— 
ten würden ). In Folge dieſer Beruhigung bereiteten fie einen Hand— 
ſtreich gegen die Regierung vor, damit der Einmarſch der Eidgenoſſen 
als unnöthig unterbleibe. Das Unternehmen mißlang, indem der zu Aus⸗ 
führung desſelben von Rolle nach Lauſanne ſich begebende Oberſt von 
Roverea auf der Durchreiſe in Morſee verhaftet wurde, weil zu gleicher 
Zeit der Oberſt Pillichody ohne vorhergehende Rückſprache einen Angriff 
auf Orbe unternommen und dadurch die Regierung zu Verdacht und zu 
Maßregeln veranlaßt hatte. 

Die in Bern ſich kundgebende Verſchiedenheit der Anſichten wurde 
noch erweitert durch Einwirkungen von außen. Reding hatte bereits auf 
eine für Bern — deſſen Rechte von den eigenen Freunden nicht ſollten 


5) In ſeiner Proklamation an die Lemanen ſagte Wattenwyl: «Nous vous an- 
nongons la résolution fermement prise de vous laisser pleine et entiere liberté 
de choisir le gouvernement que vous croirez le plus propre à faire votre bon- 
heur. 


Bern. 


Waadt. 


Ausland. 
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befeindet werden — nicht ganz ſchonende Weiſe eine demokratiſche Ver⸗ 
faſſungsgrundlage in Ausſicht geſtellt, anſtatt ſich vorerſt mit Bern ſelbſt 
zu verſtändigen. Das dadurch erregte Befremden wurde natürlich ſehr 
vermehrt, als Auf der Mauer bei ſeinem Einmarſch über den Brünig an 
der Spitze von Zuzügern unter den Pannern der Waldſtätte einen Aufruf 
an das Oberland verbreitete, zum Anſchluß als demokratiſcher Stand an 
die Urſtände; ein Aufruf, der zwar keinen Anklang fand, allein nichts 
deſtoweniger Bern auf das unangenehmſte berühren mußte, ſowie das 
ganze Betragen Auf der Mauer's, der ſich mit der Capitulation der Stadt 
Bern, in welche er gewaltſam einzurücken vorgezogen hätte, ſehr unzu⸗ 
frieden zeigte und überhaupt viele Anſprüche machte. b 
Wie ſehr nun die Beſorgniſſe gegründet ſein mochten, welche man 
über den Gang der innern Angelegenheiten hegen mußte, jo waren ſie 
doch vorerſt dem Verlaufe des Krieges gegen die helvetiſche Regierung 
untergeordnet und die Verhältniſſe zum Ausland nahmen vorzüglich die 
Aufmerkſamkeit der Tagſatzung in Anspruch‘). Der Friede von Lüneville 
ſicherte allerdings „den Bewohnern“ (nicht der zur Zeit ſeines Abſchluſſes 
beſtandenen Regierung) Helvetiens das Recht zu, ſich eine Verfaſſung 
zu geben. Allein das Benehmen Frankreich's ſeit jenem Friedensſchluß 
zeigte deutlich, wie der Conſul es mit der Unabhängigkeit Helvetiens ge⸗ 
halten wiſſen wolle. Es war nicht ſchwer vorauszuſehen, daß eine Be— 
wegung, welche die gallo-revolutionäre Partei ganz zu ſtürzen, die Männer 


6) Es wurde von der Tagſatzung in Schwyz eine eidgenöſſiſche Verfaſſung vorläufig 
entworfen nach folgenden Grundlagen: Selbſtſtändigkeit der Kantone; Aufſtellung eines 
eidgenöſſiſchen Rathes als Centralbehörde zu Leitung aller äußern Angelegenheiten; gleich- 
förmige Militäreinrichtung. Der eidgenöſſiſche Rath beſteht aus Repräſentanten aller 
Kantone, deren jeder einen wählt; er bezeichnet aus ſeiner Mitte ſeinen Präſidenten; er 
verſammelt ſich alljährlich; ein von ihm bezeichneter Ausſchuß von acht Mitgliedern un⸗ 
ter dem Präſidenten, bildet eine bleibende Behörde (der Präſident mit L. 6000, die 
Ausſchüſſe mit L. 4000; die andern Räthe mit L. 3000 Gehalt). Der eidgenöſſiſche 
Rath vermittelt in Streitigkeiten zwiſchen den Kantonen; die Tagſatzung richtet bei 
fruchtloſer Vermittelung; ſie wird jährlich und ſonſt in wichtigen Fällen zuſammenbe⸗ 
rufen. Die Centralität beſoldet den eidgenöſſiſchen Rath, die diplomatiſchen Agenten, 
die eidgenöſſiſche Kanzlei, den Generalſtab bei allgemeinem Aufgebote, und beſtreitet 
außerordentliche Militärausgaben. Ihr ſtehen zu die Regalien der Münz, der Berg- 
werke, der Poſt, die Pulver- und Salzhandlungen; ebenſo der Ertrag der Emancipa⸗ 
tionsurkunden der gemeinen Herrſchaften; und wo nöthig Kantonalbeiträge nach einer 
Scala. Eine Tagſatzung entſcheidet über dieſe Verfaſſung und über Trennungs- oder 
Anſchließungsbegehren von einzelnen Landestheilen. — Man vergleiche zu Würdigung 
der beiden Parteien und ihrer Achtung für bürgerliche und politiſche Freiheit dieſen 
Entwurf mit demjenigen von der helvetiſchen Regierung am 23. Jänner 1801 in Paris 
empfohlenen. 
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der alten Schweiz, ihre Vertheidiger gegen den einſt vom General Bo- 
naparte angerathenen Anfall des franzöſiſchen Direktoriums emporzuheben, 
ihre politiſche Unabhängigkeit zu ſichern zum Zweck hatte, ſich des Bei— 
falls des erſten Conſuls nicht werde erfreuen können, und daß ein Ein— 
ſchreiten nicht unwahrſcheinlich ſei, welches die auf's äußerſte gebrachte 
helvetiſche Regierung dringend verlangte. Die Tagſatzung ſandte jedoch 
Niemanden nach Paris, ſei es, daß man ſich nicht auf eine Perſon vereini— 
gen konnte, oder daß Reding's Erinnerung an die Treuloſigkeiten gegen 
ihn zu lebhaft war; ſie beſchloß, an den Conſul zu ſchreiben. Diesbach 
von Carouge aus Bern, früher unter Reding's Regierung zum Geſandten Miſſion in 
in Wien ernannt, hatte in Folge des Staatsſtreiches vom 17. April am Wien. 
14. Juli ſeine Stelle niedergelegt und war als Privatmann in Wien 
geblieben, nachdem Oeſtreich den von der helvetiſchen Regierung zum Ge— 
ſchäftsträger ernannten Hofagenten Müller als ſolchen angenommen hatte. 
Diesbach erhielt nunmehr neue Creditive. Er ſollte Oeſtreich bewegen, 
als kontrahirende Macht bei dem Lünevillertraktat jene, die Schweiz be— 
treffende Beſtimmung desſelben aufrecht zu halten; allenfalls auch den 
erforderlichen Ankauf von Waffen zu geſtatten. Dieſe Sendung erzürnte 
den Conſul und blieb übrigens ohne Erfolg; das öſtreichiſche Kabinet ließ 
jenem freie Hände. Es hieß, dasſelbe habe die Zuſicherung angeboten, 
gegen die Ueberlaſſung des Bisthums Eichſtädt, über deſſen Verwendung 
eben damals unterhandelt wurde, dem Conſul die Schlichtung der ſchwei— 
zeriſchen Streitigkeiten ausſchließlich zu überlaſſen. Oeſtreich war erſchöpft 
vom Kampfplatze abgetreten, den es noch drei Male mit ungeheuern An⸗ 
ſtrengungen betreten mußte, bevor es nach ſchmerzlichſten Wechſelfällen 
einen dauernden Frieden errungen und ſeine Stellung geſichert zu haben 
glauben konnte. Uebrigens mochte es ſich durch den, den Eidgenoſſen 
damals noch nicht wie der helvetiſchen Regierung bekannten, geheimen 
Artikel vom Lüneviller Frieden gebunden fühlen. 

Die Standeskommiſſion von Bern hielt es für nothwendig, in Paris Sendung nach 
den Beſtrebungen der helvetiſchen Regierung entgegen zu treten. Man Paris. 
wußte, daß der Conſul ein politiſches, nach der Erinnerung an ſeine eigenen 
gegen Bern gerichteten Anſchläge natürliches Mißtrauen gegen die eidge— 
nöſſiſche Partei, hingegen von der ihm übrigens zu Gefallen lebenden 
helvetiſchen Partei nicht die günſtigſte Meinung hege. Noch im Sommer 
1802 war Lezay-Marneſia (der Prefekt des Niederrhein-Departements) 
mit einem geheimen Auftrag in die Schweiz geſchickt worden, um den 
Stand der Parteien zu erforſchen, und ſich zu erkundigen, ob die alte 
Partei mit den neuen Verhältniſſen ſich auszuſöhnen geneigt wäre. Ueber. 
zeugt, daß der Conſul die Ereigniſſe in der Schweiz nicht theilnahmslos 
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werde vorbeigehen laſſen, entſchloß ſie ſich daher Mülinen (den nachheri- 
gen Schultheißen) mit dieſem Auftrag zu beladen?). Am 28. September 
in Paris angekommen, fand er bei dem helvetiſchen Miniſter Stapfer 
eine, zwar perſönlich höfliche, Aufnahme, allein nicht das geringſte Ent- 
gegenkommen zu Verſtändigung in allgemeinem vaterländiſchen Intereſſe; 
vielmehr that Stapfer alles mögliche, um die franzöſiſche Regierung zu 
unverweiltem Einſchreiten in der Schweiz zu beſtimmen „zu Beendigung 
des Bürgerkriegs“, wie er ſelbſt einige Tage ſpäter es ihm ſagte, indem 
er gleichzeitig über die nach ſeinem Ausdruck erniedrigende (avilissante), 
Art der Einmiſchung ſeine Unzufriedenheit äußerte. Jedenfalls hatte er 
ſelbſt dazu beigetragen; denn Mülinen vernahm bald, daß Stapfer die 
Vorgänge in der Schweiz als Ergebniſſe der Einwirkungen Oeſtreich's 
und der Ränke Diesbach's und ſeines Legationsraths Lentulus darſtelle. 
Am 1. Oktober erfuhr Mülinen von Talleyrand, daß des Conſuls Da⸗ 
zwiſchenkunft unwiderruflich beſchloſſen ſei. Am 4. Oktober, am nämlichen 
Tage, an welchem die Conſularproklamation vom 30. September (8. ven- 
demiaire) im ſchweizeriſchen Generalquartier eintraf, hatte Mülinen eine 
zweite Audienz von Talleyrand, worin dieſer, wie er ſelbſt ſich ausdrückte, 
in officiellem Charakter über den Entſchluß des Conſuls zu ihm ſprach 
und vorſtellte, daß einzig das Eingehen in desſelben Wünſche das Ein⸗ 
rücken von vierzigtauſend Mann unter Ney in die Schweiz verhindern 
könne. Der Conſul wolle alle Parteien anhören; es ſei daher nöthig, 
daß Männer von Anſehen nach Paris ſich begeben, denn bei dem einmal 
Beſchloſſenen werde es verbleiben. Mülinen erklärte, die angeſehenen und 
vaterländiſchen Schweizer würden ſich nicht zu einer Conſulta herbeilaſſen, 
wie die Italiener, die in Lyon die Präſidentſchaft Ciſalpiniens — welcher 
nachher die eiſerne Krone folgte — an Bonaparte übertragen hatten). 


7) Mülinen ſelbſt vermuthete, ſeine Gegner in der Standeskommiſſion, deren nach 
ſeinem Dafürhalten übertriebene Reſtaurationsanſichten er bekämpfte, hätten zu dieſer 
Wahl mitgewirkt, um ihn zu entfernen. 


8) Als charakteriſtiſcher Zug zu Bezeichnung der Sinnesart der ariſtokratiſchen Partei, 


im Gegenſatz gegen diejenige der Revolutionspartei, welche ängſtlich des Gewaltigen 


Schutz ſuchte, möge hier Mülinen's Erklärung wörtlich ſtehen: IIs ne viendront pas, 
citoyen ministre. Je vous dirai rondement pourquoi. Nous nous souvenons 
de la consulta de Lyon. Le bruit est general, que nous devons en faire le 
second acte. Nous ne sommes pas des Italiens et le premier consul a beau 
etre un grand homme, les Suisses ne pourront jamais voir en lui, s'il etait 
chef de leur ancienne république, qu'un étranger intrus par la force. Si tous 
les Suisses designes par v. E. venaient ici, qu'on leur fit une proposition pa- 
reille, et qu'ils fussent assez läches pour y consentir, ils seraient déshonorés 


m Mo 


Am Tage darauf erſchien im Moniteur ein Brief der franzöſiſchen Re— 
gierung an den bayeriſchen Geſandten von Cetto, deſſen wefentlicher In— 
halt dahin gieng, dem Gerücht einer Abſicht des Conſuls auf die Schweiz, 
in dem von Mülinen geäußerten Sinn zu widerſprechen?). Dieſe Aeuße— 
rung, und der Umſtand, daß Mülinen bei dem ruſſiſchen, großbritanniſchen 
und andern, in Paris reſidirenden Geſandten für deren einige ihm von 


Bern aus Empfehlungsſchreiben waren mitgegeben worden, ſich hatte ein- 


führen laſſen, erregten das Mißfallen des Conſuls, der ſeine Entfernung 
anbefahl. Talleyrand bezeugte daher am 7. Oktober in einer letzten Au— 
dienz Mülinen den Wunſch des Conſuls, daß er unverzüglich nach Bern 
reiſe, um die eidgenöſſiſchen Truppen zu beſtimmen, ſich den Anordnungen 
desſelben zu unterziehen. Mülinen verſtand den Wink und reiste ſpät am 
gleichen Abend von Paris weg; am 12. früh traf er wieder in Bern ein. 


Am 30. September hatte die Tagſatzung durch eine Proklamation 
an das ſchweizeriſche Volk, demſelben erklärt, daß der Zeitpunkt nun ein- 
getreten ſei, in welchem die Nation über ihre künftigen Einrichtungen 
ſich ausſprechen könne, wo Ordnung und Friede herrſchen ſollten, deren 
Störung würde beſtraft werden; die Gegner hoffe man durch die Ver— 
ſicherung zu verſöhnen, daß es nicht um Wiederherſtellung der ehemaligen, 
glücklichen, allein unwiderbringlich zerſtörten Verhältniſſe zu thun ſei, 
ſondern daß man den eingetretenen Umſtänden Rechnung tragen und alles 
mögliche thun werde, um billige Wünſche zu befriedigen. Am gleichen 
Tag richtete die Tagſatzung eine Zuſchrift an den erſten Conſul, um dem— 
ſelben die Lage der Schweiz, ihre Bedürfniſſe und en. darzu⸗ 
ſtellen. 


aux yeux de la nation entiere et aucun d’eux n’oserait rentrer dans ses foyers. 
Auf dieſes hin eine froſtige Entlaſſung, obgleich ſpäterhin Talleyrand ſtets Mülinen 
ſeine Achtung bewies. 

) Die auffallende Form dieſer Erklärung, durch eine Zuſchrift an den bayeriſchen 
Geſandten, ſteht vielleicht im Zuſammenhange mit einem andern Plan jener Zeit, über 
den viele Jahre nachher, und nachdem er von den Geſchäften entfernt war, Graf Mont— 
gelas ſelbſt in Bern ſich geäußert hat. Durch Vereinigung der Schweiz, des Tyrols 
und anderer Ausrundungen hätte nämlich Bayern zu einem Reiche erhoben werden ſol— 
len, deſſen Größe und Kraft jener von Preußen gleich gekommen wäre, und welches als 
Wächter der Alpen und als bedeutender Mittelſtaat, das Gleichgewicht zwiſchen den Groß— 
mächten von Oeſterreich und Frankreich hätte halten ſollen. Wahrſcheinlich traute Bo— 
naparte der Freundſchaft des unabhängigen Schutzſtaates weniger als der Ergebenheit 
des noch fernern Schutz bedürfenden. Manche ſpätere Erſcheinungen bayeriſcher Politik 
in der Schweiz ließen ſich aus einem ſolchen, wenn auch vorerſt zur Ruhe gebrachten 
Plane leichter erklären, als aus der ziemlich ungenügenden Berufung auf individuelle 
Anſichten der verhandelnden Perſonen. 


Tagſatzung. 


Rapp. 


„ 


Die helvetiſche Regierung rüſtete ſich eben zu eiliger Abreiſe von 
Lauſanne; die Einen wollten über den See nach Savoyen, die Andern über 
Land nach Genf ſich begeben, alle um auf franzöſiſchem Gebiet Sicher— 
heit zu ſuchen. Andermatt war beſchäftigt, ſeine Papiere zu verbrennen, 
als früh am 4. Oktober der Generaladjutant des Conſuls, der nachher 
unter andern Waffenthaten, durch die Vertheidigung von Danzig rühmlich 
bekannt gewordene General Rapp als Träger von Bonaparte's Prokla⸗ 
mation vom 8. vendémiaire an XI (30. September 1802) in Lauſanne 
eintraf, um unter Androhung des gewaltſamen Einſchreitens desſelben, 
den Eidgenoſſen die Niederlegung der Waffen zu gebieten und die helve— 
tiſche Regierung aufrecht zu erhalten!“). Von Lauſanne begab ſich Rapp 


10) Folgendes der Wortlaut dieſer Schrift: Bonaparte, premier consul de la 
république frangaise aux XVIII cantons de la république helvetique. A St. Cloud 
le 8 vendemiaire an XI. Habitants de I'Helvétie. Vous offrez depuis deux ans 
un spectacle affligeant; des factions opposées se sont successivement emparées 
du pouvoir; elles ont signalé leur empire passager par un systeme de partia- 
lite qui accusait leur faiblesse et leur inhabileté. Dans le courant de l'an X 
votre gouvernement a desire que l'on retirät le petit nombre de troupes fran- 
gaises qui etaient en Helvetie. Le gouvernement francais a saisi volontiers 
cette occasion d’honorer votre independance, mais bientöt apres vos differents 
partis se sont agites avec une nouvelle fureur; le sang suisse a coulé par des 
mains suisses; vous vous &tes disputes trois ans sans vous entendre; si vous 
&tes abandonnes plus longtemps & vous mömes, vous vous tuerez trois ans sans 
vous entendre davantage. Votre histoire prouve d'ailleurs que vos guerres 
intestines n'ont jamais pu se terminer que par l’intervention efficace de la 
France. Il est vrai que j'avais pris le parti de ne me m£ler en rien de vos 
affaires; j'avais vü constamment vos différents gouvernements me.demander 
des conseils et ne pas les suivre, et quelquefois abuser de mon nom selon leurs 
interöts et leurs passions. Mais je ne puis ni ne dois rester insensible aux 
malheurs auxquels vous &tes en proie; je reviens sur ma resolution: je serai 
le mediateur de vos différents, mais ma mediation sera efficace, telle qu'il con- 
vient aux grands peuples, au nom desquels je parle. Cing jours apres la no- 
tification de la présente proclamation le senat se r&unira à Berne. Toute ma- 
gistrature qui se serait formée à Berne depuis la capitulation sera dissoute et 
cessera de se réunir et d'exercer aucune autorite. Les prefets se rendront à 
leur poste. Toutes les autorités qui auraient été formées cesseront de se réunir. 
Les rassemblements armes se dissiperont; les premiere et seconde demi-brigades 
helvetiques formeront la garnison de Berne. Les troupes qui etaient sur pied 
depuis plus de six mois pourront seules rester en corps de troupes. Enfin, 
toutes personnes licenciees des armées belligerantes et qui sont encore aujour- 
d’hui armées, déposeront leurs armes a la municipalite de la commune de leur 
naissance. Le senat enverra trois deputes a Paris. Chaque canton pourra 
également en envoyer; tous les citoyens qui, depuis trois ans, auront été land- 
ammann, senateur et auront successivement oceupé des places dans l'autorité 
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nach Bern, wohin ihm, auf ſein Begehren, Jenner von Brunnadern, als 


Miniſter der helvetiſchen Republik in Lauſanne befindlich, vorauseilte !!)). 
Zwiſchen Milden und Peterlingen begegnete Rapp den vorrückenden Eid— 
genoſſen, und in Peterlingen traf er das Hauptquartier Bachmann's. Er 
theilte ihm die Proklamation mit und machte ihn für alle Folgen irgend 
einer Zögerung in Einſtellung der Feindſeligkeiten verantwortlich, indem 
er die Erklärung beifügte, daß vierzigtauſend Mann Franzoſen unter 
General Ney bereit ſeien, auf die erſte Anzeige der Weigerung, ſich dem 
Willen des Conſuls zu fügen, in die Schweiz einzurücken. Bachmann 
verwies den Generaladjutanten an die Tagſatzung und ertheilte, in Er— 
wartung weiterer Verhaltungsbefehle, dem Major von Herrenſchwand den 
Auftrag, mit den helvetiſchen Truppen einen Waffenſtillſtand abzuſchließen 
und die Demarkationslinie auf dem Jorat zu beſtimmen. 

Rapp's Ankunft erregte in Bern die größte Beſtürzung; der Ton 
der von ihm überbrachten Proklamation empörte jede edlere Geſinnung; 


centrale, pourront se rendre à Paris pour faire connaitre les moyens de rame- 
ner l’union et la tranquillité et de concilier tous les partis. De mon cöte j'ai 
le droit d'attendre, qu'aucune ville, aucune commune, aucun corps ne voudra 
rien faire qui contrarie les dispositions que je vous fais connaitre. Habitants 
de I'Helvétie!! revivez à l’esperance!!! votre patrie est sur le bord du preci- 
pice, elle en sera immediatement tirée. Tous les hommes de bien seconderont 
ce genereux dessein; mais si, ce que je ne puis croire, il était parmi vous un 
grand nombre d'individus qui eussent assez peu de vertu pour ne pas sacrifier 
leurs passions et leurs préjugés a l'union de la patrie, peuples de l’Helvetie, 
vous seriez bien degeneres de vos peres!!! Il n'est aucun homme sense qui ne 
voie que la mediation dont je me charge, est pour I'Helvétie un bienfait de 
cette providence qui, au milieu de tant de bouleversements et de chocs, a tou- 
jours veillé sur l’existence et l’ind&pendance de votre nation, et que cette mé- 
diation est le seul moyen qui vous reste pour sauver l’une et l’autre; car il est 
temps enfin, que vous songiez que si le patriotisme et l'union de vos ancötres 
fonderent votre république, le mauvais esprit de vos factions, s’il continue, la 
perdra infailliblement, et il serait pénible de penser qu' une époque où tant 
de nouvelles républiques se sont &levees, le destin eüt marqué la fin d'une des 
plus anciennes. BoNAPARTE. 
Par le premier consul, le secrétaire d'Etat 
6 H. B. Maret. 

Es wäre überflüſſig, dieſes merkwürdige Dokument, in welchem große Züge unter 
der Menge trügeriſcher und unwahrer Angaben verſchwinden, und die Menſchenverachtung 
des Conſuls, welche einſt den Fall des Kaiſers herbeiführen ſollte, zu zergliedern. Fouché 
(vol. I, p. 290) zeigt, daß Bonaparte es vom Lüneviller Frieden weg auf dieſes Ereig⸗ 
niß abgeſehen und berechnet habe: daß die aus der franzöſiſchen Revolution 
hervorgegangenen Unitarier ſich Frankreich in die Arme werfen würden. 

11) So ſehr eilte Rapp, daß Jenner in Schuhen und ſeidenen Strümpfen zu Pferd 
ſteigen mußte. 


Bern. 


ER 


ſchmerzliche Gefühle erweckte die Entreißung der Früchte des Sieges; 
Bitterkeit die Rückführung einer Regierung, von welcher die öffentliche 
Meinung ſich ſo entſchieden abgewendet hatte; Beſorgniſſe bei der ſo ent— 
ſchieden gegen die Volksbewegung lautenden Sprache des Conſuls, die 

Herrſchaft der vorigen Gewalthaber, deren bereits bekannt gewordene 
Hinneigung zu den äußerſten Mitteln durch die erlittene Demüthigung 
geſtachelt ſein mußte; noch größere Beſorgniſſe die dunkle Zukunft für 
das Vaterland, deſſen Rettung man hatte hoffen dürfen. Vieles geſtaltete 
ſich anders, als die damaligen Ausſichten es vermuthen ließen. 

Die berneriſche Standeskommiſſion hatte eine ſchwierige Stellung. 
Rapp verlangte augenblickliche Willfahrung. Weigerung wurde mit augen⸗ 
blicklichem Einmarſch der fränkiſchen Truppen bedroht; derſelbe mußte 
ſehr wahrſcheinlich ein eigentlich feindſeliger, kriegeriſcher werden, wenn, 
was kaum zu verhüten, die aus freiwilliger, wenig disciplinirten Mann⸗ 
ſchaft beſtehenden eidgenöſſiſchen Truppen einigen Widerſtand entgegen⸗ 
ſetzen würden. An eine eigentliche Vertheidigung war kaum zu denken. 
Frankreich hatte damals Frieden mit dem, nach den unglücklichen Schlach⸗ 
ten von Marengo und Hohenlinden, ermüdet vom Kampfplatz abgetrete⸗ 
nen Oeſtreich, und ſelbſt mit England beſtand die kurze Waffenruhe des 
ſogeheißenen Friedens von Amiens. Wie konnte, zerriſſen durch mehrere 
Revolutionsjahre, ohne Vorräthe noch Geld, wegen Waffenmangels nur 
über ein geringes Häuflein Milizen gebietend, die Schweiz dem bereits 
ſo übermächtigen Frankreich die Stirne bieten? Was konnte nach den 
Vorgängen von 1798 Bern von ſeinen Miteidgenoſſen hoffen, und hätte 
nicht bei der bereits ſich kundgebenden Verſchiedenheit der Anſichten über 
die Rekonſtituirung der Eidgenoſſenſchaft und der Regierung ſich augenblid- 
lich der Vorwurf erhoben, Bern habe unnöthigerweiſe um ſeiner Vorurtheile 
„oder ſeiner Intereſſen willen“ das ganze Vaterland in das Verderben 
geſtürzt? Andererſeits empfand man es tief und deutlich, daß die National⸗ 
exiſtenz und die Unabhängigkeit der Schweiz auf dem Spiel ſtehe, daß man 
einen fremden Willen als Geſetz anerkenne, wenn man nicht Alles wage, 
um der Drohung zu widerſtehen, um die verkündete Einmiſchung abzuwenden. 

Rapp, ein ehrenhafter Krieger, hatte bei ſeiner Ankunft in der Schweiz 
alles anders gefunden, als er es erwartete. Statt einer durch Intriguen 
angezettelten Empörung ſah er einen eigentlich nationalen Aufſtand, deſſen 
Führer ſich durch Haltung und Geſinnung empfahlen. Der von ihm in 
Lauſanne wahrgenommene Schrecken, die Begierde, mit welcher der dar— 
gebotene, dornenvolle Rettungszweig von den Männern der Revolution 
ergriffen wurde, waren nicht geeignet, ſeine Achtung und ſein Zutrauen 
zu gewinnen. Zwar beſtand er entſchieden und feſt auf der ungeſäumten 


a 


Erfüllung der von ihm überbrachten Gebote; allein gleich wie es bereits 
Talleyrand gegen Mülinen gethan, gab auch er die Verſicherung, daß 
man die Rückkehr des Senats nicht zu ſcheuen habe, daß der Conſul alle 
Parteien anhören werde, Rache und Reaktion nicht zu beſorgen ſeien. 

Es läßt ſich nicht bezweifeln, daß er ſeine Eindrücke ſeinem Gebieter 
mitgetheilt habe und deſſen Anſichten durch die Berichte ſeines Beauftrag- 
ten weſentlich modifizirt worden ſeien. 

Rapp ertheilte Friſt bis zum 10. zur Verſtändigung mit der Tag⸗ 
ſatzung, nachdem der in Bern befindliche eidgenöſſiſche Kriegsrath alles 
weitere Vorrücken der Truppen eingeſtellt, Bern ſelbſt erklärt hatte, den 
Entſchluß der Tagſatzung abzuwarten, von welcher es ſich nicht trennen 
wolle. Auf die Weigerung Rapp's, ſelbſt nach Schwyz zu gehen, ent— 
ſendete die Standeskommiſſion den Profeſſor Tſcharner und den nach— 
herigen Rathsherrn Gottlieb Thormann an die Tagſatzung, um ihr die 
. zu überbringen. 

In Schwyz machte man ſich Hoffnung auf Oeſtreichs Verwendung 
gegen das gewaltthätige Einſchreiten Frankreichs. Berns wiederholter 
Antrag, Affry nach Paris zu ſchicken, fand nicht Anklang, und man lehnte 
die angebotene Vermittelung des Conſuls aus dem Grunde ab, daß die— 
ſer bei Erlaß ſeiner Proklamation das am nämlichen Tag von der Tag⸗ 


ſatzung an ihn gerichtete Schreiben noch nicht erhalten hätte. Rapp er⸗ 


hielt dieſe, ihm durch zwei Abgeordnete der Tagſatzung (Pfyffer und Freu- 
ler) überbrachte Antwort am 9., erklärte fie als ganz ungenügend und 
wollte abreiſen. Die Standeskommiſſion beſorgte, in Folge eingetroffener 
Berichte aus Paris, die gewaltſamſten Entſchlüſſe. Sie rief in ihre Mitte 
den Seckelmeiſter Pfiſter von Schaffhauſen, Repräſentant der Tagſatzung, 
den Oberſt Ott von Zürich, Vizepräſident des eidgenöſſiſchen Kriegsrathes, 
und den Oberſt Müller von Schwyz, Chef des Generalſtabs von Bach— 
mann. Einmüthig erfolgte der Entſchluß zur Nachgiebigkeit. Es wurde 
daher durch eine Note an Rapp erklärt, die Standeskommiſſion widerſetze 
ſich nicht der Rückkehr des Senats, doch ihr Contingent wolle ſie nicht 
von Bachmann's Armee abrufen und ihre Eidgenoſſen nicht verlaſſen. 
Rapp geſtattete eine Friſtverlängerung von vier Tagen, bis 14. Oktober, 
auf welchen Tag er, der franzöſiſche Beauftragte, dem General Bachmann 
den Waffenſtillſtand aufkündigte ). Es erfolgte eine zweite Abordnung 
von Bern nach Schwyz, und gleichzeitig erhielt Mülinen von Rapp, der 
nach Lauſanne zurückgekehrt war, einen fernern Aufſchub, unter der auf 


12) Les troupes francaises se mettront en marche 55 la nuit du 22 au 
23 (vendémiaire). 


Conſular⸗ 
proklamation. 
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ſeine eigene Verantwortlichkeit ausgeſtellten, ſchriftlichen Erklärung, daß 
die Regierung Berns das Conſulardekret erfüllen werde und der Senat 
in Sicherheit nach Bern zurückkehren könne. 5 | 
Die Tagſatzung erwiderte am 15. durch eine Proteſtation gegen die 
franzöſiſche Einmiſchung, und es verlauteten Vorwürfe gegen Berns ein⸗ 
ſeitiges Unterhandeln, welche die Standescommiſſion bewogen, unterm 22. 
eine aktenmäßige Darſtellung an jene zu erlaſſen, zum Beweiſe, daß in 
der mißlichen Lage, in der ſich Bern gegenüber Frankreich befunden, 
nichts einſeitig geſchehen, ſondern bloß der Tagſatzung Zeit verſchafft 
worden ſei. In der Zwiſchenzeit ſuchte fie die mißmuthige, Ausbrüche 
drohende, Stimmung im Volk und unter den eidgenöſſiſchen Truppen durch 
Proklamationen zu beſänftigen. 
Am 17. rückte eine helvetiſche Auxiliarbrigade zum Schutze der au 
den folgenden Tag erwarteten helvetiſchen Regierung in Bern ein; kurz 
darauf überſchritten, infolge der Proteſtation der Tagſatzung, die fran- 
zöſiſchen Truppen die Schweizergrenze. Am 23. wurde Bern von den⸗ 
ſelben beſetzt; gleichen Tags traf daſelbſt der General Ney ein, der mit 
dem Oberbefehl der Truppen, die Stelle eines franzöſiſchen Geſandten, 
anſtatt des abberufenen Verninac, verband. | 
Die Tagſatzung verlegte das eidgenöſſiſche Hauptquartier nach Luzern, 
entließ die Bataillone der vorwärts liegenden Kantone Bern und Aargau, 
und ſtellte den Reſt der Truppen hinter der Reuß auf. Auf die Nach⸗ 
richt des Einmarſches der Franzoſen, löste ſie ſich am 26. Oktober 
auf '?), ſieben Tage nachdem die Standeskommiſſion in Bern, nach erfolgter 


13) A Mr. le general Ney. Le président de la Diete des cantons confederes, 
ayant été requis de la part du général Ney, par son adjutant Monsieur Bechet, 
de déclarer si la diete accepte la proclamation du premier consul de la répu- 
blique frangaise, la diete a Ihonneur d'observer & Mr. le general, que dejä 
sous date du 15 de ce mois elle a pris la resolution de remettre ses pouvoirs 
entre les mains de ses commettants, aussitöt que les troupes frangaises entre- 
raient en Suisse, n'ayant jamais eu le dessein de s’opposer à la force des armes 
frangaises. Or, apres avoir recu l'avis positif qu'effectivement les villes de Berne 
et de Bale sont occupées par des troupes frangaises, la diete ne tardera pas a 
se dissoudre. En meme temps elle saisit l’occasion de déclarer A Mr. le general 
Ney, quensuite des instructions regues, qu'elle se croit obligée de remplir de 
la maniere la plus fidele, elle ne peut regarder le gouvernement helvetique, 
que comme forcöment etabli par les armes francaises, ni jamais aliener à la 
nation le droit sacré de se constituer elle-möme; droit qu'elle a herite de ses 
ancötres et qui lui fut solennellement confirme par le traité de Luneville, et 
qu'elle est dans la ferme persuasion, que la Suisse ne retrouvera sa, tranquillite 
et son bonheur qu'autant qu'on lui accordera le libre exercice de ce droit. L'on 
prie par conséquent Mr. le general, de bien vouloir mettre sous les yeux du 
premier consul de la republique frangaise cette demande si juste et si bien 
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Beſetzung der Stadt durch helvetiſche Truppen, ein gleiches gethan. Die 
Kluft zwiſchen den Parteien war nach all dieſem weiter als je. | 
Die helvetiſche Regierung ſchien dem Gedanken von Strafmaßregeln 
nicht entſagt zu haben. Die Leiter des Aufſtandes ſollten beunruhigt 
und für die Koſten desſelben verantwortlich gemacht werden 1), allein 
dieß geſtattete die von ihr angeſprochene Schutzherrſchaft nicht. Hingegen 
verordnete der Conſul die Verhaftung mehrerer Mitglieder der Tagſatzung 
(Aloys Reding, Hirzel von Zürich, Würſch von Obwalden, Zellweger 
von Appenzell, Reding und Baldinger von Baden), des Generals Auf der 
Mauer und mehrerer Mitglieder von Kantonalregierungen, im ganzen 27. 
— Sie wurden durch franzöſiſche Militärgewalt nächtlich aufgehoben und 
nach der Feſte Aarburg in ſtrengen Gewahrſam — nach Ney's Ausdruck 
als Geiſeln für die franzöſiſche Regierung — gebracht, von wo die 
mehrern früher, jene vier erſtgenannten Tagſatzungsglieder und Auf der 
Mauer erſt nach fünf Monaten entlaſſen wurden. Bachmann entzog ſich 
der gegen ihn verhängten Verhaftung, indem er die Schweiz verließ. 
Der lebendigen Aufregung des Sommers und Herbſtes folgte eine 


dumpfe, bloß durch die verdoppelte Thätigkeit der Agenten der Revolu- 


tionspartei unterbrochene Stille, die Laſt einer neuen Landesbeſetzung 
durch franzöſiſche Truppen 1?) und die bangſte Erwartung für die Zukunft. 

Den ſchweizeriſchen Behörden kann es nicht zum Vorwurfe gerechnet 
werden, daß ſie der Einmiſchung des Conſuls keinen Widerſtand entgegen— 
geſetzt haben; demſelben wäre nicht einmal eine unfruchtbare Billigung 
der Mitwelt zu Theil geworden; man hätte ſie als Tollkühnheit, als 
verwegene Aufopferung der Nationalexiſtenz bezeichnet, und Allen mochte 
es vorgeſchwebt haben, daß fie einen gewiſſen, und unvermeidlich ſcheinen— 
den, Untergang nicht herbeiführen ſollten, wo noch eine Friſtung des 
Nationallebens möglich ſchien. Allein das darf nicht verſchwiegen werden, 
daß bei ähnlicher Ueberzeugung die Unabhängigkeit der Schweiz einſt nicht 
begründet worden wäre. Und wäre es wohl Sünde gegen dieſes Vater— 
land, zu betrauern, daß der ungleiche und wahrſcheinlich ſehr kurze Kampf 


fondée, qui n'est pas seulement expression des sentiments de la diete, mais 
celle de tous les Suisses bien pensants pour leur patrie. 

Fait a Schwyz le 26 octobre 1802. 

Au nom de la diete des cantons confederes. 

14) Ein Senatsbeſchluß vom 20. November verhängte eine Kriegsſteuer von L. 625,000, 
nebſt Rückerſtattung alles deſſen, was für den Aufſtand war erhoben worden, und for— 
derte zu Rekriminationen gegen die aufgeſtellt geweſenen Behörden auf. 

15) An vielen Orten (z. B. in Zürich, wo die Stadt dem General Serraes 150 
Louisdor monatliche Tafelgelder bezahlen und die Offiziere in theuern Gaſthöfen ſpeiſen 
mußte u. ſ. w.) traten ſie als eigentliche Eroberer auf. 


Helvetiſche 
Interims⸗ 
regierung. 


ee 


in einer edeln, gerechten, nationalen Sache nicht gewagt wurde? Die 


Allgemeiner 
Charakter der 
Bewegung von 
1802. 


Beſtand der 
Conſulta. 


Zeit hat es gelehrt, nach den Leiden eines Geſchlechts, uach der Noth 


einiger Jahre, wären in der europäiſchen Erhebung von 1813 die Feſſeln 
geſprengt worden. Aus der Feuerprobe wäre dann vielleicht der National- 
charakter gereinigt von den Schlacken hervorgegangen, welche lange Ange— 
wöhnung an Wohlſtand und an feine Genüſſe, erzeugt hatten. Nimmer⸗ 
mehr hätte es das Schweizervolk vergeſſen, wem es den Anfall von 1798, 
wem es ſeine Unterjochung zuzumeſſen habe; nimmermehr hätte es die 
Folgen des Verraths vergeſſen. Es hätte den Werth der von ſeinen 


Vätern erſtrittenen Güter erkennen gelernt; zu keinem leichtfertigen Spiel 


mit denſelben ſich ferner verleiten laſſen, Erinnerung an gemeinſam be— 
ſtandene Gefahr, an gemeinſame Noth, an gemeinſames Leiden hätte das 
in langem Frieden und in Selbſtſucht ſchlaff und mürbe gewordene Band 
befeſtigt und geſtärkt, das Volk und Führer und die Brüder aus allen 
Gauen einſt umſchlang, als die Eidgenoſſenſchaft ſich zu wahrer Freiheit 
erhob. Das heilige Gefühl für eine gerechte und gute Sache hätte viel— 
leicht wieder ſeine Geltung erhalten. 

Die Bewegung von 1802 war eine eigentlich nationale. Ihre ent⸗ 
ſchiedenſten Gegner konnten keine unwürdige Triebfeder, keine Verworfen⸗ 
heit im Gange anzeigen. Freudig, muthig, allgemein erhob ſich das 
Volk; mit ihm und an ſeiner Spitze ſeine alten Führer; offen den Zweck 
verkündend, keck denſelben verfolgend. Sie erreichte nicht das hohe Ziel 
unabhängiger Freiheit; ihr aber verdankte die Schweiz das Aufhören 
unerträglich gewordener Zuſtände. | 


Dreizehntes Kapitel: Die Conſulta in Paris 1803). 
Conſulta. Berniſche Abgeordnete. Die Grenzen Berns. Vermittlung. Conſularaudienz 
vom 29. Jänner. Oekonomiſche Verhältniſſe. Liquidationskommiſſion. Vermittlungs⸗ 
akte vom 19. Februar 1803. Abſchiedsaudienzen des Conſuls. Wahl der neuen 
Regierung. Politik des erſten Conſuls. Ergebniſſe. 
Der erſte Conſul hatte eine Conſulta nach Paris angeordnet, zu 
welcher der Senat?) und jeder Kanton vier Deputirte, jede Stadt und 


!) Für dieſes Kapitel wurden nebſt damit ſehr übereinſtimmenden, handſchriftlichen 
Notizen benutzt, u. a. das Leben Mülinens; das Leben Reinhards; eine handſchriftliche, 
höchſt intereſſante Zeitgeſchichte von einem verſtorbenen Bernermagiſtraten u. w. — Der 
Natur des Gegenſtandes nach kommen Thatſachen und Aeußerungen wörtlich gleich vor, 
wie ſie anderswo veröffentlicht ſind. 

2) Deputirte der helvetiſchen Regierung waren: Rüttimann von Luzern, Pidou von 
Waadt, Müller⸗Friedberg von St. Gallen, Stapfer von Brugg, helvetiſcher Miniſter in Paris. 
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Gemeinde die ihrigen ſollten wählen können. Die Beſtrebungen der hel— 
vetiſchen Regierung giengen nun dahin, eine möglichſte Beſchränkung der 
Zahl dieſer Abgeordneten zu erzielen, damit die Conſulta beinahe aus⸗ 
ſchließlich aus Männern beſtehe, welche durch die, von der Regierung ab— 
hängigen, helvetiſchen Kantonalbehörden gewählt würden; hierin kam ihr 
die Abneigung ihrer gewaltſam niedergedrückten Gegner gegen den Beſuch 
der Conſulta, nur zu ſehr entgegen. Von Seite des Conſuls wurde durch 
Talleyrand, Ney und andere hingegen darauf hingewirkt, daß in der 
Conſulta alle Parteien repräſentirt ſeien, und man ließ es an Borftel- 
lungen nicht fehlen, um die ſchweizeriſch Geſinnten auf die Nothwendig- 
keit, jene Verſammlung zu beſuchen, aufmerkſam zu machen; ja ſogar 
wurden mehrere ausgezeichnete Häupter derſelben aufgefordert, ſich, ohne 
Auftrag, bloß als Privaten nach Paris zu begeben. 

Die Standeskommiſſion von Bern hatte bereits am 14. Oktober als 

Abgeordnete für den Kanton Bern bezeichnet: von Mülinen, den Oberſt 
Hünerwadel von Lenzburg, Friſching von Rümlingen, und den General 
Emanuel von Wattenwyl. Die Befugniß der Standeskommiſſion zu Abgeordnete 
einer ſolchen Wahl wurde jedoch nicht anerkannt, ſondern der, infolge des von Vern. 
Dekrets vom 8. Vendemiaire eingeſetzten, Kantonaltagſatzung vorbehalten, 
welche die Repräſentanten Kuhn und Koch, den Verwaltungsrath Pfander 
(der nachher als Mitglied des Kleinen Rathes während der Mediation 
und der Reſtauration die allgemeinſte Achtung genoß) und den Todfeind 
Berns, den Exdirektor Laharpe ernannte. Nur die beiden erſtgenannten 
giengen nach Paris; Laharpe (ebenfalls von der Revolutiouspartei in Zürich 
abgeordnet) ſchien keine Luſt zu haben, unter den Augen des Conſuls auf 
dem Schauplatze ſeiner, während der Herrſchaft des Direktoriums ge— 
ſchehenen Thaten aufzutreten, und Pfander mochte ſonſt nicht hingehen. 
Die Stadt Bern bezeichnete zu Abgeordneten: Rudolf von Wattenwyl 
von Montbeney (den nachherigen Schultheiß) und den Municipalitäts⸗ 
präſidenten Gruber. Von Mülinen und Emanuel von Wattenwyl giengen 
auf direkte Einladungen hin. Als Abgeordnete einzelner berneriſcher, von 
der helvetiſchen Staatsgewalt angegangener Landestheile erſchienen: Kuenz 
von Erſigen und Matti von Saanen. 

Im ganzen erſchienen drei und ſechzig Abgeordnete oder Berufene. Conſulta. 
Die helvetiſche Partei zählte 45, die ſchweizeriſche bloß 18 Vertreter. Jene 
wurden als Unitarier, dieſe als Föderaliſten bezeichnet, vielen Abweichungen 
in der Einzelmeinung unbeſchadet. 

Als Commiſſarien zur Berathung mit der Conſulta, hatte Bonaparte Franzöſiſche 
vier Senatoren bezeichnet: den ehemaligen Botſchafter Barthelemy, Fouché, Commiſſarien. 
Röderer und Demeuniers. Von dieſen war zunächſt Fouché mit den 
13 


Eröffnung. 
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Einrichtungen der demokratiſchen, Röderer denjenigen der ehemals arijto- 
kratiſchen, und Demeuniers denjenigen der neuen Kantone beladen. 

Auf den 10. Dezember traten 47 Deputirte (einige waren noch nicht 
eingetroffen, die ohne eigentliches Mandat in Paris befindlichen wurden 
nicht eingeladen) auf erhaltene Einladung in eine Sitzung mit den vier 
Commiſſarien und ihrem Sekretär, unter Barthelemy's Vorſitz zuſammen. 
Die Anſichten des Conſuls wurden ihnen durch eine, vom nämlichen Tag 
(19. Frimaire XI.) datirte Zuſchrift mitgetheilt, in welcher er von der 
Würdigung der Verhältniſſe der Schweiz in ihrem Innern und derjenigen 
zu Frankreich und Cisalpinien ausgieng ?) und, wie zu erwarten war, 


3) Als Denkmal der Beſtimmungsgründe des Conſuls, welche in der Geſchichte fran— 
zöſiſcher Politik gewiß nicht allein auf die Dauer ſeiner Macht beſchränkt bleiben, ver⸗ 
dient dieſes, übrigens bereits im Leben Reinhards aufbehaltene Aktenſtück angeführt zu 
werden: An die Deputirten der XVIII. Kantone der helvetiſchen Republik: Bürger 
Deputirte der achtzehn Kantone der helvetiſchen Republik! Die Lage Eueres Vaterlandes 
iſt kritiſch. Mäßigung, Klugheit und die Aufopferung euerer Leidenſchaften find noth⸗ 
wendig, um dasſelbe zu retten. Im Angeſicht Europa's habe ich die Verpflichtung über⸗ 
nommen, meine Vermittlung wirkſam zu machen. Ich werde alle Pflichten, welche dieſes 
erhabene Amt mir auferlegt, erfüllen. Was ohne euere Mithülfe ſchwer wäre, wird 
mit derſelben und mit euerem Einfluſſe leicht werden. Die Schweiz gleicht keinem 
andern Staate, ſei es ſowohl infolge aller Begebenheiten, die ſeit Jahrhunderten in 
derſelben ſich zugetragen, als hinſichtlich auf ihre geographiſche und topographiſche Lage, 
oder ihre verſchiedenen Sprachen und Religionsbekenntniſſe oder endlich wegen ihrer 
außerordentlichen Verſchiedenheit in Sitten und Gebräuchen. Die Natur hat euch 
zum Föderativſtaat gebildet. Die Natur zu beſiegen verſucht kein kluger Menſch. 
Die Umſtände, der Geiſt der abgelaufenen Jahrhunderte geſtalteten euch zu herrſchenden 
und zu untergebenen Völkern; andere Umſtände und der veränderte, der Vernunft beſſer 
entſprechende, Geiſt eines neuen Jahrhunderts haben die Gleichheit der Rechte zwiſchen 
den verſchiedenen Theilen eueres Bodens wieder hergeſtellt. Während Jahrhunderten be- 
folgten mehrere euerer Staaten die Geſetze gänzlicher Demokratie, andere ſehen einzelnen 
Familien ſich der Gewalt bemächtigen; in dieſen Theilen ſah man Herren und Unter⸗ 
thanen. Der Einfluß der euch damals umgebenden Staaten, der Geiſt der in ganz 
Italien, in Savoyen, in Frankreich und im Elſaß herrſchte, hatte dazu beigetragen, 
dieſe Ordnung der Dinge zu begründen. Seither hat ſich der Geiſt dieſer Länder ge— 
ändert und die Verzichtleiſtung auf alle Privilegien iſt euer erſtes Bedürfniß, wie euer 
erſtes Recht geworden. Mithin fordern, ſowohl euere eigene Nation, als auch der höchſte 
Wunſch und das dringende Intereſſe der euch umgebenden Staaten erſt die Gleichheit 
der Rechte zwiſchen den achtzehn Kantonen, dann eine aufrichtige und 
freiwillige Verzichtleiſtung auf Privilegien von Seite der patriciſchen 
Familien, und endlich eine föderative Organiſation, nach welcher jeder Kanton 
ſich ſeiner Sprache, ſeiner Religion, ſeinen Sitten, ſeinen Intereſſen und ſeinen An— 
ſichten gemäß eingerichtet befinde. Das wichtigſte iſt die Feſtſetzung der Organiſation 
euerer achtzehn Kantone. Iſt einmal dieſe geordnet, ſo bleibt die Beſtimmung der wechſel⸗ 
ſeitigen Verhältniſſe zwiſchen denſelben übrig, oder eure in der That ungleich weniger 
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jene dieſen unterordnete. Von vorn herein ſchlug dieſe merkwürdige Er- 
klärung die letzten Hoffnungen derjenigen nieder, welche an der Wieder— 


wichtige Centralorganiſation. Nichts kann bei euch gleichförmig ſein, weder die Finanzen 
noch die bewaffnete Macht, noch die Verwaltung. Nie habt ihr beſoldete Truppen unter- 
halten; ihr könnt keine großen Finanzmittel beſitzen. Ehemals hattet ihr ja nicht ein⸗ 
mal beſtändige diplomatiſche Agenten bei den verſchiedenen Mächten. Eure Lage auf 
den Gipfeln der Gebirgsketten, welche Frankreich, Deutſchland und Italien von einander 
trennen, macht, daß ihr gleichzeitig Antheil an den verſchiedenen Geiſtesrichtungen dieſer 
Nationen nehmet. Die Neutralität eueres Landes, der Aufſchwung eueres 
Handels und eine häusliche Verwaltung (administration de famille) ſind 
die wahren Mittel euer Volk zu beglücken und eure Exiſtenz zu ſichern. Stets und ſo 
oft ſie mich über eure Angelegenheiten zu Rathe zogen, führte ich dieſe nämliche Sprache 
gegen alle eure Abgeordneten. Sie ſchienen mir jo richtig auf die thatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe gegründet, daß ich die Hoffnung hegte, ihr würdet auch ohne das Dazwiſchentreten 
außerordentlicher Ereigniſſe die Richtigkeit dieſes Syſtems anerkennen. Allein gerade die- 
jenigen Männer, welche am beiten geeignet waren, den Werth dieſer Wahrheiten zu er⸗ 
kennen, waren es, welche am meiſten an Familienprivilegien hiengen, die Feinde Frank⸗ 
reichs durch ihre Wünſche, mehrere unter ihnen ſogar durch ihre Waffen unterſtützten, 
und in der Tendenz beharrten, außer Frankreich Stützen für ihr Vaterland zu ſuchen. 
Jede Organiſation, in der euer Volk eine den Wünſchen und Intereſſen 
Frankreichs entgegenſtrebende Richtung wahrnehmen mußte, hätte ſchon 
deshalb nicht als euren wahren Intereſſen angemeſſen, betrachtet wer— 
den können. — — Jetzt ich zu euch eine Sprache geredet, die ein Schweizerbürger 
führen könnte, ſpreche ich nunmehr als Vorſteher (magistrat) zweier großen Länder, 
und verhehle euch nicht, daß Frankreich nie dulden wird, daß bei euch ein 
Syſtem Wurzel faſſe, welches ſeinen Feinden Unterſtützung gewähre. 
Der Friede und die Ruhe von vierzig Millionen Menſchen, eure Nachbarn, ohne welche 
ihr weder als Individuen leben, noch als Staat fortbeſtehen könntet, werfen ein großes 
Gewicht in die Wagſchale der allgemeinen Gerechtigkeit. Nichts, was dieſelben betrifft, 
darf ſich bei euch feindſelig, alles muß ſich mit ihnen harmoniſch geſtalten. 
Euer erſtes Intereſſe, eure erſte Politik, eure erſte Pflicht ſoll, wie während 
aller vergangenen Jahrhunderte, darauf gerichtet ſein, nicht nur nichts zu ver— 
ſprechen, ſondern nichts auf eurem Boden zu dulden, das den Intereſſen, der 
Ehre, dem Vortheile des franzöſiſchen Volkes mittelbar oder unmittelbar nad) 
theilig ſein könnte. — Wären euer eignes Intereſſe und die Nothwendigkeit euern 
Streitigkeiten ein Ende zu machen nicht genügend, mich zu einer Dazwiſchenkunft zu 
vermögen, ſo hätte mich ſchon das Intereſſe der verbündeten Republiken dazu verpflichtet; 
denn eure Inſurgenten wurden von Männern befehligt, welche gegen 
uns den Krieg geführt hatten; ihre erſten Aufrufe geſchahen zu Gunſten der 
Privilegien und waren auf Zerſtörung der Gleichheit gerichtet, ſie mußten mithin als 
eine dem franzöſiſchen Volke angethane Beleidigung betrachtet werden. 
Keine eurer Parteien, am allerwenigſten die geſchlagene, darf über die andern triumphiren; 
eben ſo wenig ſoll eine Gegenrevolution ſtattfinden. Gerne unterhalte ich mich mit euch 
und werde ich euch oft die nämlichen Anſichten wiederholen. Erſt wenn endlich alle eure 
Bürger davon durchdrungen ſind, können eure abweichenden Anſichten ſich ausgleichen, 
kann euer Volk wieder glücklich werden. — Europa hat ſtets die Politik der 
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erlangung der ſo kräftig angeſtrebten Unabhängigkeit des Vaterlandes noch 
nicht verzweifelt hatten, während ſie gleichzeitig die Parteizwecke der 
zahlreich eingetroffenen und auf ihre Stimmenmehrheit vertrauenden 
Unitarier ebenfalls beſeitigte. Lichtſtrahlen eines überlegenen Geiſtes 
durchblitzten dieſes, ganz Europa hingeworfene Aktenſtück, in welchem un⸗ 
läugbare Wahrheiten mit Falſchem, Entſtelltem, ſogar paradox Machia⸗ 
velliſtſſchem in wunderbarer Miſchung vorkommen. Der ſchneidende Com— 
mentar, den dasſelbe zu dem Traktat von Lüneville bildete, mochte ein 
Fingerzeig ſein, wie der mächtige, vom Kriegsglück begünſtigte, Conſul 
dieſen auszulegen und anzuwenden gedenke. Auf Stapfers Vorſchlag 
wurde eine Deputation, beſtehend aus Rüttimann, Affry, Müller⸗Fried⸗ 
berg, Kuhn und Reinhard (drei Unitarier und zwei Föderaliſten) an den 
Conſul abgeordnet. Zwei Tage ſpäter wurde dieſelbe zur Audienz be- 
rufen. Bonaparte“) entwickelte ſeine Anſicht über die Nothwendigkeit 
föderaliſtiſcher Einrichtungen für die Schweiz und ſeine Forderungen an 
ihre politiſche Ergebenheit. Einige von den unitariſchen Mitgliedern er⸗ 
hobene Einwürfe widerlegte er unter dem Beifügen, die ihm vorzu— 
legenden Einheitsplane ſeiner Ueberzeugung ungeachtet prüfen zu wollen; 
zugleich wendete er ſich, unter perſönlicher Benennung, an die drei an⸗ 
weſenden Einheitsdeputirten mit der Anſprache: „Sie ſind ſehr tief in 
die demokratiſche Revolution eingegangen und haben ſich als Commiſſarien, 


Schweiz als einen integrierenden Theil der Politik Frankreichs, Sa— 
voyens und des Mailändiſchen betrachtet, indem für die Schweiz ihre Lebens 
frage des ob und wie, unbedingt an die Sicherheit dieſer Staaten geknüpft iſt. Es 
iſt Frankreichs erſte unerläßlichſte Pflicht, zu wachen, daß kein feindſeliges Syſtem 
bei euch aufkomme, keine ſeinen Feinden ergebenen Perſonen an die Spitze 
eurer Angelegenheiten geſtellt werden. Es iſt nicht allein nothwendig, daß 
keine Beunruhigungen in Betreff desjenigen Theils unſerer Grenzen, der offen ſteht und 
den ihr bedeckt, ſtattfinden, ſondern auch, daß wir die Ueberzeugung erhalten, es werde 
im Falle eure Neutralität durch Uebermacht verletzt würde, der gute Geiſt eurer 
Regierungen und das Intereſſe eurer Nation euch eher auf die Seite Frank⸗ 
reichs als ſeiner Gegner führen. Ich werde alle Entwürfe, alle Bemerkungen, welche 
ihr ſammthaft oder einzeln oder durch Kantonalabordnungen werdet zukommen laſſen, 
ernſt und reiflich würdigen. Die Senatoren Barthelemy, Fouché, Röderer und Des— 
meuniers, welche ich beauftragt habe, eure Anſichten zu ſammeln, eure Intereſſen zu er⸗ 
forſchen, eure Entwürfe zu prüfen, werden mir alles einberichten und vorlegen, was 
nach euern Wünſchen zu meiner perſönlichen Kenntniß gebracht werden ſoll. 

Das Schreiben war unterzeichnet vom Conſul, dem Staatsſekretär Hügues B. Maret, 
und dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Ch. Maur. Talleyrand. 

) Da die merkwürdige Rede ſehr bekannt wurde, und in mehreren Werken auf— 
bewahrt, leicht kann nachgeſehen werden, ſo wird ſie hier nicht wiedergegeben. (Siehe 
bei Seigneur, bei Muralt im Leben Reinhards, in einer Darſtellung, die Monod zuge— 
ſchrieben wird ꝛc. ꝛc.). 
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ſobald Sie auf Widerſtand geſtoßen ſind, wie Erzariſtokraten benommen.“ 
Kuhn nahm ſich dieſe Aeußerung ſehr zu Herzen. 

Von föderaliſtiſcher Seite dankte Reinhard für die Herſtellung der 
Bundesverhältniſſe; er fragte (man darf wohl vermuthen in Beziehung 
auf Thurgau), ob einzelne Kantone, oder einzelne Gebietstheile von ſol— 
chen, ſich an andere Kantone würden anſchließen können? Zugleich bat 
er um Abhülfe gegen die von der helvetiſchen Regierung erhobenen Ver— 
folgungen gegen Anhänger des Föderativſyſtems und ſuchte ſich zu Gun— 
ſten der Gefangenen in Aarburg zu verwenden. Der Conſul verwies die 
Frage der Lostrennung und Anſchließung von Gebietstheilen an die be- 
vorſtehenden Kantonalorganiſationen, und hielt nicht für nöthig, ſich mit 
dem, was in der Schweiz etwa geſchehe, zu beſchäftigen, dieweil in etwa 
acht oder zehn Tagen alles in Paris beendigt ſein würde. 

Am folgenden Tage (13. Dezember) wurde die Conſulta wieder voll⸗ 
ſtändig verſammelt und die franzöſiſchen Commiſſarien luden die ſchwei— 
zeriſchen Abgeordneten ein, bis zum 20. ihre Vorſchläge über die Kan⸗ 
tonalorganiſationen einzugeben. In Beziehung auf die Verfaſſung hatte 
der Conſul ſelbſt ſich über die Grundlagen ſo beſtimmt ausgeſprochen, 
daß kein Zweifel über die Aufſtellung democratiſcher Principien, unter 


Beibehaltung der ältern formellen Einrichtungen, walten konnte. Empfind⸗ 


lich war Bern als Staat berührt durch die als unwiderruflich erklärte 
Trennung der Waadt; über Aargau hatte ſich der Conſul nicht geäußert. 
Ein Wunſch Bern's bezog ſich daher auf die Wiedervereinigung von ber— 
neriſch Aargau; die derſelben günſtige Volksſtimmung in dieſem Theil 
hatte ſich nicht allein im Jahr 1801 ausgeſprochen, ſondern in der freu— 
digen Theilnahme an der Erhebung vom letzten Herbſte neuerdings be— 
währt. Allein dieſe Vereinigung wurde auf's Aeußerſte beſtritten durch 
die ganze Revolutionspartei, welche die Macht Bern's fürchtete, und die 
hiefür in dem helvetiſchen Miniſter in Paris, Stapfer (aus Brugg), 
einen mit allen einflußreichen Perſonen bekannten Führer hatte. Auch 
mehrere der bedeutendſten Föderaliſten waren im nämlichen Sinne wirk— 
ſam: Die gleiche Eiferſucht, die ſchon früher ſo verderblich auf das Schick— 
ſal der Schweiz eingewirkt hatte, machte ſich hier bemerklich. Reinhard, 
dem nebſt Affry die erſte Rolle unter den Föderaliſten in Paris zuge— 
theilt war, zeigte ſich ebenſo wenig ein Freund Bern's als dieſer. Der 
Conſul hätte wahrſcheinlich — ſelbſt nach Talleyrand's freilich nicht im— 
mer zuverläſſigen Aeußerungen zu ſchließen?) — die Wiedervereinigung 

5) So ſagte er u. A. als es um die Erörterung ſich handelte, ob die Grenze im 


Murgenthale oder an der Wiggerbrücke fein ſolle: pourquoi rogner J'éecu? (andeutend, 
man werde denſelben erhalten). 


Berns Be⸗ 
grenzung. 


Mediations⸗ 
akte. 


Das Vermitt- 
lungswerk. 


Zehneraus⸗ 
ſchuß der 
Conſulta. 


. 


geſtattet, mochte jedoch die dagegen ſich erhobenen Einwürfe recht gern 
benutzen, da es ihm, wie ſich ſpäter zeigen wird, darum zu thun war, 
die in der Schweiz widerſtrebenden Kräfte ſich aufwägen zu laſſen und 
beſonders der ariſtocratiſchen — wie er ſich äußerte Frankreich abgeneig⸗ 
ten — Partei kein Uebergewicht zu geſtatten. 

Ungefähr ein Monat verſtrich nach Eingabe der Projekte für die 
Kantonalorganiſationen unter Prüfung derſelben durch die franzöſiſchen 
Kommiſſarien; während desſelben hatte die Conſulta freiere Muße, per⸗ 
ſönliche Bemühungen, Beſprechungen und Intriguen abgerechnet. In die⸗ 
ſer Zeit wurde die Lostrennung des Aargau's von Bern entſchieden; ver- 
einigt mit einem ungefähr gleich bevölkerten, aus den ehemaligen freien 
Aemtern, der Grafſchaft Baden und dem Frickthale beſtehenden, katho⸗ 
liſchen Landestheil wurde aus demſelben ein neuer, heterogener Kanton 
gebildet. Ungemein thätig war dabei Stapfer, aus deſſen Feder viele 
zum Theil ganz unrichtige Darſtellungen in die franzöſiſchen Zeitungen 
floſſen, mit deren Redactoren er in nähern Verhältniſſen ſtand; auch 
Geldintereſſen für einflußreiche Perſonen wurden in Bewegung geſetzts). 
In öffentlicher Beſprechung zeigten hingegen die Unitarier ſich rückhaltend, 
und mit Verwunderung bemerkte man z. B. daß weder Koch noch Kuhn 
ihre Meinung gegen Röderer äußerten. Wie früher Rapp machte hin⸗ 
gegen jetzt der franzöſiſche General Sarras einen gar nicht ſchmeichel⸗ 
haften Bericht über das Thun und Treiben der helvetiſchen Regierung. 

Der Conſul ſelbſt beſchäftigte ſich, nach Einſicht der Vorarbeiten 
ſeiner Kommiſſarien mit dem Vermittlungswerk. Die ſchweizeriſchen Ab— 
geordneten wurden durch mancherlei Einladungen und Feſte gefeiert und 
beſonders ihr Ausſchuß am Neujahrstage mit Auszeichnung behandelt, 
ſo daß des großen Mannes Höflichkeiten manches Gefühl der Bitterkeit 
über die Abhängigkeit des Vaterlandes einwiegten. 

Auf den 24. Jänner 1803 wurde die Conſulta zum dritten Male 
verſammelt und ihr angezeigt, daß der Conſul feine Vermittelung abge- 
faßt habe. Zu Eingabe von Bemerkungen, für welche eine Friſt von 
vier und zwanzig Stunden werde anberaumt werden, ſolle jede Partei 
fünf Ausgeſchoſſene bezeichnen. Von den anweſenden Deputirten erklärten 
ſich (nicht alle ohne Zögerung bei der geforderten Ausſcheidung) 32 als 
Unitarier, 15 als Föderaliſten. Jene bezeichneten zu Ausgeſchoſſenen 
Sprecher⸗Bernegg aus Bünden, Uſteri von Zürich, Monod von Waadt, 


6) In dem Briefe eines wohlunterrichteten Mannes, der in Paris lebte, heißt es 
unterm 21. Dezember: les unitaires se demenent, et il y a des interöts pécuniaires 
de quelques grands qui sont liés à leur affaire. 
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Koch von Thun und — mit gleichen Stimmen — Stapfer von Brugg, 
oder Kuhn von Bern, und auf Kuhn's und Koch's Erklärung: die Wahl 
nicht anzunehmen, wurde nebſt Stapfer, Simon von Flüe von Obmwal- 
den gewählt. Die Föderaliſten ernannten Reinhard von Zürich, Affry 
von Freiburg, Jauch von Uri, Wattenwyl von Montbeney von Bern, 
Glutz von Solothurn. Tags darauf wurden den Ausgeſchoſſenen die 
ihnen bereits bekannten Kantonalverfaſſungen und die ihnen ganz neue 
Föderalakte vorgelegt. Die kurz anberaumte Zeit wurde von den Föde— 
raliſten zu Eingabe einiger Bemerkungen benutzt, von denen die meiſten 
Berückſichtigung fanden. Bald nachher wurden die zehn Ausgeſchoſſenen 
(aus welchen die Unitarier Stapfer, die Föderaliſten Reinhard zu ihrem 
Wortführer bezeichneten) auf Sonnabend den 29. Jänner zur Audienz 
des Conſuls beſchieden. Derſelbe ſchien es darauf abzuſehen, durch ge— 
duldiges Anhören und bereitwilliges freundliches Eintreten die Abgeord— 
neten zu gewinnen und durch ſeine Kenntniß der Orts- und Perſonen— 
verhältniſſe in Erſtaunen zu ſetzen. In Folge dieſer Beſprechung erlitt 
die freie Berathung der Landsgemeinden in den democratiſchen Kantonen 
einige Beſchränkung in Beziehung auf Initiative. Alle Verfolgungen 
wegen politiſcher Vorfälle wurden unterſagt. Stapfer's Forderung, die 
Stelle eines Landammanns der Schweiz ebenfalls den neuen Kantonen 
zuzulegen, wurde unter andern mit der Bemerkung zurückgewieſen, daß 
für ihre Verfaſſungen dieſelben ſelbſt einen allzuhäufigen Präſidenten⸗ 
wechſel gefordert hätten; die democratiſchen Stände ſeinen auch nicht dazu 
berufen, einen Landammann zu geben, und die Wahl desſelben jeweilen 
durch die Tagſatzung, wäre wohl das Zweckwidrigſte geweſen, indem die 
eigene Kantonalregierung ſelbſt ihn alsdann mit Mißtrauen umringt hätte. 
Die noch nicht ganz beſtimmten Finanzverhältniſſe wegen Liquidation der 
helvetiſchen Schuld und der Ausscheidung des Kantonal- und Gemeinde— 
eigenthums wurden beſprochen. Einen Vorſchlag zu Einführung von in⸗ 
direkten Wahlen beſtritt der Conſul; er ſagte u. A.: „Bedenkt wie wichtig 
es iſt, eigenthümliche Züge zu behalten; alle Ariſtokratien haben eine 
Neigung ſich zu verengern und einen, von ihren Angehörigen, den Wün⸗ 
ſchen derſelben und dem Fortſchritte der Anſichten unabhängigen Geiſt 
ſich anzueignen; ſie werden daher zuletzt verhaßt und genügen den Be— 
dürfniſſen der Staaten nicht, welchen ſie vorſtehen. Was die Ver— 
mögensbedingungen zur Wahlfähigkeit anbetrifft, ſo haben 
die Gemeinden des Landes ein Intereſſe dabei, daß ſie 
nicht zu ſehr verringert werden. Die direkten Wahlen ſind 
denjenigen durch Wahlkörper, deren Ränke und Intriguen 
(Vintrigue et la cabale) ſich leichter bemeiſtern, vorzuziehen. 


Audienz vom 
29. Jänner. 


u 


Ich wollte voraus das Waadtland von Bern trennen, um einen eigenen 
Kanton daraus zu bilden. Dieß ſchickte ſich für Frankreich in 
vielen Beziehungen (cela convenait à la France pour toutes sortes 
de raisons).“ Während einer kurzen Zwiſchenzeit, in welcher einige Er- 
friſchungen gereicht wurden, gab der Conſul mehrere Winke für die Zu— 
kunft. „Eine franzöſiſche Armee kann die Schweiz vertheidigen; nie kann 
ein öſterreichiſches Heer einem franzöſiſchen in der Beſetzung der meit- 
lichen Kantone zuvorkommen; darum iſt euer militäriſches Intereſſe mit 
demjenigen Frankreichs verbunden. Die Zeit iſt vorüber, wo man 
mit fünfzehntauſend Mann ſich vertheidigen konnte; jetzt 
bedarf es ſechszig- und achtzigtauſend auf einem Punkte, 
und deßhalb könnet ihr keine Truppen, ſondern nur Milizen auffſtellen.“ 
„Frankreich kann aus politiſchen Gründen Schweizertruppen in ſeinen 
Sold nehmen, weil ſeine Grenze theilweiſe durch die Schweiz gedeckt 
wird. England hat hierbei gar kein, oder bloß ein vorübergehendes In⸗ 
tereſſe. Oeſterreich beſitzt mehr Menſchen als es nöthig hat und könnte 
übrigens höchſtens auf Augenblicke, niemals auf die Dauer die kleinen 
Kantone in ſein Intereſſe ziehen. Die Ariſtocraten würden unrecht 
daran thun, anderswo als bei Frankreich Schutz ſuchen zu wollen. Ich 
hätte meine Vermittelung durchgeſetzt und wäre es darüber zu einem 
europäiſchen Kriege gekommen; denn nie hätte ich das für meine 
Grenzprovinzen an ſteckende Beiſpiel dulden können. Wollte 
man etwa behaupten, die Unabhängigkeit geſtatte, an allen Thüren anzu⸗ 
klopfen, — es ſei! Wenn aber dieſes Recht unklug angewendet und da— 
durch die Intereſſen des Nachbars verletzt würden, ſo ſtünde dieſem auch 
das Recht zum Kriege zu. Ueberdieß hat Frankreich noch Mittel genug, 
um die Schweiz abzuſchließen. Bei hartnäckiger Weigerung der 
Ariſtocraten meine Vermittlung anzunehmen, hätte ich 
meine Armee in der Schweiz ſtehen laſſen und ſie wie eine 
eroberte Provinz behandelt. Ohnehin würde es mir weniger 
Mühe gegeben haben, zu erklären: die Schweiz ſei mein, als, ich ſei ihr 
Vermittler. Hätte England noch ein einziges Wort geſprochen, ſo wäre 
jenes geſchehen. Sobald wir mit unſerer Arbeit zu Ende ſind, werde ich 
meine Truppen auf meine Verpflegung nehmen, und ſobald die neue 
Verfaſſung eingeführt ſein wird, dieſelben ganz zurückziehen.“ Die Sitzung, 
für welche der Conſul den für ihn bereiteteten Tiſch verlaſſen und ſich 
oben an denjenigen der Deputirten geſetzt hatte, dauerte über ſieben 
Stunden ). 


7) Die Sitzung begann mit den Worten des Conſuls: „Wir haben heute eine große 
Arbeit. Es handelt ſich darum, die Intereſſen der verſchiedenen Parteien in der Schweiz 
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Die Frage über Aargau war gegen Bern entſchieden; die finanziel- Oekonomiſche 
len Gegenſtände, über welche der Vermittler ſich noch nicht ausgeſprochen Verhelenff 
hatte, fielen alle zu Ungunſten Berns aus, und die nämlichen Beſtrebun— 
gen, welche zu dem Entſcheid über die Territorialfragen das Ihrige bei— 
getragen hatten, zeigten ſich hier wieder thätig. Die Einen hatten poli— 
tiſche Zwecke dabei; Andere waren unmittelbar betheiligt; die Uebrigen 
alle wenigſtens mittelbar; die einem andern einzelnen Stand aufgebürdete 
Laſt war ihnen abgenommen. In allen Einzelbeſtimmungen wurden die 
Intereſſen wie die Rechte Berns aufgeopfert. Bei der Beſtimmung über 
die ehemaligen, mit Freiburg gemeinſam beſeſſenen, Herrſchaften fiel das 
arme Schwarzenburg an Bern; gegen deſſen ausgeſprochenen Wunſch, 
das fruchtbare, bedeutende Murten, welches einſt Bubenberg gegen die 
burgundiſche Uebermacht gehalten, und wahrſcheinlich dadurch zugleich die 
Eidgenoſſenſchaft wo nicht vor Untergang gerettet, doch vor unermeſſener 
Schädigung bewahrt hatte, an Freiburg. Die Grenze gegen Aargau 
wurde nach der ungünſtigſten Deutung beſtimmt. Ebenſo die Ausſchei⸗ 
dung von Waadt, welcher die lange vor Eroberung derſelben zu Bern 
gehörige Landſchaft Aelen und der größere Theil der einſt freiwillig zu 
Bern getretenen Landſchaft Saanen einverleibt wurde. 

Den franzöſiſchen Kommiſſarien wurden über die wichtigen finanziel- 
len Verhältniſſe Denkſchriften und Bemerkungen eingegeben, deren Prü— 
fung ungefähr vierzehn Tage wegnahm. Zu Vollziehung der Beſtim— 
mungen über Finanzgegenſtände wurde die bekannte Liquidationscommiſ⸗ 
ſion niedergeſetzt. 


auszugleichen. Man hat mir geſagt, es ſei vorzüglich über die Liquidation der helve— 
tiſchen Nationalſchuld und über mehrere Artikel der Kantonalorganiſationen, daß ihr 
entzweit ſeiet.“ Unter andern vielen Aeußerungen, von denen mehrere bereits früher, 
ſei es in ſeinem Schreiben an die Conſulta, ſei es in der erſten Audienz, vorgekommen 
waren, fiel folgende auf: „Als Föderativſtaat iſt die Schweiz in den Augen von Europa 
intereſſant geweſen; als ſolcher kann fie es wieder werden. Eher als eine Einheitsregie- 
rung zu haben, würde es ſich für euch ſchicken, franzöſiſch zu werden. Da iſt es, daß 
man den Kopf hoch trägt. Die Vermittlung der Schweiz hat mich in Verlegenheit 
geſetzt und ich bin lange angeſtanden, mich in eure Angelegenheiten zu miſchen. Doch 
es mußte ſein. Es iſt eine mühſame Aufgabe für mich, Ländern, die ich nur ſehr un— 
vollkommen kenne, Verfaſſungen zu geben. Gelingt es mir nicht, ſo werde ich ausge— 
pfiffen, und dieß will ich nicht. Die franzöſiſchen Truppen werden alſo bleiben, bis daß 
eure Organiſation vollendet ſein wird. Ich ließ fie einrücken, um die Schwyzer Tag- 
ſatzung zu ſtrafen; ſie hat ſich unwürdig benommen. Man hätte die Waffen vor An: 
kunft der Truppen niederlegen, oder aber alsdann ſich ſchlagen ſollen. Sie hat das 
Gegentheil gethan. Ihr (zu den Ariſtocraten) habt franzöſiſche Grenadiere haben wollen. 
Nun! ihr habt fie. Ganz Europa gewärtigt, Frankreich die Schweizerangelegenheiten 
ordnen zu ſehen. „Es iſt von Europa anerkannt, daß Italien und Holland 
zur Verfügung von Frankreich ſtehen, eben ſo gut als die Schweiz.“ 


Uebergang3- 


beſtimmungen. 


Vermittlungs⸗ 
akte. 19. Febr. 


Affry. 
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Die Einführung der durch die Mediationsakte vorgeſchriebenen Ver— 
faſſungen ſollte nicht der helvetiſchen Regierung zuſtehen. Eigene Com— 
miſſionen, für jeden Kanton je von ſieben Mitgliedern, wurden in Paris 
dazu ernannt. Ihre Vorſtände bezeichnete der Conſul ſelbſt; dem Zehner⸗ 
ausſchuſſe war die Bezeichnung der übrigen überlaſſen. Es wurden je 
drei von jeder Partei gewählt; ſo auch, wie bekannt, für Bern. 

Die Frage über Einheit oder Föderalismus war jetzt entſchieden; 
allein die Trennung der Parteien, welche dieſelbe zum Erkennungszeichen 
gewählt hatten, beſtand gleich fort. Es waren immer die nämlichen, die 
altſchweizeriſche, ſogeheißene ariſtocratiſche, und die helvetiſche, ſogeheißene 
democratiſche. Für die neuen Kantone wurde die letztere in den Orga— 
niſationscommiſſionen beinahe ausſchließlich repräſentirt; für die alten 
Kantone verſtanden ſich die beiden Parteien der Conſulta dazu, jene Com— 
miſſionen gleich geſpalten zu wählen; das erſte Mitglied bezeichnete der 
Conſul meiſt in ariſtocratiſchem Sinne. 

Am 19. Februar wurde die Vermittlungsakte förmlich übergeben. 
Sie enthielt in ſechs Abſchnitten eine Einleitung, die Kantonalverfaſſun⸗ 
gen, die Bundesverfaſſung, die Vorſchriften über die öffentliche Schuld, 
das Gebot einer allgemeinen Amneſtie, und die Beſtimmung über die 
Einführung der neuen Verfaſſung. 

Zum erſten Bundesvorſtand als Landammann der Schweiz für das 
laufende Jahr 1803 war vom Conſul bezeichnet Ludwig von Affry aus 
Freiburg, mit außerordentlichen Vollmachten, welche mit dem Zuſammen⸗ 
tritt der erſten Tagſatzung in Freiburg Anfangs Juli erlöſchen ſollten. 

Bei der Uebergabe der Mediationsakte ſprach Bonaparte zu den 
Ausgeſchoſſenen insgeſammt: „Ich habe die Anſichten und Bemerkungen 
reiflich überlegt, welche ihr mir mitgetheilt. Ich habe ernſtlich erwogen, 
was euch angemeſſen ſei, und daraufhin die Vermittlung feſtgeſetzt, von 
welcher ich die Begründung des Glückes euerer Völkerſtämme erwarten 
kann. Dieſe Vermittlung iſt ein Rettungsbalken Schiffbrüchigen in dem 
Augenblick dargeboten, in welchem ſie in den Abgrund zu verſinken im 
Begriffe waren. Sie ſetzt euch in die Lage, unabhängig zu ſein und 
wieder eine Stelle unter den Völkern Europa's einzunehmen, aus denen 
ihr bereits beinahe ausgeſtrichen waret. Die franzöſiſche Nation wird 
euch als gute Nachbarin behandeln; ihr könnet, ihr dürfet darauf zählen. 
Stets werde ich bereit ſein, euch Beweiſe meines Wohlwollens und mei— 
nes Schutzes zu geben.“ 

Nach Affry's Erwiderung auf dieſe Anrede, wendete ſich Bonaparte 
mit den Worten an ihn: „Ihnen habe ich die Landammannſtelle und mit 
derſelben die höchſte Gewalt übertragen; an Ihnen iſt es nun, die Ver— 
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mittlung zu vollziehen und von der Macht derſelben Gebrauch zu machen.“ 
Dann gieng er zu Wattenwyl über: „Sie habe ich zum Präſidenten der 
Organiſationskommiſſion des Kantons Bern beſtellt, in der Hoffnung, 
Sie werden dabei Klugheit mit Mäßigung verbinden und nicht vergeſſen, 
daß die ariftocratifhen Vorrechte und ſogar ein Theil der 
berneriſchen Schuldforderungen an das Ausland, dem all— 
gemeinen Beſten aufgeopfert werden müſſen.“ Ebenſo wandte 
er ſich an Reinhard, Jauch und Monod mit einigen bezeichnenden Wor— 
ten über die Stellung Zürichs und diejenige der democratiſchen und der 
neuen Kantone; für Waadt insbeſondere mit der Aeußerung: „die Re— 
gierung möge dem Volke Anlaß geben, die Zeit der Herrſchaft Berns zu 
vergeſſen, deren Verwaltung als ein Muſter guter Staats⸗ 
ökonomie angeführt zu werden verdiene.“ 

Zwei Tage ſpäter wurden ſämmtliche Deputirte zur Abſchiedsaudienz 
bei dem Conſul eingeladen; jedem ſagte er ein paar Worte, um jeden 
perſönlich zufrieden zu entlaſſen. 

Mülinen und Emanuel von Wattenwyl waren ohne Vollmachten auf 
wiederholte Einladungen nach Paris gekommen, nachdem ſie die Deputa— 
tion entſchieden abgelehnt hatten. Sie wurden daher, ungeachtet ihres 
Antheils an den Beſprechungen der Deputirten und der Eingabe ſchrift— 
licher Vorſchläge von Seite Mülinen's, nicht als Mitglieder der Conſulta 
betrachtet und waren weder bei ihren Sitzungen, noch bei den frühern 
Audienzen des Conſuls gegenwärtig geweſen. Zu dieſer letzten wurden 
ſie eingeladen; früher hatten ſie mehrere Male den Wunſch bezeugt, eine 
Privataudienz zu erhalten. Dieſer Wunſch wurde vor der Eröffnung des 
Vermittlungswerks nicht gewährt; hingegen jetzt, da alles entſchieden war, 
und Bern ſo Vieles verloren hatte, wurden ſie zwei Tage nach jener 
öffentlichen Audienz, den 23. Februar, Abends um 11 Uhr zu einer 
Privataudienz vorgelaſſen, die bis gegen 2 Uhr früh dauerte. Voll Be— 
wunderung über die Klarheit und genaue Kenntniß, mit welcher er über 
die Schweiz und ihre Männer ſich geäußert hatte, und ſehr angeſprochen 
durch die Art, wie er ſich ausdrückte, verließen ſie den außerordentlichen 
Mann, der es darauf abgeſehen zu haben ſchien, in den Gemüthern der 
ſchweizeriſchen Deputirten ſeiner Herrſchaft Anerkennung zu verſchaffen. 
In einer gleichſam vertraulichen Sprache äußerte er den beiden Bernern, 
welche an der letzten, von ihm gewaltſam niedergedrückten Bewegung ei— 
nen ſo bedeutenden Antheil genommen hatten, ſeine Anſichten und Abſich— 
ten in Beziehung auf die Schweiz. Unter vielem Andern ſagte er ihnen): 


8) Aus der Lebensgeſchichte Friedrichs von Mülinen. 


Abſchieds⸗ 
audienzen. 


a a 


„Seid verſtändig, ſo laſſe ich euch in euerem Innern gewähren.“ Volks— 
wahlen hätte er um des willen in der Schweiz einführen müſſen, weil 
er, umgeben von Männern, die aus der Revolution emporgeſtiegen ſeien, 
nicht ungelegene Schlußfolgerungen veranlaſſen wolle, welche aus ſeinen 
Anordnungen für andere Staaten, auf feine eigenen Abſichten für Frank 
reich gezogen werden können. Welche Ergebniſſe der Wahlen er wolle, 
ergebe ſich übrigens aus denjenigen, die er ſelbſt für die Organiſations⸗ 
kommiſſionen getroffen habe. „Er wolle lieber mit dem Haupt als mit 
dem Schweife des Volkes zu verkehren haben“ (j'aime mieux traiter 
avec la tete qu'avec la queue de la nation). Ohne die Unterhand⸗ 
lungen des Herrn von Diesbach in Wien (des Abgeſandten von Reding 
und der Schwyzer Tagſatzung, welchem er entſchieden gram zu ſein ſchien) 
hätte er gern die helvetiſche Regierung aus einander ſprengen laſſen (je 
vous aurais tres volontiers laissé le plaisir de jeter le gouvernement 
helvétique dans le lac); allein nachher wäre er immerhin eingeſchritten, 
indem er die Lenkung der ſchweizeriſchen Angelegenheiten in Händen ha- 
ben wolle. Er erwähnte der Reiſe Reding's; mit demſelben habe er ganz 
offen geſprochen, ihm ſeinen Willen in Beziehung auf den Einfluß, den 
er behaupten wolle, geäußert und zugleich erklärt, daß er das Wallis 
haben, dabei der Schweiz die Ausmittlung der Abtretungsart, welche fie 
ſich am beſten gefallen laſſen könnte, anheimſtellen wolle. Er habe Re— 
ding beiſeits ſetzen laſſen, weil dieſer ihn nicht begriffen habe, oder nicht 
habe begreifen wollen. Er ſei entſchloſſen, das Schickſal der Schweiz 
demjenigen von Frankreich unterzuordnen, und keinerlei Einmiſchung ir⸗ 
gend einer andern Macht, in ihre Angelegenheiten zu dulden. Er ſei ſehr 
geneigt, in den ehemals ſouveränen Städten unter der Bedingung einer 
vollkommenen Ergebenheit an Frankreich, dem Patriciat die öffentlichen 
Stellen und ſeinen beſondern Schutz, und ſomit Gewalt, Ehren, Anſehen 
und Vermögensquellen zuzuſichern; denn er liebe, beſonders in einer Re⸗ 
publik, geſchichtliche Namen und Erinnerungen, und werde die öffentliche 
Gewalt lieber in den Händen der höhern Stände, als in denjenigen der 
Hefe der Nation (la fange de la nation) ſehen, wenn jene, wenn 
ſie beide anweſende Herren und die Ihrigen, ſich ſeinen Be— 
dingungen unterziehen wollten. Mülinen hatte wenige Monate 
vorher, als er ſich gegen Talleyrand über die Conſulta ausgeſprochen, es 
erfahren, daß Widerſpruch hier nicht immer gut aufgenommen werde. 
Dieß hinderte jedoch weder ihn noch ſeinen Collegen, ſich augenblicklich 
und unbedenklich gegen den Conſul zu erklären, „daß ſie und ihre Freunde 
ſich nicht durch Vortheile, welcher Art ſie wären, beſtimmen laſſen können, 
die Regierung unter Bedingungen zu übernehmen, welche für ihr Vater⸗ 
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land ſchädlich und erniedrigend wären, und nie könnten ſie ſich dazu ver: 
ſtehen, ſich unbedingt zu Dienern Frankreichs gebrauchen zu laſſen. Sie 
hätten nichts als ihren guten Namen und das lebendige Verlangen des 
Wohls ihres geſammten Vaterlandes, vielleicht einigen Einfluß, den ſie 
der Anerkennung dieſer Geſinnung verdankten; allein Gewiſſen, Ehre und 
guten Ruf würden ſie um keinen Preis an Macht, Autorität oder Reich— 
thum hingeben. Keineswegs mißkannten ſie Frankreichs Rieſenmacht und 
deſſen unbeſtreitbaren Einfluß auf die kleine Schweiz, ebenſo wenig das 
Gebot der Klugheit, welches von der letztern fordere, mit dem gewaltigen 
Nachbar in gutem Vernehmen zu ſtehen und ihn nicht zu beleidigen; 
allein Freiheit ſei das Erbe ihrer Väter; ſie wollten frei leben 
und ſterben und die Freiheit ihres Vaterlandes ſchützen 
und bewahren helfen, oder aber, fern von öffentlichen Ge— 
ſchäften, auf alle Theilnahme daran und alle damit ver⸗ 
bundenen Vortheile gänzlich verzichten.“ Der Conſul hatte 
aufmerkſam zugehört, und ohne einiges Mißfallen zu bezeugen, erwiederte 
er: „Ihr ſeid ſonderbare Leute; bisher habe ich nur ſolche angetroffen, 
die zu jedem Preiſe Macht, Gewalt und Geld zu erreichen wünſchen; 
Ihr allein wollt eine Ausnahme machen! Indeß wollen wir ſehen, was 
zu thun ſei.“ 

Am 10. März trat der Landammann der Schweiz ſein Amt an, Ende der hel- 
und übergaben die helvetiſchen Kantonalbehörden den Organiſations- oder ing. 
Regierungskommiſſionen die Geſchäfte. Die helvetiſche Regierung hatte 
aufgehört. Die Meinungen aber, die während der verfloſſenen Jahre 
aufgetaucht waren, oder Geltung erhalten hatten, ließen unvertilgbare 
Spuren in den Gemüthern zurück. Vermittelt hatte der Conſul; erdrückt 
hatte ſeine Hand den Streit; ausgeſöhnt hatte er die Parteien nicht, am 
allerwenigſten diejenige, welche die erſte Revolution, ſo viel an ihr, her— 
beigerufen, dann ausgebeutet und für deren Fortdauer ſie auf die von 
ihr dringend nachgeſuchte Hülfe des Conſuls irrig gerechnet hatte. Der 
bedeutende Unterſchied zwiſchen der Sprache vom 8. Vendemiaire und 
dem Werke vom 13. Pluviose (30. September und 19. Februar) war 
großentheils das Ergebniß des Eindrucks, den die Haltung der beiden 
entgegenſtehenden Parteien auf den Conſul gemacht hatte. Er mochte die— 
jenige nicht, die ſich ihm in die Arme geworfen hatte; er ſchwächte bei— 
nahe bis zur Wehrloſigkeit diejenige, welcher er Abneigung vorwarf und 
die er nach ſeinen Aeußerungen gewinnen zu wollen ſchien, ohne ſie mit 
Zutrauen durch Dankbarkeit zu feſſeln. Er hatte ſich groß gezeigt an 
Geiſt und Ueberſicht; die Menſchen achtete er nicht genug, um den Edel— 
ſinn an die Stelle der gewöhnlichen Politik zu ſetzen. Was er der Schweiz 
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Gutes gethan, ſtellte er ſelbſt in das Licht einer Berechnung der Inte— 
reſſen Frankreichs und ſeiner eigenen Herrſchaft. Seine geiſtige Ueber⸗ 
legenheit imponirte allen; das nationale Selbſtgefühl verletzte er ſo tief, 
daß ſogar perſönliche Auszeichnung die wunde Stelle nicht zu vernarben 
vermochte. Gewißheit für die Zukunft hatte man keine erhalten; noch 
einmal konnte der Gewaltige ſagen: „ich trete zurück von meinem Ent⸗ 
ſchluſſe“ und im Moniteur die Beſtimmung der Schweiz zu zwei Depar⸗ 
tementen Frankreichs promulgiren. 

Unabläſſig beſchäftigte ſich in Bern (wie dieß in den andern Kan— 
tonen geſchah) die Regierungskommiſſion mit den Vorbereitungen zur 
Vollziehung der neuen Verfaſſung. Bereits in den erſten Tagen Aprils 
traten die Wahlzünfte zuſammen ?). Unter den 195 Mitgliedern des 
Großen Rathes wurden ungefähr zwei Drittel Patricier, unter dieſen 
achtzig, die der alten Regierung angehört hatten, erwählt; und der übrige 
Drittel zählte zum größern Theil Männer, die in der Prüfung als Freunde 
und Anhänger des alten Berns ſich bewährt hatten. Schon am 18. April 
konnte der Große Rath zuſammentreten und die ihm vorbehaltenen Wah— 
len für den Kleinen Rath vornehmen. Wattenwyl und Mülinen wurden 
als Schultheißen an die Spitze der Regierung berufen, welcher am 23. April 
1803 die Landesverwaltung von jener Kommiſſion übergeben wurde. 

Daß der erſte Conſul einen ausſchließlichen Einfluß auf das Nach— 
barland behaupten wolle, das hatte er ſelbſt wiederholt und beſtimmt ge— 
nug erklärt; daß die Frage der formellen Unabhängigkeit desſelben für 
ihn eine untergeordnete war, geht aus frühern und ſpätern Aeußerungen 
hervor. Bei ſeinen weitausſehenden Entwürfen, bei der vollſtändigen 
Berechnung, mit welcher er allen Figuren auf ſeinem Schachbrette — 
und dem Manne der ſagte: j'ai dix mille hommes à depenser par mois, 
waren die Menſchen eben Figuren — ihre Stellung anzuweiſen wußte, 
wollte er es nicht darauf ankommen laſſen, in irgend einem wichtigen 
Falle eine mißvergnügte Provinz im Rücken zu haben, wie die mit Frank⸗ 
reich vereinigte Schweiz es geweſen wäre. Ihre Verwaltung hätte wahr- 
ſcheinlich mehr gekoſtet, als ſie eingetragen hätte; Truppen mußte ſie ihm 
liefern und für ihre Beſetzung brauchte er keine zu verwenden. Daher 
wahrſcheinlich ſein Entſchluß aus derſelben vorerſt nicht franzöſiſche De— 
partemente zuzuſchneiden; zu demſelben mochte auch noch beigetragen 


9) Die Zunftregiſter zählten 526 Stimmende für den Bezirk Bern, 


3637 „ „ Landgericht, 
4481 F 2 Emmenthal, 
5398 f 1 Seeland. 
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haben die Erwägung, daß im Falle eines Krieges mit Oeſtreich die bloß 
abhängige Schweiz ihre ihm ſelbſt günſtige Neutralität vertheidigen müſſe, 
während ſie als erobertes Land von dort ihrer Befreiung entgegen zu 
ſehen geneigt ſein möchte; daß alſo auf jene Weiſe eine um ſo größere 
Truppenzahl für ſeine Kriegsführung unbedingt verfügbar bleibe. 

Abhängig ſollte die Schweiz ſein; daher in ihrem Innern auf keinen 
Fall kräftig ſich einigen können; daher das Gleichgewicht zwiſchen unver— 
ſöhnten Parteien. Er ſelbſt zertrat in Frankreich mit eherner Ferſe den 
Jakobinismus, und ſetzte den ihm verhaßten Heucheleien des Liberalis— 
mus und den ſpekulativen Revolutionstheorien (die er Ideologie benannte) 
die Einzelherrſchaft des glücklichen Kriegers und überragenden Mannes 
entgegen. Als feindlich betrachtete er ſowohl die Elemente der Revolu— 
tion, die er gebändigt, als die Forderungen der rechtmäßigen Tradition. 
Beiden trat er mit Uebermacht entgegen, eine angeſtaunte, gefürchtete 
Anomalie, hervorgehend aus der Revolution, die er vertilgen wollte, hin— 
ſtrebend zu Begründung einer neuen Legitimität, deren Begriff mit dem 
Urſprunge ſeiner Herrſchaft unverträglich war. Um ihn ſchaarten ſich, 
außer den Gefährten ſeines Kriegesruhms, die Vielen, welche die Revo— 
lution emporgehoben hatte, ohne daß ſie ſelbſt die gröbſten Folgen der— 
ſelben gebilligt hätten; ebenſo von den Königlichgeſinnten diejenigen, welche 
den rechtmäßigen König als zu einem Prätendenten herabgeſunken, und 
ſeine Sache als verloren betrachteten. Als Wohlthat nahmen die Aus— 
gewanderten die Erlaubniß der Heimkehr in's Vaterland und die Rück— 
gabe der noch vorhandenen Ueberbleibſel ihrer confiscirten Güter dankbar 
an. Die Ruhigen und Vermöglichern überhaupt anerkannten willig eine 
Herrſchaft, welche fie von den Gräueln und der Schmach der Faktions— 
gewalt befreite. Die große Menge war gefeſſelt vom Waffenglück und 
der Ueberlegenheit des außerordentlichen Mannes. Tödtliche Feinde zählte 
er nur in den verhältnißmäßig Wenigen, aber Energiſchen, die entweder 
als unbeugſame Republikaner in ihm den Tyrannen, oder die als ent— 
ſchiedene Royaliſten den Uſurpator haßten. Der Conſul wollte daher in 
der Schweiz keine Partei vorherrſchen laſſen, auf welche nach Umſtänden 
die ihm feindlich geſinnten, franzöſiſchen Faktionen hätten einen gefähr— 
lichen Einfluß ausüben können. 

Die Schweiz im Allgemeinen betrachtete das Aufhören der helveti— 
ſchen Republik als eine Erlöſung; die lebendige Beſorgniß einer Vereini— 
gung mit Frankreich, die beim Einmarſche von Ney's Heer ſich der Ge— 
müther bemächtigt hatte, ſtimmte dieſelben zu williger Anerkennung eines 
andern Zuſtandes. Die Mediationsakte, welche ihre Nationalexiſtenz an— 
erkannte, und das mit ſo unerträglichen Uebeln zugleich hereingebrachte 


Ergebniſſe 
Bern. 
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Einheitsſyſtem abſchaffte, erſchien daher als eine dargebotene Bedingung 
der erſehnten Ruhe. Sie verhieß den Einen beſſere Zuſtände als alle 
ſeit 1798 durchlebten; den Andern die Zuſicherung einer Stellung und 
eines Einfluſſes, welche die letztvergangene Zeit ihnen zu entreißen ge— 
droht hatte. So mochten die Parteien in ihren Hauptrichtungen, beide 
in der Mediation Beſſeres finden, als was ſie erwarten oder beſorgen 
konnten 19). 

Die Kantone erhielten wieder ihre Criſtenz; die meiſten nach ihren 
alten Grenzen; Bern und einige andere ausgenommen. Graubünden ver⸗ 
lor Veltlin, Chiavenna und Bormio, welche mit Cisalpinien vereinigt 
blieben; dieſem öffentlichen Verluſt geſellte ſich bei, die Beraubung aller 
Bündner, welche in dieſen Provinzen Privateigenthum hatten. Dasſelbe 
war im Revolutionstaumel confiscirt!!) und viele Familien dadurch an 
den Bettelſtab gebracht worden. Uri verlor Livinen. Für alle alten 
Stände giengen, was beſonders für die Urſtände empfindlich war, die 
gemeinen Herrſchaften verloren. Zürich verlor die Stadt Stein ſammt 
Gebiet, jenſeits des Rheins die Dörfer Ramſen und Buch, und das 
Kelleramt an der Reuß, erhielt dagegen das Kloſter und das ſogenannte 


Städtchen Rheinau und das Dorf Dietikon. Freiburg wurde für den 


Beſitz ſeiner mit Bern gemeinſchaftlich beſeſſenen Mediatämter, von denen 
die im Waadtland gelegenen an den Kanton Waadt, Schwarzenburg an 
Bern übergiengen, durch die Vereinigung des Bezirks Murten entſchädigt. 

Bern verlor die Hälfte ſeines Gebiets, zu welcher ſeine reichſten 
und fruchtbarſten Landestheile gehörten, und all' ſein in denſelben befind⸗ 
liches Allodialeigenthum, durch eine gegen Bern allein gerichtete Aus- 
nahmsbeſtimmung 12). Seine ehemaligen Patrimonialgüter in der Waadt 
allein ſtiegen noch 1802 nach Abzug der Regalien auf ungefähr L. 1,300,000 
jährlichen Ertrags !?), wovon freilich ein bedeutender Theil durch Ver— 
äußerung vieler Nationalgüter und durch Abſchaffung der ſogeheißenen 
Feudalrechte aufgieng. Im Aargau mochten fie wohl zwei Drittel dieſes 
Belaufes betragen; ſeine Zeughäuſer, in ſoweit als die Franzoſen einiges 


10) Bereits am 24. Dezember hatte ein Föderaliſt aus Paris geſchrieben: „Die 
Unitarier ſind ſehr unzufrieden, und ſie haben Urſache dazu; allein ich glaube wir wer— 
den auch keine Urſache haben, zufrieden zu ſein.“ 

11) Erſt nach mehr als dreißig Jahren erhielten die beraubten Fail von dem 
Kaiſer von Oeſtreich, an welchen jene Landestheile übergegangen waren, durch Rückgabe 
des nicht bereits früher veräußerten Eigenthums, theilweiſe Erſtattung. 

12) Zürich z. B. behielt ſeine großen (auf eine Million Gulden geſchätzten) Güter 
im Thurgau, Freiburg die ſeinigen in der Waadt ꝛc. 

13) Man vergleiche die Memoiren von Monod. 
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zurückerſtatteten, follten mit Waadt und Aargau getheilt werden. Ueber 
dieſen Verluſt aus waren ſeine Kapitalien für die helvetiſche National- 
ſchuld in Beſchlag genommen. Mit Wahrheit kann alſo geſagt werden, 
daß auf Berns Unkoſten alle etwas gewinnen ſollten. In ſeinem Innern 
war ſeine alte ariſtocratiſche Verfaſſung durch eine repräſentativ⸗democra⸗ 
tiſche erſetzt worden; alſo — ſtreng genommen — auch hier die großen, 
theuer erworbenen Güter der politiſchen Rechte, ohne Erſatz, durch einen 
Machtſpruch den Wenigen genommen, den Vielen gegeben worden. Oft 
iſt es den Bernern vorgeworfen worden, daß ſie nicht wie die Eidgenoſſen 
anderer Städte, dieſen Verluſt hätten verſchmerzen können. In der That 
aber war er nicht allein unverhältnißmäßig größer, ſondern nach der gan— 
zen, früher entwickelten Lebensrichtung der Berner für fie weit empfind— 
licher, noch empfindlicher durch eine ausnahmsweiſe feindſelige Parteilich- 
keit. Keine Entſchädigung war ihnen angeboten. Sie hatten nicht wie 
Zürich und Baſel einen weitverbreiteten Handel; keine Majorate wie 
Freiburg und Luzern. Sogar die fremden Kriegsdienſte, mit Ausnahme 
des franzöſiſchen, ſollten ihnen verſchloſſen werden, zu gleicher Zeit, als 
jenes wahrlich nicht mißbrauchte Gut ihnen auf immer entzogen wurde, 
welchem man damals in Bern den größten Werth beilegte 1). 

Bern unterzog ſich der Mediationsakte; dieſelbe als eine Wohlthat 
anerkennen, konnte es nicht, nachdem die freiwillige Erhebung ſeines gan— 
zen Volkes und die ſoeben getroffenen Regierungswahlen ihm den Wunſch 
der Rückkehr zu den ältern Verhältniſſen ſo thatkräftig bezeugt hatten; 
und als noch in ſeinem Innern der Begriff lebte, daß es mit den Rech— 
ten einer Ariſtocratie, zum Beſten des Landes, zugleich ihre Pflichten zu 
übernehmen und getreulich zu erfüllen das Vermögen und den Willen 
habe. 
Der Revolutionspartei erſchien hingegen der Sieg über das ariſto— 
cratiſche Princip, eine hinreichende Entſchädigung für alle Verluſte des 
Gemeinweſens. | | 

Der erſte Conſul ſah die Ariftocratie als eine Grundbedingung der 
Schweizerverhältniſſe an, und zeigte ſich nichtsdeſtoweniger ihren natür— 
lichen Elementen abhold !). Daß er die widerſprechenden Wirkungen ſei— 


14) Den Deklamationen von Laharpe gegenüber wird es erlaubt ſein, die Zeugniſſe 
von Montesquiou, Friedrich dem Großen, Burke, Pitt, Johannes Müller, Napoleon 
und ſelbſt Monod über die Ergebniſſe der berneriſchen Staatsverwaltung, als gültig 
anzunehmen. 

15) In der Audienz vom 29. Jänner, von der oben bereits einiges angebracht wor— 
den, ſagte er auch u. A.: «Il faut que de nouvelles aristocraties se forment; pour 
prendre consistance et s’organiser d'une maniere qui promette ordre, sürete et 
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ner Vermittlung erſchaute, ſcheint die Drohungen zu erklären, mit denen 
er ſelbſt diejenigen Aeußerungen verbitterte, durch welche er ſchien die 
Gemüther gewinnen zu wollen. 5 | 
Bonaparte handelte gegen Bern unrecht. In Beziehung auf die 
Zerſtückelung bedarf dieß keiner Auseinanderſetzung. Er ſelbſt ſagte ja: 
„es ſei Frankreich ſo anſtändig geweſen;“ allein auch darin unrecht, daß 
er in Bern die alten Einrichtungen nicht wieder geſtattete; die Einrich— 
tungen hätten dann im eigenen Intereſſe wie in demjenigen des ganzen 
Kantons eine großartige Erweiterung ihrer Grundlagen erhalten können, 
wozu die einflußreichſten Führer bereit waren. Hiſtoriſch waren ſie der 
rechtliche Zuſtand, und ein auch nach neuen Begriffen gegründeter; denn 
damals war dieſer Zuſtand, wie aus der Volksbewegung unzweideutig 
hervorgegangen, vom Volke ſelbſt gewünſcht. Aus Rückſichten der Klug⸗ 
heit laſſen ſich ebenfalls Einwendungen gegen jene Entſcheidung erheben. 
Dem Beſtreben, das Einheitsſyſtem zu zerſtören und Mannigfaltigkeit in 
der Schweiz wieder herzuſtellen, wäre es angemeſſen geweſen, neben den 
alten democratiſchen und den repräſentativ⸗democratiſchen, neuen Kantonen 
einige ariſtocratiſche herzuſtellen. Die Zuneigung der Berner Ariſtocratie 
für Oeſtreich, welche angeblich ein Beweggrund des Conſuls geweſen zu 
ſein ſcheint!“), war eine Wirkung der Feindſeligkeit der franzöſiſchen Re— 
volution. Er, der die Revolution beendigen wollte, konnte die Geſinnungen 
der Schweiz, aus denen Frankreich ſeit Jahrhunderten Vortheile gezogen, 
in Bern wieder beleben, wenn er wieder hergeſtellt hätte, was das Di- 


stabilite, il faut qu'il y ait des points fixes, qui serviront de pivots aux hommes 
en mouvement et aux choses qui changent. Les places & vie sont nécessaires 
pour donner de la stabilit6 et de la considération au gouvernement. Und hin⸗ 
wieder: «Je le répete, si les aristocrates continuent à chercher des secours étran- 
gers (d. h. wenn ſie die Herrſchaft Frankreichs nicht unbedingt annehmen wollen) ils se 
perdront eux-mömes, et la France finira par les chasser. C’&tait lu ce qui avait 
perdu Reding, c'est ce qui a perdu de Mulinen; c'est le parti aristocratique 
qui a perdu la Suisse.» Damit vergleiche man ſeine, einige Wochen ſpäter, bereits 
angeführten Worte an Mülinen und Wattenwyl. 

16) So ſagte er: Es iſt das Intereſſe der Vertheidigung, welches Frankreich mit der 
Schweiz verbindet. Es iſt das Intereſſe des Angriffs, welches die Schweiz in den Augen 
der andern Mächte bedeutſam machen kann. Jenes iſt ein bleibendes, beſtändiges In⸗ 
tereſſe; dieſes nur ein vorübergehendes. Die Schweiz kann ihre Ebenen nur mit Hülfe 
Frankreichs vertheidigen. Frankreich kann auf der Schweizergrenze angegriffen werden; 
Oeſtreich hat dieß nicht zu befürchten. Ich hätte um der Schweiz willen Krieg geführt 
und eher hunderttauſend Mann aufgeopfert, als zugegeben, daß ſie in den Händen der 
Führer des letzten Aufſtandes bleibe. So groß iſt die Wichtigkeit der Schweiz für Frank— 
reich. — II n'y a plus de bonheur pour la Suisse que par l’attachement à la 
France! ſo lauteten die Eingangsworte zu dieſer Erklärung. 


ee 


rektorium niedergeriſſen hatte und wofür die Beſtandtheile in und außer 
dem ariſtocratiſchen Körper noch nicht aufgelöst waren. Dadurch hätte 
er ſich vollkommen ſicher geſtellt, während die bloß durch Gewalt zu— 
ſammengepreßten Gefühle der Bitterkeit und des Unwillens über ſein 
Mißtrauen und die erlittenen herben Schädigungen bei der erſten Ge— 
legenheit um ſo ſtärker hervortreten mußten. Wollte er um ſeiner da— 
maligen Stellung in Frankreich willen, wie er es vorgegeben, repräſen— 
tative Elemente beibehalten, ſo hätte dieß mit Benutzung hiſtoriſcher Vor— 
gänge geſchehen und zugleich die frühern rechtmäßigen Einrichtungen er— 
weitert und dadurch befeſtigt werden können. Vergleicht man endlich die 
Grundſätze ſeines Mediationswerks mit ſeinem eigenen Verfahren in Frank— 
reich, ſo ſpringt die Verſchiedenheit, man möchte ſagen der Widerſpruch 
zwiſchen denſelben, in die Augen. 

Allerdings iſt es richtig, daß die damals mögliche und wahrſchein— 
lich in vielen allgemeinen Rückſichten wünſchbare Reſtauration Berns nicht 
allein von der Revolutionspartei auf das heftigſte angefochten, ſondern 
von einigen der bedeutendſten Föderaliſten unter der Hand eifrig beſtritten 
wurde. Suchte der Conſul einen tiefgreifenden Gegenſatz, der ihm früher 
oder ſpäter die Gelegenheit verſchaffen ſollte, die Schweiz mit Frankreich 
zu vereinigen? Ausgeſprochen iſt dieſes nirgends; es zu vermuthen, nach 
dem Schickſale von andern Ländern und nach manchen Erſcheinungen in 
der Geſchichte der Mediationszeit, erlaubt. 

Die helvetiſche Epoche hat ihre Vertheidiger und Anhänger. Ihre 
äußern Verhältniſſe waren im Allgemeinen ungünſtige; den Uebergang 
aus althergebrachten und in die Gewohnheiten tief eingreifenden Zuſtän— 
den und Anſichten in ſehr verſchiedene war ein ſchroffer, plötzlicher; viel 
Fremdartiges aus den unlautern Quellen der franzöſiſchen Revolution 
Angeſchwemmtes hatte dazu mancherlei Stoff mitgebracht. Intereſſen und 
Leidenſchaften waren in ſehr verſchiedenen, ſich widerſtrebenden Richtungen 
angeregt. In den ſiebenzig ſeither vorübergegangenen Jahren haben An— 
ſichten und Begriffe eine ſolche Wandlung erfahren, daß der Greis, der 
ſie durchgelebt, ſich wohl als das nämliche Individuum, aber gewiß nicht 
als den gleichen Menſchen erkennen mag). Die Urtheile, die heute über 
vergangene Verhältniſſe ſich geltend machen, tragen nothwendig die Fär— 
bung der neuen Zeit, und ſo mögen wohl viele der hier erwähnten, bis 


17) Es iſt nicht blos das alte «quantum mutatus ab illo» hier gemeint. Man 
vergleiche aus den vielen Zeugniſſen und Denkwürdigkeiten des 15., 16., 17. und 18. 
Jahrhunderts den Ausdruck der Begriffe inmitten aller Erſchütterungen der Staaten, 
und durch diejenigen der Reformation hindurch, mit den Wirren und Widerſprüchen im 
19. Jahrhundert. 
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um zwei Menſchenalter frühern Begebenheiten jetzt ganz anders aufge⸗ 
faßt werden; die Meinungen ſeien frei, heißt es! ſie ſind es allerdings 
inſoweit als ſie ſich widerſprechen und anfeinden können; ſie ſind es 
nicht, inſofern als ſie von der Zeitrichtung beherrſcht werden. 

Es ſollte dieſe Darſtellung der Verhältniſſe weder auf ausſchließliche 
Gültigkeit, noch auf unwiderſprochene Richtigkeit Anſpruch machen, fie be- 
ſcheidet ſich auf denjenigen, eine damals in Bern überwiegende Anſicht 
zu bezeichnen, welche den helvetiſchen Zuſtänden nicht geneigt ſein konnte. 


Vierzehntes Kapitel: Die Zeit der Mediationsakte 
(1803-18138). 
Grundzüge der Verfaſſungen für die Kantone und den Bund. Die Mediationsregierung 
in Bern. Ihr Erfolg. Ruſſiſcher Feldzug. Einzug der Alliirten in die Schweiz. 

Ende der Mediationsverfaſſung. 

Verfaſſung. Die von Napoleon Bonaparte als erſtem Conſul der franzöſiſchen 
Republik für die Schweiz erlaſſene Mediationsakte hatte keiner der beiden 
in der Eidgenoſſenſchaft beſtehenden Hauptparteien, Föderaliſten und Uni⸗ 
tarier, Befriedigung gewährt; ebenſowenig den ſich beſtreitenden Anſichten 
über die Geltung geſchichtlichen Rechtes oder des Grundſatzes eines nach 
der Kopfzahl berechneten allgemeinen Willens. Eine einflußreichere Cen⸗ 
tralgewalt war durch das Amt eines Landammanns der Schweiz über 
die einzelnen Kantone geſetzt; ihren beſondern Wünſchen und Anſichten 
konnten ſie durch Tagſatzungsbeſchlüſſe (in beſtimmten Fällen durch Con⸗ 
cordate) Ausdruck und Geltung verleihen, und hinwieder war die Geſtalt 
einer Einen und untheilbaren Republik verdrängt durch die Kantone, die 
unter einigen allgemeinen Alle bindenden Bedingungen nach Verfaſſung, 
Verwaltung, Geſetzgebung und Gerichte die einen von den andern unab- 
hängig waren. 

Die Mediation umfaßte drei verſchiedene Cathegorien der Kantone: 
diejenigen, welche nach rein demokratiſchem Prinzipe in der Geſammtheit 
der in „Landsgemeinden“ verſammelten Bürger die oberſte Gewalt aner- 

Demokratiſche kannten; dahin gehörten Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, 

Kantone. Appenzell und auch Graubündten; diejenigen, welche um die ehemals 
Städte- ſouveräne oder herrſchende Stadt gebildet waren: Zürich, Bern, Luzern, 
Kantone. Freiburg, Solothurn, Baſel, Schaffhauſen; endlich die ſogeheißenen neuen, 
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aus den von andern alten Kantonen abgeriſſenen Gebietstheilen, oder ehe- 

maligen „gemeinen Herrſchaften“ oder den gemeinſchaftlichen Beſitzungen 

einzelner alter Stände gebildeten: Aargau, Thurgau, St. Gallen, Teſſin Neue Kantone. 
und Waadt. 

In der erſten dieſer Cathegorien wurden die Landsgemeinden als 
oberſte Behörde anerkannt, für die zweite ſchrieb die Mediation verſchie— 
dene, den frühern Einrichtungen mehr oder weniger ſich annähernde Ver— 
faſſungen vor, bei denen jedoch jeweilen der Grundſatz einer Stellvertre— 
tung des ſogeheißenen allgemeinen Willens durch Volkswahl feſtgehalten 
war, im Gegenſatz zu dem Prinzipe eines obrigkeitlichen Rechtes. Für 
die dritte Cathegorie ſtellte die Vermittlungsakte Verfaſſungen auf, denen 
Volkswahlen zum Grunde lagen, die jedoch in der Ausführung der Er— 
ſtellung einer ziemlich unabhängigen Staatsgewalt nicht ungünſtig entgegen- 
treten ſollten; die Souveränität reſidierte nicht in der Geſammtheit des 
Volkes, ſondern in dem, allerdings aus der repräſentativen Demokratie 
hervorgegangenen, Großen Rathe, und ein nicht unbedeutender Cenſus 
bedingte die Wählbarkeit, ein geringerer das Wahlrecht. Dieſe ſoge— 
heißenen neuen Kantone enthielten ungefähr einen Drittheil der Bevölke— 
rung der Schweiz. Der erſte Conſul, den ſie als ihren politiſchen Schöpfer 
betrachten ſollten, zählte vorzugsweiſe auf dieſelben, andern Kantonen 
gegenüber auf deren geneigte Geſinnung er zu vertrauen nicht Gründe 
hatte, wenn auch das Gefühl der Nothwendigkeit ein allgemeines war, 
einer Gewalt nicht unwillig entgegentreten zu wollen, welche zu jener 
Zeit einem Höhepunkt bereits nahe ſtand, von dem ſich, wenige Jahr- 
zehnte ſpäter, das jetzt lebende, an Gegengewichte in der Machtentwick— 
lung der verſchiedenen Reiche gewöhnte Geſchlecht eine richtige Vorſtellung 
nicht machen kann. Das vaterländiſche Gefühl war verletzt durch die 
tiefe Empfindung, daß die Unabhängigkeit, deren Erwerbung und Be⸗ 
hauptung in den ſchönſten Blättern der Schweizergeſchichte überliefert 
waren, von dem Willen und wie er ſelbſt durch bezeichnende Worte aus— 
geſprochen hatte, von der Laune eines Mannes abhange, der ſagte: eine 
ſchlafloſe Viertelſtunde in einer unruhigen Nacht und ihr ſeid vereinigt, 
oder bei andrer Gelegenheit: ich kann zwei Departemente aus euerm Abhängigkeit. 
Lande bilden! Allein man fühlte neben ſo vielen Andern, die ſie verloren 
hatten, noch lebhafter das Glück der ſtaatlichen Unabhängigkeit, und eben 
ſo wohl als Klugheit ſie gebieteriſch erheiſchte, forderte in Anerkennung 
einer günſtigen Neigung die Billigkeit Beherrſchung der Erinnerungen an 
erlittenes Unrecht. In dem Vermittlungswerke, deſſen Schwierigkeiten 
der erſte Conſul ſelbſt nicht niedrig anſchlug: „Die Vermittlung der 
„Schweiz hat mich in Verlegenheit geſetzt, und ich bin lange angeſtanden, 


Großer Rath. 
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„mich in Eure Angelegenheiten zu miſchen. Doch es mußte ſein. Es iſt 
„eine mühſame Aufgabe für mich, Ländern, die ich nur ſehr unvollkommen 
„kenne, Verfaſſungen zu geben. Gelingt es mir nicht, ſo werde ich aus— 
„gepfiffen, und dies will ich nicht.“ Dieſer Bemerkung fügte er aber bei: 
„Es iſt von Europa anerkannt, daß Italien und Holland zur Verfügung 
„von Frankreich ſind, eben ſo gut als die Schweiz,“ in dieſem Werke 
wurde auf Unkoſten Berns manchen Intereſſen anderer Kantone (allen 
z. B. durch die Beſtimmungen über die Abzahlung der helvetiſchen Schuld) 
entſprochen. Eine erſte ſchwere Prüfung der Haltbarkeit der neuen Ein- 
richtungen brachten ſchon im Frühjahr 1804 die Zürcher Unruhen, welche 
mit Gewalt gedämpft werden mußten, nicht ohne ſich dem Mißfallen des 
gewaltigen Vermittlers wegen der ohne Anmelden verſuchten Selbſthülfe 
auszuſetzen. Dem Mangel jeder Organiſation, und demjenigen an Waffen 
ungeachtet gelang es bei dem, einem entſchloſſenen Vorgehen des Land— 
ammanns von Wattenwyl entgegenkommenden guten Willen der meiſten 
Kantonsregierungen und der aufgebotenen Mannſchaft den in offenen 
Aufruhr übergegangenen Aufſtand in kurzer Zeit zu dämpfen. 

In Bern war nach der in der Richtung der ariſtocratiſchen Partei 
vorgegangenen Erhebung im Herbſt 1802 die Dazwiſchenkunft des erſten 
Conſuls von derſelben als eine entſchieden abgeneigte ſehr ungern erduldet 
und hingegen von den ihr entgegenſtehenden Parteien als eine willkom⸗ 
mene begrüßt worden. Die bekannt gewordenen Aeußerungen des Conſuls 
beruhigten manche Beſorgniſſe. Er war nicht ungeneigt, die ariſtocratiſche 
Anſicht für innere Angelegenheiten gewähren zu laſſen, wenn ſie ſich der 
Annäherung an andre Mächte enthalte. Als dieſe Partei, nicht ſehr zahl- 
reiche, allein doch ziemlich gewichtige Ausnahmen abgerechnet, ſich entſchloß, 
an der neuen Geſtaltung theilzunehmen, eröffneten die nach Vorſchrift 
der Mediation angeordneten Volkswahlen einer großen Zahl von Patriciern 
und Mitgliedern des bis 1798 beſtandenen Großen Rathes den Eintritt 
in die oberſte Staatsbehörde und überwiegenden Einfluß. Sie brachten 
in dieſelbe die Ueberlieferungen einer frühern Zeit hinüber, und zugleich 
wit ihrer Ehrenhaftigkeit und Sparſamkeit auch die Neigung zu Aus- 
ſchließlichkeit. Die durch die Mediation dem Kanton Bern ertheilte Ver⸗ 
faſſung hatte die Zahl der Mitglieder des ehemaligen Großen Rathes 
von 299 auf 195 heruntergeſetzt, von denen 65 direkt von den Zünften 
(je 13 Zünfte auf jeden der 5 Bezirke: Stadt, Oberland, Emmenthal, 
Mittelland und Seeland), 130 aus einem Candidatenverzeichniſſe von je 
4 Candidaten für jede Zunft gewählt werden ſollten. Bei der damals 
vorherrſchenden Stimmung waren die meiſten Candidaten für alle Zünfte 
aus der Mitte des Patriciats bezeichnet; es beſaß daher die Mehrheit 
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im Großen Rathe, aus welchem die Regierung, ein von zwei Schult- Regierung. 
heißen jährlich abwechſelnd präſidierter Kleiner Rath von 27 Mitgliedern 

gezogen wurde. Jeder Bezirk mußte verfaſſungsgemäß wenigſtens durch 

ein Mitglied im Kleinen Rath repräſentirt ſein; 22 Wahlen waren frei, 

und dieſe fielen auf Männer der ariſtokratiſchen Richtung, auf Berner, 

die dem Patriciat beigezählt waren. Dieſe Ausſchließlichkeit verletzte 

mehr die Empfindung als die Intereſſen andrer, da die Beſoldungen für 

die Glieder des Kleinen Raths (zu Fr. 1000 alte Währung) in Betrach- 

tung der Lebensweiſe ſo niedrig waren, daß jeder andere — zu den libe— 

ralen gerechnete — Beruf viel lohnender ſich zeigte. Wie der Kleine 

Rath war auch das Appellationsgericht (als oberſter Gerichtshof, welchem Appellations— 
für Criminalfälle, die mit Todesſtrafe bedroht waren, zwei Mitglieder Gericht. 
des Kleinen Raths beigezogen werden mußten), meiſt aus Bernern patrici- 

ſchen Geſchlechts gebildet. | 

Als in viel ſpäterer Zeit Unzufriedenheit mit den öffentlichen Zu— 
ſtänden laut wurde, erhoben ſich Rügen oder Beſchwerden nicht über die 
Geſchäftsführung der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden; ſie betrafen, 
man kann wohl ſagen ausſchließlich, ihre Zuſammenſetzung. 

Die Revolutionsjahre von 1798 bis 1803 hatten ſchweren Schaden 

zurückgelaſſen. Die Grundlage eines freien Gemeinweſens, willige An— 
erkennung der obrigkeitlichen Gewalt und Unterordnung unter dieſelbe, 
war durch die Begriffe der viel mißbrauchten Stichwörter von Freiheit 
und Gleichheit erſchüttert. Schulden waren, für Bern beſonders fühlbar, 
an die Stelle frühern Vermögens gebracht worden, an diejenige einer 
Obrigkeit eine Regierung der repräſentativen Demokratie, allen Wechſeln 
der öffentlichen Meinung unterworfen. Die Bernerregierung glaubte für 
ihre Einrichtung und für die Verwaltung ſelbſt, die Richtung des ſoge— 
heißenen „allgemeinen Willens“ in der Wahl ſelbſt, durch welche ſie zu 
Leitung der Geſchäfte berufen ward, als angegeben betrachten zu ſollen. 
So ſuchte ſie dann, da das Land die Männer jener Zeit zu Leitung der 
Geſchäfte berufen hatte, viel eher die Fortſetzung der Maximen, die bis 
1798 gegolten hatten, als neue, dem im Werden begriffenen Zeitgeiſte 
ſich anpaſſende und zu Leitung desſelben vielleicht geſchicktere. 

Für auswärtige Verhältniſſe war der Landammann der Schweiz das Landammann. 
Organ zu ihrer Leitung. Uebrigens waren dieſelben bei der Machtſtellung 
des erſten Conſuls zwar nicht immer angenehme, hingegen ziemlich be— 
ſtimmte. Man vernahm bei irgend einem Anlaß einer mehr oder weniger 
glücklich ausfallenden Rede das Wort: die Vermittlung, die ganze Ver— 
mittlung und nichts als die Vermittlung als dasjenige, welches dem 
Vermittler genehm ſein ſollte, und durch welches allenfalls einer ver— 


Colonial⸗ 
ſyſtem. 
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ſchiedenartigen Geſinnung die Wirklichkeit in Erinnerung gebracht wurde. 
Der Conſul ſelbſt verlangte außer der Obſervanz ſeines Vermittlungs⸗ 
werks die Mitwirkung der Schweiz zu ſeiner Continentalpolitik und die 
Vollzählighaltung der in franzöſiſchem Solde ſtehenden Schweizertruppen. 
Beide erheiſchten bedeutende Opfer. 

Der Krieg zwiſchen Frankreich und Großbritannien wurde nach der 
kurzen Unterbrechung durch den Scheinfrieden von Amiens mit der größten 
Erbitterung fortgeführt. Viele Monate hindurch bedrohte die bei Bou⸗ 
logne aufgeſtellte große Armee England mit einer Landung, für welche 
zahlloſe Flachſchiffe in Bereitſchaft gehalten waren, um an jeder beliebigen 
Stelle des feindlichen Ufers landen zu können. Der 1805 mit Oeſtreich 
ausgebrochene Krieg machte den Vorbereitungen zu einer Landung ein Ende, 
und die Ueberlegenheit der Engländer zur See, welche ſich neuerdings in 
der Seeſchlacht von Trafalgar durch Zerſtörung der franzöſiſch⸗ſpaniſchen 
Flotte, theuer erkauft durch den Tod Nelſon's!), bewährt hatte, ließ wenig 
Ausſicht auf Erfolg im offenen Kriege. Daher wurde jetzt der Kampf 
gegen die beidſeitigen Lebenskräfte verſucht. Napoleon erklärte ganz Groß⸗ 
britannien mit allen ſeinen Dependenzen und ſogar alle neutralen Staaten, 
welche ein engliſches Schiff in ihren Häfen aufnehmen würden, in Blokade⸗ 
zuſtand, d. h. es ſollte jede aus engliſchen Häfen herkommende Ladung als 
feindlich behandelt werden. England antwortete mit der Erklärung, daß 
von ſeiner Seite alle Häfen Frankreichs und diejenigen, die franzöſiſchen 
Schiffen offen ſtänden als blokirt betrachtet würden. Napoleon verbot 
für ſein ganzes (bald nachher von Hamburg bis Neapel und von Spanien 
bis an die ruſſiſche Grenze ausgedehntes) Machtgebiet alle Colonialwaaren, 
welche engliſches Gebiet oder engliſche Schiffe berührt haben würden. Die 
Schweiz, wie alle andern unter franzöſiſchem Einfluſſe ſtehende Staaten, 
mußte daher, nachdem die in derſelben bereits befindlichen Colonialwaaren 
hätten vernichtet werden ſollen (was man großentheils verhüten konnte), 
jede Einfuhr derſelben auf anderm Wege, als demjenigen der vom Conſul 
ſelbſt ertheilten theuer zu bezahlenden Licenzen unterſagen, ein drückendes 
früher unbekanntes Douaneſyſtem der läſtigen und erniedrigenden Aufficht 
franzöſiſcher Behörden unterwerfen, und Anordnungen treffen, um die all⸗ 
fällig durch die deutſchen Staaten oder von Holland her durch Schmuggel— 
handel bis an ihre Grenzen gelangenden Colonialwaaren auszuſchließen ?). 


1) Eine unverbürgte Nachricht wollte wiſſen, der aus dem Maſtkorbe eines franzö⸗ 
ſiſchen Schiffes gefallene tödliche Schuß ſei von einem in franzöſiſchen Dienſten ſtehenden 
Schweizer abgefeuert worden. 

2) Kaffee, ein Hauptnahrungsmittel für die ärmern Klaſſen, wurde für ſie unerhält⸗ 
lich und ein Pfund Zucker koſtete bis 43 Batzen (über ſechs Franken). 
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Die Schweiz hatte nach ihrer Unterjochung durch Frankreich, infolge Regimenter in 
des ihr abgeforderten Allianzvertrages ſechs Auxiliarhalbbrigaden helveti- Frankreich. 
ſcher Truppen (16,000 Mann) ſtellen müſſen, welche durch Verlüſte bis 
auf ein einziges Regiment herabgemindert wurden, das von Frankreich 
dem König von Neapel überwieſen, dort Garniſon hielt. Im Jahr 1803 
hatte der erſte Conſul durch den Botſchafter General Ney eine Capitula— 
tion für vier Regimenter von je 3000 Mann abſchließen laſſen, deren 
Vollziehung durch Ernennung der Offiziere und Eröffnung der Werbung 
in der Schweiz erſt im Jahr 1806 verlangt wurde. Die Feldzüge gegen 
Preußen und Rußland begannen und die freiwillige Werbung genügte 
nicht, die großen Lücken auszufüllen. Zu Vollzählighaltung der vier 
Regimenter wurden jährlich 3000 Mann erfordert ). Bern mußte dazu 
458 Mann liefern, und konnte — ohne Einführung der Conſcription, 
welcher es, wie die übrigen Kantone beharrlich ſich widerſetzte, nur durch 
mancherlei Schwierigkeiten und bedeutende Geldopfer eine ſolche Zahl für 
einen Dienſt zu fortwährender Kriegführung auf entfernten Schlachtfeldern 
aufbringen“). In Spanien geriethen durch die Capitulation bei Baylen 
die meiſten bei der franzöſiſchen Armee ſtehenden Schweizer in Kriegs- 
gefangenſchaft und wurden, da Napoleon Auswechslung der Kriegsgefan— 
genen gegen die bei Ausbruch der Feindſeligkeiten von ihm in Frankreich 
zurückgehaltenen Engländer nicht zugeben wollte, zum Theil auf Ponton⸗ 
ſchiffen oder ſonſt in ziemlich ſtrengem Gewahrſam enthalten. Manche 
ließen ſich für die in engliſchen Dienſten ſtehenden von bekannten Schweizer— 
offizieren befehligten Regimenter anwerben, was Napoleon durch ſtrenge 
den Schweizerregierungen abgenöthigte Verbote vergeblich zu verhindern 
trachtete. 

Während der Dauer der Mediationszuſtände in der Schweiz führte 
Napoleon beinahe ununterbrochen große Kriege, mit Oeſtreich, Preußen, 
Rußland, gleichzeitig den fortwährenden gegen England. Spaniens hatte 
er ſich durch die Verdrängung des ſchwachen Königs aus bourboniſchem 
Geſchlecht, an deſſen Stelle er ſeinen Bruder Joſeph ſetzte, zu bemächtigen 
gewähnt, und wollte von dort aus mit Waffengewalt die Engländer von 
ihrem Einfluß auf Portugal verdrängen, deſſen König vor den franzöfi- 
ſchen Heeren nach Braſilien floh, dieweil Liſſabon von der Armee unter 
Arthur Wellesley, der dort die denkwürdigen Feldzüge begann, welche zu 
Napoleons Sturz hinführten, behauptet wurde. Napoleon unternahm, 


3) Ueber dieſe Verhältniſſe ſiehe „Erinnerungen an Sch. v. Wattenwyl“. 
4) Von 1807 bis 1812 mußte die Schweiz nicht weniger als 22,000 Mann für den 
Kriegsverbrauch Napoleons liefern. 


Spanien. 


Ruſſiſcher 


Krieg. 


* 


bevor er Spanien zu bezwingen vermochte, den verhängnißvollen Krieg 
mit Rußland, von welchem er die Verſchließung ſeiner Häfen gegen Eng⸗ 
land verlangt hatte. Von ſeiner bei Beginn des Jahres 1809 (nach dem 
auf 15. Jänner ausgewieſenen Stande) 324,000 Mann mit 52,300 Pfer⸗ 
den betragenden Armee in Spanien, die das ganze Land beſetzt halten 
mußten, da außer ihrem unmittelbaren Bereiche keine Waldung, kein Ge— 
birge, kein Hohlweg ja keine Hecke ohne Guerilleras war, die den Fran— 
zoſen vereinzelt oder in ſchwächern Abtheilungen Tod brachten, wurde 
Regiment nach Regiment zu den Rüſtungen auf den ruſſiſchen Feldzug 
zurückgezogen, und die Behauptung des glühenden Haß athmenden Landes 
enger und enger auf Städte und Poſten beſchränkt, zwiſchen welchen bald 
die Verbindungen ſehr ſchwierig wurden. 

Napoleon gebot damals über nahe an 1,200,000 Mann größtentheils 
kriegsgewohnter Truppen ), hinter welchen er hundert Legionen eines 
allgemeinen Heerbannes in Frankreich organiſirte. Einen Drittheil oder 
Viertheil für Depots, Spitäler, Garniſonen ꝛc. und 250,000 Mann für 
Spanien abgerechnet, konnte er noch über 600,000 Mann guter von ſieg⸗ 
gewohnten Führern befehligten Truppen gebieten, und begann im Mai 
1812 den Krieg gegen Rußland durch den Uebergang über den Niemen 
mit 470,000 Mann (denen ſpäter noch viele folgten). Die wieder auf⸗ 
gerichteten vollzählig hergeſtellten Schweizerregimenter ſtanden gegenüber 
den Ruſſen unter Wittgenſtein, welche den Weg nach St. Petersburg ver⸗ 
theidigten. Sie kämpften heldenmüthig und mit ſchwerem Verluſte bei 
Polozk, bei Boriſow und an der Bereſina. Der Ausgang des großen 
Kampfes mit dem Rückzuge von der Brandſtätte, welche anſtatt einer 
reichen alle Bedürfniſſe befriedigenden Hauptſtadt ruſſiſche Aufopferung 
und Entſchloſſenheit den Franzoſen übrig gelaſſen hatten, iſt weltbekannt. 
Der Heerzug koſtete Napoleon nahe an eine halbe Million ſeiner beſten 


5) Franzöſiſche Armee P a 5 850,000 Mann. 
Italieniſche unter Eugen . a . 50,000 5 
Neapolitaner unter Mürat . 5 3 30,000 N 
Polniſche Truppen l 5 5 5 60,000 0 
Bayriſche Armee . f 5 : 0 40,000 5 
Sächſiſche „ f 5 N ! N 30,000 5 
Weſtphäliſche Armee . 1 a . 30,000 7 
Würtembergiſche n, 5 x 3 . 15,000 1 
Das badiſche Contingent ; $ ; 9,000 y 
Vom übrigen Rheinbund. 2 2 23,000 5 
Das preußiſche Hülfskorps . } ; 20,000 7 
Das öſtreichiſche 4 8 \ 8 30,000 1 


1,187,000 Mann. 
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Krieger“). Schwache Trümmer der großen ſieggewohnten franzöſiſchen 
Armee kamen im elendeſten Zuſtande an die Grenzen ihres Landes zurück. 
Preußen zuerſt erhob ſich gegen den Feind und dann nach einander die 
andern Staaten, welche unter dem Drucke Napoleons geſchmachtet hatten. 
Es ſtanden, nachdem das Jahr 1813 unter den verzweifelten Kämpfen 
zwiſchen den für ihre Befreiung ringenden Deutſchen und den um Be— 
wahrung der Herrſchaft ſtreitenden Franzoſen nach einigen vergeblichen 
Verſuchen zu Abſchluß eines Friedens bis an wenige Tage verfloſſen war, 
die deutſchen Heere unter der oberſten Führung von Schwarzenberg am 
Rheine von den Grenzen Hollands bis zu denjenigen der Schweiz. 

Vor dem Entſcheidungskampfe des Jahres 1813-1814 waren in 
den Jahren 1805 und 1809 für Oeſtreich unglücklich ausgefallene Kriege 
geführt worden. Während derſelben hatte die Schweiz als neutral Grenz— 
beſetzungen angeordnet und zu denſelben einige tauſend Mann aufgeſtellt, 
gewiß nicht genügend, wenn die Neutralität gegen einen ernſten Angriff 
hätte vertheidigt werden ſollen. Sie dienten jedenfalls weſentlich dazu, 
die Aufmerkſamkeit der Regierungen auf die Milizverfaſſungen der Kan— 
tone hinzuleiten und manchen engherzigen Widerſtand zu überwinden, der 
ſich jedem zu Verbeſſerung der Vertheidigungsmittel erforderlichen Opfer 
entgegenſtellte. 

Dem Einmarſch italieniſcher Truppen in den Kanton Teſſin, auf 
deſſen Lostrennung von der Schweiz und Vereinigung mit dem Königreiche 
der eiſernen Krone es abgeſehen war, ſetzte die Schweiz Einſprüche ent— 
gegen, die ohne Erfolg blieben, bis daß die Nothwendigkeit einer Ver— 
wendung zu andern Zwecken den Rückzug der Truppen herbeiführte. Auch 
gegen die Vereinigung von Wallis mit dem großen Kaiſerreich konnte nach 
deſſen gänzlicher Lostrennung von der Schweiz nichts gethan werden. 
Sie mußte ſich glücklich ſchätzen den Schein der Unabhängigkeit zu retten, 
um deren willen, ſelbſt in dem beſchränkten Maße derſelben ſie von den 
zum Rheinbund gehörigen Staaten mit Recht beneidet werden konnte. 

Die erwähnten Grenzbeſetzungen von 1805 und 1809 erfolgten in 
dem Maaße und in der Richtung, welche von dem franzöſiſchen Kaiſer 
mit nicht geringerm Mißtrauen in die Geſinnungen der Schweiz als ſorg— 
fältigſter Berechnung der günſtigen oder ungünſtigen Kriegsereigniſſe?) 


6) Nach den zuverläſſigſten Zählungen waren in en geblieben 125,000 Mann. 


Der Kälte und dem Elende erlegen . ; LTE 132000 „ 
In Feindes Hände gefallen N 5 2 g 5 5 19000 , 
darunter 48 Generale und 3000 Offiziere, 450,000 Mann 


7) So forderte z. B. vor dem Anfange des ruſſiſchen Feldzuges Napoleon, die Schweiz 
ſolle vier- bis fünftauſend Mann an den Grenzen Tyrols, das damals unwillig der 


Teſſin. 


Wallis. 


Grenz⸗ 
beſetzungen. 


Auswärtige 
Verhältniſſe. 
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gefordert und geſtattet waren. Man konnte ſich die Unſicherheit der öffent⸗ 
lichen Zuſtände neben dem beſtändig anwachſenden Kaiſerreiche Napoleons 
nicht verhehlen. Nicht ohne einiges Wohlwollen, welches aber nur als 
den Berechnungen der Politik untergeordnet, hingenommen werden durfte, 
allein eben auch nach Berechnungen, welche von einem Tage zum andern 
Wandlungen erleiden konnten, hatte Napoleon die Schweiz neben den 132 
Departements ſeines Reichs beſtehen laſſen; er bemerkte aber wie erwähnt 
ſelbſt, als er über eine ihm entſtellt vorgebrachte Rede des wackern aber 
enthuſiaſtiſchen Sidler von Zug bei Eröffnung der Tagſatzung unwillig 
mit Krieg drohte: „Es bedürfe eines böſen Traums, und in einer ſchönen 
„Mitternachtsſtunde ſei das Dekret der Vereinigung der Schweiz mit 
„Frankreich unterzeichnet.“ Seine Macht dazu hielt er für feſt begründet. 
So ſagte er vor dem Beginn des ruſſiſchen Feldzugs ſeinem Geſandten 
in Warſchau dem Abbé von Pradt: „Ich gehe nach Moskau; dort iſt das 
„Herz Rußlands. Ich verbrenne Tula; Alexander muß auf den Knieen 
„um Frieden bitten; dann iſt Rußland entwaffnet; ohne Rußland iſt 
„mein Continentalſyſtem nichts. Nach dem Frieden muß Oeſtreich Galli⸗ 
„zien räumen und ſich in Illyrien entſchädigen laſſen, oder erhält nichts. 
„Preußen muß noch Schleſien geben. Spanien kommt mir theuer zu 
„ſtehen, ſonſt wäre ich Meiſter der Welt. Bin ich es einmal, 
„ſo hat mein Sohn nichts zu thun, als feinen Platz zu be- 
„haupten, und dazu bedarf es nicht ungemeiner Gaben.“ 

Die auswärtigen Verhältniſſe der Schweiz während der Mediations⸗ 
zeit bezogen ſich, beſondere Angelegenheiten oder Einzelintereſſen vorbe⸗ 
halten, ganz überwiegend auf Frankreich, wie dies auch für die andern 
mit ihr in freundſchaftlichem Verkehr ſtehenden Staaten der Fall war. 
Im Jahr 1808 wurde von Napoleon der Graf A. von Talleyrand als 
außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter bei der Eid— 
genoſſenſchaft beglaubigt. Derſelbe wohnte wie ſeine Vorgänger in Bern, 
wo er ſich allgemein den Ruf eines wohlwollenden Diplomaten und in 
ſeinem öffentlichen wie in ſeinem Privatleben Achtung erwarb s). Von 
Oeſtreich, Bayern und einigen andern deutſchen Staaten, ſo wie von 


bayeriſchen Krone gehorchen mußte, aufſtellen, um auf den Fall von Unruhen mit baye⸗ 
riſchen, würtembergiſchen und badiſchen Truppen in dasſelbe einrücken zu können. Durch 
zögernde Antworten gelang es dem Landammann Burkhardt der Anforderung vermit⸗ 
telſt der Ernennung eines Truppenkommandanten für die nicht aufgeſtellte Mannſchaft 
zu entgehen. 

8) Die franzöſiſche Regierung war ſo ſehr von dem Zutrauen überzeugt, welches 
Talleyrand in der Schweiz genieße, daß er nach der Reſtauration Ludwig des XVIII. 
in der Stellung beibehalten wurde, welche Napoleon ihm angewieſen hatte. 


e 


Italieniſchen waren ebenfalls Geſandte in der Schweiz, mehrere derſelben 
allgemein geachtet, als ein zuſammengewürfeltes Ganze — corps diplo- 
matique — bei ſehr auseinandergehenden Meinungen und Abſichten dem 
kleinen Lande gegenüber zwiſchen allerlei durch Uebung und Herkommen 
begründeten oder entſchuldigten Anſprüchen zuweilen nicht unſchwierig zu 
behandeln und nicht leicht zu befriedigen. Der übermächtige Einfluß Na- 
poleons, in dem Lande, in welchem ſie ſich befanden, wie in demjenigen, 
aus dem ſie hergeſandt waren, von Keinem unempfunden, beherrſchte die Lage. 

Die Regierung in Bern trachtete die ſchlimmen Spuren der vorher- 
gegangenen Revolutionsjahre zu verwiſchen; das Staatsweſen, deſſen Ein⸗ 
fünfte vornemlich in den Zehnten und Grundzinſen beſtanden, einzurichten, 
ohne neue Auflagen zu erheben, welche für außerordentliche Fälle, wie 
3 B. die Grenzbeſetzungen von 1805 und 1809 vorbehalten bleiben ſollten. 
Die Vorſchriften der Mediation und die aus derſelben hervorgegangene 
Verfaſſung werden als bereits vielfach dargeſtellt hier nicht wiederholt. 

Die Centralgewalt wurde von der Tagſatzung und außer derſelben, Landammann. 
alſo gewöhnlich, von einem Landammann der Schweiz verwaltet, welcher 
zwiſchen den Kantonen Freiburg, Bern, Solothurn, Baſel, Zürich und 
Luzern jährlich wechſelte; das in den betreffenden Jahren von 1803 bis 
Ende 1813 präſidirende Standeshaupt des Kantons bekleidete die Würde 
eines Landammanns; ſo Affry zwei Mal, Wattenwyl zwei Mal, Glutz 
und Grimm für Solothurn, Merian und Burkhardt für Baſel, Rein⸗ 
hard für Zürich zwei Mal“), Rüttimann für Luzern ein Mal. Waadt, 
als einer der größten Kantone, hatte die Würde für ihren Wechſel auch 
verlangt, wurde aber von Napoleon nicht angehört. Die republikaniſchen 
Gewohnheiten wieſen für die ſchweizeriſchen Standeshäupter der Gewalt 
eines Landammanns engere Grenzen an, als die Verfaſſung und während 
der ganzen Dauer derſelben iſt kein Beiſpiel eines Verſuchs zum Miß— 
brauch oder zur Ueberſchreitung vorgekommen. 

Wie gering auch die Geldmittel Berns übriggeblieben waren (von Verniſche 
denen glücklicher Weiſe die bedeutendſten die in England angelegten und le 
von Napoleon zu Abzahlung der helvetiſchen Schulden beſtimmten unter 5 
Sequeſter lagen, und während des Kriegs mit Frankreich nicht erhoben 
werden konnten) gelang es doch durch muſterhafte Ordnung — für welche 
der Seckelmeiſter von Jenner ſich ein bleibendes Verdienſt um den Kanton 
erworben hat — und Sorgfalt, in Gebäuden und Straßen, die während 
der helvetiſchen Epoche ſehr vernachläſſigt wurden, das Mangelhafte wieder 


9) Als Reinhard zum zweiten Male Landammann war, machte am Schluſſe des 
Jahres 1813 der Einmarſch der Alliirten der Verfaſſung ein Ende. 


Oeffentliche 
Schulen. 


Wahlen. 
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herzuſtellen und neue Anlagen zu ſchaffen. Schon im Jahr 1805 wurden 
auf den thätigen und eifrigen Antrieb des Rathsherrn von Mutach die 
in Auflöſung gerathenen Anſtalten der Akademie und der Schulen in 
Bern reorganiſirt, und für dieſelben eine für die ſehr beſchränkten 
Hülfsmittel anſehnliche Dotation von 40,000 alten Franken jährlich be— 
ſtimmt, welchen die zu Unterſtützung der Studierenden und ihrer Eltern 
verwendeten bedeutenden Einkünfte des Mußhafens und der Alumnate zur 
Seite ſtanden. Der öffentliche Unterricht, an deſſen Stelle wiſſenſchaft— 
liche Privatanſtalten (vornehmlich die Lehranſtalt von Zeender, Trechſel 
und Niehans und das Meißneriſche Inſtitut) getreten waren, wurde wie— 
der gehoben und alle Klaſſen der Literarſchule waren voll beſucht. In 
den Lehrſäälen der Akademie wurden die künftigen Diener des Wortes 
Gottes unterrichtet. Zahlreiche Zuhörer, auch aus der ländlichen Bevöl— 
kerung, hörten die mediziniſchen Vorleſungen, und zukünftige Anwälte und 
praktiſche Geſchäftsmänner die juridiſchen (die einen und andern als An⸗ 
leitung zu tiefern Studien, für welche fremde Univerſitäten beſucht wur— 
den) öfters beſonders die letztern zu einer nicht immer gründlichen Er- 
werbung der im Geſchäftsleben unentbehrlichen Begriffe. Ueber einen 
weniger häufigen Beſuch konnten ſich die Vorleſungen in den Fächern der 
ſchönen Literatur oder der höhern Mathematik beſchweren; nicht an Leh— 
rern mangelte es, mehr am Sporne für die nicht auf Brodſtudien ſich 
beſchränkende Jugend, da leider wiſſenſchaftliche Bildung nicht allgemein 
von ihr gefordert war, und ſie zu glauben ſchien, ſie dürfe ſich nicht dem 
Vorwurf des „Pedantismus“ ausſetzen. Man war ſehr geneigt, die 
Brauchbarkeit, für welche Ehrenhaftigkeit der Geſinnung, und verſtändiges 
Auffaſſen der Vorkommenheiten gefordert waren, jedem Unterricht vom 
Lehrſtuhle aus voranzuſetzen; nichts deſto weniger anerkannte man doch 
allgemein die Nothwendigkeit, nicht auf einer niedrigen Stufe zurückzu— 
bleiben, und es war nicht ſehr ſelten ächt klaſſiſche Studien bei Männern 
zu finden, die im geſellſchaftlichen Weltumgange keinen Anſpruch darauf 
zu machen ſchienen. 

Die Mediationsregierung war geachtet; die der Revolution geneigte 
Partei warf ihr, wie man es damals mit einem neu in Anwendung ge— 
nommenen Worte auszudrücken pflegte, „reactionäre Tendenzen“ vor, ent- 
gegen ihren Beſtrebungen, der Lehre von Freiheit und Gleichheit Aus— 
breitung zu verſchaffen. Nach der Mediationsakte war eine zweite all- 
gemeine Candidatenwahl auf das Jahr 1807 angeordnet; von da an 
ſollten ſich dieſelben von neun zu neun Jahren folgen, und ſchon nach 
der Wahl von 1807 bemerkten einſichtsvolle Glieder der Regierung, daß 
dieſe der aus der Revolution herſtammenden Oppoſition gegenüber bei 
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der nächſten (infolge der Ereigniſſe nicht eingetretenen) Wahl die Mehr- 

heit der Stimmen nicht behalten würde. Im Lande herrſchte Ordnung 

und Sicherheit ſo weit als ſie von gerechter Handhabung der Geſetze ab— 

hängt; bei der ſorgfältigen Verwaltung der eigenthümlichen Einkünfte 

bedurfte es keiner Auflagen (die nicht beſchwerliche auf den Wein aus- 

genommen); neben der Gewalt Napoleons war von einer aufreizenden 

Preſſe keine Rede; von den allgemeinen Zuſtänden meldeten die öffent— 

lichen Nachrichten genug, um jedem Beſonnenen zu zeigen, daß zu Klagen 

nicht Urſache gegeben ſei. N 
Den politiſchen Druck Napoleons fühlten zumeiſt die, welche an der Politiſche 

Spitze der Geſchäfte ſtanden, für die große Zahl war er viel weniger Parteien. 

empfindlich, und da man ſich hüten mußte, denſelben bemerkbar zu machen, 

den Meiſten nahezu unbekannt. Um ſo weniger konnten dieſe es billigen, 

als die große Mehrzahl der Regierenden zu Beſeitigung der Mediations— 

verhältuniſſe eine Geneigtheit bezeigte, an welcher allerdings das Ver— 

langen nach Rückkehr früherer ausſchließlicher Vortheile einen großen An— 

theil hatte, dem aber zugleich edlere und reinere weniger allgemein er— 

ſichtliche Beweggründe zur Seite ſtanden. Die Mißhelligkeit, welche ſchon 

aus der Verſchiedenheit des Standpunktes hervorgieng, wurde genährt 

und vermehrt durch alles was in aufgeregter Zeit Leidenſchaft verſchulden 

mag. Wie viel die auswärtigen, ſich oft bekämpfenden, Einwirkungen 

zunächſt in ſehr verſchiedener Richtung diejenigen von Oeſtreich und von 

Rußland dazu beitragen mußten, verderbliche Parteiungen zu befördern, 

läßt ſich ermeſſen, wenn man den Einfluß von Laharpe auf den Czar, 

und das Beſtreben Oeſtreichs, die Revolutionsgrundlagen zu zerſtören, 

bedenkt. Die Parteien, voran diejenigen, welche an ihrer Spitze zu ſtehen 

und ſie zu leiten wähnten, waren geneigt ſich ſelbſt als das Ziel und 

den Zweck zu betrachten, der im Auge gehalten werde, dieweil eine etwas 

nüchterne Auffaſſung ihnen darüber keinen Zweifel hätte laſſen können, 

daß ſie für die verſchiedenen Mächte bloß die Bedeutung vorübergehend 

in Anſpruch genommener Mittel hatten. ; 
Von den Alliirten wurde die Anerkennung der Mediationsakte durch Die Aifiirten. 

die Schweiz als diejenige der franzöſiſchen Suprematie betrachtet, und 

alſo ihre Aufhebung verlangt. Dieſe erfolgte in den letzten Tagen des 

Jahres 1813, im Augenblicke, als nach den fruchtloſen — wie man all— 

gemein annimmt von Napoleon nicht ernſtlich gemeinten — Friedens- 

unterhandlungen die Heerſäulen der Verbündeten in Frankreich von der 

Schweizergrenze her einzudringen ſich rüſteten, und nicht in dem Rücken 

ihrer Heere eine von Napoleon ertheilte und Ergebenheit an ihn und 

ſeine Intereſſen bezweckende Geſtaltung dulden konnten. 


1 


Seit dem Rückzuge Napoleons aus Rußland war für den Continent 
Kaiſer Alexander an die Spitze der großen Allianz gegen jenen getreten, 
und feine Einwirkungen auf die Schweiz machten ſich in zwei verjchie- 
denen unter ſich nicht übereinſtimmenden Richtungen geltend. Als Haupt 
des Continentalbundes verlangte Alexander die Mitwirkung der Schweiz, 
welche durch eine unterm 11. November 1813 von Frankfurt an den 
Landammann von Reinhard erlaſſene Note gefordert wurde “). Anders 
lautete die Sprache ſeines in höchſter Gunſt ſtehenden ehemaligen Lehrers 
Laharpe, welcher vor allem aus die Aufrechthaltung der Mediation im 
Gegenſatze gegen jede Rückkehr zu legitimen Verhältniſſen bezweckte. Die 
Wendung der Schweiz ſchien in allgemeiner Beziehung wichtig, für ſie 
ſelbſt vielleicht entſcheidend. Nach dem Aufſtande Hollands forderte der 
Prinz von Oranien dringend den Rheinübergang von den Verbündeten. 
Fürſt Schwarzenberg gab ſeine Zuſtimmung unter dem ausdrücklichen 
Vorbehalt, daß die Brücke von Baſel benutzt und die Schweiz von den 
Alliirten beſetzt werde, oder ſelbſt der Allianz beitrete. Oeſtreich und 
Preußen waren über dieſe Bedingung einverſtanden; der Czar wünſchte, 
daß die Schweiz ſich freiwillig anſchließe, verhieß aber, daß ſie ohne ihre 
Einwilligung von den Armeen der Verbündeten nicht ſolle betreten wer⸗ 
den, und jo erfolgte die Sendung von Lebzeltern und Capo d'Iſtria an 


10) A Epoque oü les armées victorieuses des souverains alliés sont arrivées 
sur le Rhin et que les nations opprimees jusqu'ici par la prépondérance du 
gouvernement francais peuvent enfin réunir leurs efforts pour s’elever à une 
veritable existence politique, S. M. I'Empereur de toutes les Russies se plait A 
donner un témoignage particulier de son affection et de son estime à la Suisse, 
en lui offrant l’occasion de prendre part à une entreprise dont les succes vont 
etablir sur des bases solides l'indépendance des Etats et le bonheur futur de 
I'Europe. C'est dans ce büt que S. M. a charge le Comte Capo d'Istria 

(folgt die Beglaubigung). 


C'est a V. E. d'apprécier toute l’importance de cette mesure et des résul- 
tats auxquels elle vise. La Suisse qui a fait de tout temps de si grands sa- 
crifices pour la cause de l'indépendance, ne peut voir qu'avec un sentiment 
d’&mulation les efforts immenses de toutes les puissances et de toutes les nations 
qui s'arment à une Epoque si decisive dans la seule et ferme résolution de re- 
tablir dans leur patrie l'empire de leurs lois et de leurs institutions. Elle ne 
saurait se dissimuler tout ce qu'elle peut faire pour contribuer a ce grand büt, 
et S. M. I. attend avec confiance des sentiments qu'elle aime à supposer a V. E. 
qu'elle emploiera son influence à faire embrasser au gouvernement helvetique 
un parti aussi conforme A ses vrais intéréts qu'aux inclinations de ses com- 
patriotes. Je suis etc. etc. (signe) Comte de Nesselrode. 


Gleichen Tags wurde durch ein Schreiben von Metternich der Ritter von l 
als öſtreichiſcher Geſandter in der Schweiz beglaubigt. 
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den Landammann von Reinhard, um die Schweiz zum Anſchluſſe zu be- 
wegen, zu welchem dieſer, bei ſeinem Glauben an einen für Napoleon 
günſtigen Ausgang, nicht geneigt war. In dem Hauptquartier der Alliir⸗ 
ten hoffte man von Bern größere Bereitwilligkeit, und ſuchte durch An⸗ 
regung von nicht vergeſſenen Anſprüchen einen größern Theil der Behör⸗ 
den um ſo eher zu gewinnen, als die Urſachen einer von derjenigen des 
Landammanns verſchiedenen Stimmung allbekannt waren. Die Sendung 
des Grafen Senfft⸗Pilſach erfolgte; ſie bewirkte das Vorgehen Berns in 
der von den Alliirten gewünſchten Richtung und eine Trennung zwiſchen 
den Kantonen, welche unter Reinhard's Leitung die mediationsmäßigen 
Zuſtände feſthalten wollten, und denjenigen, welche mit Bern eine Rück⸗ 
kehr zu frühern wünſchten. Ein entſchiedenes nach feiner Quelle erklär⸗ 
bares Uebelwollen Alexander's war für Bern das Ergebniß der Beſtre⸗ 
bungen, zu dem großen Zwecke der Emanzipation von der napoleoniſchen 
Herrſchaft mitzuwirken. 

Die Mediationsverfaſſungen waren dahingefallen. Der Umſtand, daß 
der Bürgermeiſter des Kantons und ehemaligen Vororts Zürich im Augen⸗ 
blicke dieſes Umſchwungs als Landammann Haupt des Bundes war, be- 
günſtigte die Wiederaufnahme der vorörtlichen Stellung durch Zürich, 
womit Bern einverſtanden war, dieweil hingegen hier eine Rückkehr zu 
den frühern, dort das Waben der mediationsgemäßen Verhältniſſe 
angeſtrebt wurde. 

Den Standpunkt, welchen Bern bei dem herannahenden Umſchwung 
der Verhältniſſe feſtzuhalten gewillet war, gab ſeine Regierung ſchon frühe 
im Jahr 1813 dem Landammann von Reinhard zu erkennen unter Be⸗ 
zeugung eines Vertrauens, welches nicht erwidert, ſondern unter Vorgeben 
vieler Bedenklichkeiten ziemlich kalt zurückgewieſen ward. Unterm 6. März 
ordnete ſie den Altſchultheiß von Mülinen zu Beſprechung der vaterlän⸗ 
diſchen Angelegenheiten an den Landammann ab. Der Auftrag lautet: 
„Die Ereigniſſe drängen ſich. Das Ungewitter des Kriegs nähert ſich 
dem ſüdlichen Europa, und es läßt die Möglichkeit ſich denken, daß viel⸗ 
leicht in kurzer Zeit der Schauplatz desſelben die Grenzen unſers fried⸗ 
lichen Vaterlandes gefahrvoll bedrohen dürfte. Dieſe Gefahr von dem- 
ſelben abzuwenden und in vollkommenem Einverſtändniſſe mit dem ver⸗ 
ehrten Bundeshaupte und mit unſern Mitſtänden vereint eine mit der 
ganzen Kraft des Nationalwillens ausgeführte Stellung zu ergreifen, 
welche geeignet ſei, die Achtung und Würde der ſchweizeriſchen Nation 
bei den äußern Mächten zu behaupten, unſerm hohen Verbündeten für 
die Sicherheit der ſeit Jahrhunderten ſchweizeriſcher Redlichkeit anver- 
trauten Reichsgrenzen die größte Garantie zu geben, und den vaterlän— 

15 


Bern. 


Zürich. 


Sendung 
Mülinens. 


Reinhard. 


Neutralität. 
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diſchen Boden vor Betretung fremder Heere zu bewahren, das iſt nach 
unſrer Anſicht die erſte Pflicht und das Intereſſe des Bundesvereins in 
dieſem entſcheidenden Zeitpunkt. Das Mittel dazu ſcheint uns in Erklä⸗ 
rung und Aufſtellung einer bewaffneten Neutralität zu liegen. Ehe wir 
aber unſern Beſorgniſſen und unſern Anſichten irgend eine weitere Folge 
geben, wüunſchten wir dieſelben vertraulich in den Schooß des würdigen 
Magiſtraten auszuſchütten, den das Vaterland in dieſem Augenblicke an 
ſeiner Spitze zu erblicken das Glück hat. Wir haben daher beſchloſſen, 
ſolche S. E. Herrn von Reinhard, Landammann der Schweiz, mündlich 
vortragen zu laſſen, und zu dieſer Sendung unſer Auge auf Ew. Tit. 
geworfen. Wir glaubten S. E. keinen größern Beweis unſrer Verehrung 
geben zu können, als in Hochdero Perſon einen unſrer angeſehenſten Ma⸗ 
giſtraten auszuwählen, der mit ſeiner perſönlichen Freundſchaft beehrt, 
von unſerm unbegrenzten Zutrauen umgeben, durch ſeine Vaterlandsliebe, 
Staatsklugheit und ausgebreiteten Kenntniſſe die allgemeine Hochachtung 
im vollkommenſten Grade beſitzt ꝛc. c. Bern, 6. März 1813.“ 

Die Bedenklichkeiten des Landammanns, welche ihn jedoch zu keinem 
Mißtrauen gegen das offene Entgegenkommen Berns hätten führen ſollen, 
waren an ſich nicht ungegründet. Napoleon gab ſeinem Argwohn gegen 
Neigungen, die in Bern und einigen Gegenden der Schweiz zum Anſchluß 
an die Coalition walten ſollten, wiederholt Ausdruck, und es ließen ſich 
Stimmen vernehmen, er wolle den Fürſt von Neuenburg, Berthier, zum 
beſtändigen Landammann der Schweiz erheben. Indeß hatten ſich die 
großen Ereigniſſe auf dem Continent für ihn nicht günſtig geſtaltet und 
ſehr im Widerſpruch mit ſeinen frühern Forderungen traf ſchon am 13. 
November bei dem franzöſiſchen Geſandten die Erklärung aus dem Haupt⸗ 
quartier Mainz ein: die Neutralität der Schweiz und die Unverletzbar⸗ 
keit ihres Gebiets ſeien auf Begehren des Landammanns anerkannt. Sie 
war es nie, ſo lange Frankreich angriffsweiſe verfahren konnte; ſie wurde 
es im Augenblicke, als ſie die Grenzen Frankreichs ſchützen ſollte! Zugleich 
mit der Erklärung der Anerkennung der Neutralität mußte der franzö⸗ 
ſiſche Geſandte gegen jede ſtarke Bewaffnung der Schweiz ſich ausſprechen, 
mit dem Verdeuten, daß durch eine ſolche die Schweiz bei einem künfti⸗ 
gen Frieden ſehr gefährdet würde. Die Schweiz ſollte der Coalition 
nicht beitreten und noch weniger dieſelbe verſtärken können. 

Die Alliirten waren hingegen geneigt, für den weitern Verlauf des 
Kriegs die Neutralität der Schweiz — nach Benutzung der Brücke von 
Baſel — unter den Bedingungen anzuerkennen, daß die Schweiz ihre 
Regimenter (von denen zwiſchen zwei- und dreitauſend Mann übrigblie⸗ 
ben) aus dem franzöſiſchen Dienſte zurückziehe und Wallis und Veltlin 
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beſetze. Dieſe letzten Vorſchläge der Alliirten wies Reinhard in dem feſten 
Wahne, Napoleon werde ſiegreich oder doch jedenfalls mächtig aus dem 
Kampfe heraustreten, zurück. Er beobachtete bei dieſen Beſprechungen, 
von denen kein andrer Kanton durch ihn Kunde erhielt, das größte Ge— 
heimniß. Dieſe Haltung des Bundeshauptes hätte man als darauf an- 
gelegt anſehen können, Bern, deſſen Anſichten ſchon ſo frühe waren dar— 
gethan worden, zum Vorgehen nach eigener Ueberzeugung zu veranlaſſen; 
es wich jedoch von der durch die Bundesbehörde eingeſchlagenen Richtung 
nicht ab, und ſtellte ſein Contingent zu der Grenzbeſetzung, die wie in 
den frühern Gelegenheiten ausſchließlich zum Schutze der Grenze gegen 
Deutſchland angeordnet war. Ein unbedeutend ſchwaches, höchſtens auf 
einen Cordondienſt berechnetes Truppencorps wurde dazu verwendet, und 
nach den vergeblichen Verſtändigungsverſuchen mit dem Landammann der 
Schweiz rückten am 21. Dezember 1813 die alliirten Heerſäulen über die 
Brücke von Baſel durch die Schweiz gegen Frankreich vor. Die ſchwei— 
zeriſche Neutralität war beſeitigt, die Mediationsverfaſſung aufgehoben !!). 
Man weiß, wie durch das Todtſchweigen von Thatſachen und hin— 
wieder durch unausgeſetztes beharrliches Wiederholen von unwahren Vor— 
geben, ſogeheißene „Geſchichte“ gemacht wird. So heißt es bis auf den 
heutigen Tag, Bern habe die Alliirten in das Land hereingerufen. Un⸗ 
term 21. Dezember 1813 ſchreibt Lebzeltern an Reinhard: Pignorais 
alors que le passage avait été décidé enswite des réponses de Votre 
Excellence d mes dernieres communications, des que ces réponses 
mwavaient pas laisse d’espoir , sowverains allies de voir le gou- 
vernement de la Confederation partager les vues et des principes 
communs a U Europe entiere, etc. Die Aufforderung, die Gewalt an 
die ehemaligen Behörden in Bern zurückzugeben, wies der Kleine Rath 
noch am 20. Dezember, am Vorabend des bereits angeſagten Einmarſches 
der Alliirten zurück und erklärte dem Landammann von Reinhard: „Bes 
wogen durch die Form der Anträge, das Verhältniß der Regierung Berns 
gegen die eidgenöſſiſchen Stände, die Lage ihrer an den Grenzen ſtehen— 
den Truppen und ihre Stellung gegen den Kanton ſelbſt, habe der Kleine 
Rath einmüthig beſchloſſen, ſeinen Poſten nicht zu verlaſſen.“ 

Die dem Durchzug der Alliirten vorangegangenen Unterhandlungen 
ſind nach verſchiedenem Standpunkte dargeſtellt worden. Ihre Grund— 


11) Wie ſehr der ſonſt jo hell und ſcharf ſehende Reinhard in ſeinem Neutralitäts⸗ 
wahne befangen war, geht aus ſeiner Frage hervor: warum man dem Einmarſch der 
Alliirten nicht mit Schüſſen begegnet ſei? worauf Finsler ihm ſehr paſſend antwortete. 
Reinhard ſchien es in dieſem Augenblick vergeſſen zu haben, daß eine Feindſeligkeit als 
ſchweizeriſche Kriegserklärung mit allen ihren Folgen hätte gelten müſſen. 


Kaiſer 
Alexander. 


Oeſtreich. 


Sendungen 
nach Baſel. 
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bedingungen waren in ſich widerſprechend. Der Kaiſer von Rußland in 
der Fülle ſeiner Machtvollkommenheit betrachtete ſeine Neigung als aus⸗ 
ſchließlich maßgebend: sic volo sic jubeo et pro ratione stat voluntas! 
Er wollte von ſchweizeriſchen Zuſtänden nur wiſſen, was Laharpe davon 
hielt, und gieng darin ſo weit, daß er bereit ſchien, den ganzen Erfolg 
des Feldzugs auf das Spiel zu ſetzen, indem er ſich geneigt erzeigte, den 
Durchmarſch der von Schwarzenberg geführten Heere von der freien Ein⸗ 
willigung der noch damals nach dem Zuſchnitte der napoleoniſchen Me⸗ 
diation beſtehenden Bundesbehörde abhängig zu machen. Eine ſolche Rich⸗ 
tung mußte natürlich bei letzterer Anklang finden, und um ſo ernſtlicher 
wurde das Beſtreben Oeſtreichs, deſſen Lebensintereſſen von dem Aus⸗ 
gange des großen Kampfes abzuhängen ſchienen, eine entgegenwirkende 
Stimmung zu erregen und zu ſtärken. Daher denn die große Thätigkeit, 
mit welcher dieſe Macht durch ihren ordentlichen Geſandten, den ſeit meh⸗ 
reren Jahren in der Schweiz akkreditirten Geheimrath von Schraut, und 
durch die außerordentliche Sendung von Senfft, welche den Unwillen 
Alexanders im höchſten Grade reizte, bei Bern einzuwirken trachtete, da 
die Bundesbehörde in Zürich nur den entgegenſtehenden Beſtrebungen 
Gehör ſchenkte; es wurde daher in den officiellen Aeußerungen Senfft's 
die Wiedervereinigung unter billigen und befriedigenden Bedingungen von 
Waadt und Aargau mit Bern von Seite Oeſtreichs in Ausſicht geſtellt, 
und dadurch Laharpe's Beſorgniß und Unwillen gereizt, der den Kaiſer 
Alexander zu ſo beſtimmten Erklärungen vermochte, daß Senfft gänzlich 
desavouirt und in Ungnade zurückberufen werden mußte. Die Intereſſen 
des Bündniſſes mit Rußland wogen wie natürlich für Oeſtreich ſchwerer, 
als die Geſtaltung der Schweiz. Bei dem überwiegenden Einfluſſe Ruß⸗ 
lands ſah die ſchweizeriſche Bundesbehörde ſich zu einer Abordnung an 
Alexander auf ſeiner Durchreiſe durch Baſel veranlaßt, und noch dringen⸗ 
der unter den obwaltenden Umſtänden Bern, von wo Alt⸗Schultheiß von 
Mülinen und Rathsherr L. Zeerleder an den Kaiſer entſendet wurden. 
Bei der denſelben, unmittelbar nach den eidgenöſſiſchen Deputirten, er⸗ 
theilten Audienz ſchien der Kaiſer gereizt, gegen Bern mißſtimmt und 
hörte flüchtig mit ſichtbarer Ungeduld auf die ihm vorgetragenen Bemer⸗ 
kungen. Er pries die Mediationsverfaſſung und ſagte unter Anderm: 
«Je n’ai point été enchanté, de ce qu'on a fait à Berne; on dit que 
M. de Senfft vous y a engagé, qu'il a agi de son chef sans pou- 
voirs; je n’entrerai pas là dedans, je ne veux pas le savoir. 
Que Berne renonce à Vaud et à l’Argovie, que font ces divisions 
de territoire, il faut étre liberal. (!!)» Der Kaiſer bemerkte den von 
ihm günſtiger aufgenommenen eidgenöſſiſchen Abgeordneten, der Einmarſch 
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in die Schweiz ſei enſchieden worden, während er ſich vom Hauptquartier 
abweſend in Karlsruh befand; man hätte nicht auf Herrn von Senfft 
hören ſollen: Je m'en suis expliqué franchement avec S. M. ’Empe- 
reur d' Autriche et son ministre. Je dois cependant disculper cette 
puissance qui a été induite en erreur par quelques intrigans 
suisses (!!) M. de Senfft a outrepassé ses pouvoirs, il s'est conduit, 
comme un C. n. Cependant je ne cache point, que j'ai cru que la 
Suisse qui avait aussi plus ou moins souffert du despotisme fran- 
cais et qui autrefois avait déjà tiré l'épée pour son independance, 
comme nous combattons maintenant pour celle de l'Europe, devrait 
aussi concourrir au m&öme büt..... J'ai été élevé par un suisse, 
mes freres et mes sœurs ont aussi été élevés par des suisses et 
des suissesses, et de la vient mon attachement pour votre brave 
nation. . . Il faut que les cantons dissidens se r&unissent sans delai 
a la diete.... Vous pouvez toujours compter sur mon amitié et ma 
bienveillance; je vous en donnerai volontiers des preuves; méme 
s’il était nécessaire de vous accorder une aide vigoureuse, vous m’y 
trouverez prét. 


Fünfzehntes Kapitel: Von Erlöſchung der Mediations⸗ 
verfaſſung bis zu dem Beſchluſſe des Wiener Congreſſes. 
Stellung von Bern vom 24. Dezember 1813 an. Beſchluß der Zürcher Tagſatzung vom 
29. Dezember. Die Mächte. Berathung über den Bundesvertrag. Der Wiener 

Congreß. Ankunft Napoleon's in Frankreich. 

Die Herrſchaft der Mediationsverfaſſung war beſeitigt durch die im 
Namen der alliirten Mächte bei dem Durchzug ihrer Heere erfolgten Er- 
klärungen Oeſtreichs. An Bern wurde die Aufforderung gerichtet, unter 
dem Vorbehalt einiger zeitgemäßen Zugeſtändniſſe die alten Zuſtände mit 
Vereinigung von Aargau und Waadt wieder herzuſtellen. Bern wollte, 
ſo lange die Mediationsverfaſſung beſtand, auf keine Weiſe von derſelben 
abweichen, und betrachtete nach wiederholter Ablehnung aller daherigen 
Zumuthungen dieſelbe erſt dann als beſeitigt, als der Vortrab der ver— 
bündeten Heere in die Stadt eingezogen war. Man hielt in Bern bei 
Wegfall jener auferlegten Verfaſſung nicht die vorher blos vorübergehend 
unter mancherlei Wechſeln zu keinem rechtskräftigen Beſtand gelangte hel⸗ 
vetiſche, ſondern die allgemein anerkannte vorangegangene und in langer 
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Dauer beſtandene der Stadt und Republik Bern für die einzig rechtlich 


24. Dezember. begründete, und erklärte ſich unterm 24. Dezember feierlich zu derſelben. 


Aargau und 
Waadt. 


Sie wurde gemäß einiger ihrer Formen wirklich ſo weit thunlich wieder 
in's Leben gerufen. Die!) ehemaligen noch überlebenden Mitglieder des 
Kleinen und des Großen Rathes nahmen die Regierung an die Hand, 
und vermehrten am 12., 14. und 17. Jänner durch neue Wahlen die 
Zahl der Mitglieder des Großen Raths bis auf 200, diejenige des Klei⸗ 
nen Raths bis auf 20. Die unbeſetzten Stellen ſollten vornehmlich zu 
Einberufung von Mitgliedern aus Aargau und Waadt vorerſt offen be⸗ 
laſſen ſein. In Beziehung auf Waadt war die Meinung in Bern ſelbſt 
eine ſehr getheilte. Viele hielten nach den verſchiedenen Intereſſen der 
betreffenden Landestheile, beſonders aber nach den Vorgängen bei der 
Trennung im Jahr 1798 und nach dem Verlauf einer bedeutenden Reihe 
von Jahren in ganz geſonderter gegenſeitig unabhängiger Verfaſſung und 
Verwaltung eine Wiedervereinigung wenn nicht geradezu für unthunlich, 
doch nicht für wünſchenswerth und bezweckten unter freundlichem gegen⸗ 
ſeitigem Verſtändniſſe blos eine Ausgleichung über mancherlei zum Theil 
in der Billigkeit gegründete Beſchwerden oder Forderungen. Andere hin⸗ 
gegen mit entſchiedener, auf die Erinnerung an viele werthgehaltene Ver⸗ 
hältniſſe beruhenden, Vorneigung ſtrebten mit Eifer nach der Wiederverei⸗ 
nigung. In der Waadt ſelbſt war der früher noch bei ſehr Vielen leb⸗ 
hafte Wunſch einer ſolchen in Folge der Ereigniſſe von 1802 und jetzt 
durch den Verlauf der Jahre und die Erſetzung eines ältern Geſchlechtes 
durch ein jüngeres, dem die Erinnerungen an frühere Zuſtände wo nicht 
ganz fremd doch keine lebendigen waren, ſehr zurückgetreten. 

Allgemeiner und entſchiedener waltete in Bern der Wunſch nach Wie- 
dervereinigung des ehemals zu Bern gehörigen Theils vom Kanton Aar⸗ 
gau, in welchem auch — allerdings im Gegenſatze gegen die Zwecke einer 
einflußreichen Zahl begüterter und angeſehener Männer, beſonders aber 
gegen diejenigen der Stadt Aarau — ſehr viele Stimmen namentlich aus 
der ländlichen Bevölkerung derſelben günſtig ſich vernehmen ließen. Die⸗ 
ſem Wunſche nun kam die beſtimmte Forderung Oeſtreichs zu Wieder— 
herſtellung der den Revolutionszeiten vorangegangenen Zuſtände befördernd 
entgegen, und der Erlaß vom 24. Dezember, den der wieder erſtandene 
ehemalige Große Rath der Stadt und Republik als ſeine erſte Aeußerung 


1) Ihre Zahl betrug noch 141 und es wurde zu Leitung der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten eine Commiſſion von 13 Mitgliedern niedergeſetzt, an deren Spitze der Alt-Raths⸗ 
herr May (ſeither Stadtſchultheiß) ſtand, ein allgemein geachteter, mit Schultheiß Freu⸗ 
denreich eng befreundeter Mann. Schultheiß von Wattenwyl nahm die Erwählung in 
die Commiſſion nicht an. 
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verkündete, war ein Ergebniß der ſo ausdrücklich erklärten Aufforderung 
Oeſtreichs?). 

Auf die erſte Anzeige des in Baſel erfolgten Einmarſches öſtreichiſcher 
Heere hatte Reinhard, nach Beiſeitsſetzung der Mediationsakte und der 
auf derſelben beruhenden Würde und der Befugniſſe des Amtes eines 
Landammanns, in ſeiner Eigenſchaft als Amtsbürgermeiſter des Vorortes 
Zürich eine Tagſatzung einberufen, die Einladung zu ihrer Beſchickung Tagſatzung in 
an die 19 Kantone der Mediationsverfaſſung gerichtet, und ſich dadurch Zurich. 
in ausgeſprochenen Gegenſatz gegen Bern geſtellt, welches, wie für den 
eigenen Kanton, ſo auch für die Eidgenoſſenſchaft, von den ehemaligen 
zu Recht beſtandenen Verhältniſſen, alſo hier von den XIII Kantonen 
ausgehen zu ſollen, überzeugt war; die von Bern angenommene Richtung 
beſtimmte den durch Laharpe in Anſpruch genommenen Kaiſer Alexander 
zu entgegenſtehenden Willensäußerungen, infolge welcher die Sprache 
Oeſtreichs — wie früher bemerkt worden — eine veränderte und daher 
die Haltung Berns auf der Grundlage vom 24. Dezember eine ſehr un— 
ſichere werden mußte. Reinhard, der durch die Einberufung der Tagſatzung 
(welche Bern und Solothurn, auch Unterwalden nicht beſchickten) nochmals 
die Stellung eines aktiven Bundeshaupts mit derjenigen des Vorſtandes 
im vorörtlichen Kantone verband, konnte daher, der Unterſtützung Ruß⸗ 
lands durch Laharpes Verwendung geſichert, zu offener Beſtreitung der 
berneriſchen Beſtrebungen übergehen und ſo erfolgte die Kundgebung vom 
29. Dezember, in welcher durch formelle Anerkennung der neuen Kantone 29. Dezember. 
und alſo von Waadt und Aargau als von Bern unabhängig der Bruch 
mit dieſem Stande eigentlich verkündet, und Reinhard?) zugleich des Er— 
folgs ſeiner Beſtrebungen gegen denſelben verſichert ward. Reinhard 
wurde für den Staatsſtreich des 29. Dezembers durch ihm perſönlich zu— 
gethane Geſinnungsgenoſſen und durch Gegner Berns weſentlich unter— 
ſtützt, vornehmlich aber emporgehalten durch die bekannten Vorneigungen 
des Kaiſers Alexander. Es wurde eine kurze Verſammlung der Abge— 


2) Die Proklamation vom 24. Dezember war nach den Eröffnungen Senfft's von 
einigen wenigen Perſonen in Eile entworfen und ohne eigentliche Berathung im Drange 
der Umſtände und in großer Aufregung angenommen worden. Nach Form und Gehalt 
war ſie ein Mißgriff, und wurde ſogar von einigen derjenigen, die dazu geholfen hatten, 
nur als die „unglückliche“ bezeichnet. Schultheiß von Wattenwyl erhielt auf ſeiner Rück⸗ 
reiſe vom Armeekommando nach Bern Kenntniß von derſelben, da ſie im Speiſezimmer 
des Gaſthofs angeſchlagen war. Mit einer unwillkührlichen Bewegung peinlicher Ueber— 
raſchung rief er aus: Mon Dieu, ont-ils donc perdu la téte! 

3) Der Antagonismus Reinhards gegen Bern war ſtaatlich und perſönlich; gegen 
eine Zürich überragende Machtſtellung und gegen den Einfluß Wattenwyls, über deſſen 
Stellung als General er mehr als einmal nicht in geneigtem Sinne ſich äußerte. 
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ordneten, welche aus der Mitte der XIII alten Kantone in Zürich ſich be⸗ 
fanden, verabredet, welche ſich im Namen derſelben zu Aufnahme der 
„ſeit einer Reihe von Jahren“ zum Bunde gehörigen neuen Kantone er⸗ 
klären würden. Dieſelbe wurde denn auch ſogleich — allerdings von Ab⸗ 
geordneten, welche mit keiner Inſtruktion, noch Vollmacht zu einem ſolchen 
Zwecke verſehen waren — ausgeſprochen. Ohne Graubündten und Teſſin, 
deren Abgeordnete nicht hatten eintreffen können, und ohne Bern, Unter⸗ 
walden und Solothurn, die ſie nicht beſchickt hatten. Ohne Rückſicht auf 
das ihm bezeugte Zutrauen hatte Reinhard, über die mit den Beſtrebungen 
Senffts in entſchiedenem Widerſpruche ſtehenden offiziellen Aeußerungen 
der öſtreichiſchen und ruſſiſchen Bevollmächtigten gegen Bern vollkommenes 
Stillſchweigen gehalten. 

Die durch eine entgegenſtehende Haltung von Zürich und Bern ſich 
kundgebende Spaltung veranlaßte eine Mehrzahl der alten Kantone (Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Solothurn) ſich von der 
Zürcher Tagſatzung zu trennen, bei welcher nebſt den neuen Kantonen 
blos Zürich, Glarus, Baſel, Schaffhauſen und Appenzell verblieben. Die 
Beweggründe zur Trennung waren ſehr verſchiedene, bei einigen, Luzern, 
Freiburg und Solothurn, waren wohl die Beſtrebungen zu Befeſtigung 
der wie in Bern auf ehemalige Verhältniſſe zurückgeführten Kantonal⸗ 
verfaſſungen die überwiegenden; bei andern, den ehemaligen demokratiſchen, 
war es der Wunſch nach Wiederherſtellung ehemaliger wohlbegründeter 
Rechte auf gemeinſchaftliche Beſitzungen und der damit verbundenen Vor⸗ 
teile “). In Zürich ſelbſt herrſchte einige Geneigtheit zu Erhebung von 
Anſprachen mit Hinblick auf die Grafſchaft Baden und Thurgau, doch 
dagegen überwog die Beſorgniß, den Anſprüchen Berns Gewicht zu ver- 
leihen und das Beſtreben durch Beſchützung der neuen Kantone beſtändiger 
Vorort zu bleiben. Reinhard verband mit der entſchiedenſten Gegner⸗ 
ſchaft gegen Bern die ſorgfältigſte Berückſichtigung zürcheriſcher Intereſſen. 
In dieſem wichtigen Augenblicke bezweckte er: 

1) Möglichſte Rettung der Mediationsverfaſſung im Hinblick auf die 
zukünftige Machtſtellung Napoleons als Nachbar. 2) Verhinderung eines 
Aufſchwungs von Bern, und 3) Sicherung der Stellung Zürichs zu Lei⸗ 
tung der eidgenöſſiſchen Angelegenheiten. 

In der Abſicht den Widerſtand Reinhards gegen die Reconſtituirung 
der Schweiz gemäß der Grundlage der XIII Kantone zu heben, wurden 


4) Uri verlangte das zu Teſſin geſchlagene Livinerthal zurück. Schwyz hatte An⸗ 
ſprüche auf die mit St. Gallen vereinigten Bezirke von Utznach, Gaſter, Sargans und 
Gams u. ſ. w. 
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von Bern zwei Mitglieder des Kleinen Raths an ihn abgeordnet, welche 
die Bereitwilligkeit zu jeder billigen Verſtändigung bezeugen, allein zu- 
gleich erklären ſollten, daß Bern an der nach Zürich ausgeſchriebenen 
Verſammlung der 19 Kantone nicht theilnehmen könne. Sie fanden dieſe 
bereits eröffnet und die entgegenſtehenden Anſichten zu vereinbaren war 
keine Ausſicht, ſo daß die Abgeordneten unverrichteter Dinge wieder ab— 
reisten; die von Reinhard ertheilte Antwort beſagte: „Für große Opfer 
iſt das Bewußtſein eines edeln Entſchluſſes, der Achtung der Mit- und 
Nachwelt, vorzüglich aber der Dank von Brüdern und Miteidgenoſſen 
ein würdiger Lohn; dieſer werde dem Stand Bern in vollſtem Maße zu 
Theil, wenn die Hoffnung, die wir auf ſeine Denkungsart gründen, in 
Erfüllung geht, wenn die Wohlfahrt der geſammten Eidgenoſſenſchaft ihm 
noch mehr iſt als eigene Vortheile, die er nie ungetrübt genießen oder 
ruhig behaupten, noch für dieſelben im Vereine der ſchweizeriſchen Staaten 
die angemeſſene Garantie finden würde.“ Bei dem tiefen Gefühl des 
am 29. Dezember gegen Bern begangenen Unrechts mußte eine ſolche 
Belehrung erbittern. 

Das Band, welches die Kantone zu einer Eidgenoſſenſchaft vereinigen 
ſollte, war durch dieſe Ereigniſſe und durch die Einwirkungen von außen 
nicht nur gelockert, ſondern nahezu aufgelöst, und es fiengen bereits die 
Anzeichen regelloſer Zuſtände an, ſich kund zu geben. Es erzeigte ſich 
eine große Erregung in der Waadt, die Regierung waffnete gegen Bern 
und zwar ohne Hehl. Einer ihrer einflußreichſten Magiſtraten, der Ab- 
geordnete auf der Tagſatzung, Monod, trieb offenkundig ſeine Regierung 
zu einem Anfall auf das „Raubneſt“ (tomber sur le repaire), mit 
berechneter Angabe der wenigen Mittel und der kurzen Zeit, der es zu 
einer Verwirklichung desſelben bedürfe. Bern ergriff einige Vorſichts— 
maßregeln zu Abwehr, jedoch ſo beſchränkt, daß von einem Angriffe von 
ſeiner Seite nicht die Rede ſein konnte. Der Aufregung in der waadt— 
ländiſchen Bevölkerung iſt beizumeſſen, daß bei dem Durchzug der öſt— 
reichiſchen Truppen, eine Anzahl achtbarer Männer, die bis dahin als 
entſchiedene Freunde Berns bekannt waren, ſich veranlaßt ſahen, bei dem 
General Bubna gegen eine Wiedervereinigung von Waadt mit Bern 
Verwahrung einzulegen. Aargau beförderte ſeinerſeits die Ausrüſtung 
feindſeliger, zum Theil berittener Freiwilliger, die bezeichnend genug ſich 
Koſaken nannten. Dieſen Anzeichen eines beabſichtigten Losbruchs ſetzte 
Reinhard als Bundeshaupt keine Abmahnung entgegen. 

Unter dem 1. Jänner 1814 richteten die Geſandten von Oeſtreich 
und Rußland, Lebzeltern und Capo d'Iſtria eine gemeinſchaftliche Note 
an das Bundeshaupt, durch welche die Schweiz auf das Bedürfniß auf- 
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merkſam gemacht wurde, eine Bundesverfaſſung aufzuſtellen, die in ſich 
ſelbſt die Grundlage und die Gewährleiſtung der Dauerhaftigkeit enthalte, 
mit der Zuſicherung J. J. K. K. M. M. würden einen durch die Zuſtim⸗ 
mung der Nation beſtätigten Akt (acte sanctionné par le suffrage de 
la nation) (??) feierlich anerkennen, und der Schweiz die ihr von der 
franzöſiſchen Regierung entriſſenen Gebietstheile wieder zuwenden. Ein 
wenig nebelhaft erſchien der Erlaß über den Standpunkt, von welchem die 
neue Begründung der eidgenöſſiſchen Verhältniſſe ausgehen ſolle: „S. E. 
der Herr Landammann in weislicher Erwägung dieſer Mittheilung und 
in der Ueberzeugung, J. J. M. M. würden in keinem Falle irgend einen 
vereinzelten Entſcheid bezüglich auf die Bundesverhältniſſe der Schweiz 
anerkennen, werde es zweifelsohne für nützlich erachten, die geeigneteſten 
Mittel zu ergreifen, daß aus dem gegenwärtigen Zuſtande eine Ordnung 
der Dinge hervorgehe, vermittelſt welcher die Schweiz an die Reviſion 
ihres Verfaſſungsakts ſchreiten könne und an die Feſtſetzung des Codex, 
welcher ihr Glück begründen, und ihren politiſchen Verband mit allen 
europäiſchen Mächten feſtſetzen ſolle.“ Auf dieſe orakelmäßige Eröffnung, 
welche den Uebergang aus einer noch vor kurzer Zeit von Oeſtreich ge— 
führten ſehr verſchiedenen Sprache bildete, antwortete die Verſammlung 
ſchon unterm 4. Jänner. Nach der Aeußerung der erhaltenen Beruhigung 
und ihres Dankes beſagt die Antwort: „Die Verſammlung der Kantonal⸗ 
deputirten, welche durch die Uebereinkunft vom 29. Dezember die Auflöſung 
der mediationsmäßigen Verhältniſſe ausgeſprochen habe, in einer unpartei⸗ 
ſamen Stellung zwiſchen der alten Ordnung der Dinge und derjenigen, 
die zu Ende gehe, wünſche die Grundlagen des neuen Bundesgeſetzes aus 
denjenigen einfachen und fruchtbaren Grundſätzen hervorgehen zu ſehen, 
welche bereits von einer großen Mehrheit der Kantone gebilligt ſeien, 
und deuen hoffentlich die andern ſich bald anſchließen werden. Mit einem 
ſolchen Bundesgeſetze werde die Tagſatzung ſich befaſſen. Das Ergebniß 
der Berathungen der unvollſtändigen Verſammlung theilte ſie unterm 10. 
Hornung in den Entwurf des Bundesvertrags den beiden Miniſtern mit, 
und zugleich auch die von den Kantonen Bern, Freiburg und Solothurn 
erhobene Einſprache gegen die Befugniß der als Tagſatzung auftretenden 
Verſammlung. Die Miniſter wurden erſucht, zu Hebung der Hinderniſſe 
gegen eine vollſtändige Vereinigung der 19 Kantone mitzuwirken, und ſie 
hinwieder in Kenntniß geſetzt, daß ihr confidentieller Antrag, die Grenz— 
berichtigungen zwiſchen einigen Kantonen (in Beziehung auf die erhobenen 
Anſprachen) auf den allgemeinen Frieden zu verſchieben, nicht in den 
Entwurf aufgenommen, ſondern derſelbe bloß im Protokoll vorgemerkt 
werde. Die Miniſter antworteten unterm 14. Hornung durch drei Noten; 
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in der einen erklärten ſie die Unzuläßlichkeit der Grundlage der XIII 
Kantone, in der zweiten wurde unter der Einladung an den Landammann, 
den Ständen die Noten vom 20, Dezember und 1. Jänner vorzulegen die 
Hoffnung ausgeſprochen, daß alle Kantone an der Berathung des Bundes- 
entwurfs theilnehmen werden. In der dritten zeigen ſie ihre bevorſtehende 
Abreiſe in das Hauptquartier der Alliirten an und empfehlen Verſöhnung 
und Beharrlichkeit im Zuſammenhalten der beſtehenden Bundesverhältniſſe. 

Mittlerweile hatten die Miniſter durch eine Note vom 20. Jänner 
die Regierung von Bern aufgefordert, binnen acht Tagen die Tagſatzung 
in Zürich zu beſchicken. Mit 115 Stimmen gegen 6 lehnte der Große 
Rath die Aufforderung ab, und verlangte als Bedingung: eine dreizehn— 
örtige Tagſatzung ſolle vorerſt über die künftigen Verhältniſſe der nicht 
zu den XIII Orten gezählten Landſchaften eine Beſtimmung treffen und 
die Tagſatzung ſolle den Grundſatz der Nichteinmiſchung in die Kantonal— 
verfaſſungen ausſprechen. Das Verlangen, in einer Verſammlung der 
XIII Orte zuſammenzutreten, hatten, wie bemerkt, mit Ausnahme von 
Zürich, Glarus, Baſel, Schaffhauſen und Appenzell?) die alten Kantone 
ausgeſprochen; in Folge einiger vorläufigen Conferenzen zwiſchen den Ur— 
ſtänden, denen in Gerſau Luzern beitrat, und zwiſchen Bern, Freiburg 
und Solothurn ſchrieb auf den Antrag von Uri, Luzern auf den 17. März 
eine Conferenz der XIII alten Orte in ſeine Hauptſtadt aus, welche nun— 
mehr Reinhard durch den Scheinantrag, eine ſolche in Zürich zu veran— 
ſtalten, vergeblich zu vereiteln ſuchte. Zu großem Mißfallen der in Zürich 
weilenden Miniſter und der dort befindlichen Abordnungen der Stände 
wurde ſie auf den anberaumten Tag von den acht Orten beſchickt und 
erregte die Beſorgniſſe der neuen Kantone, die ſich um ſo enger verban— 
den und ihre Rüſtungen vermehrten. 

Die Stellung der beiden Verſammlungen in Zürich und in Luzern 
war eine ſehr verſchiedene. Jene hatte in dem Entwurf der neuen Bun— 
desakte einen formellen Verband, und ſie war von den fremden Miniſtern 
ausſchließlich anerkannt. Die Conferenz in Luzern ermangelte jedes offi— 
ciellen Verbandes. Die Urſtände hatten in Brunnen das Urbündniß von 
1308 mit dem Gedanken erneuert, daß die Eidgenoſſenſchaft, ſie als Stif— 
ter anerkennend, auf demſelben wieder aufgerichtet werden könnte; weder 


5) Ueber Zürichs Verhältniſſe in dieſer Richtung iſt hier nichts beizufügen; Glarus 
war durch den Landammann Heer, einen der einflußreichſten ſchweizeriſchen Staatsmänner, 
beſtimmt; Baſel, unter der Leitung von Bürgermeiſter Wieland, Bern ſehr abgeneigt; 
Schaffhauſen hielt mit Zürich, und für Appenzell überwog der Einfluß des Bern eben— 
falls ſehr abgeneigten Landammanns Zellweger von en die ſchwankende Nei⸗ 
gung von Innerrhoden. 
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den Zuſtand von 1798 noch den gegenwärtigen wollten ſie als maßgebend 
anſehen, und die berniſche Geſandtſchaft wurde gewahr, daß die Anſprache 
Berns auf Waadt bei ihnen Beſorgniſſe errege. Sie erklärte daher nebſt 
der zu Gunſten der andern berechtigten Kantone ausgeſprochenen Verzicht⸗ 
leiſtung auf ehemalige gemeine Herrſchaften diejenige auf jede Gewähr⸗ 
leiſtung feiner Rechte auf Waadt“) und bald des Fernern die Geneigtheit 
Berns, die Unabhängigkeit der Waadt nach freiwilliger Uebereinkunft an⸗ 
zuerkennen, wenn ſeine Mitſtände ſeine Anſprüche auf die ehemals zu 
Bern gehörigen Theile Aargau's unterſtützen wollten. Auch wurde die 
Bereitwilligkeit in Ausſicht geſtellt, die Stadt Aarau mit ihrem Um⸗ 
ſchwung als unabhängiges Gebiet zu erklären, zu allfälliger Reſidenz ei⸗ 
nes zukünftigen Bundesrathes. Dieſe Erklärungen wurden mit Befriedi⸗ 
gung aufgenommen und die Conferenz verhieß der berneriſchen Geſandt⸗ 
ſchaft ihre friedliche Unterſtützung in Beziehung auf Aargau. 
Sendung von Landammann Heer, deſſen Kanton mehr zu den alten Ständen hin⸗ 
Heer. neigte, hielt denſelben durch feinen überwiegenden Einfluß, wie es ſcheint 
vornehmlich aus Beſorgniß vor den Folgen einer Auflöſung der beſtehen⸗ 
den Bundesverhältniſſe, bei Zürich zurück; in Verbindung mit Finsler 
und Moußon ſtrebte er nach Vermittlung zwiſchen den ſich gegenüber⸗ 
ſtehenden Richtungen Zürichs und Berns. Als eidgenöſſiſcher Oberſt⸗ 
Kriegskommiſſär war er mit Wattenwyl in nähere Verhältniſſe gekommen 
und genoß deſſen Achtung und Zutrauen. Er wurde auserſehen von 
Zürich aus ohne amtlichen Auftrag die Conferenz in Luzern zu Er⸗ 
gründung ihrer Verhältniſſe zu beſuchen; er gab den Abgeordneten zu 
verſtehen, die bei der Zürcher Verſammlung repräſentirten Stände 
Zürich, Glarus, Baſel, Schaffhauſen und Appenzell würden ſich nicht 
ungeneigt finden laſſen, an einer dreizehnörtigen Verſammlung theilzu⸗ 
nehmen. 

Gleichzeitig mit Heer's Ankunft in Luzern erhielt der berneriſche Ge⸗ 
ſandte von Mülinen eine Einladung zu einer Zuſammenkunft mit Leb⸗ 
zeltern in Zug. Dieſer eröffnete ihm die unterm 13. März in Chaumont 
von den alliirten Mächten ausgeſprochene unwiderrufliche Anerkennung 
der Gebietsintegrität der 19 Kantone der Mediation, „von denen kein 
Dorf abgetrennt werden ſolle“. Soweit war es im Gefolge der Willens— 
meinung Alexanders mit den öſtreichiſchen Erklärungen vom Dezember 
gekommen! Lebzeltern erbot als Eutſchädigung für den von Bern erlitte⸗ 


m nen Gebietsverluſt die Ueberlaſſung des ehemaligen Bisthums Baſel; die 
aſel. 


6) Ehemals hatten die katholiſchen Orte (mit Ausnahme von Freiburg und Solo⸗ 
thurn) die Eroberung der Waadt nicht gewährleiſtet. 
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kalte und herbe Unterredung endigte ohne Erwiderung Mülinen's auf 
ſolche Entſchädigungsvorſchläge. 

Der Beſuch Heer's wurde von der Conferenz in Luzern durch den 
Gegenbeſuch Luſſer's bei der Zürcher Verſammlung erwidert. Er wurde 
über die Folgen beängſtigt, welche die Fortdauer der Luzerner Verſamm⸗ 
lung herbeiführen könne und dem Vernehmen nach ward die Theilnahme 
an der neunzehnörtigen Tagſatzung als Mittel zu günſtiger Berückſichti⸗ 
gung der Anſprache von Uri auf Livinen in Ausſicht geſtellt. Zugleich 
mit ſeiner Rückkehr nach Luzern trafen am 24. März daſelbſt ein der 
Staatsrath (ſeither Bürgermeiſter) von Wyß und Landammann Zellweger. 
Jener überbrachte ein Schreiben des Vororts Zürich, welches unter Ab— 
ſchlag der Einberufung einer Tagſatzung der XIII Orte die ſchleunige 
Beſchickung derjenigen der 19 Kantone verlangte; Zellweger war Träger 
eines Schreibens der Miniſter, welche zu unverzüglicher Theilnahme an 
Letzterer aufforderten. 

Die Regierung von Luzern, durch den Staatsſtreich vom 16. Hor— 
nung an die Stelle der Mediationsbehörden getreten, fühlte ſich nicht feſt, 
und die Bemerkung, ihre Anerkennung durch die Miniſter werde durch 
die Beſchickung der Verſammlung der 19 Kantone in Zürich bedingt ſein, 
machte großen Eindruck auf ſie. Rüttimann, Präſident der Conferenz, 
verlas das Schreiben der Miniſter und beantragte die Anhörung der 
beiden Abgeordneten. Wyß mit vielem Anſtand, und Zellweger?) mit 
einer Herausforderung, welche heftige Rückäußerungen veranlaßte, drangen 
zu unverweilter Vereinigung in Zürich mit der dortigen Verſammlung; 
ſie werde von den Mächten gebieteriſch gefordert, und dieſelben ſeien zu 
einer dictatoriſchen Vermittlung entſchloſſen, welche zum Drucke bereit 
liege; binnen 24 Stunden müſſe man ſich der Aufforderung unterwerfen. 

Nach Entfernung der beiden Abgeordneten eröffnete Luzern die Um⸗ 
frage mit der Erklärung, dieſer Stand habe bereits ſeine Zuſtimmung 
beſchloſſen; dieſer Erklärung ſchloß Uri ſich an. Berns Geſandter forderte 
nunmehr die Eidgenoſſen auf, ihre Ehre und Unabhängigkeit gegen ein Auflöſung der 
Machtgebot zu behaupten, und beantragte die unverzügliche Reconſtituirung Conferenz. 
der Eidgenoſſenſchaft durch Beſchwörung der Bünde (unter vorerſtiger 


7) Zellweger verurſachte durch die Zumuthung, die Abgeordneten ſollten ihrem Auf⸗ 
trage entgegen ſich nach Zürich begeben und von dort neue Inſtructionen begehren, ſo— 
wie durch ſeine Schroffheit als Wortführer im Namen der Miniſter, eine ſolche Miß— 
ſtimmung in der Verſammlung, daß während ſeiner Rede die mehrſten Abgeordneten 
ihre Stühle verließen, und die laute Aeußerung vernommen wurde: „In andern Tagen 
hätte man einem ſolchen Dolmetſch den Weg zum Fenſter hinaus in die Reuß gewieſen,“ 
und es auch ſpäter bei der Mittagstafel zu heftigen Auftritten kam. 
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Verzichtung auf eine Gewährleiſtung zu feinen Gunſten), eine Verwah⸗ 
rung gegen die Dazwiſchenkunft der Mächte und eine Abſendung in ihr 
Hauptquartier zu Ueberbringung derſelben. Endlich erklärte Mülinen 
Namens ſeines Standes, daß, da die Bedingung einer eidgenöſſiſchen 
Verwendung zu Gunſten der Wiedervereinigung von Aargau mit Bern 
nicht erfüllt worden ſei, und das dictatoriſche Einſchreiten der Mächte 
jeder Verſtändigung den Faden abſchneide, ſo müſſe Bern von ſeiner be— 
dingt ausgeſprochenen Verzichtleiſtung auf Waadt ſich losſagen und alle 
ſeine Rechte vorbehalten. 

Die Erklärungen der Miniſter hatten die meiſten Geſandten in Luzern 
eingeſchüchtert; ſie hatten keine auf einen ſolchen Fall berechnete Inſtruc⸗ 
tionen, und außer Bern getraute ſich keine von Vollmachten Gebrauch zu 
machens). Durch die Erklärung des Präſidialgeſandten des ausſchreiben⸗ 
den Standes war die Conferenz thatſächlich aufgelöst. Die berneriſche 
Geſandtſchaft wollte ſich die ſummariſche oder tumultuariſche Auflöſung 
nicht gefallen laſſen, und verlangte noch eine Zuſammenkunft. Sie ſchickte 
zugleich den Legationsrath Fiſcher nach Zürich, um über die angedrohte 
Mediation der Mächte einigen Aufſchluß zu erhalten. In einer Unter⸗ 
redung, zu welcher derſelbe von den Miniſtern Rußlands, Oeſtreichs und 
Preußens eingeladen wurde und die nahe an drei Stunden dauerte, wur⸗ 
den die Verhältniſſe beſprochen, und ſtatt herber Drohung ließen die durch 
die Auflöſung der Luzerner Conferenz in beſſere Stimmung verſetzten 
Miniſter in höflichen Aeußerungen ihre beſtimmten Erwartungen verneh⸗ 
men, wogegen ihnen der innere Widerſpruch zwiſchen den Syſtemen der 
Revolution und der Legitimität freimüthig vorgeſtellt wurde, welche man 
in der Schweiz zur Geltung zu bringen gedenke. Bei verhältnißmäßig 
größerer Stärke ſei Bern, ohne je ſeine Mißſtände zu gefährden, lange 
Zeit hindurch der Schild der ſchweizeriſchen Neutralität geweſen; die Ge⸗ 
danken ſeiner Regierung über die angebotene Gebietsentſchädigung ſeien 
dem Sprecher völlig unbekannt; nach ſeiner individuellen Anſicht würde 
man nie und nimmer zu Annahme die Hand bieten. Biel ſei ein mit 
Bern verbündeter Ort geweſen, deſſen Kleinheit an ſeinem Rechte nichts 
ändere; das Münſterthal könne frei ſich zum Anſchluß erklären; der ka⸗ 
tholiſche Landestheil ſei von Bern verſchieden nach Religion, Sprache, 
Geſetzen und Gewohnheiten und durch deſſen Vereinigung würde Bern 
eher geſchwächt als geſtärkt. Es handle ſich nicht um die Zahl der Lan⸗ 


8) Entrüſtet über die eilige Nachgiebigkeit Einiger, bemerkte ihnen Landammann 
Zelger: ob ſie fürchteten, zu Erhebung der Prämie (Schulprämie) zu ſpät nach Zürich 
zu kommen. 
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desangehörigen, noch um die Größe der Gebietsoberfläche, ſondern um 
vaterländiſche, geſchichtliche, rechtliche Verhältniſſe. Wolle Waadt nach 

ruhiger Prüfung getrennt bleiben, jo möge dieß unter Verſtändigung ge⸗ 

ſchehen; Aargau werde vereinigt mit dem ſtammverwandten Bern beſſer 

bedacht ſein, als in Verbindung mit heterogenem Gebiete. Der Kanton 

Bern könne verſtückelt, allein entſchädigt werden könne die Republik nicht, 

wenn man derſelben ihre Söhne entziehe und dafür Gebietstheile anhänge, 

die ſich als derſelben fremd betrachten. Nach freimüthiger weiterer Aus— 
einanderſetzung dieſes berneriſchen Standpunkts äußerte ſich Capo d'Iſtria, 

es ließe ſich vielleicht noch ein Ausweg finden, immerhin müſſe aber vor⸗ 

erſt die Tagſatzung ſich conſtituiren. Die in Zürich anweſenden ſchweize- Frickthal. 
riſchen Geſandtſchaften zeigten viele Mißſtimmung gegen Bern, wohin die 
Miniſter den ruſſiſchen Geſandtſchaftsſekretär mit einer Aufforderung zum 
Beſuche der Tagſatzung in Unterſtützung der drohenden Aufforderungen 
des öſtreichiſchen Geſandten von Schraut entſendeten. Mit Letzterem hatte 
ſich wegen der auf berneriſcher Grenze ſtattgehabten Verhaftung einiger 
von ihm mit Geleitsbriefen verſehenen Freiburger ein Anſtand erhoben, 
der mit Bitterkeit verfolgt wurde. 

Unterm 26. März richteten die Miniſter von Oeſtreich, Preußen und 
Rußland eine Note an die berniſche Regierung, welche als Ultimatum 
die Aufforderung zu Beſchickung der Tagſatzung unter Anerbieten der Ab- 
tretung des Bisthums Baſels und Biels unter Vorbehalt einiger Grenz— 
berichtigungen zu Gunſten von Solothurn?) aufſtellte. Laharpe war 
mittlerweile bei ſeinem kaiſerlichen Zöglinge eingetroffen, und hatte deſſen 
Mißſtimmung gegen Bern ſo geſpannt, daß nach zuverläſſigen Berichten 
derſelbe entſchloſſen war, gegen die Regierung von Bern Gewalt zu ge— 
brauchen. 

Unter ſolchen Umſtändeu beſchloß der Große Rath mit 118 Stimmen Beſchickung der 
gegen 55, die Beſchickung der Tagſatzung; ſeine Geſandtſchaft ſollte gegen Tagſatzung. 
die Losreißung von Waadt und Aargau Verwahrung einlegen mit der 
Erklärung, zu Abwendung nachtheiliger Folgen für die Schweiz unter— 
ziehe ſich Bern dem Willen der Mächte, und werde den Vorſchriften des 
Bundes treu verbleiben. 83 Stimmen erklärten unbedingt (wir halten 
dafür, in ganz richtiger Würdigung aller Verhältniſſe) die Ablehnung der 
angetragenen Gebietstheile, ſei es als Entſchädigung oder Schenkung, 
während dagegen 71 Stimmen die Entſchädigungsfrage auf den allge— 


9) Die Regierung von Solothurn hielt den Anlaß für geeignet, ſich die auf dem 
linken Aarufer liegenden berneriſchen Gebietstheile (Bipp und einen Theil von Wangen) 
zu verſchaffen, ſtieß jedoch auf unbedingten Abſchlag eines ſolchen grundloſen Anſprungs. 


Eröffnung der 
„langen“ Tag⸗ 
ſatzung 
4. April. 


Biel und Bis⸗ 
thum von Bern 
abgelehnt. 
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meinen Frieden verſchieben wollten. Zugleich verwahrte ſich Bern gegen 
jede Einmiſchung der Tagſatzung in die Kantonalverfaſſungen. 

Die von der Luzerner Conferenz heimkehrende Geſandtſchaft, (Schult⸗ 
heiß von Mülinen, Rathsherr von Stürler und Major Fiſcher) wurde 
nach Zürich geſchickt. Ihre ſehr allgemein gehaltenen Inſtruktionen und 
Vollmachten verwieſen ſie an die erwähnten Großen Rathsbeſchlüſſe und 
auf ſorgfältige Bewahrung aller Rechte auf die in England angelegten 
berneriſchen Gelder; in allen Vorkommenheiten ſollte ſie nach den ihr be⸗ 
kannten Grundſätzen zu Ehre des Standes und zum Wohl des ſchweize⸗ 
riſchen Vaterlandes nach beſtem Wiſſen ſtimmen. Am 4. April wurde in 
einer trüben durch keine erfreulichen Ausſichten erheiternden Nachmittags⸗ 
ſitzung die unter dem Namen der „langen“ bekannt gewordene Tagſatzung 
eröffnet, deren beſondere Aufgabe es war, eine Bundesverfaſſung zu be⸗ 
rathen. Mit Freimüthigkeit und in edelm Sinne ſtattete Mülinen feinen 
Gruß ab: „Er erwähnte der Mißbilligung der Mächte über den von 
Bern eingeſchlagenen Gang, durch beharrliche Widerſetzlichkeit gegen ihren 
Ausſpruch habe ſein Stand gemäß den Wünſchen vieler ſeiner älteſten 
und liebſten Eidgenoſſen ſich nicht dem Vorwurf bloß geben wollen, in 
dieſen bedenklichen Zeiten das Vaterland zu gefährden.“ Sobald die Tag⸗ 
ſatzung ſich konſtituirt hatte, ſetzte ſie zu Vorberathung der wichtigern 
Geſchäfte und zu den Unterhandlungen mit den Miniſtern eine „diploma⸗ 
tiſche Commiſſion“ nieder, in welche unter dem Vorſitze Reinhards, Mülinen, 
Reding, Heer, Rüttimann, Wieland und Monod gewählt wurden. 

Schon bei der erſten Verhandlung der Tagſatzung war fie von als— 
baldiger Auflöſung bedroht. Gemäß Reinhards Abſicht, den verwickelten 
Knoten der Territorialanſprachen zu zerſchneiden, war im erſten Artikel 
des zu berathenden Bundesentwurfs unter Aufzählung der 19 Kantone 
ihre gegenſeitige Gewährleiſtung ausgeſprochen; Berns Geſandtſchaft, deren 
Regierung der Unterwerfung unter den Ausſpruch der Mächte die Be⸗ 
dingung einer mit Waadt abzuſchließenden Uebereinkunft und einer Ver⸗ 
ſtändigung mit Aargau zur Seite geſtellt hatte, erklärte ihre unverzügliche 
Abreiſe, wenn die Tagſatzung die durch die Mediation aufgeſtellten Kan⸗ 
tone gewährleiſte und theilte dieſe Erklärung den Miniſtern mit. Unter 
dieſen Umſtänden eröffnete Capo d'Iſtria den Vorſchlag, daß Oeſtreich 
das Frickthal an Bern abtrete, welches dasſelbe gegen Berneriſch-Aargau 
austauſchen könne. Dieſen Vorſchlag würden die Miniſter ihren Höfen 
empfehlen, und Bern möchte deſſen Genehmigung in Paris betreiben. In 
dieſer Zeit richtete (unterm 9. April) die berneriſche Geſandtſchaft in Zürich 
an die Miniſter von Oeſtreich, Preußen und Rußland eine Note zu Ab- 
lehnung der Vereinigung von Biel und Bisthum Baſel mit dem Kanton 
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Bern, unter Aeußerung des Wunſches, daß im Intereſſe der ſchweizeriſchen 
Neutralität dieſe Gebietstheile als eigener Kanton oder auf ſonſt ange 
meffene Weiſe zur Schweiz geſchlagen werden; ſie erhob Einrede gegen 
den revolutionären Fortbeſtand der Kantone 1 und Waadt und er⸗ 
wähnte des Vorſchlags für das Frickthal. Die Miniſter antworteten aus⸗ 
weichend am 15. April. 

Auf die Andeutung der Miniſter, daß die Abtretung des Frickthals 
ihren Höfen empfohlen werden möchte, hatte die Regierung von Bern den 
Oberamtmann (nachher Seckelmeiſter) von Muralt nach Paris abgeordnet. 
Er fand bei Metternich eine höfliche Aufnahme, konnte ihn jedoch ſpäter 
nicht wieder ſprechen; Neſſelrode ließ das Empfehlungsſchreiben durch 
einen Sekretär in Empfang nehmen; Hardenberg wich jeder Erörterung 
aus, und der nach der Schweiz beſtimmte engliſche Geſandte Stratford 
Canning in Paris durch Laharpe und den ehemaligen helvetiſchen Mi⸗ 
niſter Stapfer über ſchweizeriſche Verhältniſſe unterrichtet, ſprach ſich 
für die laharpiſch⸗ruſſiſche Anſicht aus !“). Angewieſen, fi) wo möglich 
mit dem vielvermögenden Lehrer des ruſſiſchen Kaiſers zu verſtändigen, 
traf er bei dieſem nur tödtlichen Haß. „Die Regierungen von Bern, 
Luzern, Freiburg und Solothurn ſeien bloß uſurpatoriſche; dieſe Kantone 
müßten zu den Mediationsgrundſätzen zurückkehren; die Mächte werden 
ſie ſonſt dazu zwingen; oui, nous marcherons pour Bulle, Morat et 
les opprimés dans les quatre Cantons.“ Capo d'Iſtria trug die Frage 
wegen Frickthal ſeinem Kaiſer vor, ſcheiterte jedoch an Laharpe's Einfluß, 
und erhielt den Befehl, zu Betreibung der Vollendung eines neuen Föderal— 
akts nach Zürich abzureiſen. 

Mühſam, in unfreundlich geſpannter Stimmung ſchritt die Tagſatzung 
in den Berathungen über den Bundesvertrag vor. Bern bekämpfte die 
zu Unterſtützung der Mediationsanſichten hartnäckig feſtgehaltene Ein⸗ 
Wird der Tagſatzung auf die Kantonalverfaſſungen und das damit 


10) Nach einigem Aufenthalt in der Schweiz zeigte ſich Canning als warmer Freund 
ihrer Unabhängigkeit. Seine Gedanken über ihre innern Verhältniſſe erfuhren, wie es 
bei einem Manne ſo überlegenen Geiſtes erwartet werden konnte, nach gewonnenen eigenen 
Anſichten, eine große Veränderung. In auffallendem Gegenſatze zu ſeinem ruſſiſchen 
Collegen, Capo d'Iſtria, der jede Partei freundlich zu gewinnen pflegte (wenn nicht eben 
etwa zu einer verſchiedenen Haltung ein Anlaß gegeben war) ſtellte ſich Canning bei 
denjelben gleichſam als Wortführer ihrer Gegner, um die Wahrheit zu ergründen; er 
ehrte Freimüthigkeit und Geradheit. Ueber den Republikanismus von Laharpe und Ge— 
noſſen gaben ihm die revolutionnären Proklamationen, in denen der helvetiſche Direktor 
vom «gouvernement scelerat de l’Angleterre» ſprach, genügenden Aufſchluß. Er 
mochte wohl einſehen, daß, Bern gegenüber, Laharpe in die Reihe der ſchlimmſten in⸗ 
ländiſchen Verräther gehörte. 


16 
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verbundene Beſtreben durch permanente Präſidialleitung der Regierung 
von Zürich einen überwiegenden Einfluß zuzuwenden; war hingegen bereit 
zu Ausdehnung der Bundesrechte für Miliz, Münzkoſten, Poſten, Zölle 
u. ſ. w. ſo wie auch zu Aufſtellung eines Bundesraths mitzuwirken. Von 
vorneherein ſchienen die neuen und die unter Zürichs Leitung mit den⸗ 
ſelben zuſammenhaltenden alten Kantone einverſtanden, die von Bern her⸗ 
rührenden oder durch dieſen Stand unterſtützten Anträge zu verwerfen. 
Mit Zürich, Baſel, Schaffhauſen, Graubündten und Appenzell A.⸗Rh. 
zählten die fünf neuen Kantone 9½ Stimmen, die Hälfte der ganzen 
Tagſatzung von 19 Ständen, und bildeten eine geſchloſſene Partei, welcher 
ohne einigen innern Verband und öfters unter ſich abweichend die andern 
9½ Stimmen 11) gegenüber ſtanden. Den Berathungen wurde vom Prä⸗ 
ſidium der unter ſeinem Einfluße und demjenigen der Miniſter zu Stande 
gekommene Entwurf eines Bundesakts vom Februar zum Grunde gelegt 
und nach ihren Ergebniſſen über die Territorialverhältniſſe, die Central⸗ 
gewalt und derſelben Einfluß auf die Kantonalverfaſſungen die unzweifel⸗ 
hafte Verwerfung durch Bern von der Geſandtſchaft in Ausſicht geſtellt. 
Die Miniſter ſuchten auf jede Weiſe Bern zur Nachgiebigkeit zu ver⸗ 
mögen. Am 19. Mai richteten ſie an die Regierungen von Bern, Frei⸗ 
burg und Solothurn eine Note mit der Einladung, die Volksrepräſentation 
einzuführen, welcher ſie einen Drittheil der Mitglieder der Großen Räthe 
anwieſen. In einer Gegennote vom 30. Mai wies Bern mit Berufung 
auf die Erklärung der Miniſter, ſich in die innern Angelegenheiten der 
Kantone nicht einmiſchen zu wollen, eine ſolche Dazwiſchenkunft von der 
Hand. | 

In den letzten Tagen des Monats Mai beſchloß die Tagſatzung: 
1) Die Berathungen über den neuen Bundesvertrag ſeien als beendigt zu 
erklären. 2) Er ſolle den Ständen zur Ratifikation empfohlen werden. 
3) Sämmtliche Kantone einzuladen, ihre Verfaſſung bis Ende Juni der 
Tagſatzung vorzulegen. 4) Der gegenwärtige Territorialbeſitzſtand ſolle 
bis zu endlichem Entſcheid über die erhobenen Anſprachen aufrecht ge— 
halten werden. 5) Die Kantonsregierungen ſeien aufgefordert, dieſe Auf- 
rechthaltung zu proklamiren und zu handhaben. 6) Die Tagſatzung ſolle 
weder aufgelöst, noch vertagt werden. Gemäß dieſem Entwurfe eines 
Bundesvertrags ſollte Zürich beſtändiger Vorort bleiben, für wichtige 


11) Die Führer von Glarus und Appenzell J.⸗Rh. hatten dem erklärten Volkswillen 
zu Anſchluß an die alten Kantone nachgeben müſſen; da Glarus jetzt gegen St. Gallen 
die Herrſchaft Sargans und wenn auch weniger beſtimmt Appenzell J.-Rh. das Rhein⸗ 
thal anſprachen. 


N 


Fälle ihm ein Bundesrath beigegeben werden, die Kantonalverfaſſungen 
ſollten durch eine Commiſſion der Tagſatzung geprüft, durch dieſe ſelbſt 
über allfällige Bemerkungen entſchieden werden. Mit 137 Stimmen gegen 
55 beſchloß der Große Rath von Bern, in die Berathung über den vor- 
geſchlagenen Bund nicht einzutreten. 108 Stimmen erklärten ſich für die 
alsbaldige Verwerfung; 85 wollten eine Berathung darüber verſchieben !“). 

Durch den am 30. Mai unterzeichneten Pariſerfrieden wurde die 
Unabhängigkeit der Schweiz anerkannt, ihre Repräſentation auf dem be⸗ 
vorſtehenden Wienercongreſſe hingegen vom Abſchluſſe des Bundesvertrags 
abhängig gemacht, eine Bedingung, durch welche die Mächte einige ſchwan— 
kende Kantone vermögen wollten, ſich den von Reinhard geleiteten Stimmen 
anzuſchließen. Die Abſtimmung über den Bundesvertrag erfolgte am Abſtimmung. 
18. Heumonat. Zur Annahme ſtimmten mit Zürich, Baſel, Schaffhauſen 
und Appenzell A.⸗Rh. Graubünden, die fünf neuen Kantone, 9½ Stände. 
Verwerfen wollten die drei Urſtände, Bern, Freiburg und Solothurn, 
ſechs Stände. Modifikationen verlangten Luzern, Glarus, Zug und Appen⸗ 
zell J.⸗Rh. 3½. Zugleich erklärte Bern feine Bereitwilligkeit zu Unter⸗ 
handlung für Anerkennung des Kantons Waadt und für Wiederanſchluß 
von Aargau unter ſehr günſtigen Bedingungen. Es wurde hierauf von 
der Tagſatzung Rüttimann, Wieland, von Flüe, Zellweger und Finsler Commiffional- 
ausgeſchoſſen ?3), um die Lage nach dem Ergebniſſe der Abſtimmung zu berathung. 
unterſuchen. In einem einläßlichen, wohldurchdachten Bericht (in welchem 
Finslers Theilnahme zu erkennen war), beſagte die Commiſſion nach Be- 
handlung der andern Punkte über die Territorialanſprachen: „Die Com⸗ 
miſſion iſt der Tagſatzung die ganze Wahrheit ſchuldig. Wenn man den 
Gang, den die öffentlichen Angelegenheiten in der Schweiz ſeit mehreren 
Monaten genommen haben, verfolgt, wenn man den Sinn und den Zweck 
mehrerer in der Tagſatzung vom 18. Juli eröffneten Inſtruktionen mit 
Ueberlegung würdigt, ſo muß man ſich überzeugen, daß ein höchſt bedeu— 
tendes Hinderniß der Beendigung des Föderalakts im Wege ſtehe. Es 


12) Ueber die Verwerfung der Bundesverfaſſung waren die Miniſter ſehr ungehalten. 
Es war die Rede, die Unterbrechung der diplomatiſchen Verhältniſſe zu verkünden „um 
das Land in Harniſch zu bringen.“ Monod, darüber befragt, antwortete, „man habe die 
Leute erkalten laſſen, man müſſe ſie wieder antreiben.“ Die Unzufriedenen aus dem 
Kanton Solothurn und aus dem Berner-Oberland wurden durch Capo d'Iſtria ermun— 
tert. Zwiſchen den neuen Kantonen wurde eine Uebereinkunft abgeſchloſſen, für weitern 
Anſchluß ſei man der Handbietung Uſteri's gewiß, Baſel und Appenzell A.-Rh. ſeien 
zur Mitwirkung ſehr geneigt u. ſ. w. 

13) Kein Mitglied aus anſprechenden oder angeſprochenen, drei aus den Bund an— 
nehmenden und zwei aus den denſelben verwerfenden Kantonen. 
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haben nämlich einige alte Kantone lebhafte Beſchwerde geführt über die 
Ungerechtigkeit, die ſie zur Zeit der ſchweizeriſchen Staatsumwälzung 
eines Theils ihres Gebiets und mehrerer vortheilhaften Rechtſame in 
Hinſicht auf Beſitzungen und Einkünfte beraubte; ſie verlangen entweder 
die Zurückgabe eines Theils des Verlornen oder Entſchädigung. Die 
angeſprochenen Kantone hingegen halten dafür, daß der ſeit 1803 aufge⸗ 
ſtellte Beſitzſtand hinreiche, ſie gegen alle ähnlichen Reklamationen ſicher 
zu ſtellen. Dieſer Streit für Recht und Beſitzthum iſt eigentlich die Klippe, 
an der alle bisherigen Bemühungen zu Organiſirung und Conſtituirung 
der Schweiz geſcheitert ſind. Die Anſprüche der einen und die Gegen— 
gründe der andern finden ſich in den Protokollen der Tagſatzung bereits 
erklärt, die Eröffnung der Inſtruktionen am 18. Juli hat bewieſen, daß 
der ſchwierige Knoten hauptſächlich da liege und daß die Auflöſung des— 
ſelben das einzige Mittel ſei, andere abweichende Anſichten zu vereinigen. 
— Nachdem der Grundſatz der freien Exiſtenz der 19 Kantone und der 
Gleichheit ihrer politiſchen Rechte ſowohl von den Ständen unter ſich, als 
durch jene h. Mächte, die ſich der Schickſale der Schweiz wohlwollend 
annehmen, unwiderruflich ausgeſprochen worden, wäre jede Reklamation, 
die dahin zielen würde, dieſen Grundſatz umzuſtoßen, durchaus unzuläſſig; 
ihre nächſte unvermeidliche Wirkung wäre Verhinderung der freien Re⸗ 
conſtituirung der Schweiz und Anarchie. Aber ohne das Hauptprincip 
der politiſchen Exiſtenz der 19 Kantone zu gefährden, liegt noch der Weg 
offen zu billiger Ausgleichung und Erſatz, und die Commiſſion glaubt, 
daß die Nothwendigkeit denſelben einzuſchlagen, nunmehr außer allem 
Zweifel liege. Sie erinnert die Tagſatzung an den von den Miniſtern 
der alliirten Mächte ſelbſt gegebenen Wink, daß einzelne Gebietsberichti⸗ 
gungen unter den Kantonen ſtatthaben könnten; ſie findet in den neueſten 
Erklärungen derſelben die Zuſicherung, daß alles, was die Schweiz in 
dieſer Hinſicht von ſich aus thun werde, um auf gütlichem Wege Frieden 
und Eintracht wieder herzuſtellen, von den erhabenen Monarchen mit 
Wohlgefallen werde aufgenommen werden 1). Die Commiſſion fühlt es 
tief, wie ſchwierig es für die Tagſatzung wäre, über die in Frage liegen— 
den Reklamationen abzuſprechen, aber ſie ſieht ſich genöthigt und gedrun— 
gen, die Aufmerkſamkeit derſelben auf dieſen wichtigen Gegenſtand zu 
lenken und ihre innigſte Ueberzeugung an den Tag zu legen: 


PS 


14) Die außeramtlichen Aeußerungen ſtimmten mit dem officiellen Wohlwollen nicht 
immer überein; jo ließ ſich der eben ziemlich verſtimmte ruſſiſche Miniſter Capo d'Iſtria 
vernehmen: Lorsqu'on appuye sur ses droits il faut les soutenir à la pointe de 
son Epée. 
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1) Daß, wenn den Auſprachen, die einige Kantone gegen andre er— 
hoben haben, keine Rechnung getragen wird und man keine Mittel aus⸗ 
findig machen kann, dieſe Streitigkeiten friedlich zu beſeitigen, die Tag⸗ 
ſatzung vergeblich und fruchtlos an einer Vereinigung der Stände und an 
der Reconſtituirung der Schweiz arbeiten würde. 

2) Daß wenn ein Ausſpruch der h. alliirten Mächte über die Un⸗ 
verletzlichkeit des Gebiets der 19 Kantone und über die Unzuläßigkeit jeder 
Abtretung und jeden Erſatzes vorhanden wäre, und wenn ein ſolcher Aus— 
ſpruch in einer Form beſtätigt würde, die den anſprechenden Kantonen 
jeden Zweifel über deſſen Anwendung benähmen, alsdann allerdings die 
aufgeſtellten Forderungen wegfallen dürften; daß aber dieſe Kantone nur 
dem Spruche der Mächte weichen und daß die Ruhe nur ſo lange dauern 
würde, als neue Verhältniſſe die Wirkungen jenes Ausſpruchs nicht auf— 
geben würden. 

„Indem ſie dieſe Ueberzeugung ausſpricht, will die Commiſſion einem 
künftigen Entſcheid nicht vorgreifen. Einzig in Betrachtung der politiſchen 
Lage der Schweiz glaubt die Commiſſion, daß über die erhobenen Rekla⸗ 
mationen nicht einſeitig abgeſprochen werden ſolle, daß fie vielmehr ernſt— 
liche Prüfung verdienen, und daß eine billige Berückſichtigung derſelben 
die erſte und nothwendige Bedingung ſei, von welcher die Wiederherſtellung 
einer dauerhaften Ruhe und Eintracht in der Schweiz, die baldige Er— 
richtung eines Bundesvereins und ſomit das Heil des Vaterlandes weſent— 
lich abhängt. Von ſolchen Betrachtungen geleitet ſchließt die Commiſſion 
mit folgendem ehrerbietigem Antrage: 

1) Die h. Tagſatzung möchte beſchließen, daß die im Protokolle der 
Tagſatzung niedergelegten Anſprachen einiger Stände an Schiedsrichter 
gewieſen werden ſollen. 

2) Innerhalb vierzehn Tagen von dem Datum des gegenwärtigen 
Beſchluſſes an, ſollen die anſprechenden Kantone ihre Anſprachen ſchrift— 
lich eingeben, die angeſprochenen ihre Gegengründe ſchriftlich erwähnen 
und beide Parteien aus andern Kantonen jede zwei Schiedsrichter er— 
wählen. 

3) Dieſe Schiedsrichter erwählen einen Obmann. 

Der Obmann und die Schiedsrichter verſuchen den Streit durch 
Vermittlung auszugleichen, oder ſprechen über die Streitſache nach ihrem 
Gewiſſen endlich ab.“ 

Schon am 1. Augſtmonat erklärten die neuen Kantone, ſich über 
Territorialrechte keinem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche unterwerfen zu 
wollen. Am 8. Augſtmonat legte mit Hinweiſung auf die Forderung der 
Mächte, daß unter der von ihnen anerkannten Geſtaltung der 19 Kantone 


Schiedgericht. 


Uebereinkunft. 
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die Schweiz ihre Reorgauiſation zu Ende bringe, das Präſidium es zum 
Eutſcheide vor: 1) Ob die Tagſatzung noch über Annäherung der ent 
gegenſtehenden Anſichten berathen oder 2) ob ſie zu eigentlicher Abſtim— 
mung über den Entwurf des Bundesvertrags ſchreiten und es auf das 
Ergebniß ankommen laſſen wolle? 

In drohender Sprache verwarfen die neuen Kantone jeden Entſcheid 
durch Schiedgericht und beriefen ſich, unterſtützt von Zürich, Baſel, Schaff⸗ 
hauſen, Appenzell A.⸗Rh. und Graubünden auf den unterm 31. Mai von 
ihnen angenommenen Bund als zu Recht beſtehend. Dieſer Erklärung 
ſtellte Berns Geſandtſchaft diejenige entgegen, an keiner weitern Berathung 
theilzunehmen, wenn die Geſandtſchaften ſich nicht anheiſchig machen, die 
allgemeine Genehmigung der Schiedgerichte binnen zehn Tagen einzuholen, 
und wenn nicht gleichzeitig die Tagſatzung die Einleitung und Vollziehung 
binnen ſechs Monaten der ſchiedrichterlichen Ausſprüche gewährleiſten wolle; 
dann erwiderten die alten demokratiſchen Stände die Drohungen der neuen 
Kantone durch diejenige gänzlicher Trennung. Nach der ſtürmiſchen Sitzung 
ließ der Präſident es nicht auf eine Abſtimmung ankommen. Man ver⸗ 
ſuchte durch Privatconferenzen dem Ziele ſich zu nähern. In Folge einer 
Note der Miniſter von Rußland, Oeſtreich und England verſammelte der 
Präſident die Tagſatzung am 16. Augſtmonat. Die Miniſter riethen an, 
die Territorialfrage von dem Bundesvertrag zu trennen; ſie verhießen 
nicht nur ſo viel von ihnen abhange, alles zu thun, um Compenſationen 
für die Anſprüche zweiter und dritter Klaſſe (ehemalige gemeinſchaftliche 
Beſitzungen und Berechtigungen) ausfindig zu machen, ſondern auch in 
Beziehung auf diejenigen des Kantons Bern, um die zu Herſtellung der 
Eintracht nöthigen Vollmachten zu bitten. Würde aber dieſer Vorſchlag 
nicht ein befriedigendes Ergebniß herbeiführen, ſo würden die Miniſter 
außer Stande ſich befinden, Verhältniſſe mit der Tagſatzung fortzuſetzen 
und müßten fernere Befehle gewärtigen. Der Miniſterialnote fügte das 
Präſidium zwei Anträge bei: 1) den (von 43 auf 15 Artikel herunter⸗ 
gebrachten) Bundesvertrag in ſeiner letzten Faſſung anzunehmen, und 
2) zu einer abgeſonderten Uebereinkunft folgenden Inhalts: 

1) Es ſoll in Betreff der Auſprachen einiger alten Kantone ſowohl 
auf einzelne Landestheile anderer Kantone, als auf Schadloshaltung und 
Erſatz für ehemals in denſelben beſeſſene Rechte und Eigenthum auf den 
24. Augſtmonat eine genaue Beſtimmung und detaillirte Angabe der An- 
ſprachen eingegeben werden. 

2) Es ſollen ſowohl von den Anſprechenden als von den Ange— 
ſprochenen von jedem Theil zwei Vermittler aus unparteiiſchen Kantonen 
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ernannt, und der Verſuch zu gütlicher Ausmittlung und Beſeitigung der 
eingegebenen Anſprüche von denſelben gemacht werden. 

3) Sollte gegen alles Vermuthen dieſe freundeidgenöſſiſche Vermitt⸗ 
lung im Laufe von drei Monaten ohne Erfolg bleiben, ſo ſollen die An— 
ſprachen auf Entſchädigung und Vergütung nach ehemaliger Sitte durch 
die Vermittler an einen ſchiedsrichterlichen Spruch überwieſen, und nach 
Anleitung des § 5 des Bundes beſeitigt werden. 

4) Was aber die angeſprochenen Landestheile betrifft, jo ſollen die⸗ 
ſelben von der Gewährleiſtung des Gebiets ſo lange ausgenommen ſein, 
bis die darauf haftenden Anſprüche durch fernere Entwicklung der dies— 
fallſigen Verhältniſſe werden ausgetragen und beſeitigt ſein. Bis dahin 
ſollen ſich die betreffenden Kantone jedes Unternehmens, wodurch die 
öffentliche Ruhe geſtört werden könnte, gänzlich enthalten. 

5) Sobald der Bundesvertrag und die gegenwärtige Uebereinkunft 
von der Mehrheit der löblichen Stände ratificiert worden ſind, iſt der 
eidgenöſſiſche Bund als geſchloſſen und conſtituirt erklärt, und alle übrigen 
Beſtimmungen und Artikel desſelben treten in volle Kraft. 

6) Dieſe Ratificationen ſollen bis zum 5. September eingebracht 
werden. i 

Beide entgegenſtehende Parteien beſorgten Gefährdung der Schweiz, 
wenn fie bei Eröffnung des nahe bevorſtehenden Congreſſes nicht confti- 
tuirt wäre, und keine derſelben hielt ein für ſie ſelbſt günſtigeres Ergeb— 
niß für erhältlich, daher empfahl die Tagſatzung den Ständen die Au- 
nahme, und in Bern wurde dieſe ausgeſprochen am 31. Augſtmonat mit 
127 Stimmen gegen 51. Dieſe Mehrheit war vornehmlich dem Gefühle 
beizumeſſen, daß die Anerkennung der Rechtmäßigkeit der berneriſchen Au— 
ſprüche von Seite der Eidgenoſſen, welche ſich zu der Uebereinkunft vom 
29. December hatte hinreißen laſſen, dem Stande zwar nicht thatſächliche 
Befriedigung, allein offenkundige Genugthuung gewähre. Ein anderwei— 
tiger Beweggrund für Viele lag in den Beſorgniſſen, welche die Eröffnung 
des großen Gebietsumſatzes auf dem Wiener Congreſſe nach den nicht 
unbekannt gebliebenen Wünſchen und Hoffnungen einiger anſtoßenden 
Staaten erwecken mußte. Die beharrliche Minderheit hingegen blieb bei 
der Meinung: Unrecht möge erlitten werden, Einwilligung in dasſelbe 
dürfe auf keine Weiſe eintreten. Am 6. September ſollten die Inſtruk⸗ Schluß⸗ 
tionen eröffnet werden. Nach einer ſtürmiſchen Sitzung trennte man ſich g Septen ber 
bis zum 8. ohne Hoffnung beſſern Erfolgs. Wie die einiger andern Kan— 
tone bereitete ſich die Geſandtſchaft Berns zur Abreiſe. Die Sitzung war 
noch ſtürmiſcher. Leidenſchaftlichen Verwahrungen von Seite der ange— 
ſprochenen Kantone folgten harte und bittere Erörterungen. Die Ge— 


Abſtimmung. 


Bund vom 8. 
und 9. Sep⸗ 
tember. 


Unruhen. 
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ſandten der neuen Kantone verließen den Sitzungsſaal und traten in 
einem zu Commiſſionalſitzungen beſtimmten Zimmer zuſammen. Als 
Zwiſchenpartei verhandelten die Geſandten von Zürich, Baſel, Schaff- 
hauſen und Appenzell A.⸗Rh. bis daß des unnützen Haderns müde, die 
anſprechenden Kantone Abreiſe und Trennung erklärten. Den Bruch ſuchte 
die ſich neutral nennende Zwiſchenpartei durch den Vorſchlag zu vermeiden, 
die beſtrittenen Vorſchläge in geſonderter Abſtimmung zu Erzielung von 
Mehrheiten zu bringen. Hierauf wurde die Bundesverfaſſung mit Ge⸗ 
währleiſtung für unbeſtrittenes Gebiet angenommen durch 14 Stimmen, 
die Uebereinkunft über Schiedgerichte durch 15. Die Erklärung hingegen: 
es ſeien die Föderalakte und die Uebereinkunft von gleicher Kraft und 
die Verwerfung der einen ſei als Verzichtleiſtung auf den Bund zu be⸗ 
trachten erhielt nur 11 Stimmen. So wurde nach mühſamen Berathungen 
der Bund am 8. September und durch die Billigung des en am 
9. September 1814 abgeſchloſſen '?). 

Während dieſer unſichern Zuſtände hatten in verſ ſchiedetden Kantonen 
ſich Unruhen erzeigt. Bern, Freiburg, Solothurn !“) und auch Luzern wur⸗ 
den angefeindet, wegen des in denſelben wieder hervorgerufenen ariftocra- 
tiſchen Princips; nicht allein durch einen von Seite der demſelben abge— 
neigten Regierungen förmlich organiſierten Preßkrieg, ſondern durch Auf- 
munterung der fremden Miniſter, welche ſich der läſtigen Anforderungen 
alter Rechte entledigen wollten. Beſonders auf den Sturz der Regierung 
von Bern war es abgeſehen. Den von ihr auf Wiedervereinigung der 
abgetrennten Gebietstheile erhobenen Anſprachen hatte ſie keinerlei Vor⸗ 
kehren zu Vollziehung an die Seite geſtellt. Hingegen nahmen auf An⸗ 


15) In Abweſenheit der Stände Schwyz und Nidwalden, welche, dem neuen Bunde 
nicht geneigt, keine Geſandten geſchickt hatten, und Teſſins, deſſen Geſandtſchaft bei den 
anarchiſchen Zuſtänden dieſes Kantons aus Mangel an e Vollmachten nicht auf⸗ 
genommen werden konnte. 

16) In Solothurn kam es vom Brachmonat bis Weinmonat zu drei Ausbrüchen. 
Zweimal entſendete auf deſſen Ruf Bern ſchleunigſt bewaffnete Hülfe, zu welcher ein 
Theil der Tagſatzung wenig geneigt ſchien. Bei dem zweiten Verſuche fanden im Aar⸗ 
gau Vorbereitungen zur Betheiligung ſtatt. In der Nacht vom 21. auf den 22. Oktober 
zeigten ſich bewaffnete Freiwillige bei der Brücke zu Olten und erſchien Mannſchaft mit 
zwei Kanonen und Zubehörde auf dem Dänikenfelde. Unter dem Haufen war die Rede 
von Plünderung der Städte Bern und Solothurn. Bern mit einem Ueberfall bei Aar⸗ 
wangen bedroht zeigte ſich gerüſtet, und unter ſchaaler Entſchuldigung der Schilderhebung 
als eines Verſehens zog die aargauiſche Invaſionstruppe ab. Auch bei dieſem Anlaſſe 
war das Benehmen der Tagſatzung, in welcher wegen Abweſenheit von Schwyz und 
Nidwalden die neuen Kantone und ihr Anhang die Mehrheit hatten, wohl 15 ein 
ehrenhaftes zu nennen. 


— 29 — 


trieb Waadts die neuen Kantone eine feindſelige Stellung an. Sie be— 
ſchränkten ſich nicht auf Erklärungen im Schooße der Tagſatzung, ſondern 
ſchritten zu Vorbereitungen offener Gewalt und zu Mitteln, welche ſogar 
im Kriege nicht zu den erlaubten gezählt werden, wie geheime Aufſtiftung 
und Verſtändniß mit Unzufriedenen, Vorbereitung zu plötzlichem gewalt⸗ 
ſamen Ueberfall, für welchen ehemalige franzöſiſche Generale berathen 
wurden. Man ſuchte verrätheriſche Miethlinge in die Garniſon Berns 
einzubringen, um im Augenblicke des Angriffs Verwirrung zu verbreiten. 
Aufgefangene Briefe, ſogar amtliche, lieferten den Beweis zu den erhal— 
tenen Anzeigen “). Auch die Preſſe des In- und Auslandes diente gegen 
die berneriſche Regierung zu einem böswilligen Kriege, an welchem Uſteri 
großen Antheil nahm; ihm zur Seite ſtand Zſchokke, deſſen viel geleſener 
Schweizerbote, beſonders vom revolutionnären aargauiſchen Standpunkte 
aus bittern Haß gegen Bern zu verbreiten beſtrebt war. Er ſtellte Bern 
mit Freiburg und Solothurn unter der Bezeichnung von Algier, Tunis 
und Tripolis in die Reihe der Raubſtaaten. Außer der waadtländiſchen 
und aargauiſchen Tagespreſſe mußte auch die Flugſchrift „Literatur“ 
mitwirken, in welcher ſchamloſe Unwahrheit verkündet wurde! s). Die 
Miniſter der Alliirten bezweckten baldigſte Annahme des Bundesvertrags, 
ſo wie derſelbe unter ihrer Einwirkung aus den Zürcherberathungen her— 
vorgegaugen war. Capo d'Iſtria war mit den berneriſchen Revolutions— 
männern in ſtetem Verkehr, verwendete ſich auch für mehrere, die wegen 
politiſcher Umtriebe in Verlegenheit gerathen waren. Schraut brach den 
diplomatiſchen Verkehr mit Bern ab, weil, wie hievor erwähnt, die frei— 
burgiſchen, mit Päſſen von ihm verſehenen, den Umſturz ihrer Regierung 
betreibenden Unzufriedenen waren angehalten und an Freiburg ausgeliefert 
worden, nach Bundespflicht. Oeſtreich indeß ließ, wohl in richtiger Wür⸗ 
gigung der von ſeinem Geſandten verſuchten Behauptungen, den Spahn 
zwiſchen ihm, der nach einem unterm 3., 4. und 5. Oktober geführten 


17) Der im vorörtlichen Staatsrathe in Amt und Pflicht ſtehende Uſteri war in das 
Geheimniß eingeweiht. Seine entſchiedene Feindſeligkeit gegen Bern dauerte bis an ſein 
Ende, und außer einem principiellen Parteigegenſatz glaubte man dieſelbe zum Theil 
einigen für ihn unliebſamen Erinnerungen an ſeinen Aufenthalt daſelbſt beimeſſen zu 
können. 

18) Laharpe ſchrieb unter vielen andern auch die lettres d'Helvétius, in denen er 
(in der von Fremden und Einheimiſchen als einen der glücklichſten Flecken des Erdbodens 
bekannten und geprieſenen Waadt) die Welt belehrte, wie das ſchöne Land von Bern ſei 
ausgeſogen worden. L. 1,012,000 hätten die Landvögte bezogen, der Senat L. 270,000 
und burgerliche Präbenden L. 374,400 gekoſtet!!! Von dieſen L. 1,656,400 zahlte in 
Wahrheit die Waadt nicht mehr als 356,400. Die übrigen L. 1,300,000 waren ein für 
den kaiſerlichen Zögling hergerichtetes laharpiſches Rechenexempel. 
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ſcharfen Notenwechſel, den Wappenſchild von ſeiner Wohnung entfernte, 
und der Regierung von Bern auf ſich beruhen. 

Durch die Rüſtungen von Waadt und Aargau ward Bern zu einem 
Aufrufe an Freiwillige zur Vertheidigung veranlaßt, gegen welchen die 
Revolutionspartei im Amt Interlaken durch eine drohende Denkſchrift 
und viel Geſchrei ſich vernehmen ließ. Anzeichen in Thun zu einer Nei⸗ 
gung an Auftritten im Oberland Theil zu nehmen, wurden durch das 
raſche und entſchloſſene Einſchreiten des Oberamtmanns von Muralt be⸗ 
ſeitigt, und auf die ſchleunige Abſendung von zwei Compagnien von Bern 
nach Interlaken ergriffen zwei hervorragende Aufſtifter, Seiler und Blatter, 
die Flucht. Kirchberger, ſpäter des Raths, wurde nach Interlaken als 
außerordentlicher Unterſuchungskommiſſär geſchickt. Zu ſtrenger Strafe 
wurden verurtheilt die Flüchtigen, zu zeitiger, in der Vollziehung ſehr 
milder und ſchonender, Gefangenſchaft die als ſchuldig Befundenen, die 
ſich der Unterſuchung nicht entzogen hatten. Alle ſolidariſch mußten für 
die Koſten haften. Bei dieſer Unterſuchung waren abermals die Merk⸗ 
male verrätheriſcher Verzweigungen in und außer dem Kanton, und aus⸗ 
drücklicher Aufſtiftung durch fremde Miniſter und Magiſtrate andrer 
Kantone zum Vorſchein gekommen. Wenn auch ſchnell und ohne beklagens⸗ 
werthe Auftritte unterdrückt, hatte doch der Vorfall nachtheilige Folgen, 
und für das Mißlingen ſuchte die Revolutionspartei in Aufſtachelung des 
Parteihaſſes Erſatz. Eine giftige Darſtellung aus Uſteri's Feder in einer 
vielgeleſenen deutſchen Zeitſchrift ſollte den Stachel tiefer eindrücken und 
zugleich das Urtheil des Auslandes irre führen. 

Wie im ſiebenzehnten Jahrhundert der weſtphäliſche Frieden ge— 
ſchloſſen wurde, ſollten jetzt nach dem erſten Pariſer Frieden die Mächte 
zu einem Congreſſe in Wien zuſammentreten zu Feſtſetzung der ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältuiſſe auf dem europäiſchen Feſtlande. Mit Oeſtreich, 
Frankreich, Großbritannien, Preußen und Rußland bildeten Spanien, 
Schweden und Portugal, welche den Pariſer Frieden unterzeichnet hatten, 
den „Congreß“, bei dem ſie ſelbſt und alle übrigen Staaten Rechte, An⸗ 
ſprachen und Wünſche geltend zu machen ſuchten. Zwanzig Kriegsjahre 
(mit wenigen Unterbrechungen), ein Wirrwarr gegenſeitiger Eroberungen, 
geſtürzter alter und errichteter neuer Throne, ein auf allen europäiſchen 
Kriegsheeren zugänglichen Punkten beſtrittener Beſitz von Gebiet, ein ſchon 
damals tiefgehender Kampf widerſprechender Begriffe; alles bildete eine 
beinahe unlösbar ſcheinende Maſſe von Schwierigkeiten und Widerſprüchen, 
aus denen Frankreich, nach den Unfällen, die Napoleon's Herrſcherzeit 
über dasſelbe gebracht hatte, ſei es unmittelbar oder doch für die Zukunft 
Vortheil zu ziehen hoffte. Der überreichlich vorhandene Gährungsſtoff 
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hatte bereits Sonderverſtändniſſe einzelner Mächte gegen andere hervor— 
gebracht, welche einen Ausbruch herbeizuführen drohten, als auf einmal 
am 10. März die Nachricht von Napoleon's Landung in Frankreich er- 
ſcholl!“), während der bereits aufgelockerte Congreß noch verſammelt war, 
den die Ausſicht auf einen neuen Kriegsausbruch zu engerer Verbindung 
nöthigte. Die Landung Napoleon's war vorbereitet. Sein Bruder Jo— 
ſeph weilte zu Prangins bei Nyon und unterhielt mit Elba und Frank⸗ 
reich eine thätige nicht unbemerkt gebliebene Verbindung. Die Tagſatzung 
wurde gleichzeitig von Wien aus und durch den in der Schweiz beglau— 
bigten Geſandten Ludwigs XVIII. auf die Zweideutigkeit des Aufenthalts 
der Napoleoniden ſo nahe an der Grenze aufmerkſam gemacht. 


Sechszehntes Kapitel. 
Von der Landung Napoleon's in Frankreich bis zum Anſchluſſe des Bisthums Baſel 

an Bern. Wirkungen in der Schweiz. Bewaffnung und Stimmung. Verhältniß 

zu den Alliirten. Berückſichtigung beim Abſchluſſe des zweiten Pariſer Friedens. 

Mit einem Häuflein von 600 Mann landete Napoleon von Elba Landung von 
aus in Cannes. Am gleichen Tag, den 10. März, erfuhr man auf dem Napoleon. 
Congreß in Wien und in Zürich die Nachricht; im Sitze der ſchweizeri— 
ſchen Tagſatzung nicht ohne Beſorgniß, daß er bei der im Kanton Waadt 
unter einem großen Theile der Behörden und der Bevölkerung vorherr— 
ſchenden Meinungsrichtung ſich für fernere Rüſtungen der Schweiz zu— 
wenden möchte. Es wurden daher einige verfügbare Truppen zu Be⸗ 
ſetzung der Grenze bei Genf unter die Befehle von Finsler geſtellt und 
es kam daſelbſt auch zu einigen übrigens unbedeutenden Auftritten. Die 
ihrem ehemaligen Kriegsherrn entgegengeſchickten franzöſiſchen Truppen 
vermehrten durch ihren Uebertritt ſeine Macht, mit welcher er unaufge— 
halten gegen Paris vorrückte und am 20. März dort in ſeine frühern 
Reſidenzpalläſte einzog, welche Ludwig XVIII. in ſchleuniger Haſt verließ, 
um jenſeits der franzöſiſchen Grenze in Belgien Sicherheit zu ſuchen. 

Bei dem maſſenhaften Uebertritt der franzöſiſchen Truppen zu ihrem 


19) Schraut befand ſich als Zuſchauer bei Aufführung einer Operette in einer Abend- 
geſellſchaft, als ihm ein Courier die wichtige Nachricht überbrachte, welche der diplomatiſche 
Veteran ſeinen jungen engliſchen und ruſſiſchen Collegen kundgab (die im Schäfergewande 
an der Aufführung theilnahmen), nicht ohne einen ſichtbaren Anflug des Spottes über 
die unliebſame Unterbrechung. 
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frühern Kriegsherrn fand die Tagſatzung ſich veranlaßt, auf den Antrag 
von Bern und Freiburg unterm 15. März die in Frankreich befindlichen 
Ueberreſte der Schweizer Regimenter aufzufordern, dem König treu zu 
bleiben. Ihr Inſpector, General Frixion, wollte fie zum Uebertritte be- 
wegen. Er wendete ſich auch an den Bataillonschef Röſſelet (der alle 
ſeine Grade auf dem Schlachtfelde erworben hatte), ließ ihm auf ſeine 
Weigerung den Degen abfordern, und erhielt die Antwort: que le plus 
brave vienne la prendre! Röſſelet erhielt die ſeltene Auszeichnung eines 
Belobungsdekrets vom Großen Rath und ſpäter das Burgerrecht in Bern. 
Außer dem geringen Anhange, den Stoffel, ein als Regimentskind in 
Spanien aufgewachſener Thurgauer, fand, erklärten die Offiziere und 
auch für die Mannſchaft die dazu beauftragten Feldweibel den Entſchluß, 
der beſchwornen Pflicht treu zu bleiben; Napoleon, denſelben ehrend, ent⸗ 
ließ ſie in Abtheilungen von 100 Mann zur Heimkehr in das Vaterland, 
wo ſie in vier Bataillone organiſirt und mit einer Medaille „für Ehre 
und Treue“ ausgezeichnet wurden. 

Vergeblich verkündigte Napoleon friedfertige Abſichten. Niemand ver⸗ 
traute darauf, und die fünf großen Mächte verbündeten ſich zum Kriege 
mit möglichſt großen Streitkräften gegen den nicht als Kaiſer von Frank⸗ 
reich, ſondern als Uſurpator zum Feinde erklärten gefürchteten Heerführer, 
welchem gegenüber eine Neutralität nicht zugeſtanden wurde. Die Schweiz 
mußte daher in Kriegsbereitſchaft ſich ſetzen. Freiherr von Bachmann an 
der Letze, jetzt 75 Jahr alt, im Herbſte 1802 zum Befehlshaber über 
die gegen die helvetiſche Regierung aufgeſtellten freiwilligen Truppen be⸗ 
rufen, wurde am 24. März auf die Nachricht von Napoleon's Ankunft 
in Paris mit großer Stimmenmehrheit, wenigen gegenüber, die auf Alois 
Reding fielen, zum General ernannt; ein Offizier überbrachte ihm nach 
Paris die Ernennung, welcher er durch augenblickliche Abreiſe Folge leiſtete. 
Bei der in der Schweiz über die franzöſiſchen Zuſtände ſich widerſprechen⸗ 
den Parteirichtung war die Aufſtellung eines großen Aufgebotes der Mi⸗ 
lizen mißlich und gewagt. Bachmann erfüllte ſeine ſchwierige Aufgabe 
mit Hülfe ſeiner reichen Erfahrung mit edelm Sinne nicht ohne mancherlei 
Anfeindung, welche ihn bewog feine Stelle niederzulegen, ſobald es bei 
Wegfall der Gefahr von Außen mit Ehre geſchehen konnte. Alle Offi⸗ 
ziere des Generalſtabs (bis an zwei) folgten ihm. Caſtellaz von Frei⸗ 
burg, gew. Oberſt über das 2. Schweizerregiment in franzöſiſchen Dien⸗ 
ſten, war Zweiter im Commando; Finsler als Generalquartiermeiſter, 
Heer als Oberkriegskommiſſär wurden wieder zu den bereits mehrmals 
bekleideten Stellungen berufen, und nach Bachmann's Rücktritt übernahm 
Finsler das Commando. 


ee 


Die Alliirten beabjichtigten wieder wie Ende 1813, auf der Schweizer: 
grenze in Frankreich einzudringen und forderten die Schweiz zu thätiger 
Betheiligung am Kriege auf, deſſen glückliche Führung ihr Gebietszuwachs 
zu günſtigerer Begrenzung zuwenden ſollte. Napoleon, welchem jedenfalls 
an der Verbindung mit Italien viel gelegen ſein mußte, konnte verſuchen, 
den Krieg in die Schweiz zu ziehen, und auf dieſen Fall bedurfte ſie 
aller ihrer Streitkräfte. Glücklicher Weiſe ſuchte Napoleon die Entſchei⸗ 
dung in den Niederlanden herbeizuführen, und dieſelbe erfolgte bei Waterloo 
durch die völlige Auflöſung ſeiner Macht. Die Schweiz machte die größten 
Anſtrengungen, um ſich wohlgerüſtet zu zeigen. Bereits am 11. März, 
dem Tag nach der Abends vorher eingelangten Nachricht von der Landung 
erfolgte der unter hervorragender Betheiligung von Bern gefaßte erſte 
Beſchluß der Tagſatzung zu thätiger Rüſtung auf den wahrſcheinlich be— 
vorſtehenden Entſcheidungskampf, und am 24. März derjenige zu Heim⸗ 
berufung der Regimenter aus Frankreich. Schon zu Ende Mai hatte ſie 
30,000 Mann aufgeſtellt. Bis zu Anfang Juli und Eintreffen der Nach— 
richten von Waterloo waren über 40,000 Mann unter den Waffen !). 
Die Koſten der Bewaffnung ſtiegen auf L. 6,755,399. 45 alte Währung 
(Franken 9,790,434). Die Laſten der Kantone, der Gemeinden und Par- 
tikularen können wohl auf eine gleiche Summe angeſchlagen werden. 

Doch wir müſſen zu den Wiener Congreßverhandlungen zurückkehren. 
Eingeladen nach Abſchluß ihres Bundes an denſelben theilzunehmen, 
wählte die Tagſatzung zu ihren Geſandten Reinhard, Montenach und 
Wieland ?). Keiner derſelben gehörte weder einem anſprechenden, noch 
einem angeſprochenen Kantone an. Sie waren beauftragt zu verlangen: 
1) feierliche Anerkennung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft; 2) die— 
jenige ihrer beſtändigen Neutralität; 3) günſtige Grenzberichtigung für 
ihre Vertheidigungslinie?); 4) Reſtitution oder Entſchädigung für das 


1) 40,669 Mann und 2871 Pferde: 


353 Compagnien Infanterie . g : 3 l 5 . 35,274 Mann. 
20 Compagnien Scharfſchützen 5 Rh Los, 
24 Diviſionen Artillerie (mit 108 befpannten Runen) A ! 3,0 0 0 
14 Compagnien Reiter. h } 5 ; 581 „ 

Bei den Ambülancen 3 a 0 5 h 1 5 { . 


40,669 Mann. 

2) Reinhard, als Präſident der Tagſatzung, wurde aus Schicklichkeitsgefühl ohne 
Einwendung gewählt, obſchon nur 9½ Stimmen ihm zugefallen wären; Montenach als 
Repräſentant der altgeſinnten Kantone und Wieland als den neuen günſtig erhielten 
in Abweſenheit von Schwyz und Nidwalden jeder die knappe Mehrheit von 9 Stimmen. 
9) Es ſollten zurückgefordert werden Biel und Gebiet mit den Pannerortſchaften, 
St. Immerthal, Neuenſtadt, Münſterthal, Bellelay, und die Geſandtſchaft ſollte ferners 


ſcüſtungen. 


Wiener⸗ 
Congreß. 
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während des Rheinbundes durch Incamerationen entzogene ſchweizeriſche 
Eigenthum. Auch die Abtretung von Konſtanz an Thurgau und einiger 
kleiner Gebietstheile an Schaffhauſen und an Zürich war als wünſchens⸗ 
werth angemerkt. Den abgeſchloſſenen Bund ſollte die Geſandtſchaft be- 
haupten und in eine Berathung über denſelben nicht eintreten. In Be⸗ 
ziehung auf die dem Bunde beigefügte Uebereinkunft wegen der Gebiets— 
anſprachen ſollte ſie jede verlangte Auskunft vollſtändig und getreu ohne 
Beiſatz ihrer eigenen Anſichten mit gewiſſenhafter Unparteilichkeit ertheilen. 

Außer der eidgenöſſiſchen Geſandtſchaft traten Bevollmächtigte ein⸗ 
zelner Kantone auf: ſo für Waadt und Teſſin Laharpe vom ruſſiſchen 
Kaiſer nach Wien berufen, geſchmückt mit dem Andreas-Orden; für Aar⸗ 
gau, Thurgau und St. Gallen ſein Freund Rengger; für Bern Zeerleder 
(auch von Uri und Zug beglaubigt); für Graubünden Salis-Sils, Al⸗ 
bertini und Toggenburg ). Biel ließ ſich durch Heilmann, das katholiſche 
Bisthum durch Billieux und Delefils, Genf durch Pictet, Eynard und 
d'Ywernois vertreten. Der Abt von St. Gallen erſchien ſelbſt. Die 
Wünſche Biels und des katholiſchen Theils des Bisthums wegen Bildung 
eines eigenen Kantons und über deſſen Hauptort, auch wegen der Rechte 
und Verhältniſſe des Fürſtbiſchofs widerſprachen ſich in verſchiedenen Be⸗ 
ziehungen. 

Die bei dem Wiener Congreſſe angebrachten Reclamationen einzelner 
Kantone gegen andere betrafen: \ | 

1) für Bern die Wiedervereinigung von Berneriſch-Aargau; finan⸗ 
zielle Entſchädigungen von Waadt für die eigenthümlichen privatrechtlichen 
Beſitzungen Bern's in derſelben in einem Werthe von L. 4,657,061 
(Fr. 6,749,364). 

2) für Uri Zurückgabe des Livinenthales und des Schloſſes von 
Bellenz; der Zoll am Platifer, Zollbefreiungen in Teſſin; Niederlaſſungs⸗ 
und Werbungsrechte in den ehemaligen gemeinen Herrſchaften; finanzielle 
Entſchädigung für Rheinthal und freie Aemter. 


anſtreben: die Wiedervereinigung des Val des Dappes mit Waadt; für Genf, Verbin⸗ 
dung ſeiner vereinzelten Gebietstheile durch ſavoyiſche Abtretungen, und direkte Gebiets⸗ 
verbindung mit der Schweiz durch franzöſiſche Ceſſionen. 

4) Graubündten reklamirte vornehmlich die Erſtattung des in den losgeriſſenen Pro⸗ 
vinzen des Veltlins (durch die Franzoſen zuerſt und von ihnen übergegangen an Oeſt— 
reich) confiscirten bündtneriſchen Privateigenthums; 140 Familien waren dadurch beraubt, 
zum Theil buchſtäblich vom Wohlſtand an den Bettelſtab gebracht worden. Das Land 
ſelbſt wurde bei den ſich heftig bekämpfenden Anſichten Bündtens und der Einwohner 
bleibend mit den öſtreichiſchen Beſitzungen in der Lombardei vereinigt. Im Jahr 1833 
entſchied Kaiſer Franz durch Zuweiſung einer Entſchädigung von Fr. 2,109,694. 
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3) für Schwyz wie für Uri mit Ausnahme der zwei erſten Forde— 
6 gemeinſchaftlich mit Glarus die Souveränität über Sargans und 

aſter. 

4) für Nidwalden wie Schwyz in Beziehung auf die Forderungen 
von Uri; das Schloß Rappenſtein und den beziehenden Antheil an 
Fr. 25,000 bei dem Auskaufe des Kloſters Paradies. 

5) für Zug Vereinigung der aargauiſchen Bezirke Meienberg, Mee- 
renſchwand und Muri, der Pfarreien Böswyl, Bünzen und Bethwyl. 

6) für Glarus die Souveränität über Sargans und Gaſter mit 
Schwyz; verſchiedene Rechte und Beſitzungen in ehemaligen gemeinen 
Herrſchaften und Aemtern. 

7) für Appenzell J. Rh. Vereinigung des Rheinthals. 

Zu Berathung über die Schweizer Angelegenheiten beſtellte der Con— 
greß einen eigenen Ausſchuß; in demſelben war Oeſtreich durch Weſſen— 
berg, Preußen durch Humboldt, Rußland durch Stein, England durch 
Stewardt, Frankreich durch Dalberg vertreten. Die Geſandten Rußlands 
und Englands in der Schweiz, Capo d'Iſtria und Stratford Canning, 
wurden zu Berichterſtattung beigezogen. 

Die allgemeinen Verhältniſſe der Schweiz waren durch die Kantonal— 
anſprachen bedingt. Montenach wollte den Austrag der Territorialfragen 
der Schweiz ſelbſt überlaſſen, Reinhard und Wieland drangen auf Er— 
ledigung durch den Congreß in der von ihnen früher befolgten Richtung. 
Laharpe und Rengger widerſetzten ſich durch die Erklärung, ſich für Waadt 
und Aargau gegen Bern zu nichts zu verſtehen, jedem Verſuche zu Aus— 
gleichung. Caſtlereagh war in der Anſicht nach Wien gekommen, daß es 
nicht lediglich bei der Gebietseintheilung der Schweiz nach Ausweis der 
Mediation ſein Verbleiben haben könne, und Stratford Canning war 
nicht ungeneigt eine Verſtändigung zwiſchen Bern und Aargau mit nicht 
unbedeutender Grenzberichtigung zu Gunſten Berns herbeizuführen. Capo 
d'Iſtria wollte (nach Laharpe's Weiſung) die mediationsmäßige Kantons⸗ 
eintheilung feſthalten, und um Caſtlereagh für ſeine Meinung zu gewin— 
nen hielt er für das Beſte, demſelben die perſönlichen Anſichten des unter 
Zuſtimmung aller Stände gewählten erſten Geſandten vorzulegen. Rein⸗ 
hard, veranlaßt eine Denkſchrift einzugeben, hielt es mit der von ihm 
übernommenen Inſtruktion nicht für unverträglich, die unbedingte Auf— 
rechthaltung der 19 Kantone auf das dringendſte zu empfehlen. Um 
durch Schwierigkeiten von Berichtigungen abzuſchrecken ſtellte er vor, 
„ſolche dürften keinen Falls nur an einem Orte zu Gunſten eines Kan— 
tons eintreten, zu deſſen Entſchädigung in den früher abgeriſſenen mit 
der Schweiz wieder zu vereinigenden Grenzländern Stoff genug vorhan— 


Reinhards 
Denkſchrift. 
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den ſei. Alle acht alten Orte hätten in dieſem Falle ähnliche Rechte (?) 
geltend zu machen. Jedenfalls würde er für den Kanton Zürich die 
Vereinigung der Grafſchaft Badens), des Keller-Amts, Rapperſchwyls 
und der Umgegend und wohl auch einen Theil des Kantons Thurgau 
anſprechen,“ der status quo müſſe beibehalten werden, ſonſt würden alle 
Verhältniſſe einer beiſpielloſen Willkühr preisgegeben. Ihm zur Seite 
ſtanden die unabläſſigen Bemühungen von Rengger und Laharpe, der das 
gute Einverſtändniß rühmte, in welchem Reinhard mit ihm ſtehe. 

Am 15. November wurden die Geſandten zum erſten Male vom 
Congreß-Comite einberufen. Reinhard eröffnete ſeine Aufträge. „Der 
neue Bund ſei genügend, und der Schweiz ſtehe das Recht zu, ſich als 
frei und unabhängig zu erklären und auf gutfindende Weiſe zu conſtituiren, 
doch werde ſie es für ein Glück halten, wenn, wie bei dem weſtphäliſchen 
Frieden, ihre Freiheit und Unabhängigkeit ausdrücklich anerkannt werde. 
Wegen der von den einen Kantonen gegen andere erhobenen Anſprüche 
gebe für finanzielle Forderungen die abgeſchloſſene Uebereinkunft ein Mittel 
an die Hand; Territorialanſprüche hingegen müſſen dem Gang der poli⸗ 
tiſchen Ereigniſſe anheimgeſtellt werden. Montenach ſprach ſich beſtimmt 
gegen jede fremde Einmiſchung aus. Wieland hingegen glaubt, es gebe 
ohne ſolche kein Mittel mehr zur Verſtändigung und bemerkte mit Rein⸗ 
hard bei Behauptung widerſprechender Souveränitätsrechte bleibe kein 
anderes als die Gewalt, was Montenach zugab, eine fremde Intervention 
jedoch nicht für dringend hielt und glaubte, ſie würde in der Form von 
Vorſchlägen und Wünſchen genügen. 

In die zwiſchen den Großen Mächten geführten Unterſuchungen 
wurden die ſchweizeriſchen Angelegenheiten durch Frankreich hineingezogen. 
Die Bern betreffende Frage über Wiedervereinigung von Aargau oder 
Entſchädigung durch das Bisthum war eine Hauptſchwierigkeit derſelben. 
Unterm 30. November faßte Zeerleder die Anforderungen ſeines Standes 
in einer an das Congreß-Comite gerichteten Note dahin zuſammen: Bern 
verlange die Wiedervereinigung von Berneriſch-Aargau unter Anerbieten 
vortheilhafter Bedingungen“); von Waadt finanzielle Entſchädigung für 
die jure privato erworbenen Güter; nach dem eigenen Wunſche derſelben 
die Wiedervereinigung der ehemals ſchutzbefohlenen Gemeinden der Probſtei 
Münſter und des Stiftes Bellelay. Dem Frieden werde Bern die Sou— 


5) Hatte Zürich mehr Rechte auf Baden als Bern, oder hatte Thurgau dem Kanton 
Zürich angehört?! 

6) Beſtimmte Betheiligung an den oberſten Regierungsſtellen, allfällig ein eigenes 
Appellationsgericht; überhaupt Entgegenkommen für alle mit guter Ordnung und Ver⸗ 
waltung verträgliche Wünſche. 
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veränität über die Waadt und die Rechte auf die gemeinen Herrſchaften 
ohne Entſchädigung zum Opfer bringen. 

Gegen dieſe Forderungen erhoben ſich, unterſtützt von der Mehrheit 
(Reinhard und Wieland) der ſchweizeriſchen Geſandten, die Einwendungen 
von Waadt und Aargau. Im Gegenſatze gegen Stein, welcher fand, 
daß nach der Sendung Senfft's Bern einige Rückſicht verdiene, behaup⸗ 
tete Capo d'Iſtria, fortwährend mit Reinhard auf vertrautem Fuße, der 
raſche am 29. Dezember 1813 gefaßte (bereits thatſächlich von der Mehr- 
zahl der alten Kantone mißbilligte) Beſchluß enthalte den rechtmäßigſten 
und richtigſten Ausdruck des Nationalwillens '), und in Ermanglung 
beſſerer Gründe ſuchte man die mitten in den großen beim Congreſſe 
waltenden Intereſſen als unbedeutend erſcheinenden Anſprachen Berns 
lächerlich zu machen s). Bei der Spannung unter den Congreßmächten, 
welchen Alexander und Ludwig XVIII. auch perſönlich nicht fremd ge— 
blieben ſein ſollen, wurde die Bereinigung der ſchweizeriſchen Angelegen— 
heiten verzögert. Dem Antrag, Bern durch das Bisthum zu entſchädigen, 
ſtellte Laharpe den Verſuch entgegen, die Vereinigung von Biel und Er- 
guel mit Neuenburg herbeizuführen, welcher ſich Talleyrand widerſetzte. 
Einen andern Zwiſchenfall erhob das auf dem Congreß ſehr geſchickt 
repräſentirte und von Rußland wie von England begünſtigte Genf durch 
den Verſuch, für ſich die Abtretung von Gex zu erhalten, welches Frank— 
reich anſtatt des Bisthums abtreten würde, da Bern auch ohne dieſes 
groß genug ſei. Die von Frankreich auf den Wunſch der Alliirten bezeigte 
Willfährigkeit zur Abtretung von Gex wurde infolge von Verwicklungen 
in andern Unterhandlungen zurückgezogen unter dem Vorwande „der König 
könne ſich zu einer ſolchen Abtretung an die kleine turbulente Republik 
nicht verſtehen.“ 

Bei der wiederholt kundgegebenen Meinung Caſtlereaghs, den gün⸗ 
ſtigen Geſinnungen Oeſtreichs, der von Frankreich bei einem Anlaſſe ge- 
äußerten Willfährigkeit, bei den billigen Anſichten Steins und der, wenn 
auch nicht günſtigen, doch ziemlich neutralen Stellung des Wortführers 
für Preußen, wären ſehr wahrſcheinlich die Anſprüche Berns auf Aargau 
als gültig erklärt worden, wenn nicht die ſchweizeriſche Geſandtſchaft in 
ihrer Mehrzahl und beſonders das ſtimmführende Haupt derſelben bei 
jedem Anlaſſe ſich dagegen erklärt hätte. So kam nach längerm Zaudern 
das Congreß⸗Comite auf die Feſthaltung der 19 Kantone zurück. Das 


7) L'expression la plus legitime et la plus authentique. 
8) Was dann die Rechte eines Schuſters oder Schneiders von Bern mit dem Grund- 
ſatze der Legitimität der Bourbonen gemein hätten, fragte man ſpöttiſch. 
17 


Gex. 


20 März1815. 
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Bisthum Baſel mit Ausnahme des an den Kanton Baſel fallenden Be⸗ 
zirks Birſeck und einer kleinen für Neuenburg vorbehaltenen Grenz⸗ 
berichtigung ſollte als Entſchädigung mit Bern vereinigt werden. Noch 
forderte auf Laharpe's Antreiben Rußland, als Bedingung zu dieſer Ab⸗ 
tretung, Bern müſſe auf die, an Zürich ausſchließlich zu überweiſende, 
vorörtliche Stellung verzichten. Reinhard erklärte, ſeine Pflicht als eid⸗ 
genöſſiſcher Geſandter erheiſche, daß er ſich jeder Einmiſchung in den ab⸗ 
geſchloſſenen Bundesvertrag unbedingt widerſetze, „nach perſönlicher Anſicht 
ſei er mit dem Vorſchlage vollſtändig einverſtanden.“ 

Nach Eintreffen der Nachricht von Napoleons Landung in Cannes 
erfolgte die „Declaration und Transaktion“ des Wienercongreſſes vom 
20. März 1815: „Es erklären die Mächte, welche berufen ſind zu Er⸗ 
füllung des ſechsten Artikels des Pariſervertrags vom 30. Mai 1814 
durch ihre Dazwiſchenkunft die Verhältniſſe der Schweiz feſtſetzen zu helfen, 
überzeugt, daß das allgemeine Staatenintereſſe zu Gunſten der ſchweize⸗ 
riſchen Eidgenoſſenſchaft die Anerkennung einer immerwährenden Neutra⸗ 
lität erheiſcht, und geneigt durch Rückerſtattung und Ueberlaſſungen von 
Landesgebiet ihr die für Sicherſtellung ihrer Unabhängigkeit und für die 
Handhabung ihrer Neutralität erforderlichen Mittel darzureichen, es werde 
darüber eine den 23ſten Artikel des Friedensſchluſſes vom 30. Mai vervoll⸗ 
ſtändigende Urkunde ausgeſtellt werden, ſobald die Tagſatzung die An⸗ 
name des vom Congreß vorgeſchlagenen Vergleichs ausgeſprochen haben 
werde.“ Dieſer ſetzt feſt den Beſtand der 19 Kantone und die Aufnahme 
der drei Kantone Wallis, Neuenburg und Genf. Es wird verheißen die 
Rückerſtattung des Dappenthals von Frankreich an Waadt, die Vereini⸗ 
gung (unter den bekannten Vorbehälten) des Bisthums Baſel mit Bern 
und unter den damit verbundenen Bedingungen namentlich die Penſionnie⸗ 
rung des ehemaligen Fürſtbiſchofs und der Domherren (mit 12,000 Gul⸗ 
den jährlich). Den Kantonen Aargau, Waadt, Teſſin und St. Gallen 
wird eine Zahlung von 500,000 Schweizerfranken (Fr. 724,782) an die 
Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug und Appenzell J.⸗Rh. 
auferlegt, dem Kanton Teſſin die Entrichtung der Hälfte des Zollertrags 
von Dazio grande an Uri. Die Kapitalien, welche Bern und Zürich in 
England angelegt hatten, ſollen denſelben wieder zukommen, jedoch die von 
1798 bis Ende 1814 davon verfallenen Zinſe zu Bezahlung der helveti⸗ 
ſchen Schuld verwendet werden. Zu Entſchädigung der berneriſchen Eigen- 
thümer von Laudemien in der Waadt, welche durch Regierungsverfügung 
aufgehoben worden, ſoll Waadt L. 300,000 (Fr. 434,782) entrichten; 
St. Gallen eine Rente an den geweſenen Fürſtabt und ſeine Beamten. 
Infolge dieſer Beſtimmungen werde die dem Bundesvertrage angehängte 
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Uebereinkunft vom 16. Augſtmonat 1814) als erledigt dahinfallen. 
Schließlich empfehlen die Mächte die Ertheilung der Amneſtie für politiſche 
Vergehen und Vergeſſenheit alles Zwiſtes. Noch wurde die Einladung 
an Bern gerichtet, das Burgerrecht der Stadt zu eröffnen, und einen 
Drittheil der Stellen des Großen Raths für die Deputierten von Städten 
und Landſchaften vorzubehalten 1). Alexander verhinderte durch feine 
Weigerung die damals noch von einer Mehrzahl von Aargauern gewünſchte 
Wiedervereinigung mit Bern, welche auf die Entwicklung der berneriſchen 
Verfaſſung und den Gang der eidgenöſſiſchen Verhältniſſe großen und 
wahrſcheinlich heilſamen Einfluß geübt hätte. 

Der Akt des Wiener⸗Congreſſes trägt den Stempel des gegen Bern 
übelwollenden gewaltigen Einfluſſes des ruſſiſchen Kaiſers. Bern mußte 
ſieben Achttheile der helvetiſchen Nationalſchuld übernehmen. Seine Nach- 
giebigkeit war eine Bedingung der Rückgabe der mit Sequefter belegten 
Gelder in England, welches dieſelben als herrenlos gewordenes Gut zu 
betrachten von Rußland (nach Laharpe) aufgemuntert wurde 1). Mit 
Bern ſoll das Bisthum vereinigt werden, ein ärmeres, nach Religion, 
Sprache, Sitten, Gebräuchen und Bedürfniſſen verſchiedenes Land, welches 
inner die neutralen Grenzen der Schweiz gebracht werden ſoll, ohne als 
eigener Kanton oder zugewandtes Ort conſtituirt zu werden, für deſſen 
Errichtung und Beſtand die ſich durchkreuzenden und widerſprechenden 
Forderungen ſeiner Abgeordneten keine Ausſicht eröffneten. Dieſe ge— 
botene Vereinigung griff gegen die hiſtoriſchen Maximen Berns ein, 
welches genöthigt ward, Rechten zu entſagen und ſich die nicht gewünſchten 
Rechte andrer nach ihrem Dafürhalten durch die Vereinigung Verletzten 
aufdringen zu laſſen. N 

Vielleicht noch ungünſtiger als die Verfügungen ſelbſt wirkte die 
unter Alexanders Billigung ſtattfindende Verhöhnung der Rechte Berns 
unter den Augen des Congreſſes. Sie wirkte tiefer und nachhaltiger als 
einſt die revolutionnäre Befeindung der franzöſiſchen Befehlshaber gegen 
die von dieſen als Oligarchen Bezeichneten. Das hiſtoriſche Recht eines 
urkundlich entwickelten Patrimonialverhältniſſes wurde als ein veraltetes 


9) Territorial- und andere Anſprachen betreffend. 

10) Dieſe Bedingungen wurden von Talleyrand vorgeſchoben, um den Kaiſer Alexander 
für die Vorſchläge zu gewinnen und der Abtretung von Gex an Genf zu entgehen. 

11) Die Bern zuſtändigen Kapitalien in England betrugen 376,960 Pfd. Sterl. 
Durch den helvetiſchen Verkauf von 100,000 Pfd. Sterl. an Gercon und St. Didier 
verlor es. 5 . 5 3 . 0 5 l ; Fr. 2,660,868 
und durch die ihm jetzt auferlegten Leiſtungen weitere g : g „ 5,614,492 

Zuſammen Fr. 8,275,360 


Ergebniſſe. 


Annahme 
durch Bern. 


2 


untaugliches beſeitigt und der, jedem für eine ſittliche Mahnung empfäng⸗ 
lichen Sinne höhere Pflichten väterlicher Sorge für das allgemeine Wohl 
zu Gemüth führende, Name „Patricier“ dem Hohn und Haſſe als Ziel 
dargeſtellt. In Bern waren die Meinungen getheilt; eine Minderheit 
wollte zu allen gemeinſamen Anſtrengungen Hand bieten und den eid⸗ 
genöſſiſchen Anordnungen ſich unterziehen; jedoch für Verzichtleiſtung auf 
Aargau und Waadt die Bedingung einer Unterhandlung mit dieſen Landes⸗ 
theilen feſthalten, hingegen die Vereinigung neuer Gebietstheile als läſtig, 
unſicher und beſonders wenn nicht auf freiem ungedrungenen Wunſche 
derſelben beruhend, von der Hand weiſen. Die Mehrheit hielt — bei 
den raſtloſen Rüſtungen Napoleons zum Kriege — die Reconſtituirung 
der Schweiz für das dringendſte Erforderniß; ſie erheiſche die durch die 
gegenwärtigen Umſtände gerechtfertigte Verzichtleiſtung auf die bereits 
vor 16 Jahren losgeriſſenen Gebietstheile als nothwendig und die vom 
Congreſſe ſelbſt ohne Berns Zuthun verhängte Vereinigung des Bisthums, 
welche von der Mehrheit der Einwohner nicht ungern geſehen ward, ſei 
annehmbar. Während der „Hundert Tage“, am 28. April 1815, erklärte 
der Große Rath mit 137 Stimmen gegen 37 die Annahme der Erklärung 
des Wiener-Congreſſes in ihrem ganzen Inhalte. Rußland wollte noch 
revolutionsfreundliche Verfaſſungsänderung als Preis der Erwerbung!) 
fordern. Am 27. Mai ſtellte die Tagſatzung die Beitrittsurkunde aus. 
Bedeutendes Aufſehen hatte eine laut Poſtzeichen von Freiburg in den 
letzten Tagen des Jahres 1814 unter dem Titel «Correspondance secrete» 
verſandte Druckſchrift erregt, welche in einer bedeutenden Zahl von Akten⸗ 
ſtücken und Briefen, von denen keiner als unächt bezeichnet oder verläugnet 
werden durfte, die Anſchläge gegen Bern enthüllte ). Die Regierung 
von Bern fahndete vergeblich auf den Urſprung und ſuchte ſie zu unter⸗ 
drücken, weil fie einen ſchlimmen Eindruck bei dem Congreſſe wegen der 
Blosſtellung von fremden Miniſtern und Agenten, die in jene Anſchläge 
verwickelt waren, beſorgte. Die dadurch vermehrte Spannung von Waadt 
und Aargau gegen Bern ließ fortwährend Ausbrüche befürchten, denen 
jetzt die neue Gefahr eines allgemeinen Kriegs entgegentrat. Bern, in 
Würdigung der ſchweizeriſchen Verhältniſſe, ſchloß ſich alſobald mit Ver⸗ 


12) Als Capo d'Iſtria in Wien ſeinem Kaiſer vorſtellte, zu Ordnung der ſchweize⸗ 
riſchen Angelegenheiten müſſe man ſich mit Bern wegen Aargau abfinden, erwiderte 
Alexander: bah, bah, vous trouverez déja dans votre diplomatie, et en vous 
combinant avec Laharpe de quoi arranger les choses sur le pied énoncé. 

13) Die Betroffenen ſuchten ſich durch zornige Ausbrüche über die Thätigkeit einer 
berneriſchen geheimen (in der That der Regierung ſelbſt unbekannten) Polizei zu rächen. 
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zichtleiſtung auf frühere Beſtrebungen allen die Sicherung der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft bezweckenden Anordnungen an. 

Napoleon verſuchte die Schweiz zur Neutralität zu beſtimmen und 
entſendete den ehemaligen franzöſiſchen Reſidenten in Genf, Felix Des⸗ 
portes, mit dem geweſenen Geſandtſchaftsſekretär Rouyer, welche abgewieſen 
wurden. Desportes überſchickte durch ſeinen Sekretär zwei Schreiben an 
die Tagſatzung, eines vom Herzog von Vicenza, Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, mit der Anzeige, Napoleon habe den Thron wieder be— 
ſtiegen, das andere von Napoleon ſelbſt mit friedlichen Zuſagen. Dem 
Herzog von Vicenza antwortete der Präſident der Tagſatzung, die Rüſtungen 
der Schweiz bezwecken ihre Sicherſtellung und in Beziehung auf Aner- 
kennung der gegenwärtigen Zuſtände in Frankreich werde die Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft von den europäiſchen Mächten ſich nicht trennen. Desportes wurde 
angewieſen die Schweiz zu verlaſſen. 

Unterm 6. Mai wurde die Tagſatzung von den Miniſtern von Oeſt⸗ 
reich, England, Preußen und Rußland eingeladen, über ihre Mitwirkung 
bei den Operationen der Alliirten zu unterhandeln. In der Schweiz be— 
ſorgte man einestheils einen franzöſiſchen Ueberfall, andrerſeits die Laſten 
und Gefahren eines Durchzugs alliirter Truppen. Zu der vorgeſchlagenen 
Unterhandlung wurden Bürgermeiſter Wyß, Schultheiß von Mülinen und 
Bürgermeiſter Wieland ausgeſchoſſen. Sie waren angewieſen: 1) die 
freundſchaftlichen Verhältniſſe mit den Alliirten zu befeſtigen; 2) die 
Grenzbeſchützung der Schweiz als Zweck ihres Militärſyſtems feſtzuhalten, 
und 3) die Verwicklung in einen Offenſivkrieg abzuwenden. Am 20. Mai 
wurde die daherige Uebereinkunft abgeſchloſſen, durch welche unter ver— 
ſchiedenen Bedingungen die Schweiz den Beitritt zum europäiſchen Syſtem 
und die Aufſtellung von 30,000 Mann und einer Reſerve verhieße !“). 
Am 5. Juni billigten 14½ Stände die Uebereinkunft, Bern und Luzern 
mit Aeußerung des Bedauerns, daß man nicht den Alliirten zur Offenſive 
ſich angeſchloſſen habe. St. Gallen, Aargau und Thurgau erklären ſich 
für den Anſchluß zu einer die Grenzen der Schweiz nicht überſchreitenden 
Defenſive. Baſel, Waadt und Teſſin verweigern die Zuſtimmung. 

Wir übergehen mit Hinweiſung auf die hievor enthaltenen Angaben 
die weitere Darſtellung der defenſiv-militäriſchen Anordnungen in der 
Schweiz und den ohne Erfolg gebliebenen Verſuch Bachmanns zu aktivem 
Vorgehen, von dem er für die Schweiz gegen die ihre Grenzen bedrohen— 
den großen franzöſiſchen Feſtungen (außer Hüningen) Vortheile bezweckte. 
Die BEN ſich gegenüberſtehenden Heere, von denen die erſt jetzt nach— 


14) Wie hievor bemerkt, ſtellte die Schweiz über 40,000 Mann. 


Unterhand⸗ 
ung mit den 
Alliirten. 
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rückenden Oeſtreichs nochmals von der Schweizergrenze aus in Frankreich 
eindringen ſollten, ſammelten ſich in den Niederlanden; die Gefahr wurde 
von der Schweiz abgewendet. Dem kurzen Feldzug machte die Schlacht 
von Waterloo ein Ende, infolge welcher Napoleon auf Fortſetzung des 
Krieges verzichtend ſich auf einem franzöſiſchen Schiffe an die Engländer 
ergab und von ihnen, nicht wie er wünſchte und (nicht unwahrſcheinlich 
in Ausſicht auf günſtigere Umſtände) hoffte, in England aufgenommen, 
ſondern auf St. Helena bis zu ſeinem Tode feſtgehalten wurde. Der 
Pariſerfrieden. zweite Pariſerfrieden machte dem langen kaum von kurzen Augenblicken 
der Waffenruhe unterbrochenen Kriege der Franzoſen mit andern europäi⸗ 
ſchen Mächten ein Ende, und ordnete die ſtaatlichen Verhältniſſe von 
Europa. Die Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz wurde, wie 
erwähnt, anerkannt, und dem Kanton Bern durch den Schlußakt des 
Wiener⸗Congreſſes das Bisthum Baſel zugetheilt. 

Die Alliirten übergaben das von ihnen eroberte Land der Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft, welche es (am 23. Augſtmonat 1815) in Beſitz nahm und durch 
den alt⸗Bürgermeiſter von Eſcher als Generalgouverneur verwalten ließ. 

Bisthum Baſel Die Abgeordneten der Regierung von Bern traten mit denjenigen des 

Vereinigung. Direktorial⸗Kantons (Zürich) und des Bisthums in Biel zuſammen, und 
ſchloſſen (unterm 14. Wintermonat) die Vereinigungsurkunde ab, infolge 
welcher die Verwaltung des (außer Biel und Neuenſtadt) in fünf Ober⸗ 
ämter eingetheilten Landes an Bern übergieng. Das von den Alliirten 
proviſoriſch aufgeſtellte Generalgouvernement forderte für die von den 
Bewohnern ſchuldigen Steuerausſtände L. 694,634 (Fr. 1,006,716) von 
denen bloß L. 367,964 eingiengen, und Bern alſo durch die Uebernahme 
auf dieſer Liquidation einbüßte L. 326,670 (Fr. 473,435). Ueberdieß 
mußte die Penſionnierung des ehemaligen Fürſtbiſchofs mit 12,000 Gulden 
jährlich und ſeiner Domherren übernommen werden. 

Nach den Wirren und Wechſelfällen der letztverfloſſenen Jahre trat 
nunmehr für die Schweiz eine Epoche der Ruhe ein, welche zu Anordnung 
ihrer Einrichtungen benutzt werden konnte. In erſter Reihe betrafen 
dieſelben die Ausbildung und Vervollſtändigung des Militärſyſtems. Durch 
Tagſatzungsbeſchlüſſe und Verträge zwiſchen den Kantonen wurden die 
fernern Verhältniſſe geordnet, denen im allgemeinen freundliche Geſinnung 
zu Grunde lag. Die Druckerpreſſe und der Aufenthalt Fremder ver- 
urſachten in jenen Zeiten oft wiederkehrende oder vielmehr kaum je unter⸗ 
brochene Schwierigkeiten. Unzufriedene aus aller Herren Gebieten glaubten 
in der Schweiz nicht allein eine freie Zuflucht, ſondern ſehr oft eine ge— 
ſicherte Werkſtätte für ihre gegen ihr Heimathsland oder die in demſelben 
beſtehende Ordnung gerichteten Beſtrebungen fordern zu können. Daher 


Naar. 


dann von den Obrigkeiten derſelben gegen ihr Gebahren und gegen ihren 
Aufenthalt je und je wieder Beſchwerde geführt wurde, zumal über das 
Aſylrecht und über das Maaß der Duldung, welche mit ihrer Heimath 
unzufriedenen die Schweiz zum Aufenthalte wählenden Fremden gebühre, 
in den verſchiedenen Kantonen abweichende Anſichten walteten. 

(Infolge der immer dringendern Reklamationen der benachbarten 
Staaten erfolgte im Jahr 1823 eine von allen Kantonen angenommene 
und befolgte Einladung der Tagſatzung zum Erlaſſe von Verordnungen 
gegen den „Mißbrauch der Druckerpreſſe und über Fremdenpolizei.“ Die 
Verordnungen wurden von Jahr zu Jahr beſtätigt. Erſt 1829 zeigte 
zuerſt Teſſin den Rücktritt davon an. Die Ereigniſſe des Jahres 1830 
dann führten andere Zuſtände herbei.) 

Die guten Verhältniſſe zwiſchen den Kantonen wurden durch ſolche 
Zwiſchenfälle nicht getrübt, und ſo erhielten ſich auch diejenigen zwiſchen 
Bern und Waadt ungeachtet des Gegenſatzes in den beidſeitigen Anſichten 
über die Berechtigung zum Bezug eines Ohmgelds auf Wein, welchem 
das Erzeugniß im eigenen Kanton enthoben wäre, wie es von Bern be— 
hauptet blieb. 

Die Schweiz hatte im Beharren an dem Grundſatze der Kantonal— 
ſouveränität die Geſtaltung eines, durch ſeltene als durchaus nothwendig 
betrachtete Centralvorſchriften kaum betroffenen, Staatenbundes feſtgehalten. 
Wie ſie infolge der Bewegung, die mit dem Jahre 1830 alle Verhältniſſe 
ergriff, zum Bundesſtaate mit enggeſchloſſener Gewalt ſeiner Behörden 
ſich umgeſtaltete, fällt außer den Bereich dieſer Blätter. Möge eine mit 
größern Anſprüchen auf Bedeutſamkeit verbundene und einer ſtreng abge— 
ſchloſſenen beſcheidenen Neutralität ſich enthebende thätigere Theilnahme 
an den großen Weltverhältniſſen, wie dieſelbe in einer großen Zahl von 
Verkommniſſen aller Art ſich kund giebt, die bezweckten Vorzüge herbei- 
führen, ohne Schädigung der überlieferten Errungenſchaften thatkräftiger 
Vorfahren. 


18 


Bierter Abſchnitt. 


Periode der ſogeheißenen Neſtauration. Von 1815 
bis 1830. 
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Siebenzehntes Kapitel: Bern's Stellung. 
Die Stadtangelegenheiten. Theurung. Ohmgeldſtreit. Retorſions-Concordat. Diocöſan⸗ 
Verhältniſſe. Reformationsfeier. Militärkapitulationen. 

Die Kriegsgefahr, hervorgerufen durch Napoleon's Landung, die 
Rüſtungen gegen außen, zu welchen die Schweiz war hingedrängt worden, 
hatten weſentlich dazu beigetragen, die Spannung unter den Kantonen zu 
beſeitigen. Die am Schluſſe des Jahres 1813 durch den Umſchwung der 
Weltverhältniſſe in den Parteien erweckte Gährung war durch die drin⸗ 
genden Umſtände gedämpft worden; die Anſichten in Bern, welche eine 
mögliche Herſtellung ehemaliger Rechts- und Machtsverhältniſſe, eine ſoge⸗ 
heißene Reſtauration als den Zweck betrachteten, den die dem Vaterlande 
ſchuldige und bewahrte Treue anſtreben ſollte, hatten in Mitte der Be⸗ 
theiligten ſelbſt nicht den von ihren Wortführern erwarteten Anhang ge⸗ 
funden, im eigenen Kreiſe hingegen vielfach gegen dieſelben ſich auflehnende 
Beſorgniſſe geweckt, ſogar Widerwillen und Feindſchaft erzeugt, abgeſehen 
von derjenigen, die ihr von außen begegnete, wie von der ſich bedroht 
fühlenden Waadt und dem Aargau. Die unter fremder Aufmunterung 
erregten Hoffnungen dieſer Wortführer mußten ſehr bald aufgegeben, eine 
friedliche Erfüllung derſelben konnte nicht mehr erwartet werden. 

Mit dem 16. Jahrhundert hatte eine auf die nächſten Intereſſen ſich 
beziehende mehr paſſive als thätige örtliche Politik die Stelle vaterländiſch⸗ 
ſchweizeriſcher Staatsklugheit, welche ungeachtet der ſcharf getrennten 
Kantonalſouveränität ihre Zwecke im Auge behielt, eingenommen. Die 
kirchliche Reformation gab ihr eine entſchieden confeſſionelle Färbung. 
Die beiden größern Kantone Bern und Zürich wurden eher durch dieſelbe 
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als durch gegenſeitige Anhänglichkeit auf einander angewieſen, und hin— 
gegen die katholiſchen Orte, mit denen es wiederholt bis zum Kriege kam, 
von jenen abgewendet. Bis zum allgemeinen Untergange blieb dieſer Ein⸗ 
fluß bemerklich, öfters vorherrſchend. 

Zur Zeit der allgemeinen europäiſchen Geſtaltungen in den Jahren 
1814 und 1815 waltete ein als Geiſt der Duldung ſich geltend machender 
Indifferentismus. Derſelbe wurde auch in den Anordnungen für die 
Schweiz bemerklich (Vereinigung des katholiſchen Jura mit dem prote⸗ 
ſtantiſchen Bern, des katholiſchen Frickthals mit dem proteſtantiſchen Aar- 
gau ꝛc.), und ebenſo in den innern Verhältniſſen der Kantone unter ſich. 
Seit der Conferenz vom März 1814 in Luzern hatten die Urſtände und 
Bern ſich ſehr genähert, und auf der Tagſatzung, welche den Bundes— 
vertrag zu berathen hatte, ſtand Bern mit denſelben und mit Luzern, 
Zug, Glarus, Freiburg, Solothurn und Appenzell J.⸗Rh. den von Ruß⸗ 
land und den übrigen Großmächten bevorzugten Beſtrebungen Zürich's 
gegenüber, welches mit den zu Schutz und Schirm der neuen Kantone 
(Aargau, St. Gallen, Thurgau, Waadt und Teſſin) verbundenen prote- 
ſtantiſchen Kantonen Baſel, Schaffhauſen, Appenzell A.⸗Rh. nebſt Grau⸗ 
bündten die Hälfte der Stimmen in den Berathungen leitete. 

Nachdem der Bund der Kantone abgeſchloſſen war, trat Bern, dem 
edeln Sinne feiner beiden Standeshäupter folgend, ohne Groll noch Vor— 
behalt in die neue Aera ein, und blieben die Verhältniſſe mit Zürich 
etwas kälter, ſo kann dies ohne Unbill einigen Perſönlichkeiten (wie Rein⸗ 
hard und Hirzel) beigemeſſen werden, welche fortwährend Abneigung ver— 
ſpüren ließen. Der amtliche Verkehr mit den beiden noch kurz vorher 
in feindlicher Stellung Bern gegenüber geſtandenen Kantonen Aargau 
und Waadt geſtaltete ſich befriedigend, doch konnten die Führer derſelben 
ſich mit der Verfaſſung Bern's nicht befreunden, deren Grundſätze den— 
jenigen der eigenen Einrichtung zu widerſprechen ſchienen. Die Preſſe hin⸗ 
gegen blieb in dieſen beiden Kantonen, wie übrigens auch in den an- 
dern entſchieden feindſelig gegen die berneriſchen Verfaſſungszuſtände, und 
jeder Anſprung gegen dieſe hatte ſich ihrer Gunſt zu erfreuen. Bern, in 
der Meinung, der lang geführte Kampf ſei ausgetragen, ſuchte keine 
Partei zu bilden noch ſich einer ſolchen anzuſchließen und wurde daher 
um ſo häufiger angegriffen. Gegen keinen andern Stand erfolgten ſo 
viele loſe und, zuweilen nach langem Herumziehen an Tagſatzungen end⸗ 
lich unhaltbar befundene Anſprünge !). Die Abſchiede reden Zeugniß 


1) Zum Beiſpiel: ein von Zürich gegen alle reglementariſchen Vorſchriften unange— 
meldet in den Schooß der Tagſatzung geworfener Angriff gegen Bern wegen den Rekla— 
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über die Geduld Bern's in Beantwortung der Angriffe und über jeine 
ſorgfältige Schonung anderer Intereſſen. Nicht ſelten lag ſolchen An⸗ 
griffen eine Beneidung zu Grunde, welche ein Erbſtück aus früherer Zeit 
noch in dem Range Bern's als größter Kanton und ſeiner, einer fpar- 
ſamen ſorgfältigen Verwaltung zu verdankenden, günſtigen finanziellen 
Lage ihre Nahrung fand. Ä 

Die Aufnahme von Wallis, Neuenburg und Genf in den Bund als 
gleichberechtigte Kantone war von ihnen ſelbſt gewünſcht, und durch die 
Mächte empfohlen. Diejenige von Wallis fand allgemein günſtigen An⸗ 
klang, weniger die Neuenburgs, wegen ſeiner Hörigkeit zu Preußen, und 
diejenige Genfs in Betracht der Geſchichte dieſer kleinen Republik und 
ihrer mancherlei Wirren. Bern verwendete fich beſtens zu ihrer Auf- 
nahme; bei den meiſten Kantonen wäre hingegen lieber ein Bündniß mit 
denſelben eingegangen worden. Bern's Stellung wurde durch dieſe Auf— 
nahme um nichts verſtärkt, und als an die Stelle der ältern Magiſtraten 
Genf's jüngere Männer getreten waren, welche ſich mehr den neuen Mei⸗ 
nungen zuwendeten, erwuchſen mehr Schwierigkeiten als Vortheile daraus. 

Die Einrichtung der Stadtangelegenheiten Bern's nahm eine ſehr 
bedeutende Stelle in den Beſtrebungen jener Zeit ein. Natürlich ſchieden 
ſich darüber die Meinungen nach den Hauptrichtungen der politiſchen 
Parteien aus. Gemäß der Forderung einer Reſtauration früherer Ver⸗ 
hältniſſe hätte die Stadt wieder als herrſchende Corporation ſich geltend 
machen und bei der offenbaren Unmöglichkeit eines ſolchen Verhältniſſes, 
in kantonaler Beziehung den größten erhältlichen Einfluß, und für ihre 
innern Angelegenheiten das ariſtocratiſche Prinzip der Selbſtergänzung 
behaupten ſollen. Entgegenſtehende neuere Anfichten mußten hingegen 
jedes Annähern einer Reſtauration verwerfen, und auch die innere ſtädti⸗ 
ſche Einrichtung auf die Bedingungen des Repräſentationsgrundſatzes zu 
führen trachten. Bei der Entwicklung der einen wie der andern dieſer 
entgegenſtehenden Maximen hatten mancherlei Intereſſen und in das 
Leben übergegangene Einrichtungen und Gewohnheiten ihren großen Ein— 
fluß, und unter demſelben wurde für die oberſte Stadtbehörde, welcher 
die Regierung ihrerſeits nicht feindlich gegenüberſtand, zu einer Hälfte 
der Grundſatz der Repräſentation durch Wahlen von unten, zur andern 
Hälfte der ariſtocratiſche Grundſatz der Selbſtergänzung durch ein der 


mationen eines zürcheriſchen Privatmannes an den Biſchoff von Baſel; von Solothurn 
wegen ganz verſchollenen Anſprachen Einzelner; viele Begünſtigungen des confeſſionellen 
Proſelytismus gegen berneriſche Angehörige; die beharrlichen Angriffe Neuenburgs gegen 
die berneriſche Forſtpolizei, um die unbeſchränkte Holzausfuhr zu Gunſten neuenburgiſcher 
Spekulanten zu erzwingen, während es die Ausfuhr eigenen Holzes verbot u. dgl. m. 
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ehemaligen Einrichtung von Rath und XVI. nachgebildetes Collegium be- 
folgt. Die 200 der Stadt Bern waren, wenn ſie nicht mit den 99 Aus⸗ 
geſchoſſenen von Städten und Landſchaften vereint den Großen Rath des 
Kantons bildeten, die oberſte Ortsbehörde der Stadt, welche für die 
ſtädtiſchen Angelegenheiten bloß zu Genehmigung der Rechnungen und zu 
den ihr vorbehaltenen Wahlen für den Stadtrath, dem die Verwaltung 
des Stadtweſens übertragen war, ſelten — gewöhnlich nur einmal des 
Jahres — ſich verſammelte und von dem außer des Amts ſtehenden 
Schultheiß, inſofern er ſelbſt den CC angehörte, präſidirt wurde. Der 
eigentliche Stadtrath zählte unter dem Präſidium eines dem Kleinen 
Rath des Kantons angehörigen Mitglieds 32 Beiſitzer, von denen die 
eine Hälfte durch die 13 Zünfte oder Geſellſchaften, die andre durch die 
CO gewählt war. 

Wenn auch bei einzelnen Mitgliedern der Stadtverwaltung die Er— 
innerung an die frühere Machtſtellung der Stadt noch beſtehen mochte, 
ſo blieb hingegen die Behörde ſelbſt ganz in den Grenzen der ihr nun— 
mehr angewieſenen Stellung und ſo auch das Verhältniß zwiſchen der— 
ſelben und der Regierung ein befriedigendes. 

Kaum hatte zu Anfang des Jahres 1816 Bern ſich konſtituirt, kaum 
hatte man Zeit gehabt, das Maaß der Opfer zu erkennen, welche die 
Rüſtungen von 1815 und die ihnen vorhergegangenen Zerwürfniſſe er— 
fordert hatten; ſeiner Regierung lag ob, die Parteien zu verſöhnen, den 
Gang der Verwaltung zu ſichern, den neu vereinigten Landestheil mit 
ſeinem nunmehrigen Zuſtande zu befreunden, als eine der ſchwerſten 
Prüfungen eintrat, welche die Völker zu beſtehen haben. Zwei Jahre 
ungünſtiger Witterung hatten Miswachs der Ernten und eine ſehr allge— 
meine Theurung bewirkt, in welcher der Preis des Getreides über das 
vierfache des gewöhnlichen anſtieg. In Beſorgniß vor eigentlicher Hun— 
gersnoth und der mit einer ſolchen verbundenen furchtbaren Uebel und 
Schrecken hatten beinahe alle Regierungen in Europa Maaßregeln zu ihrer 
Abwendung ergriffen. Rings um die Schweiz wurde die Ausfuhr von 
Getreide unterſagt, und nur von den fernen Märkten von Sicilien, Afrika 
und dem ſchwarzen Meere konnte ſolches mit großem Zeitaufwande und 
zu beinahe unerſchwinglichen Preiſen herbeigeſchafft werden. In Bern's 
Kornhäuſern lag aufbewahrt, was das Bedürfniß ſeiner Bevölkerung auf 
etwa ſechs Wochen fordern mochte, lange nicht genug bis auf eine künf— 
tige, noch ungewiſſe Ernte. Bei kluger Verwendung war dieſer Vorrath 
nicht unbedeutend zu Speiſung des Marktes als Zügel des Wuchers, 
und wichtig zu Beruhigung der aufgeregten Gemüther. Käufer aus den 
benachbarten und allen weſtlich gelegenen Kantonen ſtürzten ſich auf den 
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berneriſchen Markt, und dieſer Zudrang vermehrte die Beſorgniſſe. Die 
Regierung wurde durch die Noth und die Klagen der eigenen Angehörigen 
gedrängt, welche verlangten, daß das auf ihren Ackern gewachſene von 
denſelben durch Zehnten und Grundzinſe erhobene Getreide zu ihrem 
eigenen Bedürfniſſe vorbehalten werde. Ueberzeugt, daß nach Unterbrechung 
der Zufuhren das ungenügende eigene Erzeugniß bald erſchöpft ſein müßte 
und im Gefühl, daß unter außerordentlichen Umſtänden die Regierung 
nach Möglichkeit für das Land ſorgen ſolle, dem ſie vorſtehe, daß ſie nicht 
ihre Kräfte fruchtlos verſchwenden dürfe, welche über unbegrenzte Kreiſe 
ausgedehnt nicht wohlthätig wirken konnten, erließ ſie das Verbot der 
Getreideausfuhr aus dem Kanton, wie ſie es ſelbſt anerkannte, entgegen 
dem Artikel XI. des Bundesvertrags ?). Sie erklärte, daß fie durch die 
Noth dazu vermocht es für beſſer halte, in ſolchen außerordentlichen Um⸗ 
ſtänden durch eine ihr unter unüberwindlichen Schwierigkeiten aufgedrängte 
Ausnahme gleichſam die Regel zu bekräftigen, lieber als die Zuflucht zu 
Polizeimaaßregeln zu nehmen, welche den Zweck des Bundes umgehen. 
Geſtützt auf den Wortlaut des Bundes forderten die andern ſchweizeriſchen 
Regierungen beharrlich und zum Theil drohend die Wiedereröffnung der 
freien Ausfuhr. Vergeblich zeigte Bern, daß ſeinem Verbote keine un— 
freundliche Abſicht gegen Andere, und keine fiscaliſche eigene zu Grunde 
liege, daß die Durchfuhr ungehindert ſei, und daß die klagenden Regie— 
rungen keinerlei Abwehr wucheriſchen Mißbrauchs darbieten können, einen 
Mißbrauch, den z. B. genferiſche und waadtländiſche Mäckler gleich im 
Anfange der Theurung trieben. 

Der nicht unbedeutenden Aufregung machte glücklicher Weiſe eine ge— 
ſegnete Ernte ein Ende. Mit der Noth fielen die durch dieſelbe herbei- 
gerufenen Beſchränkungen weg. Die Maaßnahmen der Regierung von 
Bern waren nicht allein von außen her heftig angegriffen worden, ſondern 
ſie fanden auch im Innern viele Tadler. Dieſe behaupteten, Freigebung 
des Kaufs und Verkaufs und unbedingte Eröffnung der obrigkeitlichen 
Vorräthe hätten dem Uebel am wirkſamſten abgeholfen; die Privatſpeku⸗ 
lation wäre dadurch zu Herbeiſchaffung von auswärtigem Getreide auf— 
gemuntert worden, von welcher fie durch die Konkurrenz der Regierungs— 
vorräthe ſich habe abſchrecken laſſen. Es bleibe dahin geſtellt, ob der 


2) „Für Lebensmittel, Landeserzeugniſſe und Kaufmannswaaren iſt der freie Kauf 
und für dieſe Gegenſtände, ſowie auch für das Vieh, die ungehinderte Aus- und Durch⸗ 
fuhr von einem Kauton zum andern geſichert, mit Vorbehalt der erforderlichen Polizei⸗ 
Verfügungen gegen Wucher und ſchädlichen Vorkauf. Dieſe Polizeiverfügungen ſollen 
für die eigenen Kantonsbürger und die Einwohner anderer Kantone gleich beſtimmt 
werden.“ 
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Rath ein kluger, ob er auch ein uneigennütziger geweſen ſei; immerhin 
iſt zu bedauern, daß die Regierung ſich auf die offizielle Correſpondenz 
beſchränkte, und es unterließ, durch öffentliche Auseinanderſetzung der Be— 
weggründe allerlei zum Theil im Finſtern ſchleichenden Verdächtigungen 
zu begegnen. | | 

Ueber die Auslegung des angeführten eilften Artikels des Bundes— 
vertrags erhob ſich wegen des Ohmgelds einige Jahre ſpäter ein lange 
andauernder Anſtand. Von der Einführung der Mediationsakte hinweg 
hatte Bern unter dieſer Benennung eine Verbrauchsſteuer auf Wein und 
geiſtige Getränke gelegt; ſie betrug zehn Rappen a. W. für alle aus— 
ländiſchen Erzeugniſſe; drei Rappen für die ſchweizeriſchen, das Gewächſe 
im eigenen Kanton inbegriffen, welches etwa den ſechsten Theil des Be— 
darfs lieferte ?). Während der Berathungen über den neuen Bundes— 
vertrag, bei welchen die „freie Einfuhr“, wie der bisherige eilfte Artikel 
ſie vorſchrieb, wegfiel, änderte Bern ſein Ohmgeldgeſetz. Eingeführte Weine 
mußten eine Auflage“) bezahlen, die im Kanton erzeugten waren frei. 
Eine Begünſtigung der Schweizerweine gegen ausländiſche fand nicht ſtatt 
wegen der Vereinigung der vornehmlich auf franzöſiſches Erzeugniß an— 
gewieſenen leberbergiſchen Aemter. Infolge eines beinahe beiſpielloſen 
Mißwachſes in dem Rebgelände während der Jahre 1816 und 1817 er⸗ 
reichten die Weinpreiſe eine früher unbekannte Höhe, und bei dem unge— 
mein hohen Erlöſe aus ihrem Reberzeugniſſe erfolgte keinerlei Einſpruch 
von Waadt gegen das berneriſche Ohmgeld. Nach dem guten Ertrag im 
Jahr 1818 und dem beiſpiellos reichen von 1819 ſanken die Preiſe auf 
die Hälfte eines niedrigen Durchſchnitts ), in Frankreich tief genug, um 
mit der Fracht nicht höher zu ſtehen. Ueberdieß lieferten die Rebgelände 
des Kantons in dieſem günſtigen Jahre einen ungewöhnlichen Ertrag ge— 
nießbaren Weines, und um ſo weniger wurde in der Waadt gekauft. 

Dieſe Wirkungen eines ſeltenen Ueberfluſſes ſchrieb der waadtländiſche 
an die frühern Zuſtände ausſchließlichen Abſatzes im deutſchen Berngebiete 
ſich erinnernde Weinbauer dem Ohmgeld-Geſetze bei, und dieſen Wahn 
halfen am allermeiſten diejenigen verbreiten, welche recht gut wußten, daß 
ſie nicht geſetzgeberiſchen Urſachen beizumeſſen ſeien. So erhob nunmehr 
die waadtländiſche Regierung Beſchwerde gegen das ohne Einſprache von 


3) Die übrigen 7s lieferten Frankreich, Neuenburg und vornehmlich Waadt, dieſes 
damals ungefähr 40,000 Säume (von 100 Bernmaaßen oder 167 littres), ſpäter bedeu⸗ 
tend mehr. 

4) Fünf Rappen für die Maaß des in Fäſſern eingeführten; für Flaſchenweine ein 
mehreres. 

5) Auf 13 bis 15 Rappen die alte Maaß. 
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ihrer Seite unter den Augen der Tagſatzung eingeführte bernerifche Ohm- 
geld, da dasſelbe bei Enthebung des eigenen Gewächſes nicht eine Ver— 
brauchsſteuer ſei, ſondern ein von der Tagſatzung nicht bewilligter Zoll; 
es widerſtreite dem eilften Artikel des Bundesvertrags, welcher die freie 
Ausfuhr, der nothwendig eine freie Einfuhr entſprechen müße, gewähre. 
Bern entgegnete durch Berufung auf den Wortlaut des Artikels, aus 
dem eben die freie Einfuhr geſtrichen worden ſei, ſowie auch das neue 
Geſetz während der Berathung des Bundes erlaſſen, damals nicht Wider— 
ſpruch gefunden habe. Nach Einführung des ſogenannten Retorſions— 
concordats ließ Waadt ſeine Beſchwerde ruhen. Ft 
Bei dieſem Anlaſſe hatte ſich abermals die Zerriſſenheit der Kan⸗ 
tonalpolitik bemerkbar gemacht. Zürich, als damaliger Vorort, wurde 
von Bern angefragt, ob von dort aus eidgenöſſiſche Vorkehren gegen die 
franzöſiſchen Bedrückungen wollten eingeleitet werden. Zürich überließ 
es Bern, ſolche Einleitungen ſelbſt zu treffen, ohne Einſprache gegen den 
Grundſatz zu erheben, ſo daß Bern vermuthete, der Vorort würde all 
fällige ſchweizeriſche Maaßnahmen lieber dem bloßen ſtaatswirthſchaftlichen 
Intereſſe als einem politischen Akt beimeſſen. Bern an die Ohmgeld- 
frage anknüpfend richtete daher an Waadt die Einladung zu einer Con⸗ 
ferenz, und auf derſelben wurde in Peterlingen das Concordat abgeredet, 
nach welchem mit Vermeidung eines eigentlichen Mauthſyſtems, doch ge— 
wiſſe zum Verbrauche in den Kantonen (denn die Durchfuhr ſollte frei 
bleiben) beſtimmte franzöſiſche Waaren mit einem mäßigen Zoll belegt 
werden ſollten. Vierzehn Kantone traten der am 27. und 28. Augſtmonat 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft bei. Dieſe beſagt: 1) Die Schweiz huldigt, 
wie bisanhin, dem Grundſatze des freien Verkehrs gegen alle Staaten, 
die ihr denſelben geſtatten. Gegen diejenigen Staaten, welche die jchwei- 
zeriſchen Natur- und Kunſterzeugniſſe mit hohen Einfuhrzöllen belaſten 
oder ganz verbieten, behält ſie ſich die Anwendung ſchützender Maaßregeln 
und einer gerechten Reciprocität nach ihrer beſondern Lage und ihrem 
eigenen Bedürfniſſe vor. 2) In Folge deſſen werden (ſo lange das fran— 
zöſiſche Mauthſyſtem in bedrückender Ausdehnung und Strenge gegen die 
Schweiz in Anwendung bleibt) nachbenannte, aus Frankreich kommende 
Gegenſtände mit folgenden Einfuhrzöllen belegt ®) ꝛc. c. Bei Durchfuhr 
wurde der entrichtete Eingangszoll erſtattet, und alle durch Urſprungs⸗ 


6) Z. B. der Centner Luxusweine in Flaſchen Fr. 20. Liqueurs Fr. 30. Verarbeitetes 
Leder Fr. 40. Baumwollenfabrikate Fr. 40. Seidenfabrikate Fr. 120 ꝛc. c. Weine 
in Fäſſern zahlten zehn Rappen von der Maaß. Für die im Jura konſumirten wendete 
die Regierung die Hälfte des Betrags den Gemeinden für ihre Ortsbedürfniſſe zu, ſo 
daß darüber keine Unzufriedenheit ſich äußerte. 
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zeugniſſe als ſchweizeriſch anerkannten Erzeugniſſe waren frei. Der Er— 
trag dieſer Zölle ſollte nach dem Maaßſtabe der Bevölkerung unter die 
Kantone vertheilt werden. 

Mehrere Grenzkantone, vornehmlich Genf, Baſel und Neuenburg, 
erhoben ſich mit zunehmender Heftigkeit gegen dieſes Concordat, welches 
den freien Verkehr erſchwere und den Handel beläſtige; mit beſonderm 
Eifer auch Zürich, nach deſſen Antwort auf die erſte vertrauliche Eröff— 
nung vielmehr Einwilligung vorausgeſetzt war, und ungeſtüm wurde die 
Aufhebung eines ſolchen, dem Bundesvertrag widerſprechenden, Mauth— 
ſyſtems gefordert. Man konnte die nach den vorhergegangenen Mitthei— 
lungen unerwartete und auffallende Heftigkeit dieſer Angriffe nur durch 
politiſche Beweggründe erklären, einige glaubten, ſie dem Grolle beimeſſen 
zu können, den der Erfolg eines von Bern ausgehenden Vorſchlags er— 
regte, deſſen Fehlſchlagen war geweiſſagt worden. Die Aeußerung von 
Uſteri, der ſeinem Haſſe ſich überlaſſend, im Großen Rathe von Zürich 
das Concordat ein „Machwerk der Argliſt und des Unverſtandes“ be⸗ 
nannte, ſchien eine ſolche Anſicht zu rechtfertigen. 

Von Frankreich wurde dieſe ſelbſtſtändige Abwehr gegen ſeine Mauth— 
anſprüche übel vermerkt; von ſeinen Weinbauern wurde über Behinde— 
rung größern Abſatzes geklagt, und eiferſüchtig beſorgte der große Nachbar 
Anbahnung näherer Verhältniſſe zwiſchen der Schweiz und andern an— 
grenzenden Staaten, zumal bereits die Turiner-Regierung zu einem Han⸗ 
delsvorkommniß mit der Schweiz Geneigtheit äußerte, inſofern ein 
ſolches zu vollziehen ſie ſich vermögend erzeige; dasſelbe würde der Schweiz 
zu freierer Ausfuhr über Genua, und Belebung des Zdwiſchenhandels 
Vortheile dargeboten haben. 

Die franzöſiſche Regierung wollte el Abſchluß des Concordats dem 
Mangel an Wachſamkeit und Thätigkeit ihres Geſandten, des ſeit 14 
Jahren in der Schweiz beglaubigten, mit Verhältniſſen und Einrichtungen 
vertrauten, perſönlich geachteten und beliebten Grafen A. von Talleyrand 
beimeſſen und erſetzte ihn durch den Marquis de Mouſtiers, welcher den 
franzöſiſchen Einfluß wieder empor heben, voraus das Concordat um— 
ſtürzen ſollte, anbei ſollte der neue Geſandte die an den Revolutions— 
verſuchen in Italien betheiligten, in der Schweiz ſich aufhaltenden Flücht— 
linge überwachen, ihre Anſchläge vereiteln, und ihre Fortweiſung ver— 
langen, endlich den Abſchluß einer Militärcapitulation zu Errichtung von 
Schweizerregimentern zum Schutze des Königs von Neapel betreiben. 

N Dieſem neuen Organe des franzöſiſchen Miniſterium war nach ſeiner 
frühern Geſchichte über ſeine Wirkſamkeit in Sachſen, Preußen und 
Württemberg ein Ruf vorausgegangen, der ihm bei Wenigen zu großer 
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Empfehlung diente, die Thätigkeit eines Adepten, eine Schule der ſchlim— 
mern Diplomatie beſorgen ließ. Bei ſeinem erſten Auftreten, ſchon in 
ſeinem Benehmen bei der Begrüßung ſchien er von der Geltendmachung 
einer Ueberlegenheit ſeiner Stellung und ſeiner Perſönlichkeit einen Er⸗ 
folg der Einſchüchterung bezweckt zu haben; dasſelbe verrieth Mangel an 
Kunde der Verhältniſſe und der Menſchen, mit denen er es zu thun 
hatte, jo daß das Ergebniß ein ſehr verſchiedenes war, und er von Au— 
beginn, mit Ausnahme einiger von ihm als beglaubten Ultra's mit an⸗ 
ſcheinender Auszeichnung behandelten Perſonen, entgegenkommende Ach— 
tung und Zutrauen nicht vorfand. Er ſtellte ſich durch übermüthige und 
unbedachte Reden, wie er ſich — der übrigens wohlbewanderte Welt— 
mann — ſolche gegen ſeiner Anſicht zufolge viel tiefer Stehende erlauben 
zu können glaubte, unbeliebigen Rückäußerungen bloß, welche dann von 
ihm hingenommen werden mußten. In die Einzelheiten, welche wohl auch 
Stoff zu einer Anekdotenſammlung darbieten möchten, iſt hier nicht der 
Ort einzutreten. | 

Das Concordat, welches der neue franzöſiſche Geſandte wegſchaffen 
ſollte, hatte aber bereits begonnen zu zerfallen. Schon auf der Tag- 
ſatzung von 1823 konnte man dies wahrnehmen. Die Vollziehung des— 
ſelben war zuweilen ſehr lau, im Kanton Aargau kaum eine anſcheinende. 
Die Beſchränkungen, welche durch dasſelbe dem Kleinhandel und ſeinem 
Gewinn auferlegt wurden, ſchienen ein zu großes Opfer; der Widerſpruch 
der nicht concordierenden Kantone zeigte eine Bitterkeit, welche vielleicht 
eher im Widerſtand gegen die Anmaßung des Auslandes, gerechtfertigt 
geweſen wäre. So zerfiel nach kaum zweijähriger Dauer das Concordat, 
und nachdem bereits mehrere Kantone den Rücktritt von demſelben erklärt 
hatten, mußte es auf der Tagſatzung von 1824 aufgegeben werden. 
Mouſtiers wußte die Aufhebung als ein Ergebniß ſeines Einfluſſes gel— 
tend zu machen, und wurde dafür zum Rang eines Botſchafters befördert. 
Als ſolcher wurde er nach Spanien verſetzt und nach kurzer Zeit zurück— 
berufen, um bald nachher in einem Zuſtande von Geiſtesverwirrung zu 
ſterben, aus deſſen Anlage vielleicht einiges in ſeinem Verhalten ſich er— 
klären läßt. | 

Nicht wenige Zeit nahmen die Diocöſanverhältniſſe in Anſpruch. 
Bis 1815 war Bern ein ganz zu der reformirten Kirche ſich bekennender 
Kanton. Der katholiſche Gottesdienſt war in der Hauptſtadt, der einzigen 
Gemeinde, in welcher eine Zahl von katholiſchen Familien angeſiedelt 
war, geduldet. Mit der Vereinigung des Jura wurde Bern paritätiſch 
und die für die Regierung neuen und unbekannten Verhältniſſe zu biſchöf— 
lichen Rechten mußten berückſichtigt werden. Die Lage war nicht eine 
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ganz einfache. Der katholiſche Landestheil hatte bis zum Eindringen der 
Franzoſen den Biſchoff als Landesherrn anerkannt. Bei dem Eindringen 
derſelben war er ausgewandert, und lebte mit einigen ihn begleitenden 
Geiſtlichen in Offenburg. Bei Auflöſung der franzöſiſchen Herrſchaft 
glaubte er die Herſtellung in frühere Würde und Rechte verhoffen zu 
können. Wie vorhin erwähnt, wurde jedoch die Vereinigung des Gebiets 
mit dem Kanton Bern verhängt. Der Klerus hätte wie natürlich jene 
Herſtellung gewünſcht, und konnte nur ungern an die Stelle des Fürſt— 
biſchofs eine weſentlich akatholiſche Regierung treten ſehen 7). Jetzt wünſchte 
er eine eigene Diocöſe für das Land. Die Regierung fand einestheils 
die finanzielle Laſt einer ausſchließlichen auf das Land beſchränkten Diocöſe 
— für Biſchoff und Kapitel — zu bedeutend, eine Vereinigung mit dem 
dazu nicht ungeneigten Solothurn wegen der für Bern immerhin ſchwie— 
rigen Verhältniſſen in Rom ſchien ihr nicht hinreichende Haltung zu ge— 
währen, und ſie glaubte in einer Vereinbarung mit dem katholiſchen Vor— 
orte, dem oft zum Widerſpruch gegen die Nunciatur veranlaßten Luzern 
größere Sicherheit für die Bewahrung obrigkeitlicher Rechte gegen Forde— 
rungen der Curia erwarten zu können. Nach lang andauernden Ver— 
handlungen über weitere Ausbreitung der Diocöſe über andre Kantone 
und über die daraus erwachſenden Verhältniſſe, kam eine Vereinbarung 
mit Luzern zu Stande, nach welcher der Biſchof in Luzern reſidiert haben 
würde. Solothurn beſtrebt, die Reſidenz des Bischofs in die Mauern 
ſeiner Hauptſtadt verlegt zu ſehen, widerſetzte ſich nach Vermögen auch in 
Rom der Verwirklichung jener Vorkommniß, und fand für ſeine Beſtre— 
bungen in Bern ſelbſt nicht ungünſtiges Gehör, wo viele einem ſolchen 
Verhältniſſe mit der alt⸗befreundeten Stadt günſtig waren. Nach mancherlei 
Verhandlungen kam denn auch mit Vergünſtigung der Curia, welche be— 
ſonders die Beibehaltung eines von Alters her unter dem Namen Baſel 
beſtandenen biſchöflichen Stuhls urgierte, die neue Umſchreibung eines 
Bisthums Baſel zu Stande. Es umfaßte den Jura und Solothurn, und 
andere bishin zum Sprengel Conſtanz gehörige Kantone ſollten ſich dem— 
ſelben anſchließen können. Der Biſchof mit ſeinem Capitel, zu welchem 
Bern und Solothurn je drei reſidierende Domherren ſtellten, hatte ſeine 
Reſidenz in Solothurn. Für die Wahl der Domherren gab es noch 
Schwierigkeiten; für Solothurn wurde ſie der Regierung zugeſtanden, für 
Bern, deſſen Regierung weſentlich eine akatholiſche ſei, erklärte Rom, ſei 


7) Auch geſtund es ein Geiſtlicher ohne weiters ein, daß unter 64 Amtsbrüdern 
kaum 4 als der Vereinigung mit Bern geneigt, oder wenigſtens mit derſelben verſöhnt 
zu zählen ſeien. 
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dies nicht möglich, und man mußte ſich auf das Recht beſchränkrn, aus 
einem jeweiligen ſechsfachen Vorſchlage die Hälfte der Namen auszu⸗ 
ſchließen. 8 a 
Im Jahr 1828 trat die dreihundertjährige Feier der Einführung 
der Reformation ein. Sie wurde in ernſter Feſtlichkeit begangen. Der 
in Amtstracht verſammelte Große Rath begab ſich in Feſtzug zum Gottes⸗ 
dienſt in der Münſterkirche, welchem der preußiſche Geſandte in großer 
Uniform anwohnte. Eine Anſprache des Amtsſchultheißen an den Großen 
Rath wurde auf Verlangen gedruckt. An die 65,000 die proteftantifchen 
Schulen des Kantons beſuchenden Kinder wurden Gedenkmünzen und eine 
kleine Erinnerungsſchrift ausgetheilt. Erhebend war die anſtandsvolle 
Haltung der Bevölkerung, die Bewohner der Stadt und eine große Zahl 
von Landleuten füllten die Straßen Berns, durch welche der Große Rath 
vom Rathhaus in die Kirche ſich begab; keinerlei Vorkehr irgend welcher 
Art zu Handhabung der Ordnung war getroffen; es bedurfte derſelben 
nicht. Es war der letzte Anlaß, bei welchem die ehemalige Regierung 
in öffentlicher Feier erſchien, und kein Mißton trübte den freundlichen 
Verlauf. ö 
Mouſtiers Perſönlichkeit war kaum eine geeignete, andere Anſtände 
auszugleichen, die ſich erhoben, und bedeutender Aerger erregte es bei der 
franzöſiſchen Geſandtſchaft, als infolge vortheilhafter Salzlieferungs⸗ 
traktate mit angrenzenden deutſchen Staaten (welche vornehmlich der ein- 
ſichtsvollen Thätigkeit und den Bemühungen des in Stuttgart und Carls⸗ 
ruh ſehr angeſehenen aarganifchen Bürgermeiſters Herzog von Effingen 
zu verdanken waren) Frankreich genöthigt wurde, nach 1824 für den 
Abſatz von Salz auf nahezu an die Hälfte feiner frühern Preiſe herab- 
zugehen. Nach der Aufhebung des Retorſions-Concordats, ſah Waadt 
bei der ihm nachtheiligen Concurrenz der franzöſiſchen Weine ſich ver- 
anlaßt, neuerdings gegen das berneriſche Ohmgeld aufzutreten, und 
brachte es auf der Tagſatzung von 1830 zu einer Abſtimmung, durch 
welche mit 20 Stimmen (blos Wallis wegen des von ihm behaupteten 
Tabakmonopols ſtimmte mit Bern) Bern aufgefordert wurde, „ſein Ohm— 
geldgeſetz nach dem Geiſte des Bundesvertrags abzuändern.“ Durch 
dieſen, auf Zürich's Antrag in dieſer Weiſe gefaßten Beſchluß, ließ ſich 
die Tagſatzung auf das Feld weit ausſehender und gefährlicher Bundes— 
erläuterungen ein. Bern hielt die Tagſatzung zu einem ſolchen Beſchluſſe 
nicht für befugt, und erhob dagegen Einſprache. Irgend eine Folge 
wurde ihm vorerſt nicht gegeben. Nach dem Sturze von Bern's halb 
ariſtocratiſchen Einrichtungen, behielt deſſen neue Regierung nicht allein 
das Ohmgeld bei, ſondern vermehrte nach einigen Jahren dasſelbe durch 
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Verkleinerung der Maaß um eilf Prozente, während zugleich die Ausſchenk— 
gebühren in weit höherm Maaße erhöht wurden. Waadt, nach jahrelang 
fortgeſetzter Klage über Beeinträchtigung ſeines Rebbaues beſchwerte nun— 
mehr ſich nicht darüber und Sn eiferte auch nicht länger für den 
Bundesvertrag. 

Noch ſoll bei dem Rückblicke auf jene Epoche der nach Rückkehr Lud⸗ 
wig XVIII. mit Frankreich zu Erſtellung von vier Regimentern der Linie 
und zwei Garderegimentern abgeſchloſſenen Militärkapitulationen gedacht 
werden. Denſelben war die unterm 23. September 1814 abgeſchloſſene 
Kapitulation für ein Regiment von 2005 Mann vorausgegangen, welches 
nach dem Grundſatze der freien Werbung für Holland errichtet wurde. 
Bei den franzöſiſchen Kapitulationsauträgen wollte daher Bern ſich blos 
für 1000 Mann betheiligen, und vereinigte ſich mit den Kantonen Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Wallis 
und Genf zu Bildung von zwei Regimentern der Linie und einem der Garde 
nach freier Werbung. Zürich an der Spitze der übrigen Kantone (mit 
Ausnahme Appenzells, welches ſich nicht betheiligen wollte) hatte bereits 
ebenfalls die Werbung für zwei Regimenter Linie und eines Garde geſtattet. 
Während der Dauer des Vertrags hatte derſelbe von Seite der Mini— 
ſterialbeamteten manche Anfeindung zu beſtehen; die den Schweizern ge— 
ſtatteten Rechte, beſonders auch ihre eigene Juſtizverwaltung, auf welche 
ſie wegen des Einfluſſes auf die Mannszucht nach altem Herkommen 
großes Gewicht legten, waren oft ſich wiederholenden Angriffen ausgeſetzt. 
Ein neues von der Schweiz ausſchließlich berathenes Geſetzbuch gab zu 
Schwierigkeiten mit der franzöſiſchen Regierung Anlaß, über welche zwi— 
ſchen dem franzöſiſchen Botſchafter von Gabriac und ſchweizeriſchen Dele— 
gierten unterhandelt werden ſollte, als in Folge der Juliusereigniſſe von 
1830 Frankreich die Kapitulationen plötzlich aufhob und die Truppen 
zur Rückkehr in das Vaterland entließ. Die Regierung von Bern be— 
willigte L. 25,000 a. W. um die Koſten des Durchzugs der Heimkehren— 
den zu decken und eigenen bedürftigen Angehörigen augenblickliche Subſi— 
ſtenzmittel zu gewähren. Ein ſpäterer mit dem deshalb in die Schweiz 
entſendeten Baron de St. Aignan abgeſchloſſenen Vertrag regelte die 
Anſprachen der Betreffenden wegen Reformgehalten u. dgl. 

Der wieder von dem vertriebenen alten Königsſtamme Neapels be— 
ſtiegene Thron ſollte auch durch Schweizertruppen geſchützt werden. Von 
den Mächten empfohlene die vortheilhafteſten Bedingungen darbietenden 
Anträge zu Kapitulationen, nach welchen Neapel vier Regimenter (un⸗ 
gefähr 6000 Mann) in Sold zu nehmen bezweckte, fanden bei den meh— 
reren ſchweizeriſchen Regierungen ſehr geneigte Aufnahme. Bern hielt 
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eine Zahl von 3000 Mann, welche nach freier Werbung für Holland und 
Frankreich aus dem Kanton Dienſt nehmen kounte, für das Bedürfniß 
genügend, das zu Verwendung überflüſſiger Bevölkerung vorgeſchützt wer⸗ 
den mochte, und gab dem dringenden, von den Geſandtſchaften der übrigen 
fremden Mächte empfohlenen Anſuchen Neapel's und dem Wunſche eigener 
Angehörigen zu Eröffnung eines die günſtigſten Bedingungen (für Sold, 
Reformgehalte u. ſ. w.) darbietenden Dienſtes erſt dann Gehör, als von 
Paris aus die richtig ſich erweiſende Nachricht eintraf, die holländiſche 
Regierung ſei zu der unerwarteten (und rechtlich wohl nicht befugten) 
einſeitigen Aufhebung der Kapitulationsverträge entſchloſſen. So wurde 
dann unterm 6. September 1828 für ein Regiment von 1402 Mann 
(das vierte Schweizerregiment in neapolitaniſchen Dienſten) eine Kapi⸗ 
tulation (die letzte) abgeſchloſſen. Ein großer Theil desſelben, Offiziere 
und Soldaten, trat aus dem holländiſchen Dienſte in dasſelbe über. Wie, 
vielleicht in nicht eben rühmlicher Weiſe die Auflöſung dieſer letzten Mi⸗ 
litärkapitulationen ſpäter bewirkt worden, iſt bekannt. Der Dienſt war 
in der Schweiz beliebt; durch Ueberzählige (9 Mann auf die Compagnie) 
war das Regiment auf 1637 gebracht. 

Die Wortführer der öffentlichen Meinung erklärten, die Zeit folder 
Verhältniſſe und Verträge ſei eine vorübergegangene, und dieſelben jeien 
nunmehr unzuläſſig geworden. Früher hatte man geglaubt, einen Aus⸗ 
weg für einen Theil der Uebervölkerung offen behalten zu ſollen, und 
bei dem Abſchluß von Militärkapitulationen glaubte man auch, einen nicht 
unbrauchbaren Kern zu Bildung der eigenen Landeswehr zu erhalten, für 
welche jetzt durch manche Anſtalten geſorgt wird, bei denen die Unkoſten 
an Geld und an Zeit nicht geſpart werden, und die ſich, wie es ſcheint, 
der allgemeinen Zuſtimmung zu erfreuen haben. Anbei muß auch berück⸗ 
ſichtigt werden, daß mit Ausnahme England jetzt alle Staaten Europa's 
den Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht aufgeſtellt haben, und daher 
für die Errichtung fremder Truppenkörper nicht länger Raum gegeben iſt. 


Achtzehntes Kapitel: Bern Vorort. 
Hinfall des Retorſions⸗Concordats. Congreß von Verona. Flüchtlinge und Fremden⸗ 
polizei. Preſſe. Aeußere Verhältniſſe. Rückblick. 
Mit dem Jahr 1829 giengen die Obliegenheiten des eidgenöſſiſchen 
Vororts wieder auf zwei Jahre an Bern über. Die Beſorgung derſelben 
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war keine leichte und keine angenehme den fremden Mächten und den 
ſchweizeriſchen Kantonen gegenüber. Jene verlangten beſtimmte Vorkehren 
gegen die Umtriebe, welche der allgemein thätigen Revolutionspropaganda 
beigemeſſen wurden. Bern ſelbſt, ſeine Einrichtungen und ſeine Regie— 
rung waren von derſelben kaum weniger angefeindet und bedroht als die 
Staaten, aus welchen flüchtig Unzufriedne aller Länder des europäiſchen 
Continents ſich in die Schweiz warfen, Stätte einer ſichern Zuflucht, 
von welcher aus ſie unbehindert Verbindungen in dem von ihnen mit der 
Abſicht auf Herbeiführung einer politiſchen Umwälzung verlaſſenen Hei— 
mathlande unterhalten konnten. Solchem Treiben war daher die berneriſche 
Regierung in ihrem eigenſten Intereſſe abgeneigt und vielmehr hinge— 
wieſen, es zu bekämpfen. In dieſer Richtung war ſie in der Eidgenoſſen— 
ſchaft ziemlich vereinzelt, und fand vielleicht blos in den Urſtänden mehr 
als in den andern Zuſtimmung. Ju der ſehr großen Mehrzahl der Kan— 
tone war die Meinung vorherrſchend, welche bereits damals als die „auf— 
geklärte“, „fortgeſchrittene“ ſich bezeichnete, und der zufolge vertrags- und 
geſetzesgemäße Einrichtungen nach dem Gutfinden einer jeweiligen Mehr— 
heit ſollten umgewandelt werden. 

Ueber den allfälligen Einfluß, welchen Bern als Vorort üben könnte, 
ließ der Hinfall des Retorſionsconcordats, an deſſen Bildung ſeine Re— 
gierung thätigen Antheil genommen hatte, keine günſtigen Zweifel übrig. 
Eine traditionnel gewordene, ſchon zur Zeit Ludwig XIV. in Frankreich 
feſtgehaltene politiſche Auſicht betrachtete Bern als einen läſtigen Gegner 
des franzöſiſchen Einfluſſes. Bereits der Geſandte dü Lüc hatte den noch 
gegen das Ende der Zwanzigerjahre des 18. Jahrhunderts betriebenen 
Plan entworfen, den Bernern die Waadt zu entreißen. Der König in 
Preußen, Vater Friedrichs II. hatte öfters Geneigtheit gezeigt, Neuenburg 
zu verkaufen, und es waren darüber Unterhandlungen mit dem Prinzen 
von Bourbon und der Prinzeſſin von Conti eingeleitet worden. Den 
Waadtländern ſollte das Anerbieten gemacht werden, vereint mit Neuen— 
burg unter einem franzöſiſchen Fürſten zu ſtehen. Ihre Rechte ſollten 
geſichert bleiben, nur Waadtländer öffentliche Stellen bekleiden können; 
Frankreich würde zwei Regimenter in Sold nehmen, alle Offiziersſtellen 
Waadtländern vorbehalten bleiben. „Von den übrigen Kantonen würde 
keiner ſolches ungern ſehen, weil Bern dadurch geſchwächt und man 
Neuenburg und Waadt als ſchweizeriſche Bundesgenoſſen anerkennen 
würde.“ Hinwider ſuchte man, da Großbritannien nicht beabſichtigte, 
Bern und die reformirten Kantone zu ſchwächen, den Ankauf von Neuen- 
durg durch den Herzog von Cumberland einzuleiten. Dieſen geheimen 
Planen iſt auch das große Gewicht beizumeſſen, welches Bern bei den im 
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Jahr 1731 durch Hr. von Bonac zu Erneuerung des Allianztraktats der 
Eidgenoſſenſchaft mit Frankreich angebahnten Unterhandlungen darauf 
legte, daß Frankreich die Anerkennung von Neuenburg, Genf und Mühl⸗ 
haufen, als zur ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft gehörend, ausſpreche 9). 
Was damals Frankreich bezweckte, erreichte es am Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts. Auch Napoleon erklärte, eher werde die Sonne vom 
Niedergang zum Aufgang zurückkehren, als daß er zugebe, daß Bern 
wieder die Waadt beſitze. Die königliche Regierung, deren Reſtauration 
bei der Berneriſchen freudige Theilnahme fand, theilte ſolche Anſichten 
weniger, nachdem ſie ſich bald überzeugen mußte, daß ihr außer jenen 
Kreiſen Befreundung nicht zu Theil werde. Die nachbarlichen Verhält— 
niſſe mit den Folgen alltäglicher Berührung gaben Stoff zu vielen oft 
läſtigen Geſchäften, jo der durch die ftrengen franzöſiſchen Mauthgeſetze 
angefachte Schleichhandel und öftere, zuweilen mit bewaffneter Hand von 
Franzoſen verübte Frevel in den auf der Grenze liegenden ſchweizeriſchen 
Waldungen. Penſionsangelegenheiten aus franzöſiſchen Dienſten Heim⸗ 
gekehrter, perſönliche Angelegenheiten der verſchiedenſten Art der zahlreich 
(nach einer Angabe der franzöſiſchen Geſandtſchaft die kaum glaubliche 
Zahl von zweihundert tauſend betragend) in Frankreich niedergelaſſenen 
Schweizer und Schutz für die in der Schweiz angeſiedelten Franzoſen 
erforderten vielleicht, erklärten jedenfalls die größere Thätigkeit eines ge- 
wöhnlich ziemlich zahlreichen Perſonals der franzöſiſchen Geſandtſchaft. 
Die Ereigniſſe während der ſchweizeriſchen Revolutionsjahre, der 
Gegenſatz der öſtreichiſchen Beſtrebungen gegen franzöſiſche Gewalt, die 
Autheilnahme der ausgewanderten und andrer ſonſt in fremden Dienſten 
ſtehender Schweizer an den Heerzügen der Oeſtreicher und eine im all— 
gemeinen freundliche Haltung des Wiener-Cabinets hatte in den Gefin- 
nungen vieler Schweizer eine von der frühern ſehr verſchiedene Richtung 
erzeugt. Man erſah in Oeſtreich nicht mehr den „Erbfeind“, ſondern 
ſetzte im Gegentheil auf deſſen Befreundung großen Werth. Die Grenz⸗ 
beſtimmungen und das Schickſal einiger Gebiete ſowie auch bedeutende 
Anſprachen gaben zwar Anlaß zu ſchwierigen und mitunter lange an⸗ 
dauernden Erörterungen. So wurde z. B. die Anſprache bündtneriſcher 
Berechtigter auf Güter in den an Oeſtreich übergegangenen Bezirken von 
Cleven ꝛc. erſt ſehr ſpät durch den Entſcheid des Kaiſers Franz erledigt, 
indem er im Jahr 1833 für das bündtneriſchen Angehörigen zuſtändige 
Privateigenthum, welches ihnen bei der Einnahme des nunmehr zum 


) Aus dem Briefwechſel des General von St. Saphorin mit dem Schultheißen 
von Erlach. 
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lombardiſch⸗venetianiſchen Königreichs gehörigen Veltlins war entzogen 
worden, den Beraubten eine Entſchädigung von Fr. 2,109,694 a. W. zu⸗ 
wies. Die öſtreichiſchen Geſandten in der Schweiz, der im diplomati⸗ 
fchen Dienſte ergraute Geheimrath von Schraut, und der im Augenblicke 
vor der Revolution von 1830 zum Geſandten in Holland beförderte 
Freiherr von Binder befliſſen ſich in der perſönlichen Weiſe ihres Ver⸗ 
haltens einer „correcten“ Geſchäftsführung, bei welcher die erforderliche 
gegenſeitige Geneigtheit zu gutem Einvernehmen ohne intime Annäherung 
gut beſtehen mochte. Die Stellvertreter und Wortführer der übrigen 
Großmächte, England, Rußland und Preußen ſtanden gewöhnlich ohne 
viele eigentliche Geſchäfte in guten perſönlichen und geſellſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zu den Landesbehörden. Die fremden Geſandten hatten mit 
Ausnahme des in Luzern reſidierenden Nuncius ſich in Bern nieder: 
gelaſſen, und bildeten ein „diplomatiſches Corps“, welchem gegenüber die 
Stellung der berniſchen Regierung nicht immer eine ganz einfache war. 
Früher hatten ſich die Geſandtſchaften vertheilt: Der franzöſiſche Bot- 
ſchafter wohnte in Solothurn, der öſtreichiſche Geſandte in Baſel, der 
großbritanniſche in Bern; die Geſchäfte Preußens wurden durch den 
Gouverneur von Neuenburg beſorgt, und ein ſogeheißenes diplomatiſches 
Corps mit ſeinen exceptionnellen Verhältniſſen gab es nicht. Wenn nun⸗ 
mehr die Geſchäftsführer der fremden Mächte ſich einestheils unter Be⸗ 
ſorgung der eigenen nähern Intereſſen gegenſeitig nicht ohne Eiferſucht 
beobachteten, ſo ſchienen der Schweiz gegenüber nichts deſto weniger ihre 
Aufträge in einzelnen Vorkommenheiten — wie z. B. bei den Flüchtlings⸗ 
angelegenheiten — gemeinſam gefaßte übereinſtimmende und daher drängende. 

Die napoleoniſche Aera darf wohl als diejenige der Herrſchaft des 
Willens bezeichnet werden, welcher die Meinungen darnieder halten ſollte, 
die aus der erſten Revolution her allgemein ſich verbreitet hatten. Allein 
dieſe Herrſchaft bildete zu gleicher Zeit den Gegenſatz gegen „herkömm⸗ 
liche Rechte“ und inſofern als die Beſtrebungen jener Meinungen eben 
dieſe Rechte befeindeten, trafen ſie mit dem Napoleonismus zuſammen. 
Die Politik der Mächte des Feſtlandes, an deren Beſtimmung Fürſt 
Metternich einen Antheil hatte, welcher als der überwiegende betrachtet war, 
erſah in dieſen Beſtrebungen eine gemeinſame Gefahr, und auf dem Con⸗ 
greß von Verona wurde beſchloſſen, denſelben nachdrücklich entgegenzutreten. 

Die Schweiz war mit Mißtrauen betrachtet. Die Haltung der 
Preſſe in den meiſten Kantonen und das Zuſammenſtrömen politiſcher 
Unzufriedener und Flüchtiger gaben Stoff dazu. Die Preſſe, zwar nicht 
unbedingt und allgemein frei, war es in den meiſten Kantonen durch 
Duldung. Ihr hervorragendſter Führer in der Schweiz, Paul Uſteri, 
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gehörte der Revolutionspartei an. Ausgezeichnete Kenntniſſe und eine 
ungemeine Leichtigkeit in der Arbeit hatten ihm in ſeinem Heimaths⸗ 
kantone Zürich die Anerkennung überlegenen Talents verſchafft, und bei 
dem herkömmlichen Antagonismus von Zürich gegen Bern iſt die Ver⸗ 
muthung weder eine gewagte noch eine unbillige, daß die perſönliche Ab- 
neigung Uſteri's gegen Bern ſeinem Einfluſſe nicht hinderlich war. Die 
Beſchlüſſe von Verona ſollten weſentlich den feindſeligen Auslaſſungen 
der Preſſe gegen beſtehende Verfaſſungen und Geſetze und den gefähr- 
lichen Umtrieben politiſcher Flüchtlinge entgegentreten, und ſie wurden 
daher nach den einen Anſichten als wohlthätigen Schutz verheißend, gerne 
geſehen, von den andern als ein Eingriff in die freie Selbſtſtändigkeit 
dargeſtellt?). Die Geſandten von Oeſtreich, Frankreich, Preußen, Ruß⸗ 
land und Sardinien hatten bei der Tagſatzung vom Jahr 1823 über⸗ 
einſtimmende ernſte Beſchwerden über den Mißbrauch der Preſſe einge⸗ 
geben, welcher nach dem Vorgange von Uſteri in mehreren Kantonen 
eher begünſtigt als bekämpft zu ſein ſchien. Auf den Bericht einer eigens 
niedergeſetzten Commiſſion beſchloß die Tagſatzung einmüthig, alle Stände 
einzuladen, daß der Aufenthalt fremder Aufwickler und die Aufſtiftungen 
gegen rechtmäßige Regierungen durch die Preſſe nicht geduldet werden. 
Einſtimmige Zuſtimmung erhob die Einladung zu einer allgemeinen 
Uebereinkunft. Der Aufenthalt von Fremden ſollte nur auf Einlage gül⸗ 
tiger, von einer rechtmäßigen Regierung ausgehender Ausweisſchriften 
geſtattet werden; Cenſur den Preßvergehen wehren. Die Uebereinkunft 
blieb bis 1829 in Kraft. In ihrer Antwort an die Miniſter behauptete 
die Tagſatzung das Recht eines freien unabhängigen Landes nach Gut⸗ 
finden Aufenthalt und Schutz zu geſtatten, anerkannte aber zugleich die 
allgemeine Verpflichtung weder zu fördern noch zu dulden, was als feind- 
lich gegen befreundete Staaten erſcheinen müßte; eine Erklärung, welcher 
nicht alle Kantone eine gleiche Tragweite beimaßen. 

Die Revolutionspartei begrüßte mit unwilligem Tadel den Tag⸗ 
ſatzungsbeſchluß, und hieß es eine ſklaviſche Unterwürfigkeit, den Frieden 


2) Es muß hier des Verſuchs erwähnt werden, in Bern unter dem Titel „Europäi⸗ 
ſche Zeitung“ ein Blatt erſcheinen zu laſſen, angeblich um den fortwährenden Angriffen 
feindlicher Blätter von Aargau, Waadt und Zürich gegen die berneriſchen Zuſtände zu 
begegnen. Ein mit den geheimen Geſellſchaften in Verbindung ſtehender Mann, Prof. 
Heldmann, wurde der berneriſchen Regierung als Redaktor empfohlen. Die erſte An⸗ 
kündigung deutete jedoch auf eine Revolutionspropaganda hin, die ihren Sitz in Bern 
haben würde. Das Blatt mußte einlenken, allein der in Bern ſelbſt ſehr mißfällige 
Verſuch wurde von den fremden Diplomaten der Regierung beigemeſſen, deren böſe Ab⸗ 
ſichten vorſchnell verrathen worden ſeien. Das Blatt gieng ſehr bald ein. 
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der Schweiz mit befreundeten Regierungen nicht fremden Ruheſtörern 
preiszugeben. Mehr oder weniger ſelbſtbewußt über das Ziel ſchienen 
mehrere Kantonsregierungen, welche nicht gern auf die Gunſtbezeugung 
der revolutionären Wortführer verzichteten, den getroffenen Verfügungen 
nur ungern beizupflichten, und es erfolgten allerlei Aeußerungen des Be⸗ 
dauerns über den Drang der Umſtände, und über die illiberale Richtung, 
die theilweiſe (mit Hindeutung auf Bern) vorherrſche. In der den Kan⸗ 
tonen anheimfallenden Vollziehung der Tagſatzungsbeſchlüſſe machte ſich 
eine große Verſchiedenheit bemerkbar. Hin und wieder erzeigte man ſich 
einer Duldung von Ausnahmen ziemlich geneigt, ſei es, daß man es mit 
den Ausweisſchriften nicht genau nahm, oder den Aufenthalt verdächtiger 
Fremder ignorirte, nach längerer Andauer desſelben ihn für entſchuldigt 
und gerechtfertigt zu halten ſchien. In einigen Kantonen erhielten Flücht⸗ 
linge Anſtellungen, und wurde ihnen ſogar das Landrecht ertheilt, um ſie 
den Wirkungen der Tagſatzungsbeſchlüſſe zu entziehen. Noch lauer wurde 
die Aufſicht über die Preſſe vollzogen. Die Tagespreſſe war meiſt in 
den Händen der Revolutionspartei, die ihren Zweck nie aus den Augen 
verlor, denſelben in ihren Aeußerungen über die Zeitereigniſſe, wie im 
Verſchweigen derſelben immer verfolgte, geſchickt genug in ihren Aus⸗ 
drücken, um nicht gerichtlicher Ahndung ſich auszuſetzen; von ihr war die 
Cenſur als Bekenntniß der Servilität oder Ausdruck des Abſolutismus 
geächtet und nur in den wenigſten Kantonen durften die Regierungen 
derſelben ſich bedienen; daß Bern es that gab einen weitern Vorwand zu 
ſeiner Befeindung durch die Revolution. 

Solche Erſcheinungen mußten auf die öffentliche Meinung ſehr nach⸗ 
theilig einwirken. Der Widerſpruch zwiſchen Wort und That, zwiſchen 
Verheißen und Erfüllen verkündete etwas unedels und unbiederes entgegen 
den Ueberlieferungen über die Treue in der Eidgenoſſenſchaft. Die Treue 
war als die Grundlage betrachtet, auf welcher die Eidgenoſſenſchaft ſich 
errichtet hatte, auf welcher ſie Beſtand finden konnte. Sie bleibt die 
Grundbedingung eines Gemeinweſens, und diejenige der Verbindungen 
unter Staaten wie unter Einzelnen. In ihr hatte für die Schweiz in's 
beſonders der Muth in drängender Gefahr gewurzelt, auf ihr beruhte die 
Zuverſicht in ihre gerechte Sache, die Kraft in der Noth; in der Treue 
ſtand feſt die Liebe zum Vaterlande, das Hingeben für dasſelbe; auf ihr 
beruhte die Achtung des Auslandes, dieſes Bollwerk, ein mächtigeres als der 
Vertrag oder das Protokoll, welche die Klugheit für den Augenblick ſtiftet, 
und veränderte Umſtände vernichten. Dieſe Treue hatte einſt über die 
Gefahren der Zeit, über die Leidenſchaften in den Gemüthern, die Ver⸗ 
irrungen des Fanatismus, die Gewaltthaten der Rohheit hinübergeragt. 
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Sie hatte geheiligt, was gutes und edels in Sinn und Weſen der Eid- 
genoſſen lag; ſie ſöhnte aus, wo eine Rechtfertigung nicht ſtattfinden 
konnte; ſie belebte die Kleinen wie die Großen; ſie erfüllte mit Zuver⸗ 
ſicht den Führer im Rath und im Feld und den einfachen Bürger, ſie 
ſtand allen zur Seite; und über ihr waltete Gottes Segen. Sie krän⸗ 
kelte an der Selbſtſucht. Getödtet wird ſie durch den Peſthauch der Fac⸗ 
tionen, wenn jeder es für erlaubt hält, erduldete oder vermeinte Unbilden 
zu rächen, ſollte er auch darüber an ſeinem Vaterlande untreu und eides⸗ 
brüchig werden; wenn jeder meint nach ſeinen Anſichten die Einrichtungen 
des Gemeinweſens umwälzen zu dürfen, durch keine eigene Pflicht, nicht 
durch Rechte Anderer gebunden zu ſein. Man fordert für das gemeine 
Leben, was man Treue heißt, weil ohne dieſe keine Sicherheit bleibt, 
allein im öffentlichen, im Staatsleben ſcheint ſie dahin gerechnet zu wer⸗ 
den, was man einen überwundenen Standpunkt heißt; eine Berufung 
auf dieſelbe gilt als eine Heuchelei oder als ein Zeugniß der Beſchränkt⸗ 
heit. Bei der Verletzung des ſogeheißenen politiſchen Eides entſcheidet 
nur der Erfolg; dem Mißlingen allein droht die Strafe. 

Der Wiener Congreßakt und der zweite Pariſerfrieden hatten die 
Verhältniſſe der Schweiz zum Ausland beſtimmt. Sie ſollte neutral 
ſein; alſo wie ohne beſondere Bündniſſe auch ohne vorzugsweiſe Hinnei⸗ 
gung zu einer der großen Mächte. Die ſehr einfache Politik der Eid⸗ 
genoſſenſchaft verlangte nach Staatsrecht, wie nach Staatsklugheit, daß 
ſie unparteiſam, friedlich und freundlich ſich erzeige. Derſelben getreu 
hielt Bern an der Anſicht feſt, bei vorkommenden Verwicklungen ſolle die 
Schweiz ſich nicht betheiligen, in die innern Angelegenheiten andrer Staaten 
ſich nicht einmiſchen, gegen deren Regierungsformen nicht eine Abneigung 
zeigen, welche hinwieder eine Befeindung ihrer Einrichtungen herbeiführen 
könnte, auf keinen Fall geſtatten, daß von ihrem Gebiete aus Umtriebe 
oder Störungen gegen andre verſucht werden dürften. 

Die ehemaligen europäiſchen Republiken und ihre Formen waren 
meiſt verſchwunden. Als ſelbſtſtändiger Staat hatte diesſeits des Welt⸗ 
meers außer einigen Städten die Schweiz allein republikaniſche Formen 
beibehalten. Die geſchichtlichen Grundlagen derſelben, die darin beſtehen⸗ 
den Rechte waren von der Revolution eben ſo unverſöhnlich befeindet, als 
die monarchiſche Form; das Loſungswort der Revolution war nichtsdeſto⸗ 
weniger (und konnte auch nicht ein anderes ſein) „die Republik“ nämlich 
eine nach den wechſelnden und nimmer zu befriedigenden Gelüſten der 
Menge ſich gebehrdende. Unter dieſem Loſungsworte waren die beſtehen⸗ 
den Staaten und beſonders die monarchiſchen Einrichtungen bedroht und 
befeindet. Natürlich trat mithin der ſchweizeriſchen Republik, welche das 
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Loſungswort als verwirklicht darzuſtellen ſchien, ein Mißtrauen entgegen, 
welches um ſo größer werden mußte, als nach ihrem Thun und Laſſen 
eine Verwechslung ihres Weſens mit demjenigen des von der Revolution 
angeſtrebten möglich wurde. Hiezu trug die in verſchiedenen Kantonen 
offen verlautende Stimmung und die vorherrſchende Haltung der ſchwei— 
zeriſchen Tagespreſſe vieles bei. Bei dem Rückblicke auf jene Tage darf 
man es nicht vergeſſen, daß der ſeit 1815 nie raſtende Kampf zwiſchen 
den Begriffen über Geltung alter Rechte und hergebrachter Meinungen 
und den von Tag zu Tag raſcher ſich entwickelnden Forderungen neuer 
Anſichten ein jo allgemeiner geworden war, daß keine Partei im Staats⸗ 
leben außer oder über demſelben zu ſtehen den Anſpruch erheben konnte. 

Im Verkehr mit dem Ausland nahmen die aus dem Verhalten der 
Preſſe und aus dem Zufluß politiſcher Flüchtlinge entſtehenden, meiſt un⸗ 
angenehmen und unerſprießlichen Geſchäfte wohl die größte Stelle ein. 
Frankreich, welches über ſeine vom nahen Schweizergebiete aus ihm oft 
ſehr läſtigen Unzufriedenen zu Aufſtellung einer, mit ſehr thätigen und 
zahlreichen Agenten verſehenen, öffentlichen und geheimen Polizei veranlaßt 
eine ununterbrochene Aufſicht zu führen ſich bemühte, ſchien das Zu— 
ſammenſtrömen von Flüchtigen in die Schweiz mit Unruhe und großer 
Aufmerkſamkeit zu beobachten. Um jo auffallender mußte es alſo er- 
ſcheinen, wenn eine nicht unbedeutende Zahl von „Königsmördern“ (welche 
an dem Falle und der Verurtheilung Ludwig XVI. Antheil genommen 
hatten und nunmehr um deswillen geächtet wurden) mit Ausweisſchriften 
zum Aufenthalt in der Schweiz eintrafen. Die ſchweizeriſchen Behörden 
hielten dafür, es könne der franzöſiſchen Regierung nicht zuſtehen, über 
Schweizergebiet in irgend einer Weiſe zu verfügen, und geſtatteten daher 
inen auf dieſe Weiſe angewieſenen Aufenthalt nicht. Nach längern Ver⸗ 
Arublungen wurde ausgemittelt, daß die um der Betheiligung am Königs- 
sihorde willen alſo ausgewieſenen Franzoſen, welche die deutſchen Regie⸗ 
rungen aufzunehmen auch nicht gewillet waren, mit den erforderlichen 
Hülfsmitteln zu der Ueberfahrt nach den amerikaniſchen Freiſtaaten ver- 
ſehen wurden. Unter der bejonneyen Geſchäftsführung des Grafen von 
Rayneval, welcher dem Marquis von Mouſtiers als Geſandter nachfolgte, 
geſtalteten ſich die Verhältniſſe befriedigender. Er ſchloß mit den Aus⸗ 
geſchoſſenen der Tagſatzung (Fiſcher, Herzog und Perrot) über nachbar— 
liche Verhältniſſe und Niederlaſſung gegenſeitiger Angehörigen einen Ver— 
trag ab, welcher den täglichen Reibungen ein Ende machen ſollte, bei 
denen die Schweiz mit ihrer abweichenden Geſetzgebung in offenbarem 
Nachtheile ſich befand, indem nach Hinfall der Allianztraktate von 1777 
und 1799 und der Gebote des Kaiſerreichs, unbeſtimmtes Herkommen 
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oder Uebung einen für den ſchwächern Nachbarn ſehr ungünſtigen Leit⸗ 
faden darboten. Eine Unzahl von ſich widerſprechenden Einzelfällen, eben 
fo verſchiedene und in verſchiedenen Zeiten abweichend geäußerte Forde⸗ 
rungen und Zugeſtändniſſe, Erklärungen und gewechſelte Noten hatten 
das Geſchäft ſo verwirrt, daß ſeit 1816 an deſſen Löſung vergeblich war 
gearbeitet worden. 

Der preußiſche und andere deutſche Geſandte tadelten den „ 
des Vertrags, welcher die gegenſeitigen Niederlaſſungen begünſtige, 
jeder in Frankreich niedergelaſſene Schweizer Franzoſe werde, und ir in 
der Schweiz niedergelaſſene Franzoſe ein ſolcher bleibe, 

Von dem Nachfolger Raynevals Gabriac wurde noch eine ihrem 
Gegenſtande nach ſchwierige und unangenehme Unterhandlung über die 
Gerichtsbarkeit der capitulierten Regimenter bis zum Abſchluſſe fortge⸗ 
führt, und dann durch die Juliustage abgebrochen. Gegen dieſen Ver⸗ 
trag, wie gegen denjenigen über die Niederlaſſungen hatte ſich der laute 
Tadel der Revolutionspartei vernehmen laſſen, wie von ihr zu er⸗ 
warten war. 

Die Verhältniſſe mit Oeſtreich waren, wie vorhin bemerkt, befrie⸗ 
digend. Seine Regierung bethätigte durchgängig eine wohlwollende Ge- 
ſinnung. Sich jeder Einmiſchung in die innern ſchweizeriſchen Verhält⸗ 
niſſe enthaltend, mochte ſie ſich indeß über allerlei Auslaſſungen eines 
Theils der ſchweizeriſchen Preſſe und auch darüber befremden, daß einige 
in die revolntionären Umtriebe in der Lombardie tief verflochtene öſtreichiſche 
Angehörige in mehrern Kantonen eine ſehr bereitwillige Geneigtheit er⸗ 
fuhren, aus welcher ſich die ſehr nachdrückliche Theilnahme erklärt, welche 
Oeſtreich an der an die Tagſatzung gerichteten Beſchwerden genommen 
hatte. Bei der großen Bedeutung, welche die Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe in Italien und der feſtere Beſtand des Thrones von Neapel 
für Oeſtreich hatte, unterſtützte es lebhaft die neapolitaniſchen Anträge zu 
Militärcapitulationen für ſchweizeriſche Regimenter. Sein Geſandter, der 
erfahrne Geheimrath von Schraut leitete mit vielem Eifer die Schritte 
des neapolitanischen Beauftragten, Herzog von Calvello. 

Mit den andern Großmächten gab es zu dieſer Zeit für die Schweiz 
keine unmittelbar wichtigern Verhältniſſe, und mit den benachbarten Re⸗ 
gierungen in Deutſchland und jenſeits der Gebirge keinerlei bedeutendere 
Anſtände. England, Preußen und Rußland unterhielten ſtändige Geſandt⸗ 
ſchaften in der Schweiz, bei welcher öfters ſehr bedeutende Perſönlichkeiten 
verwendet wurden, wie für England Stratford Canning (der ſeitherige 
Lord Stratford de Redcliffe), für Preußen Juſtus von Gruner. Vor 
dem ſpäter als Geſandter nach München verſetzten Geheimrath von Severine 
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war der ungeachtet feiner Taubheit ſehr fähige und oft in wichtigen Ge— 
ſchäften verwendete Baron von Krüdener ruſſiſcher Geſandte, und kehrte 
in gleicher Eigenſchaft aus den nordamerikaniſchen Freiſtgaten wieder bis 
zu ſeinem Tode in die Schweiz zurück. 

England hatte bereits in früherer Zeit an den Schickſalen der Schweiz 
großen Antheil bezeugt, auch zu Ende des ſiebenzehnten und im 18. 
Jahrhundert die proteſtantiſchen Kantone desſelben öfters verſichert. Der 
dem berneriſchen Waadtlande angehörige General de Pesme St. Saphorin 
hatte durch Abſchluß von Militärcapitulationen mit den Generalſtaaten 
zu Anfang des 18. Jahrhunderts und durch ſeine unermüdeten Verwen— 
dungen bei dem engliſchen Hofe die Verhältniſſe ſeines Vaterlandes bei 
dieſem und bei jenen feſt und günſtig zu begründen ſich beſtrebt. Bern 
ſuchte gern nähere Beziehungen zu den reformirten Generalſtaaten und 
zu England, daher auch die Anlagen ſeiner öffentlichen Erſparniſſe in 
engliſche Fonds. Die großbritanniſche Regierung bezeugte ihrerſeits eine 
ſtäte befreundete Theilnahme an den Schickſalen Bern's, welche ſich auf 
diejenigen der ganzen Eidgenoſſenſchaft ausdehnten, nachdem die von 
Frankreich und Rom angefachten unglücklichen Religionshändel geſchlichtet 
waren. Bei dem Kampfe gegen das revolutionäre Frankreich blieb ſeine 
Aufmerkſamkeit auf die Schweiz eine um fo ſorgfältigere. Wie oben er- 
wähnt worden, ſuchte es bei der Unmöglichkeit ihr ausreichende Hülfe zu 
gewähren, die Gefahr durch eigene Nachgiebigkeit in Abberufung ſeines 
Geſandten abzuwenden, und als die Schweiz unter der Macht Frank— 
reich's erlegen war, bezeugte es lebendigen und thätigen, allerdings ſeinen 
eigenen Intereſſen und Abſichten entſprechenden, Antheil; ſo auch durch 
die dem Schultheiß von Steiger bis zu ſeinem Hinſcheide erwieſene Ach- 
tung und Unterſtützung, die ſich auf andere ausgewanderte Mitglieder 
der ehemaligen berneriſchen Regierung erſtreckte, und durch die Bildung 
von Regimentern ausgewanderter Schweizer, die ſpäter in eigenem Inte⸗ 
reſſe eine längere Fortdauer fanden. Die in engliſchen öffentlichen Fonds 
angelegten berneriſchen Staatsgelder, welche nach dem Wortlaute der 
Geſetze vielleicht als herrenlos gewordenes Gut hätten können behändigt, 
oder doch bis nach Austrag langwierigen Rechtsſtreits hinterhalten wer- 
den, wurden mit Zinſen und Zinſeszinſen an die von Bern ſelbſt als 
berechtigt Anerkannten ausbezahlt ). Unter den neuen Verhältniſſen find 
die Beziehungen zu England zwar freundliche geblieben, allein entfernte 
geworden, und werden kaum zu einigem Leben erwachen, beſonders ſo 


1) Die Reſtauration überlieferte fie der „Regeneration“, welche damit, wenn nicht 
gutes, doch ſchnelles Ende machte. 
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lange England die Maxime der Enthaltung feſthält, da wo nicht feine 
eigenen unmittelbaren Intereſſen betheiligt erſcheinen. | 

Man hätte vermuthen können, daß nach den Beziehungen von Nenen⸗ 
burg diejenigen von Bern zu Preußen nähere, vertrautere hätten ſein 
können, als ſie es wirklich waren. Die bei dem preußiſchen Hofe hoch 
angeſehenen Grafen von Dohna waren in das Burgerrecht Bern's auf⸗ 
genommen worden, und ein Dohna war Mitglied des ſouveränen Raths. 
Hinwider hatte, wie erwähnt, bereits Friedrich II. den Schultheißen Bern's 
den ſchwarzen Adlerorden verliehen. Das Verſtändniß eines gemeinſamen 
Intereſſe verband Preußen mit den Generalſtaaten der Niederlande und 
mit den proteſtantiſchen Kantonen der Schweiz. Allein ein ſolches Mittel 
verlor unter den dringendern Anſprüchen anderer Verhältniſſe ſeinen Ein⸗ 
fluß. Als die Gefahr von Seite Frankreich's ſich der Schweiz näherte, 
war jeder Verſuch, der von Bern aus gemacht wurde, um preußiſche Hülfe 
oder Verwendung zu erhalten, vergeblich. Die gleiche Politik, welche 
Preußen durch den Baslerfrieden von ſeinen Verbündeten abgewendet hatte, 
ließ auch die Schweiz vereinſamt, und Frankreich verſchonte einſtweilen 
um dieſen Preis Neuenburg als preußiſche Beſitzung. Der fürchterliche 
Schlag, den Preußen bei Jena erlitt, erweckte die Theilnahme der unter 
die Gewalt Napoleon's gebeugten Schweiz, und die kraftvolle Erhebung 
zu Ende von 1813, die Thaten in den Entſcheidungskämpfen ihre Be⸗ 
wunderung. Eine Reiſe des Königs nach Neuenburg, und die Aufnahme 
die er in Bern fand (wo ihm zu Ehren die Stadt freiwillig illuminirt 
ward), gaben ihm die Gelegenheit, in Erinnerung an frühere Vorkommen⸗ 
heiten, die beiden Schultheißen mit dem großen Sterne des rothen Adlers 
zu beehren ?). Von Bern wurde dann bei der Säcularfeier der Refor⸗ 
mation 1828, welcher der preußiſche Geſandte von Otterſtädt anwohnte, 
dem König die Erinnerungsmedaille, in einem einzig in Gold geſchlagenen 
Exemplar, überſandt. Die gänzliche Lostrennung Neuenburg's von Preußen 
wies dieſer Macht, anſtatt beſondere Verhältniſſe zu der Schweiz und 
Bern, die allgemeinen gewöhnlichen befreundeter Staaten an, welche auch 
ſeither keine Störung erlitten. 

Zu dem von jeder unmittelbaren Geſchäftsberührung fernen Ruß⸗ 
land hatten ſich unvorhergeſehene Beziehungen angebahnt. Von einer als 
Großfürſt in die Schweiz unternommenen Reiſe hatte der nachherige 
Kaiſer Paul freundliche Erinnerungen zurückgebracht; die Heerzüge von 


2) Wie verlautet, konnte der König ſich nicht entſchließen, zu dem ſchwarzen Adler 
als die höchſten von ihm ausgehenden, nur ſelten verliehenen, Ehrenauszeichnung zwei 
Ernennungen an beide Schultheißen zu erlaſſen, von denen er keinen übergehen wollte. 
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Suwarow und Korſakoff die Aufmerkſamkeit auf das Land feſtgehalten. 
Einen nachhaltigen Einfluß übte die durch den Einfluß des bekannten 
Baron Grimm von Katharina ergangene Berufung von Laharpe zum 
Lehrer der ruſſiſchen Großfürſten. Das bei ſeiner an den Schickſalen 
der Schweiz ſich bezeugender Theilnahme um ſo bemerkbarere Uebel— 
wollen Alexander's gegen Bern trat rückſichtslos hervor vom Augenblicke 
an, wo in Folge der Anſprachen an Waadt Laharpe entſchieden als Feind 
Bern's ſich darſtellte. Der Folgen iſt vorhin erwähnt worden. Die Ge— 
fühle, welche den Kaiſer Alexander verſönlich beſtimmten, konnten für die 
ſpätere Richtung der ruſſiſchen Politik, welche in der Schweiz wohl vor— 
nehmlich ihre Verhältniſſe zu Frankreich und beſonders zu Oeſtreich im 
Auge behalten wird, nicht maßgebend bleiben. Eine ſtändige Geſandtſchaft 
Rußland's in der Schweiz ſchien eben ſowohl beſtimmt, als Großmacht 
den Antheil an allen europäiſchen Angelegenheiten zu behaupten, als be— 
freundete Geſinnung zu bethätigen, hatte vielleicht auch die Aufgabe, über 
die ziemlich zahlreich in der Schweiz verſchlagenen, über den Untergang 
ihres Vaterlandes trauernden und von den fremden Herrſchern über das— 
ſelbe mit nicht unbegreiflichem Haſſe abgewendeten Polen, Aufſicht zu 
halten ). Von thätigem Eingreifen in innere Angelegenheiten der Kan— 
tone mit dem werkthätigen Antheil, den Capo d'Iſtria an ihren Einrich⸗ 
tungen genommen, zeigten neuere Merkmale ſich nicht. Bei den nicht 
zahlreichen geſchäftlichen Vorkommenheiten blieb die Sprache immer die— 
jenige des Wohlwollens. 

Beſondere befreundete Verhältniſſe, an denen Bern großen Antheil 
nahm, hatte die Schweiz zum Königreiche der vereinigten Niederlande 
(dieſer ephemeren Schöpfung der Politik, für welche England Ströme 
Bluts vergoſſen und Tonnen Geldes verſchwendet hatte). Nach dem 
Kriege bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts einen hervorragenden Zug 
ausmachten, hatten bereits die Generalſtaaten nähere Verbindungen mit 
den proteſtantiſchen Kantonen unterhalten und vom Anfange des 18. Jahr— 
hunderts hinweg von denſelben kapitulierte Truppen in Sold genommen, 
ein früher unterbrochenes, erſt im Jahr 1828 aufgehobenes Verhältniß. 

Die Stellung der Schweiz und diejenige, im beſondern, des Kantons 


) Gewagt und erfolglos war der ſonderbare Verſuch Laharpe's, auf die Meinung 
in der Schweiz einzuwirken, indem er in einem gedruckten Aufſatze den Widerſtand 
Polens als ein Ergebniß der Ränke und der Abſichten der polniſchen Ariſtokratie 
gegen die dem Volke günſtige Herrſchaft Rußlands darzuftellen ſich bemühte. Die ſchreib⸗ 
und rederüſtige Revolutionspartei folgte ihm indeſſen nicht auf dieſem etwas ſchlüpferigen 
Boden. 
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Bern zu dem Ausland ſchien alſo eine ganz befriedigende, als die Ereig— 
niſſe vom Jahr 1830 die allgemeine Erſchütterung hervorbrachten, unter 
welcher die ſeit 1815 gährende Unzufriedenheit fi) Luft machte. Daß 
eine ſolche Unzufriedenheit, ein allgemeines Mißbehagen beſtand, kann 
nicht wohl in Abrede geſtellt werden. Beſtimmte nähere Urſachen gab 
es allerdings allenthalb, wie zu allen Zeiten und unter allen menſchlichen 
Verhältniſſen. Ob ſie größere, dringendere geweſen ſeien, als früher 
(oder als fie es ſeither geblieben oder geworden find) wäre zu unter⸗ 
ſuchen um fo unnützer, da kein einzelnes Urtheil ſich als maßgebend gel- 
tend machen könnte. Was aber nicht in Abrede geſtellt werden kann, iſt 
der allgemeine Drang nach einer Neugeſtaltung der Grundlagen der 
bürgerlichen Geſellſchaft, das Dahinfallen der hergebrachten Einrichtungen 
und Bedingungen derſelben, welcher zu allgemeinem Durchbruche kam, 
als die Ereigniſſe in Frankreich denſelben verkündeten. Eine nahe Rück⸗ 
wirkung derſelben erfolgte in der Schweiz. Ein Kanton nach dem andern 
fiel derſelben anheim, mußte, wie verſchieden ſie auch unter ſich waren, 
ſeine Verfaſſung und ſeine Einrichtungen in ſogeheißener „fortſchrittlicher 
freiſinniger“ Richtung umgeſtalten, und, merkwürdig, zuletzt von allen, 
das wegen ſeines ariſtocratiſchen Ruf's verfehmte Bern. Die Geſchichte 
der, jetzt bald 40 Jahre nachher nicht zur Ruhe gebrachten, Verfaſſungs⸗ 
verſuche und Verfaſſungswirren gehört nicht hieher. Die Ueberzeugung 
der alten Erfahrungslehre ſcheinen ſie noch nicht wieder begründet zu 
haben, daß erſonnene Verfaſſungen nach vermeintklugen Prinzipien mit 
logiſcher Kunſt redigiert nicht viel anderes und beſſeres find als vorüber— 
gehende Verſuche. Haltbare Verfaſſungen — immerhin wie alles was 
von Menſchen kommt, vergänglich und fortwährender Nachhülfe bedürftig, 
allein doch in ihren Grundformen eine längere Dauer verheißend — 
macht die Erfahrung und die Geſchichte, und zur Erfahrung gehört Zeit, 
dieſelbe zu erwarten erheiſcht es Geduld. Mit der in unſern Tagen groß⸗ 
gewachſenen Ueberzeugung unübertrefflicher Ueberlegenheit bleibt für die 
Geduld nicht Raum. 

Infolge der durch die Juliustage rege gewordenen politiſchen Leiden⸗ 
ſchaften drohten, wie anderswo, im Kanton Bern, in welchem das neu 
vereinigte Bisthum Baſel'ſche Gebiet in widerſprechenden Gelüſten nach 
kantonaler Unabhängigkeit und confeſſioneller Umgeſtaltung vorangieng, 
Ausbrüche; im alten Kanton ſollten ſie zunächſt die Aufhebung der Zehnten 
und Bodenzinſe bewirken. Die Regierung forderte das geſammte Land 
auf, ſeine Beſchwerden und ſeine Wünſche kundzugeben. Die daherigen 
Eingaben enthielten eine Ueberzahl (mehr denn 600) der verſchiedenartig⸗ 
ſten Begehren. Denſelben oder auch nur dem kleinſten Theile derſelben 
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zu entſprechen, konnte im allgemeinen Intereſſe nicht verſucht werden und 
wäre auch bei dem innern Widerſpruche unter denſelben nicht möglich 
geweſen. Die unter ſich unvereinbaren Verlangen ſtrebten meiſt nach 
materiellen Erleichterungen oder Begünſtigungen. Unter dem Vorwande 
des Volkswunſches bargen ſich alle Beſtrebungen der Eitelkeit, der Selbſt⸗ 
ſucht und des Ehrgeizes. Der Vorderſatz aller Begehren lautete, es 
ſollen die Vorrechte, welche die Verfaſſung für die ehemals herrſchende 
Burgerſchaft von Bern vorbehalten hatte, als unverträglich mit einem 
gleichen Rechte Aller, dahinfallen. Die Juliustage hatten überall eine 
fieberhafte Erregung bewirkt, den Begriff obrigkeitlichen Rechts hinter die 
Anſprüche von Freiheit und Gleichheit zurückgeſetzt, und der obrigkeitlichen 
Gewalt ihre Grundlagen entzogen. Die öffentliche Ordnung ſchien, ohne 
den Schutz innerer Kraft, blos noch auf der Gewohnheit und dem mehr 
oder weniger feſtgehaltenen Begriffe ihrer Nothwendigkeit zu beruhen, 
und zu keiner Machtäußerung fähig. Als daher von allen Gegenden des 
Kantons die Nachrichten über die Anzeichen beginnender Anarchie ein⸗ 
trafen, und von Vorbereitungen zu bewaffnetem Aufbruche gegen die 
Hauptſtadt, nach dem Vorgeben Einiger, zum Zwecke die Aufhebung der 
Zehnten und die Bewilligung der geäußerten Wünſche zu erzwingen, nach 
dem unverhüllten Geſtändniſſe Anderer zu demjenigen einer großartigen 
Plünderung; als die Regierung kein Mittel mehr hatte, Störungen des 
öffentlichen Friedens und Gewaltausbrüchen entgegenzutreten, entſchloß 
ſie ſich zu Niederlegung ihrer Gewalt. Unterm 13. Jänner 1831 erklärte 
ſie ſich als blos proviſoriſch, nachdem ſie die Wahl eines Verfaſſungs⸗ 
raths, welcher das künftige Grundgeſetz für den Kanton entwerfen und 
dem Volke zur Genehmigung vorlegen ſollte, angeordnet hatte. Die neu— 
berathene Verfaſſung wurde durch eine ſogeheißene Volksabſtimmung, an 
welcher nicht die Hälfte der Stimmfähigen ſich betheiligte, angenommen, 
derſelben gemäß die neuen Wahlen angeordnet, und am 20. Oktober 1831 
erfolgte die Uebergabe der Geſchäfte an die neue Regierung, in welche 
mehrere einflußreiche Mitglieder der abtretenden nicht eintreten wollten, 
weil fie die ganze gegen die vorherige gerichtete Bewegung für eine ver- 
werfliche ungerechtfertigte hielten, eine Weigerung, welche vielerlei unvor⸗ 
hergeſehene und auch nachtheilige Folgen hatte. Zwei Mitglieder des 
Kleinen Raths, welche nach ihrem Ermeſſen nicht die ihnen gebührende 
Anerkennung gefunden hatten, traten als die oberſten in der neuen Ord- 
nung denſelben bei, und auf kurze Zeit ein drittes. Die neue Verfaſſung 
erreichte eine Dauer von 15 Jahren, während welcher ſich die Umgeſtal— 
tung der Schweiz aus einem Staatenbund in einen einheitlichen Bundes- 
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ſtaat vorbereitete, deſſen Verfaſſung auch bald Reviſionen erlitt, und fort⸗ 


während als derſelben bedürftig erklärt wird. 

Könnten die öffentlichen Zuſtände nach den auf dieſelben verwendeten 
Koſten beurtheilt werden, ſo müßten die errungenen von den früher beſtan⸗ 
denen ſich ſehr auszeichnen. Wie bemerkt, iſt an die Stelle eines öffentlichen 
fruchtbaren Vermögens eine ſehr anſehnliche Schuldenmaſſe getreten, und 
für die jährlichen öffentlichen Steuern mit Inbegriff der Gemeindslaſten 
hat der Bürger ganz nahezu an ein halbes Prozent ſeines Vermögens zu 
entrichten ). Ueber den Gang der öffentlichen Geſchäfte in neuerer Zeit 
ſind die Urtheile ſehr verſchieden, und wohl ſelten unparſeiſame oder hin⸗ 
länglich begründet. Im allgemeinen ſind ſie nicht eben günſtig; die Ruhe 
wird nicht geſtört, die öffentliche Ordnung wird reſpektirt; Anhänglichkeit 
an die beſtehenden Zuſtände, an die Einrichtungen und an die Behörden 
wird eben ſo ſelten geäußert, als laute Unzufriedenheit mit denſelben. 
Solche Verhältniſſe ſind erträglich, wenn auch nicht wünſchenswerth oder 
befriedigend. Wo es keine Rechte, kein Herkommen, keine Gewohnheit 
mehr giebt, welche von andern ausgeſchieden, hinwieder denſelben ent— 
ſprechend entgegenkommen, ſich damit verſtändigen müſſen, fällt auch die 
ausſchließliche Anhänglichkeit dahin, welche in einer kleinen Republik er⸗ 
forderlich iſt. Es läßt ſich daher leicht erklären, daß eine größere Gleich— 


gültigkeit gegen die öffentlichen Zuſtände mit der Gleichförmigkeit ein⸗ 


trittet, welche die beſondern Bedingungen und Merkmale eines eigenen 


„ 


für ſich beſtehenden Weſens aufhebt. Wenn nicht ein allgemeiner fieber⸗ 5 


hafter Zuſtand in der Zeitſtrömung und wenn nicht unvorhergeſehene 
überraſchende und aufregende Begebenheiten die Gemüther in Bewegung 
bringen, ſo gleiten ſie in der einſtweiligen Richtung weiter. Für manche 
iſt ungeachtet vieler laut und hoch empor gehaltenen Worte die Frage 
keine erledigte, ob die vorherrſchende Zeitmeinung eine der Ausſonderung 
der Völker und Staaten und ihrer eigenthümlichen Geſtaltung, oder aber 
einer unausgeſchiedenen Agglomeration nach Sprachen und Nationalitäten 
günſtige ſei. Was dabei ehemals nach dem Begriff von engerer Vater— 
landsliebe entſcheidend war, ſcheint heute in einen verlaſſenen Hintergrund 
gedrängt. Vielleicht läßt ſich die Frage, ſo allgemein geſtellt, nicht richtig 
beantworten. Bei ihrer nähern Anwendung auf die Schweiz treten uns 
Hinweiſungen auf Begünſtigung des einheitlichen Strebens im Widerſpruche 
mit den ansſchließlichen Zwecken einzelner Kantone entgegen; in neuer Zeit 
iſt vielleicht mit mehr Erfolg als früher die Sorge für den Geſammtſtaat 


4) In England beträgt die bis jetzt bekannte höchſte Steuer zu Kriegszeiten 10 % 
des Einkommens d. h. bei einem Ertrag von 5 % des Vermögens den zehnten Theil. 
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mit den nöthigen Rückſichten auf dieſe verbunden worden. Günſtige 
äußere Verhältniſſe haben gemeinſame Gefahren ferne gehalten. Ob im 
Augenblicke ernſter Prüfung opfermuthige und willige Hingebung an ein 
beſonderes Vaterland oder der Cosmopolitismus moderner Aufklärung 
überwiegen würde, wollen wir, gerne das Beſſere hoffend, zu beurtheilen 
uns nicht anmaßen. Ä 

In die Entwicklung des öffentlichen Lebens des ſchweizeriſchen Bun— 
desſtaats und ſeiner Beſtandtheile einzugehen, reicht weit über den Bereich 
der in dieſen Blättern enthaltenen Andeutungen hinaus. Nur aus einer 
vollſtändigen Darſtellung könnte ein Urtheil hervorgehen. In ſeinem Ge⸗ 
biete iſt eine in Vergleichung mit frühern Zuſtänden größere Thätigkeit 
unverkennbar. Eine große Zahl freiwilliger Vereine begleitet, unterſtützt 
oder auch ſtört zuweilen die Verrichtungen von Amtes wegen, während 
dieſe ſelbſt unendlich ſich vermehrt haben. Je größer die Zahl der Be⸗ 
amtungen wird, um jo ungenügender erzeigt ſie ſich gegenüber dem An- 
drange zu denſelben. Die freiwilligen Vereine verfolgen die verſchieden— 
artigſten Zwecke; ganz vornehmlich die Landesvertheidigung gegen mög— 
liche Gefahr von außen. Nicht in vollkommener Uebereinſtimmung mit 
dem Ausſpruche eines Wortführers aus der erſten Revolutionszeit: „Auf- 
klärung iſt beſſer als Reichthum“ (Ochs) wird beſonders nach Wohlſtand, 
allerdings einer Bedingung und eines großen Förderungsmittels von 
jener geſtrebt. Nützlichkeit iſt der Maßſtab des Werthes der Einrichtungen. 
Sehr allgemein wird daher die Erleichterung des Verkehrs angeſtrebt, 
und eben ſo die Ausbreitung des Schulunterrichts bis in die dürftigſten 
Hütten. Mit dem Zwecke einer nutzbringenden Anwendung desſelben 
verbleibt für den Glauben an Höheres wenig Raum, und Gleichgültigkeit 
hierin ſoll als Zeichen aufgeklärten mit der Zeit vorrückenden Geiſtes 
gelten. Mitten unter vielen äußern Bewegungen wird öfters, vielleicht 
nicht mit Unrecht über Ermattung und Ueberſättigung geklagt. Schöpfe⸗ 
riſche Kraft wird vermißt im Gebiete der Litteratur wie in demjenigen 
der Kunſt, während die Fertigkeit — die Technik — beſonders in der 
letztern merklich fortgeſchritten iſt. 

Keine der größern Mächte ſcheint dem Weltfrieden zu vertrauen. 
Unter Anſtrengungen, welche die Mittel erſchöpfen, die zu Erreichung 
bleibender Staatszwecke vorbehalten ſein ſollten, ſtehen die Völker Europa's 
in Waffen; und von einem Monat zum andern ſcheinen die bis auf die 
höchſt mögliche Zahl angeſchwellten Heermaſſen zu einem Kampfe bereit, 
welcher über die Geſtaltung unſeres Welttheils entſcheiden könnte, jeden— 
falls die Kräfte bis zur Erſchlaffung anſpannen müßte. Es erklärt ſich 
daher, daß die Wehranſtalten der Schweiz die Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
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nehmen. Nicht ſelten werden ſie günſtig beurtheilt, ja ſelbſt von einigen 
als muſtergültig dargeſtellt. Sie erfreut ſich, dem Anſchein nach ge— 
ſicherter, friedlicher und freundlicher Verhältniſſe mit ihren größern Nach⸗ 
barn. Eine wahrhaft neutrale, d. h. für Alle freundliche, unparteiſame 
Haltung ſcheint denſelben Befriedigung zu gewähren ohne erklärten An⸗ 
ſpruch auf nähere Verbindungen als diejenigen, welchen Handelsverträge 
oder andere ökonomiſche Beziehungen zu Grunde liegen. Mit Verfaſſungen 
ſind für die Schweiz und für ihre einzelnen Beſtandtheile viele Verſuche 
angeſtellt, es iſt denſelben eine große Wichtigkeit beigelegt worden. Für 
das allgemeine Wohl hat ſich allenthalb die Verwaltung wirkſamer und 
entſcheidender gezeigt, als die Verfaſſung. Möge Klugheit und Ent⸗ 
ſchloſſenheit in den ſchweizeriſchen Rathsſäälen vorherrſchen, wenn die 
friedlich günſtigen Zuſtände auf ihren Grenzen getrübt werden ſollten, 
und möge den Erinnerungen, auf welche die Schweizer ſich ſo gerne be— 
rufen, die Geſinnung zur Seite ſtehen, die in Treue, Kraft und Muth 
bewährt, in ihrer Geſchichte als Lebensbedingung hervorgetreten iſt. 
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Lauſanne. 
Neue Verfaſſung. Abzug der Franzoſen. Ausbruch. Unterwalden. Zürich. 
Aufhebung von Dolder. Oberland. Aargau. Angriff auf Bern. Kapi⸗ 
tulation und Abzug der 5 Allgemeiner Aufſtand. Standes⸗ 
commilfion . ; ; b ; ; i ; / . 169—177 


Zwölftes Kapitel: Die Volkserhebung von 1802. 
Rückzug der helvetiſchen Regierung nach Lauſanne. Bachmann, General. 
Kriegsereigniſſe. Rapp. Tagſatzung in Schwyz. Stimmung. Procla⸗ 
mation des erſten Conſuls. Helvetiſche Interims⸗Regierung. Charakter 
der Bewegung von 1802 N 5 5 W 0 i . 17-19 


Dreizehntes Kapitel: Die Conſulta in Paris 1803. 
Conſulta. Berniſche Abgeordnete. Die Grenzen Bern's. Vermittlung. 
Conſularaudienz vom 29. Jänner. Oekonomiſche Verhältniſſe. Liquidations⸗ 
commiſſion. Vermittlungsakte vom 19. Februar 1803. Abſchiedsaudienzen 
des Conſuls. Wahl der neuen Regierung. Politik des erſten Conſuls. 
Ergebniſſe 0 6 5 ; . : bn n l 2428712 192—212 


Seite. 
Vierzehntes Kapitel: Die Zeit der Mediationsakte (1803-1813). f 


Grundzüge der Verfaſſungen für die Kantone und den Bund. Die Media⸗ 
tionsregierung in Bern. Ihr Erfolg. Ruſſiſcher Feldzug. Einzug der 
Alliirten in die Schweiz. Ende der Mediationsverfaſſung 8 N . 212—229 
Fünfzehntes Kapitel: Von Erlöſchung der Mediationsverfaſſung 
bis zu dem Beſchluſſe des Wiener⸗-Congreſſes. 
Stellung von Bern vom 24. Dezember 1813 an. Beſchluß der Zürcher Tag— 
ſatzung vom 29. Dezember. Die Mächte. Berathung über den Bundes- 
vertrag. Der Wiener-Congreß. Ankunft Napoleon's in Frankreich . 229—251 


Sechszehntes Kapitel. 

Von der Landung Napoleon's in Frankreich bis zum Anſchluſſe des Bis⸗ 
thums Baſel an Bern. Wirkungen in der Schweiz. Bewaffnung und 
Stimmung. Verhältniß zu den Alliirten. Berückſichtigung beim Abſchluſſe 
des zweiten Pariſer Friedens ; 5 \ . . k 251—263 
Pierter Abſchnitt. Periode der ſogeheißenen Reſtauration. Bon 1815 

bis 1830. 
Siebenzehntes Kapitel: Bern's Stellung. 

Die Stadtangelegenheiten. Theurung. Ohmgeldſtreit. Retorſions-Concordat. 

Diocöſan⸗Verhältniſſe. Reformationsfeier. Militärkapitulationen . 264-276 
Achtzehntes Kapitel: Bern Vorort. 


Hinfall des Retorſions-Concordats. Congreß von Verona. Flüchtlinge und 
Fremdenpolizei. Preſſe. Aeußere Verhältniſſe. Rückblick 5 e 276-292 
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